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Editorial

Vor 10 Jahren wurde das Amt
eines Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und Me-
dien eingerichtet. Das hat der
Kulturpolitik des Bundes in der
Öffentlichkeit hohe Aufmerk-
samkeit eingetragen, obwohl
nicht vergessen werden sollte,
dass sich unter Bundeskanzler
Helmut Kohl das Engagement
des Bundes für die Kultur in
zuvor ungekannter Weise ver-
stärkt hatte, ohne dies eigens in
Form eines Kulturstaatsmi-
nisters zu institutionalisieren.
Und es besteht auch kein Zwei-
fel: Die Erwartungen auf eine
wesentlich intensivere Kultur-
förderung durch die Bundesre-
gierung, die viele aus dem Be-
reich von Kunst und Kultur mit
dieser neuen Einrichtung ver-
bunden haben, wurden in den
ersten Jahren nicht erfüllt, im
Gegenteil vielerorts machten
sich Frust und Enttäuschung
breit. Und auch als Bern Neu-
mann 2005 dieses Amt antrat,
hielt sich die Begeisterung in
Grenzen. Manche Feuilletons
warfen ihm sogar ein gebro-
chenes Verhältnis zu Kunst und
Kultur vor, obwohl seine Vor-
liebe für den Film und sein En-
gagement für die Filmförde-
rung allgemein bekannt war.

Diese Einschätzung hat sich
in den vergangenen drei Jahren
entscheidend geändert. Sein
Ansehen übersteigt zweifellos

das seiner Vorgänger, bis hin
zum „Chapeau“ des Deutschen
Kulturrates 2008. Das verdankt
Neumann nicht dem intellektu-
ellen Event und der Ankün-
digungspolitik, wie es sein Vor-
gänger Michael Naumann so
glänzend beherrschte, er glänzt
sicherlich auch nicht durch
jene philosophische Tiefe, die
die Person Julian Nida-Rüme-
lins kennzeichnet, aber er
glänzt durch entschiedenes po-
litisches Handeln. Er zeichnet
sich durch das aus, was einen
Kulturpolitiker auszeichnen
muss, nämlich immer wieder
und nachhaltig die Rahmenbe-
dingungen für Kunst und Kul-
tur zu verbessern. Auch 2008
ist es ihm wieder gelungen, den
Kulturhaushalt des Bundes für
2009 zu steigern, und das be-
deutet im Grundsatz, dass der
Bund zu einem immer gewich-
tigeren Faktor in der deutschen
Kulturpolitik wird, auch wenn
der Löwenanteil auch weiter-
hin von Ländern und Kommu-
nen getragen wird. Aber wäh-
rend die Ausgaben für Kultur
bei Ländern und Kommunen
insgesamt zurückgegangen
sind, steigt der Bundeshaushalt
von Jahr zu Jahr. Und das ist
sicher auch der Bundeskanzle-
rin zu verdanken, die immer
wieder für die Bedeutung von
Kunst und Kultur eintritt und
dies auch öffentlich dokumen-

tiert: Ihr Besuch im Goethe-
Institut war ein vielbeachtetes
Zeichen.

2007 und 2008 ist vieles auf
den Weg gebracht worden:
2007 wurde die Reform des
Gemeinnützigkeitsrechts abge-
schlossen, das Künstlersozial-
versicherungsgesetz novelliert
und der so genannte zweite
Korb „Urheberrecht in der In-
formationsgesellschaft“ unter
Dach und Fach gebracht. Auch
in der deutschen Ratsprä-
sidentschaft in der ersten Jah-
reshälfte 2007 wurden wichti-
ge kulturpolitische Initiativen
eingeleitet, die dazu führten,
dass der EU-Ministerrat in der
zweiten Jahreshälfte eine EU-
Kulturagenda verabschiedete
und sich damit erstmals zu ei-
ner Kulturpolitik der Europäi-
schen Union bekannte. Nicht
vergessen sei auch das Jahr der
Geisteswissenschaften, und ein
kulturpolitischer Höhepunkt
war sicher die Vorlage der
Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages „Kul-
tur in Deutschland“ im Dezem-
ber 2007.

Auch 2008 sind im Zusam-
menspiel von Bundeskulturpo-
litik und Parlament wichtige
Vorhaben auf die Schiene ge-
setzt worden, deren Realisie-
rung man so rasch nicht erwar-
tet hätte, insbesondere in der
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Denkmal- und Erinnerungs-
politik. So gelang es der Bun-
desregierung, das Gedenkstät-
tenkonzept von 1998 im poli-
tischen Konsens fortzuschrei-
ben und gleiches gilt auch für
das im Koalitionsvertrag an-
gedachte „sichtbare Zeichen“,
das jetzt begonnen wird, ver-
wirklicht zu werden. Oder das
Freiheits- und Einheitsdenk-
mal, auf dessen künstlerische
Realisierung man gespannt
sein darf. Man mag im Zwei-
fel sein, ob es eines Computer-
spielpreises bedarf, aber da der
Aufenthalt in virtuellen Welten
immer mehr zum Normal-
verhalten unserer Kinder und

Anton Pfeifer
Staatsminister a.D.
Stv. Vorsitzender der
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

Jugendlichen gehört, ist eine
öffentlich wirksame Unter-
scheidung von „gut“ und
„schlecht“ gerade für Eltern
hilfreich. Schließlich sei her-
vorgehoben, dass im Zusam-
menwirken von Bundeskanzle-
rin und Bundesaußenminister
auch die auswärtige Kulturpo-
litik, die in den Jahren der rot-
grünen Koalition unter Außen-
minister Fischer erheblich ge-
litten und an finanzieller und
real politischer Bedeutung ver-
loren hatte, wieder ihren ent-
sprechenden Stellenwert be-
kommen hat. Die Kulturpolitik
der Großen Koalition ist als er-
folgreich zu bewerten und sie

trägt in vielen Bereichen deut-
lich die Handschrift der CDU/
CSU. Das sollte uns ermuntern,
sie im Wahljahr 2009 zu einem,
zu „unserem“ Thema zu ma-
chen und die Erfolge auch
deutlich herausstellen. Wir er-
reichen damit Multiplikatoren,
die uns solche Erfolge in der
Vergangenheit nicht zugetraut
haben.
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Berichte aus der Kulturpolitik
Berichtszeitraum Oktober 2007 bis Dezember 2008

a) Anträge

Errichtung eines Freiheits-
und Einheits-Denkmals
(6. November 2007; Antrag
zus. mit der SPD- und der
FDP-Fraktion)

Der Deutsche Bundestag wolle
beschließen:

1. Die Bundesrepublik Deutsch-
land errichtet in Erinnerung an
die friedliche Revolution im
Herbst 1989 und an die Wieder-
gewinnung der staatlichen Ein-
heit Deutschlands ein Denkmal
der Freiheit und Einheit
Deutschlands, das zugleich die
freiheitlichen Bewegungen und
die Einheitsbestrebungen der
vergangenen Jahrhunderte in
Erinnerung ruft und würdigt.

2. Das Denkmal soll in der Mit-
te Berlins errichtet werden. Die
Bundesregierung wird aufgefor-
dert, gemeinsam mit dem Senat
von Berlin einen dafür geeigne-
ten Ort vorzuschlagen.

3. Das Denkmal soll im Jubilä-
umsjahr 2009 errichtet werden.

4. Die Bundesregierung wird
aufgefordert, unter Mitwirkung
der Initiatoren des Denkmal-
projekts, der Deutschen Gesell-
schaft e. V., eine Konzeption für
dieses Denkmal als Vorlage für
den Deutschen Bundestag zu er-
stellen. Der Deutsche Bundestag

entscheidet über das finanzielle
Volumen und die Ausschreibung
eines Wettbewerbes zur künstle-
rischen Gestaltung des Denk-
mals. Konzeption wie Wettbe-
werbsergebnis sollten öffentlich
diskutiert werden.

Computerspielepreis
(12. November 2007; zus. mit
der SPD-Fraktion)
Antrag (zus. mit der SPD-
Fraktion)

Wertvolle Computerspiele
fördern, Medienkompetenz
stärken

Der Deutsche Bundestag wolle
beschließen:

I. Der Deutsche Bundestag
stellt fest:

Computerspiele einschließlich
anderer interaktiver Unter-
haltungsmedien (Video-/Konso-
len-, Online- und Handyspiele)
haben in den letzten Jahren kon-
tinuierlich an Bedeutung gewon-
nen. Sie sind in Deutschland
wirtschaftlich, technologisch,
kulturell und gesellschaftlich zu
einem wichtigen Einflussfaktor
geworden. Mit dieser Entwick-
lung ist eine multimediale Spie-
lekultur entstanden, die Aus-
druck in der vermehrten Nut-
zung von Computerspielen und
anderen interaktiven Unter-

haltungsmedien findet. Stattdes-
sen haben zunehmend unabhän-
gig vom Alter immer mehr Spie-
lerinnen und Spieler aus allen
Bevölkerungsgruppen Anteil
daran.

Computerspiele transportieren
gesellschaftliche Abbilder und
thematisieren eigene kulturelle
Inhalte. Sie werden damit zu ei-
nem bedeutenden Bestandteil
des kulturellen Lebens unseres
Landes und sind prägend für
unsere Gesellschaft.

Sowohl im Hinblick auf den
weltweiten Umsatz von rund 30
Milliarden Euro als auch den
Umsatz von rund 2 Milliarden
Euro in Deutschland liegt der
Computer- und Videospielsoft-
ware-Markt inzwischen mit an-
deren Medienzweigen wie der
Musik- oder der Filmindustrie
auf einem ähnlich hohen Niveau
oder zum Teil bereits darüber.
Die Branche ist ein wichtiger
Bestandteil der Kultur- und
Kreativwirtschaft, gibt technolo-
gisch wertvolle Impulse für den
audiovisuellen Sektor und be-
sitzt für die Zukunft ein großes
Innovations- und Wachstumspo-
tenzial. In der Studie „Interakti-
ve Inhalte und Konvergenz“ der
EU-Kommission wird ein
Wachstum von über 400 Prozent
für kreative Online-Inhalte bis
2010 prognostiziert. Als wichti-
ger Standort für Kultur- und
Kreativwirtschaft profitiert auch
Deutschland von diesen Ent-
wicklungen. Während Deutsch-
land sowohl in Europa als auch
international zu den umsatz-
stärksten Ländern für Computer-
spiele gehört, haben nur wenig
Produkte des internationalen
Marktes ihren Ursprung in
Deutschland. Momentan werden
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von den in Deutschland gekauf-
ten PC-Spielen nur zehn Prozent
auch tatsächlich in Deutschland
entwickelt, bei Konsolenspielen
fällt die Anzahl mit zwei Prozent
noch geringer aus. Länder wie
Frankreich, Kanada, Korea oder
die Skandinavischen Staaten
verzeichnen durch Förderung
von Computerspielen mittels
kultureller oder wirtschaftlicher
Instrumente bereits Erfolge. Vor
diesem Hintergrund begrüßt der
Deutsche Bundestag Bestrebun-
gen einzelner Bundesländer, mit-
tels eigener wirtschaftlicher
Förderprogramme die Compu-
terspielbranche zu unterstützen.
Neben einer häufig unzureichen-
den Kapitalausstattung und
Entwicklungskapazität gibt es in
Deutschland jedoch generelle
Defizite im infrastrukturellen
Bereich. Dies wiegt umso
schwerer, als der Markt der in-
teraktiven Medien überwiegend
ein internationaler Markt ist. Die
Produktionskosten für Spiele in
der höchsten Qualitätsstufe er-
fordern Produktionsbudgets in
zweistelliger Millionhöhe und
Entwicklungsstudios mit einer
hohen Personaldichte – eine
Rückführung solch hoher Inve-
stitionen ist nur über eine inter-
nationale Ausrichtung möglich.

Die mangelnde Partizipation
deutscher Produzenten und An-
bieter am Wachstumsmarkt hat
neben wirtschaftlicher auch kul-
turelle Bedeutung, da den Pro-
dukten aus Asien und den USA
ein anderer kultureller Kontext
zu Grunde liegt als denen aus
Deutschland/Europa. So werden
in Deutschland vorwiegend Stra-
tegie- oder Sportspiele herge-
stellt. Daher sollten, aus wirt-

schaftlichen wie kulturellen
Gründen, die Bedingungen für
die Entwicklung von interakti-
ven Unterhaltungsmedien in
Deutschland verbessert und in-
teraktive Unterhaltungsmedien
mit deutschem/europäischem
kulturellem Hintergrund geför-
dert werden.

Aus kultureller, technologi-
scher als auch wirtschaftlicher
Sicht liegen in der Unterstützung
von Computerspielen auch für
Deutschland besondere Mög-
lichkeiten. Im Oktober 2007 hat
der Beauftragte der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien
auf Aufforderung des Deutschen
Bundestages „Überlegungen zur
Förderung von qualitativ hoch-
wertigen interaktiven Unter-
haltungsmedien wie Computer-
und Videospiele“ (BT-Drs. 16/
[noch zu vergeben]) vorgelegt.
Darin werden verschiedene
Maßnahmen vorgeschlagen, die
in einer konzertierten Aktion von
Publishern, Spielentwicklern,
Einzelhandel und Politik getrof-
fen werden sollen. Das Zusam-
menwirken von Wirtschaft und
staatlichen Institutionen soll in
Form eines klassischen Public-
Private-Partnership ausgestaltet
werden. Auf diese Weise können
die gemeinsamen Ziele – grund-
legende Verbesserung der Ak-
zeptanz des Mediums, Vermitt-
lung von Medienkompetenz,
Stärkung des Produktionsstand-
ortes Deutschland und Verbesse-
rung des Angebots an qualitativ
hochwertigen interaktiven Un-
terhaltungsmedien, speziell mit
deutschem/europäischem kultu-
rellem Hintergrund – optimal
verfolgt und erforderliche Maß-
nahmen getroffen werden.

Der Deutsche Bundestag be-
grüßt die geplante Errichtung
einer Stiftung für interaktive
Unterhaltungsmedien, die u.a.
öffentlich aufzeigen soll, welche
Chancen interaktive Unter-
haltungsmedien bieten. Es er-
scheint lohnend, die Vielfalt des
Angebots qualitativ hochwerti-
ger interaktiver Unterhaltungs-
medien, speziell auch mit deut-
schem und europäischem kultu-
rellem Hintergrund, durch geeig-
nete Öffentlichkeitsarbeit zu för-
dern und sich bei Erfolg verspre-
chenden Entwicklungskonzep-
ten in diesem Bereich um Kapi-
tal für aufwändige und risiko-
behaftete Entwicklungen von
Prototypen zu bemühen.

Darüber hinaus spricht sich
der Deutsche Bundestag dafür
aus zu prüfen, welche bereits
existierenden Programme der
Bundesregierung für die Förde-
rung von interaktiven Unter-
haltungsmedien, genutzt werden
könnten. Die Multimedia-
Technologieförderung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft
und Technologie (BMWi), das
im März 2007 veröffentlichte
Förderprogramm „IKT 2020 –
Forschung für Innovationen“
oder die „Innovationsoffensive
Informations- und Kommunika-
tionstechnologie (IKT)“ des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung (BMBF) sind in
diesem Zusammenhang zu nen-
nen. Auf europäischer Ebene
gibt es, obwohl verschiedene
Länder der Europäischen Union
bereits individuelle Förderinstr-
umente in diesem Bereich ha-
ben, bisher nichts Vergleichba-
res oder auch Gemeinsames. Ins-
besondere mittels des zentralen
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Förderprogramms der Europäi-
schen Union im audiovisuellen
Sektor (MEDIA 2007), welches
noch bis 2013 läuft, könnte die
Förderung des Bereiches
Computerspiele gewinnbringend
sein.

Die Entwicklung von Com-
puterspielen, ein Feld, in dem
traditionell bisher eher Designer
tätig waren, gewinnt für Künst-
ler insgesamt als Arbeitsfeld an
Bedeutung. Die Spiele nähern
sich zunehmend dem Genre
Film an, was dazu führt, dass
immer mehr Aufträge an Kom-
ponisten, Musiker und Autoren
vergeben werden. Dies wirkt
sich zum einen positiv auf die
Qualität der Spiele aus, zum an-
deren wird damit ein wichtiges
Arbeitsfeld für Künstler er-
schlossen. Auch aus diesem
Grund ist zu überlegen, ob beste-
hende Förderprogramme im au-
diovisuellen Bereich insbeson-
dere auf europäischer Ebene eine
entsprechende Erweiterung er-
fahren sollten.

Besonders auch hinsichtlich
einer verbesserten Medienkom-
petenz bietet die Förderung von
Computerspielen eine wichtige
Chance. Durch die Unterstüt-
zung wertvoller Inhalte können
vermehrt Spiele in das öffentli-
che Interesse rücken, die quali-
tativ hochwertig, pädagogisch
wertvoll und gesellschaftlich er-
wünscht sind. Eine öffentliche
Förderung kann die Vorteile ei-
ner positiv besetzten Medien-
kompetenzvermittlung deutlich
machen und trotzdem die Ver-
antwortung jedes Einzelnen her-
ausstellen. Die Prämierung von
Spielen gibt in diesem Sinne
wichtige Empfehlungen und
Hinweise für Nutzer.

Der Deutsche Bundestag spricht
sich aus diesen Gründen für die
verstärkte Förderung qualitativ
hochwertiger sowie kulturell
und pädagogisch wertvoller
Computerspiele aus.

II. Der Deutsche Bundestag
fordert die Bundesregierung
auf,

1.  die von der Bundesregierung
in ihrem vorgelegten Bericht
(BT-Drs. 16/[noch zu vergeben])
aktuell vorgesehenen Maßnah-
men zeitnah umzusetzen, mit der
danach vorgesehenen Förderung
von qualitativ hochwertigen
Computerspielen gleichzeitig
Maßstäbe für die durch dieses
Medium vermittelten Inhalte zu
setzen und damit auch Impulse
für Medienkompetenz zu liefern;

2. zu diesem Zweck die Zusam-
menarbeit der beteiligten Res-
sorts der Bundesregierung Kul-
tur und Medien, Wirtschaft und
Technologie sowie Bildung und
Forschung zu intensivieren,

3. zu prüfen, ob im Rahmen des
Förderprogramms der Europäi-
schen Union im audiovisuellen
Bereich (MEDIA 2007) eine ge-
meinsame europäische Förde-
rung von qualitativ hochwerti-
gen Computerspielen möglich
ist, und sich für eine entspre-
chende Finanzausstattung des
MEDIA-Programms einzuset-
zen,

4. zeitnah einen Preis für quali-
tativ hochwertige sowie kulturell
und pädagogisch wertvolle

Computerspiele zu initiieren und
diesen sowie dessen Finanzie-
rung unter Beteiligung der Wirt-
schaft zu realisieren,

5. für die Einrichtung eines sol-
chen Deutschen Computerspie-
lepreises folgende Kerninhalte
zu berücksichtigen:

 - Der Computerspielepreis soll-
te in der Verantwortung der Bun-
desregierung in Zusammenar-
beit mit einer unabhängigen Jury
ähnlich wie beim Deutschen
Filmpreis einmal im Jahr verge-
ben werden

 - Die einzusetzende unabhängi-
ge Jury sollte aus Computer-
spielen auswählen, die in
Deutschland produziert wurden,
sich dabei jedoch nicht nach de-
ren kommerziellem Erfolg, son-
dern in erster Linie nach inhalt-
lichen Kriterien richten. Der für
das Medium zentrale Aspekt der
technischen Qualität sollte eben-
falls eine, wenn auch nur sekun-
däre, Rolle spielen.

 - Bei der Preisvergabe sollten
verschiedenen Kategorien be-
dacht werden, um unterschied-
liche Anreize setzen zu können.
Dabei sollten auch Spielkonzep-
te des Nachwuchsbereichs be-
rücksichtigt werden, die nicht in
Firmenzusammenhängen ste-
hen.

 - Die Preisgelder sollten an die
Entwickler der prämierten Com-
puterspiele ausgegeben werden,
mit der Maßgabe, sie für die
Entwicklung weiterer qualitativ
und pädagogisch wertvoller
Spiele zu verwenden.
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Wiedererrichtung des Berli-
ner Schlosses – Bau des
Humboldt-Forums im
Schlossareal Berlin – Rekon-
struktion der historischen
Fassaden sicherstellen
(12. Dezember 2007; zus. mit
der SPD-Fraktion)

Der Deutsche Bundestag wolle
beschließen:

Der Deutsche Bundestag
stellt fest:

1.1
Mit Beschluss der Bundesregie-
rung vom 4. Juli 2007 über die
Entwicklung des Berliner Schloss-
areals wurde ein wichtiger
Schritt zur Umsetzung der Bun-
destagsbeschlüsse zur histori-
schen Mitte Berlin vom 4. Juli
2002 (BT-Drs. 14/9660) und
vom 13. November 2003 (BT-
Drs. 15/2002) vollzogen. Mit der
Festlegung zur Errichtung einer
Kuppel im Bereich des ehema-
ligen Hauptportals als Vorgabe
des Bauherrn im Rahmen des
internationalen Realisierungs-
wettbewerbs wird die Idee der
Beschlusslage des Deutschen
Bundestages in geeigneter Wei-
se aufgegriffen.

Der Deutsche Bundestag be-
grüßt, dass die Bundesregierung
die Projektrealisierung mit dem
überarbeiteten Entwurf des Be-
bauungskonzeptes forciert hat.
Das kulturelle Nutzungskonzept
passt sich an die erfolgreiche
Entwicklung des umliegenden
Areals der Museumsinsel an und
berücksichtigt auch die geforder-
te kommunikativ-gesellschaftli-
che Nutzung. Die mit der fort-
schreitenden Wiederherstellung
und Erweiterung der Museums-

insel verbundene nationale und
internationale Aufmerksamkeit
für die historische Mitte Berlins
muss für eine zügige Entwick-
lung des Schlossareals genutzt
werden. Durch die Neubebau-
ung des Berliner Schlossareals
entsteht ein Zentrum der kultu-
rellen Begegnung und des Dia-
logs zwischen den Kulturen der
Welt und der Wissenschaft von
nationaler und internationaler
Bedeutung. Mit der Auslobung
des internationalen Realisie-
rungswettbewerbs zum „Wie-
deraufbau des Berliner Stadt-
schlosses“ wird der bedeutend-
ste nationale Kulturbau für die
künftigen Jahre in Angriff ge-
nommen und werden weitere
Entscheidungsgrundlagen für
diesen Bau im Zentrum der Bun-
deshauptstadt geschaffen.

Die Wiedererrichtung des Ber-
liner Schlosses und damit der
Bau des Humboldt-Forums wer-
den die Weltkulturen in das Zen-
trum der deutschen Hauptstadt
holen und in den Dialog mit den
europäischen Kulturen auf der
Museumsinsel bringen. Dieses
anspruchsvolle Konzept ist der
inhaltliche Kern der Wettbe-
werbsauslobung. Die historische
Mitte Berlins wird sich zu einem
repräsentativen Schaufenster von
Geschichte und Kultur entwik-
keln.

Die Bundesrepublik nimmt
somit die historische Chance
wahr, in der Mitte der Hauptstadt
ein zukunftsweisendes Signal
ihres kulturellen Selbstverständ-
nisses zu setzen. Es unterstreicht
die Identität Deutschlands als
Kulturnation in ihrer Weltoffen-
heit als Vermittler von Kunst und
Kultur.

Mit dem Vorschlag der Exper-
tenkommission, das neu zu er-
richtende Gebäude auf dem
Berliner Schlossplatz zu einem
kulturellen Schwerpunkt der
Stadt zu machen, erfuhr die De-
batte zur Neugestaltung des
Schlossplatzes die entscheiden-
de Nutzungsidee. Der geplante
Bau des früheren Schlosses mit
seinen Barockfassaden erhält als
Schaufenster der Weltkulturen
und der Wissenschaftsgeschichte
im Geiste Alexander von Hum-
boldts mit dem Namen „Hum-
boldt-Forum“ eine zeitgemäße
Bestimmung. Mit dem Umzug
der außereuropäischen Samm-
lungen des Ethnologischen und
des Asiatischen Museums aus
Dahlem in das Zentrum der
Hauptstadt werden die welt-
bedeutenden Berliner Sammlun-
gen außereuropäischer Kunst
auch international in den Focus
gerückt.

Die Kulturen der Welt im zu-
künftigen Humboldt-Forum tre-
ten durch den stadträumlichen
Bezug zu den Zeugnissen euro-
päischer Kunst und Kulturge-
schichte auf der Museumsinsel
in einen erfahrbaren und
bewussten Dialog. Ergänzt
durch wechselnde Sonderaus-
stellungen der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin und fünf Kern-
bereiche der Zentral- und Lan-
desbibliothek zu Berlin entsteht
so auf prominentem Raum eine
gelungene Konzentration von
Kunst und Kultur, wie sie nur
selten in den Metropolen der
Welt vorkommt.

Das Humboldt-Forum im Ber-
liner Schloss wird den Mittel-
punkt der deutschen Hauptstadt
bilden. Die inhaltliche Ausge-
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staltung muss beispielhaft und
zukunftsweisend sein, denn sie
ist die eigentliche Sinnstiftung
des Neubaus.

1.2.
Unter Berücksichtigung des ver-
bindlich zu erbringenden
Spendenaufkommens und des
zugesagten Finanzierungsanteils
des Landes Berlin ergibt sich im
Hinblick auf die vom Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bun-
destages verbindlich festgesetz-
te Kostenobergrenze in Höhe
von 552 Millionen Euro für das
Projekt ein vom Bund zu finan-
zierender Betrag in Höhe von
440 Millionen Euro.

Der Deutsche Bundestag be-
grüßt das Ziel der privaten Initia-
tiven zur finanziellen Unterstüt-
zung der Rekonstruktion der hi-
storischen Fassaden 80 Millio-
nen Euro durch Spenden beizu-
tragen und sieht in einem brei-
ten bürgerschaftlichen Engage-
ment eine Bestätigung seiner
grundlegenden Beschlussfas-
sung aus dem Jahr 2002.

Der Deutsche Bundestag
fordert die Bundesregierung
auf:

1. dem Realisierungswettbewerb
ein international offenes Bewer-
berverfahren vorzuschalten, um
durch die Vorauswahl sicherzu-
stellen, dass sich ein ausgewo-
genes Bewerberfeld qualifizier-
ter Architekten und Architektin-
nen, die mit der Errichtung ei-
nes kulturellen Großprojektes im

historischen Kontext vertraut
sind, der Aufgabe annimmt.

2. parallel gem. § 7 BHO zu prü-
fen, wieweit das Projekt zur
Durchführung in öffentlich pri-
vater Partnerschaft geeignet ist
und den Deutschen Bundestag
zeitnah über die Ergebnisse zu
unterrichten.

3. die Einhaltung der durch den
Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages verbindlich
festgesetzten Kostenobergrenze
für das Projekt in Höhe von 552
Millionen Euro sicherzustellen.

Planungs- und Baurisiken sind
innerhalb des zur Verfügung ste-
henden Budgets durch Einspa-
rungen aufzufangen und sollen
u. a. durch ein qualifiziertes Pro-
jektmanagement ausgeschlossen
werden.

4. bei der Durchführung des in-
ternationalen Realisierungs-
wettbewerbs die Rekonstruktion
der historischen Außenfassaden
Süd, West und Nord sowie der
drei historischen Barockfassa-
den des Schlüterhofes als ver-
bindliche Gestaltungsvorgaben
strikt einzuhalten.

5. bei der städtebaulichen Ge-
staltung des ehemaligen Schloss-
areals in der Berliner Mitte weit-
gehend auf den historischen
Stadtgrundriss zurückzugreifen.
Die architektonische Gestaltung
des auf dem Schlossareal ge-
planten Gebäudes muss der kul-
turellen Nutzung des Humboldt-
Forums ebenso wie der histori-
schen Bedeutung des Ortes ge-
recht werden. Es ist ein Ort zu
gestalten, an dem dessen Ge-
schichte erlebbar wird.

6. den Deutschen Bundestag
über das Ergebnis des internatio-
nalen Realisierungswettbewerbs
vor der Beauftragung der Pla-
nung im Jahr 2008 zu unterrich-
ten sowie ein aktualisiertes de-
tailliertes Finanzierungskonzept
für das Projekt vorzulegen, das
der Zustimmung der zuständigen
Ausschüsse des Deutschen Bun-
destages bedarf.

7. zu prüfen, ob zur Finanzierung
auch die Ausprägung einer
Sondermünze bzw. auch die Ge-
nehmigung einer Schlosslotterie
beitragen kann.

8. die Aktivitäten der privaten
Initiative und die Akquirierung
von Spenden zur Wiederherstel-
lung der historischen Fassaden
intensiv zu unterstützen, um de-
ren Realisierung innerhalb des
geplanten Bauablaufes sicherzu-
stellen.

9. mit einer Einbeziehung von
Vertretern privater Initiativen als
Sachverständige in die Jury de-
ren Engagement zum Wieder-
aufbau des Berliner Schlosses zu
würdigen und somit das Ein-
werben der erwarteten Spenden
zu unterstützen.

10. mit dem Land Berlin einen
Vertrag über dessen Nutzungs-
und adäquaten Finanzierungsan-
teil abzuschließen, der auch eine
Selbstverpflichtung des Landes
Berlin für eine aktive Unterstüt-
zung der privaten Spendenfinan-
zierung der historischen Fassa-
den beinhaltet.

Berlin, den 12. Dezember 2007
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Reformationsjubiläum 2017
als welthistorisches Ereignis
würdigen
(26.Juni 2008 zus. mit der
SPD-Fraktion)

Der Deutsche Bundestag
wolle beschließen:

I. Der Deutsche Bundestag
stellt fest:

Der 500. Jahrestag des „Thesen-
anschlags“ Martin Luthers an
der Schlosskirche zu Wittenberg,
der Ausgangspunkt für die Re-
formation war, ist für die Bun-
desrepublik Deutschland in reli-
giöser, kulturgeschichtlicher und
letztendlich auch in touristischer
Hinsicht von herausragender Be-
deutung.

Die Reformation, als ein zen-
trales Ereignis in der Geschich-
te des christlich geprägten Eu-
ropas, hat die Entwicklung eines
Menschenbildes gefördert, das
von einem neuen christlichen
Freiheitsbegriff maßgeblich be-
einflusst wurde. Sie war wich-
tig für die Ausbildung von Ei-
genverantwortlichkeit und die
Gewissensentscheidung des Ein-
zelnen. Damit konnten sich die
Aufklärung, die Herausbildung
der Menschenrechte und die
Demokratie entwickeln. Durch
die Reformation wird bis heute
das religiöse Leben und die kul-
turelle Entwicklung in Musik,
Kunst und Literatur entschei-
dend mitgeprägt. Die Luther-
Übersetzung der Bibel ins Deut-
sche war zum Beispiel für die
Entwicklung und Verbreitung
der deutschen Sprache von we-
sentlicher Bedeutung.

Als besondere touristische At-
traktionen sind zentrale Luther-

stätten, wie z.B. das Augustiner-
kloster in Erfurt, die Lutherge-
denkstätten in den Lutherstädten
Eisleben und Wittenberg sowie
die Wartburg bei Eisenach welt-
weit bekannt. Letztere wurden
zum UNESCO-Weltkulturerbe
der Menschheit erklärt. Die Lu-
thergedenkstätten sind von der
UNESCO-Kommission unter
Schutz gestellt worden, da sie
„einen bedeutsamen Abschnitt in
der menschlichen Geschichte
repräsentieren und als authenti-
sche Schauplätze der Reforma-
tion von außergewöhnlicher uni-
verseller Bedeutung sind“.

Neben den Lutherstätten sind
viele weitere Orte aus dem Le-
ben Luthers, wie unter anderem
Augsburg, Coburg, Eisenach,
Erfurt, Leipzig, Mansfeld-Lu-
therstadt, Marburg, Möhra,
Nürnberg, Schmalkalden, Tor-
gau, Worms sowie Kirchenbau-
ten, die kulturgeschichtlich mit
der Reformation in Verbindung
stehen, starke Besuchermagnete.
Zum Reformationsjubiläum ist
mit einem erhöhten nationalen
und internationalen Besucher-
aufkommen zu rechnen. Nach
Einschätzung der Deutschen
Zentrale für Tourismus (DZT)
wird durch die Lutherdekade
2008–2017 und das Reforma-
tionsjubiläum das Kulturreise-
land Deutschland im internatio-
nalen Wettbewerb weiter ge-
stärkt. Deutschland steht als Kul-
turreiseziel der Europäer mittler-
weile auf Rang zwei hinter
Frankreich. Laut European Tra-
vel Monitor IPK International
sind 2006 ca. 180.000 Reisen aus
religiösen Motiven aus anderen
Ländern Europas nach Deutsch-
land unternommen worden. Un-
ter den weltweit ca. 400 Mio.

Protestanten, darunter ca. 70,2
Mio. Lutheranern, identifiziert
die DZT ein hohes touristisches
Potenzial. Martin Luther bietet
mit seiner Persönlichkeit und mit
seinem Werk als Reformator und
Wissenschaftler vielfache An-
knüpfungspunkte für Kulturinte-
ressierte, religiöse Gruppen und
Vertreter von Kirchen und Uni-
versitäten. Für die Reisenden
ist der Besuch der authentischen
Orte von besonderer Bedeutung.
Die DZT wird die Wort-Bild-
marke „Luther 2017 – 500 Jah-
re Reformation“ als markt-
spezifisches Jahresthema in ih-
rer Vermarktung des Reiselandes
Deutschland verwenden. Seitens
der DZT wurden zur Internatio-
nalen Tourismus Börse (ITB)
2008 die deutschen Städte mit
Lutherbezug, die entsprechen-
den Landesmarketingorganisa-
tionen, die Evangelische Kirche
Deutschlands (EKD) sowie Ver-
treter des Ausschusses für Tou-
rismus des Deutschen Bundes-
tages zu einer ersten Sitzung des
„Arbeitskreises Luther-Touris-
mus“ eingeladen, um sich über
die Inhalte und Vermarktungs-
strategien der Lutherdekade und
des Reformationsjubiläums
2017 auszutauschen.
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b) Reden und
Presseerklärungen

Schlussbericht der Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“

Kultur ist das, was von einer
Gesellschaft bleibt
(Gitta Connemann, MdB,
Vorsitzende der Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“ [Auszug])

Unser Land bietet eine beispiel-
lose kulturelle Vielfalt, um die
wir in der Welt beneidet werden.
Die Zahlen sprechen für sich:
mehr als 150 Opernhäuser und
Theater, mehr als 6 000 Museen,
unzählige Bibliotheken, Musik-
schulen, ein Netz von Kunst-
hochschulen, viele Millionen
Bürgerinnen und Bürger, die sich
in Chören, Kulturvereinen und
Musikkapellen vor Ort und in
den Ländern engagieren.

Ich sage bewusst: in den Län-
dern. Nicht nur deshalb wurde
mehr als einmal die kritische
Frage gestellt, warum sich eine
Kommission des Deutschen
Bundestages mit diesem Thema
befasst. Denn immerhin wurde
im Zuge der Föderalismus-
reform die ausschließliche Zu-
ständigkeit der Länder auf die-
sem Gebiet bestätigt. Wir erken-
nen diese überwiegende Verant-
wortung für die staatliche Kul-
turförderung an. Aber wir erken-
nen auch eine Gesamtverantwor-
tung, weil der Bund als Gesetz-
geber für viele Rechtsgebiete
zuständig ist, die unmittelbar
Kunst- und Kulturschaffende
betreffen, vom Urheberrecht
über das Vereinsrecht bis zum
Sozialversicherungsrecht. Wir,

die Mitglieder der Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“, skizzieren in die-
sem Bericht die Grundzüge ei-
ner nationalen Kulturpolitik, im
Wissen und in der Verantwor-
tung um die Bedeutung von Kul-
tur für unsere Gesellschaft; denn
Kultur ist mehr als lebenswert.
Kultur gibt mehr als Identität.
Kultur ist das, was von einer
Gesellschaft bleibt.

Die Steuerdebatten dieser
Tage werden in 50 Jahren ver-
gessen sein, nicht aber die künst-
lerischen Leistungen dieser Zeit.
Kultur ist deshalb nicht nur Or-
nament, sondern das Fundament,
auf dem unsere Gesellschaft
steht und auf dem sie aufbaut.

Die Pfeiler dieses Fundaments
bedürfen jedoch der Stärkung,
denn sie werden nicht nur durch
kleinere Beben erschüttert wie
die regelmäßig aufflackernde
Debatte über die Erhöhung des
Umsatzsteuersatzes für Kultur-
güter, die wir ablehnen, sondern
sie werden auch durch Unter-
spülungen bedroht, die durch die
Not der öffentlichen Haushalte
in den letzten Jahren ausgelöst
wurden. Die Ausgaben für Kul-
tur gingen deutlich zurück: 2001
beliefen sie sich noch auf 8,4
Milliarden Euro, 2005 nur noch
auf 7,8 Milliarden Euro.

Eine Ausnahme bildet übri-
gens nur der Bund. Auch dank
des Einsatzes unseres Staatsmi-
nisters Bernd Neumann ist es seit
2005 gelungen, in diesem Be-
reich die Haushaltsansätze zu
erhöhen. Dafür gebührt ihm
Dank. …

Leider zählen die Ausgaben
für Kultur zu den sogenannten
freiwilligen Leistungen. Nur der

Freistaat Sachsen bildet hier die
rühmliche Ausnahme. In allen
anderen Ländern sind diese Aus-
gaben auch zum Leidwesen vie-
ler Kommunalpolitiker keine
Pflichtaufgaben. Kann eine
Kommune ihren Haushalt nicht
ausgleichen, muss sie die Ge-
meindestraße weiter teeren, aber
die Gemeindebibliothek schlie-
ßen. Das ist aus unserer Sicht die
vollkommen falsche Priorität. …
Erst die Investition in kulturelle
Infrastruktur eröffnet die Chan-
ce auf gleiche Teilhabe.

Es wäre allerdings ein Fehler,
Kulturpolitik immer nur auf fi-
nanzielle Aspekte zu reduzieren;
denn damit würden die Möglich-
keiten verkannt, die der Gesetz-
geber zum Schutz und zur För-
derung von Kunst und Kultur
hat, von der Änderung des
Gemeinnützigkeitsrechts bis zur
Fortschreibung im Stiftungs-
recht. Wir raten Bund und Län-
dern, insoweit die Weichenstel-
lungen auf europäischer und in-
ternationaler Ebene nicht nur
wachsam zu beobachten, son-
dern auf Rechtsakte wie etwa das
GATS-Abkommen oder das eu-
ropäische Vergaberecht sehr
frühzeitig Einfluss zu nehmen.

Denn nur dort können und
müssen Angriffe auf eine auto-
nome nationale Kulturpolitik ab-
gewendet werden. Deutschland
darf sich hier nicht mit einer
Zuschauerrolle begnügen.

Die Aufgabe der Kulturpolitik
ist die Schaffung von Rahmen-
bedingungen zum Schutz von
Kunst und Kultur. Ihre Aufgabe
ist es übrigens nicht, selbst Kul-
tur zu schaffen, sondern für die
erforderlichen Rahmenbedin-
gungen zu sorgen, damit die
Gestaltung von Kunst und Kul-
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tur tatsächlich von den Künstlern
selbst vorgenommen werden
kann.

Mit der Empfehlung, Kultur
als Staatsziel im Grundgesetz zu
verankern, erregten wir sicher-
lich die meiste Aufmerksamkeit.
Die Kommission ist der Ansicht,
dass es eines solchen Bekennt-
nisses zur Verantwortung des
Staates für Schutz und Förde-
rung von Kunst und Kultur in
Deutschland bedarf. Dieses
Staatsziel ist sozusagen der
Überbau für alle staatlichen Ebe-
nen. Die Verantwortung der Po-
litik geht aber weiter. Deshalb
dürfen die anderen Handlungs-
empfehlungen nicht übersehen
werden. Sie betreffen die Rah-
menbedingungen von Theatern,
Kulturorchestern, Opern, Muse-
en und Ausstellungshäusern so-
wie von Bibliotheken und sozio-
kulturellen Zentren. Es werden
Vorschläge für eine Stärkung der
Kultur in ländlichen Regionen,
betreffend die kulturelle Tätig-
keit der Kirchen und die Förde-
rung des bürgerschaftlichen En-
gagements in der Kultur ge-
macht.

Auf die wirtschaftliche und so-
ziale Lage der Künstlerinnen
und Künstler haben wir zu Recht
ein besonderes Augenmerk ge-
legt; denn ohne sie gäbe es kei-
ne Kultur in Deutschland.

Deshalb unterbreiten wir al-
lein 50 Vorschläge für eine ver-
besserte Aus- und Fortbildung,
Änderungen im Tarif- und Ar-
beitsrecht bis hin zu Fragen der
Besteuerung und der Altersvor-
sorge. Hinzu kommen Aussagen
zur Kreativ- und Kulturwirt-
schaft, ein Bereich, der sich in-
zwischen von einem Aschenbrö-

del zu einer durchaus ansehnli-
chen Braut entwickelt hat.

Angesichts des Wertes jeder
Handlungsempfehlung – es sind
465 – kann und will ich als Vor-
sitzende der Enquete-Kommis-
sion keine einzelne hervorheben.
Eine Ausnahme gestatte ich mir.
Die anderen Einzelbewertungen
überlasse ich den nachfolgenden
Kommissionsmitgliedern. Ich
gestatte mir das Augenmerk auf
die kulturelle Bildung zu richten;
denn diese ist eine der besten
Investitionen in die Zukunft des
Landes. Der Wert der kulturel-
len Bildung scheint inzwischen
glücklicherweise in der Öffent-
lichkeit erkannt zu sein. Unser
Land darf sich nicht der Kreati-
vität als unseres einzigen Roh-
stoffs für die Zukunftsfähigkeit
begeben. Bildung darf nicht auf
ein trostloses Lernen reduziert
werden.

Bei der kulturellen Bildung
geht es um den ganzen Men-
schen, um die Bildung seiner
Persönlichkeit, um Emotionen
und Kreativität. Ohne kulturelle
Bildung – das ist meine feste
Überzeugung – fehlt ein Schlüs-
sel zu wahrer Teilhabe. Deshalb
ist auf keinem Feld die Verant-
wortung des Staates auf all sei-
nen Ebenen größer als in diesem
Bereich. Dies hat auch etwas mit
Teilhabe zu tun; denn Kunst und
Kultur dürfen kein Luxusgut ei-
niger weniger Privilegierter sein.
Die Teilhabe aller an Kultur
muss gewährleistet sein; denn
sie bedeutet auch Teilhabe an
unserer Gesellschaft.

Diese Teilhabe wird von einer
Vielfalt von Trägern gewährlei-
stet. Kulturpolitik und öffentli-
che Kulturförderung finden in

Deutschland im Wechselspiel
von Staat, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft statt. Sie gemeinsam
stellen die kulturelle Infrastruk-
tur zur Verfügung, von Vereinen
über Kulturunternehmen, Kir-
chen, Glaubensgemeinschaften
bis hin zu Rundfunkanstalten,
Stiftungen, Sponsoren und den
Künstlern selbst. Dieser Drei-
klang aus Politik, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft ermöglicht ein
kulturelles Leben, das keiner al-
lein gewährleisten könnte, zu-
letzt der Staat. Es darf deshalb
kein Unterschied zwischen staat-
lich geförderter, guter Kultur auf
der einen Seite und der Kultur,
die auf bürgerschaftliches Enga-
gement gegründet wird, sowie
privat veranstalteter Kultur auf
der anderen Seite gemacht wer-
den.

Eine solche Trennung sollte
nach unserem Bericht der Ver-
gangenheit angehören.

Kulturförderung ist auch
Demokratieförderung
(Wolfgang Börnsen
[Bönstrup], MdB, Kultur- und
medienpolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
[Auszug])

 ... Wir sind reich an Kultur, und
wir wollen das auch bleiben.

Diese besondere Kulturquali-
tät beruht auf der Kreativität,
dem Einsatz, dem Ideenreich-
tum, dem Fleiß und der Mitver-
antwortung von Hunderttausen-
den von Kulturschaffenden,
Künstlern, von Professionellen
und Laien, von Vereinen und
Verbänden, von den Kirchen und
Tausenden von Bürgerinitiati-
ven. Sie sind das Salz in unse-
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rem Kulturstaat. …  Auch wenn
Sport und Freizeit in unserem
Land Spitzenplätze einnehmen,
ist doch der aktive Kulturbezug
in unserem Land unübersehbar.
Keine Bundesliga hat bisher die
Besucherrekorde in unseren Mu-
seen schlagen können. So soll es
auch bleiben. Beides bereitet
Vergnügen, wenn die Qualität
stimmt. … Um zu verdeutlichen,
welche Kulturkraft es in unse-
rem Land gibt, will ich darauf
aufmerksam machen, dass über
5 Millionen Menschen in unse-
rem Land aktiv Musik betreiben:
in über 50 000 Chören, in 750 Sin-
fonie- und Staatsorchestern –
nirgendwo in Europa gibt es
mehr – und in fast 50 000 Rock-,
Pop- und Jazzbands. Wir haben
eine großartige Kulturszene in
Deutschland. … Deutschland ist
ein Kulturstaat. Wer sich als sol-
cher versteht, hat daraus Konse-
quenzen zu ziehen, mahnt die
Enquete-Kommission und erin-
nert daran, 2 Prozent aller Aus-
gaben, wie im Freistaat Sachsen
praktiziert, für die Kultur bereit-
zustellen. Überall in Deutsch-
land sollte eine solche Selbst-
verpflichtung Schule machen.

Im Großraum Essen ist vorge-
sehen, dass jeder Jugendliche, je-
der Schüler ein Instrument er-
hält. Auch das sollte bundesweit
praktiziert werden.

Die kulturelle Bildung zur
Kernaufgabe in den Schulen zu
machen, ist selbstverständlich.
Die soziale Lage der Künstler
und Kulturschaffenden grund-
sätzlich zu verbessern, tut wei-
terhin not. Der Laienkultur den
gleichen Stellenwert einzuräu-
men wie der Spitzenkultur, ist
richtig. Beide sind bedeutsam;
beide gehören gefördert.

Die Kreativ- und Kultur-
wirtschaft – mit 800 000 Arbeits-
plätzen ein Jobmotor in unserem
Land – weiterhin zu forcieren,
auch das ist notwendig. Und: Die
Bedeutung und den Wert der
deutschen Sprache mehr be-
wusst zu machen, auch das ha-
ben wir in Zukunft zu tun.

Nun wird eingewandt, diese
und die weiteren 455 Empfeh-
lungen der Enquete-Kommissi-
on könnten nur ernsthaft umge-
setzt werden, wenn die Kultur
zum Staatsziel erhoben wird – zu
einem Ziel ohne rechtliche Kon-
sequenzen. Derzeit konkurriert
die Kultur mit weiteren Staats-
zielforderungen in Bezug auf
den Sport, den Schutz der Kin-
der, die Generationengerechtig-
keit, die Anerkennung auto-
chthoner Minderheiten und vie-
le Bereiche mehr. Unser Grund-
gesetz ist jedoch kein Waren-
hauskatalog. Seine Qualität, sei-
ne Autorität, seine Zeitlosigkeit
beruhen auf der Konzentration
auf Kernaussagen. Eine Verviel-
fachung der Staatsziele lehnen
wir ab. Kultur ja! Eine Alibi-
funktion der Kultur ist jedoch
nicht vertretbar.

Mir ist eine Taube in der Hand
lieber als ein Kulturspatz auf
dem Dach.

Gut 90 Prozent der Kultur-
verantwortung liegt bei den Län-
dern, Städten und Gemeinden. In
15 Landesverfassungen ist die
Kultur eine fundamentale Auf-
gabe des Staates und hat den
Anspruch, gefördert zu werden.
Dies wird auch ganz deutlich
umgesetzt. Wir selber im Deut-
schen Bundestag haben 1990 die
Kultur zur Staatsaufgabe ge-
macht; daran muss erinnert wer-
den. Das war an dem Tag, als das

Parlament dem Einigungsver-
trag zugestimmt hat. Dort heißt
es in Art. 35 wörtlich:

„In den Jahren der Teilung wa-
ren Kunst und Kultur – trotz un-
terschiedlicher Entwicklung der
beiden Staaten in Deutschland –
eine Grundlage der fortbestehen-
den Einheit der deutschen Nati-
on. Sie leisten im Prozeß der
staatlichen Einheit der Deut-
schen auf dem Weg zur europäi-
schen Einigung einen eigenstän-
digen und unverzichtbaren Bei-
trag.“

Es heißt weiter:
„Stellung und Ansehen eines
vereinten Deutschlands in der
Welt hängen außer von seinem
politischen Gewicht und seiner
wirtschaftlichen Leistungskraft
ebenso von seiner Bedeutung als
Kulturstaat ab.“

Dieser Dreiklang ist gemeint:
Politik, Wirtschaft und Kultur.
Kultur ist auf Augenhöhe zu se-
hen.

Der Bezugspunkt für den Be-
griff „Kulturstaat“ ist in einem
Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes vom 5. März 1974 fest-
gelegt worden. Darin ist, ausge-
hend von Art. 5 des Grundgeset-
zes, die Freiheit der Kunst als
normative Wertentscheidung
ausgelegt worden. Im Hinblick
auf den Begriff „Kulturstaat“ ist
damit eine ungeschriebene
Staatszielzuordnung vorgenom-
men worden. Die Mehrzahl der
Rechtsexperten in unserem Land
bestreitet die verfassungsähn-
liche Bedeutung des Einigungs-
vertrages trotz seiner Endlichkeit
nicht. Die Kultur in Deutschland
hat also eine eindeutige Rechts-
grundlage. Kulturstaat zu sein,
schließt den Anspruch auf För-
derung ein. Kulturstaat zu sein,
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bedeutet, dass der rechtliche
Rahmen von uns entsprechend
gesetzt werden muss. Das tun
wir. Dieses Prinzip hat die
Enquete-Kommission geleitet,
als sie beschlossen hat, den
Rechtsanspruch der Kultur her-
auszustellen.

Für uns als Christdemokraten
gelten weiterhin die vier Prinzi-
pien Dezentralität, Subsidiarität,
Pluralität und Partizipation. Wir
sagen: Kultur und Kunst haben
einen Anspruch auf Freiheit,
aber auch einen Anspruch auf
Förderung. Sie haben einen An-
spruch darauf, dass wir als poli-
tisch Verantwortliche an ihrer
Seite stehen.

Ich komme zum Schluss. Wir
alle haben eine Aufgabe. Wir
wissen: Wer die Kultur fördert,
fördert starke Persönlichkeiten,
fördert Kritik, Courage und
Selbstbewusstsein. Wer solche
Persönlichkeiten fördert, fördert
und stärkt die Demokratie. Das
heißt, Kulturförderung ist auch
Demokratieförderung.

Nationales Kulturbuch mit
Unionshandschrift
Veröffentlichung des
Schlussberichts der Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“
(Erklärung: Wolfgang Börnsen,
MdB, und die Kommissions-
mitglieder, Dorothee Bär, MdB,
Prof. Monika Grütters, MdB,
und Jo Krummacher, MdB;
[Auszug])

Aus unserer Sicht sind folgende
Ergebnisse besonders bedeutend:

1.  Kulturelle Infrastruktur: Der
umstrittene Begriff der „kultu-

rellen Grundversorgung“ ist
durch den der „kulturellen Infra-
struktur“ abgelöst worden: Zur
Förderung von Kunst und Kul-
tur leisten der öffentliche, der
private und der sog. Dritte Sek-
tor (die Zivilgesellschaften, tra-
ditionellen Kulturvereinigungen
und Kirchen) ihren jeweils eige-
nen Beitrag. Die Kirchen in
Deutschland wenden z. B. zwi-
schen 3,5 und 4,8 Mrd. Euro für
ihre kulturellen Aktivitäten auf
(im Vergleich zu rund 8 Mrd.
Euro der Öffentlichen Hand).

Bei der Bestimmung des Kul-
turbegriffs gehören starre Grenz-
ziehungen endgültig der Vergan-
genheit an.

2.  Kultur- und Kreativwirt-
schaft: Einsetzung eines kultur-
wirtschaftlichen Koordinators
nach dem Vorbild des maritimen
Koordinators, um die Zuständig-
keiten des Kultur- und des Wirt-
schaftsressorts zu bündeln. Der
Umfang der privaten Kulturförde-
rung in Deutschland mit 5 Pro-
zent des gesamten Kulturförder-
aufkommens liegt im europäi-
schen Vergleich mit an der Spitze.

3.  Kulturelle Bildung muss
Kernaufgabe aller Kultureinrich-
tungen werden. Die Enquete-
Kommission empfiehlt deshalb,
öffentlich geförderte Kulturein-
richtungen per Bewilligungsbe-
stimmungen zu verpflichten, ei-
nen angemessenen Teil des An-
gebots für Kinder und Jugendli-
che zur Verfügung zu stellen. Die
Schaffung eines eigenständigen
Freiwilligen Jahres der Kultur
wird auch von der Union unter-
stützt.

4. Stärkung der Breiten- und

Laienkultur und der Kultur im
ländlichen Raum: Durch die Ar-
beit der Enquete-Kommission
haben die Themen Laienkultur
und Brauchtum sowie Kultur im
ländlichen Raum eine neue
Wertschätzung erfahren. Eine
aus Sicht der CDU/CSU sehr
wichtige Handlungsempfehlung
fordert, öffentliche Mittel für die
Breitenkultur und kulturelle
Vielfalt genauso einzusetzen wie
für die kulturelle Spitzen-
förderung. Die im Sommer 2007
durch den Deutschen Bundestag
vollzogene Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts ist ein erster
beispielgebender Schritt auf dem
Weg zu diesem Ziel.

5. Bürgerschaftliches Engage-
ment in der Kultur: Das Ehren-
amt muss weiter erleichtert wer-
den, daher:
 - Novellierung des Vereins-
rechts, um eine Entbürokratisie-
rung für Vereine zu erreichen;
 - Haftungsminderung für ehren-
amtlich tätige Mitglieder in Ver-
einsvorständen.
 - Dazu sollte statt des jährlichen
Abrechnungsprinzips die Mög-
lichkeit gehören, zu mehrjähri-
gen Zuwendungsverträgen zu
kommen.

6.  Öffentlich-Private Partner-
schaften (ÖPP) als Mittel der
Kulturförderung: Die Enquete-
Kommission empfiehlt ÖPP-
Modelle, um die öffentlichen
Hände zu entlasten. Auch die
CDU/CSU wird sich dafür ein-
setzen, entsprechende Modelle
zu entwickeln.

7. Der Beitrag der Kultur zur In-
tegration: Die Kultur ist für die
Integrationspolitik Herausforde-
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rung und Chance zugleich. Die
kulturellen Dimensionen von
Migration und deren Konse-
quenzen müssen berücksichtigt
werden. Voraussetzung für den
Dialog der Kulturen ist eine
selbstbewusste Standortbestim-
mung der eigenen Kultur. Kul-
turelle Identitätsstiftung und
interkultureller Dialog bedingen
einander. Essenziell für den
interkulturellen Austausch ist die
Beherrschung der deutschen
Sprache. Sprachförderung in al-
len gesellschaftlichen Bereichen
wie Schule, Hochschule, Rund-
funk, öffentliche Verwaltung
oder Verbraucherschutz ist ein
großes Anliegen der CDU/CSU.

8. Bibliotheksgesetze der Län-
der: Die Enquete-Kommission
empfiehlt die rechtliche Normie-
rung öffentlicher Bibliotheken in
Bibliotheksgesetzen der Länder.
Öffentliche Bibliotheken sollen
keine freiwillige Aufgabe sein,
sondern zur Pflichtaufgabe des
Staates werden.

9. Schaffung von Kulturräumen
analog dem Sächsischen Kultur-
raumgesetz, um die Lasten der
Kulturfinanzierung zwischen
städtischen Zentren und ländli-
chen Umlandgemeinden gerecht
zu verteilen. Finanzmittel für
Kultur werden gemeinsam von
den Mitgliedern des Kulturrau-
mes und dem jeweiligen Land
aufgebracht.

10. Mittel aus dem Solidarpakt II
für die Kultur: Die Enquete-
Kommission empfiehlt Bund
und Ländern, 2 Prozent der in
Korb II bis 2019 als zweckge-
bundene Zuweisungen des Bun-
des zur Verfügung stehenden

Mittel für die Kultur in den neu-
en Ländern verbindlich festzu-
schreiben.

11. Entwicklung einer bundes-
einheitlichen Kulturstatistik:
Zielgenaue Kulturförderung
braucht eine verlässliche Daten-
basis. Für den Bereich „Laien-
kultur und Brauchtum“ ebenso
wie z. B. für die Kultur- und
Kreativwirtschaft fehlen uns
noch zu viele Informationen, um
die Kulturförderung weiter zu
entwickeln. Die Union unter-
stützt Anstrengungen, zu einer
umfassenden Kulturstatistik zu
gelangen.

Auswärtige
Kulturpolitik

Auswärtige Kulturpolitik
wieder mit eigenem Stellen-
wert
Mittelaufwuchs und Lockerung
kameralistischer Strukturen
(13. Februar 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB, und
die Obfrau, Prof. Monika
Grütters, MdB; [Auszug]):

Die Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik hat in dieser Legis-
laturperiode endlich wieder ei-
nen eigenen Stellenwert erhal-
ten. Besonders macht dies der
Haushalt 2008 deutlich, mit dem
eine Erhöhung dieses Etats im
Einzelplan des Auswärtigen
Amtes um 82,6 Millionen Euro
beschlossen wurde. Die Auswär-
tige Kultur- und Bildungspolitik
ist nicht neben der Außen- und
Sicherheitspolitik wichtig, son-
dern besitzt wieder einen eigen-
ständigen Wert. Sichtbar wird

dies auch dadurch, dass der Bun-
destag einen eigenen Unteraus-
schuss für Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik eingerichtet
hat, dem Außen- und Kulturpo-
litiker angehören. … Mit keinem
anderen Aktionsfeld erreicht die
Bundesrepublik Deutschland die
Köpfe und die Herzen der Men-
schen, gerade der jungen Gene-
ration, so direkt wie mit Kultur-
und Bildungsangeboten. Sie sind
der wichtigste Sympathieträger
der Kulturnation Deutschland.
Mit den 117 Auslandsschulen
sowie 428 weiteren von der Bun-
desrepublik geförderten schuli-
schen Einrichtungen, deutschen
Abteilungen an staatlichen
Schulen, den Hochschul- und
Wissenschaftsangeboten und der
Sprach- und Kulturarbeit können
langfristig Netzwerke des Ver-
trauens gebildet und weltweit
Spitzenkräfte an Deutschland
gebunden werden. Dafür ist die
Eröffnung neuer Präsenzen deut-
scher Kultur- und Bildungsange-
bote in den Wachstumsregionen,
vor allem im asiatischen Raum,
strategisch wichtig. Sie darf sich
jedoch finanziell nicht zulasten
bestehender Netzwerke in Euro-
pa auswirken. Mitteleuropa ist
unser kulturpolitisches und ge-
sellschaftspolitisches Funda-
ment. Eine Reduzierung der
Kulturarbeit hier zugunsten wei-
terer Märkte wäre nicht gerecht-
fertigt.

Durch die vom Bundestag so-
wohl für 2008 als auch in den
vergangenen zwei Jahren be-
schlossenen Etaterhöhungen so-
wie durch strukturelle Verände-
rungen, die den Goethe-Institu-
ten als dem wichtigsten Mittler
einen flexibleren Mitteleinsatz
ermöglichen, können neue Ak-
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zente der auswärtigen Kulturpo-
litik in Asien, im islamisch ge-
prägten Raum oder Afrika ge-
setzt werden, ohne bewährte
Netzwerke des innereuropäi-
schen Dialogs aufzugeben.

Das Ansehen als Kulturnation
verdankt Deutschland nicht nur
seinem reichen kulturellen Erbe,
sondern auch seiner zeitgenös-
sischen Kunst. Diese lebt vor al-
lem vom internationalen Aus-
tausch und von der künstleri-
schen Begegnung, die durch das
Netzwerk deutscher Mittlerorga-
nisatoren angeregt, unterstützt
und ermöglicht wird. Das Goe-
the-Institut ist mit 134 Auslands-
instituten, 13 Instituten in
Deutschland und 193.800
Deutschlernenden als größter
institutioneller Kulturbotschafter
Deutschlands nach finanzieller
und struktureller Konsolidierung
wieder auf einem guten Weg,
diesen Auftrag zu erfüllen. Nach
Jahren erheblicher Kürzungen
hat der Bundestag mit dem
Haushalt für das Jahr eine Un-
terstützung von 186 Millionen
Euro für die Goethe-Institute
beschlossen.

Aber auch die anderen Kultur-
mittler Deutschlands, die Aus-
landsschulen, der DAAD, die
Alexander von Humboldt-Stif-
tung und das Institut für Aus-
landsbeziehungen, müssen ge-
stärkt werden. Mit Erfolg haben
sich die Koalitionsfraktionen be-
reits für eine Erhöhung der Mit-
tel der deutschen Auslandsschu-
len in diesem Jahr eingesetzt.
Dabei dürfen wir nicht stehen
bleiben. Das Netzwerk zur Ver-
mittlung unserer Sprache und
Kultur, der Grundlage unserer
gesellschaftlichen Wertvorstel-
lung, muss erhalten, gestärkt und

ausgebaut werden. Der Mittel-
aufwuchs und die Lockerung
kameralistischer Strukturen sind
dabei die entscheidenden Wei-
chenstellungen, damit die aus-
wärtige Kulturarbeit das Poten-
tial für unser Land entwickeln
kann, das ihr endlich wieder zu-
gemessen wird.

Denkmal

Nationales Programm für
Denkmäler kommt
Denkmalschutzprogramm in
Höhe von 40 Millionen Euro
(19. November 2007; Erklä-
rung Wolfgang Börnsen, MdB
und der haushaltspolitische
Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Steffen
Kampeter, MdB)

In kollegialer Abstimmung zwi-
schen den Kultur- und Haus-
haltspolitikern ist es gelungen,
den größten Kulturinvestitions-
fonds in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland zu
entwickeln. Eine besondere Rol-
le spielt hier das neue Denkmal-
schutzprogramm in Höhe von 40
Millionen Euro, das größte der
letzten Jahre überhaupt. Kleine
und mittlere Kulturdenkmäler in
ganz Deutschland sollen damit
saniert, restauriert, vor dem Ab-
riss gerettet werden. Experten
sprechen davon, dass jährlich
1 000 kleinere und mittlere Denk-
mäler zerstört werden und etwa
300 000 – Kirchen, Bauernhäu-
ser, Gutshäuser, alte Stadthäuser
– sanierungsbedürftig sind. Mit
ihnen geht immer auch ein Teil
unserer regionalen kulturellen
Identität verloren. Bayern be-

klagt den Abriss von mehr als
30 000 Denkmälern seit 1975,
Niedersachsen hat seit 1993
20 000 Bauten aus der Schutz-
liste gestrichen. Doch wenn sich
nicht Länder, Kommunen, das
Nationalkomitee für Denkmal-
schutz, die Stiftung Denkmal-
schutz oder der Bund für Hei-
mat, Umwelt und Kultur so
nachhaltig für den Erhalt von
Denkmalen eingesetzt hätten,
wären die Zahlen noch alarmie-
render.

Aber wir brauchen ein noch
größeres Engagement. Die für
Kultur- und Haushaltspolitik zu-
ständigen Abgeordneten der
Großen Koalition setzen sich
dafür ein, diesen Trend umzu-
kehren und zwar bundesweit.
Die Mittel für das Denkmal-
schutzprogramm sind nicht für
Leuchtturmprojekte vorgesehen
und auch nicht nur für einen Teil
unseres Landes. Vielmehr sollen
nun in der gesamten Bundesre-
publik vorbeugende und scha-
densverhütende Maßnahmen
örtlich oder regional bedeutsame
Denkmäler erhalten, so wie es
früher das Programm „Dach und
Fach“ für die neuen Länder al-
lein vorgesehen hatte.

Das Parlament stellt die Mit-
tel zur Verfügung – Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
MdB ist nun aufgerufen, Vor-
schläge zur Gestaltung und Um-
setzung des Programms zu ma-
chen. Wir erwarten, dass die
Mittel flächendeckend einge-
setzt werden, dass sich Länder,
Kommunen und Bürgerinitiati-
ven einbringen können. Dieses
Programm schafft neue Arbeits-
plätze, und es macht den Kultur-
standort Deutschland noch at-
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traktiver. Nun bedarf es der Kon-
kretisierung. Das Parlament ist
seiner gesamtstaatlichen Verant-
wortung nachgekommen, jetzt
ist die Bundesregierung am
Zuge.

Freiheit- und Einheits-
denkmal
Es ist an der Zeit, sich der
gesamten Freiheitsgeschichte
unseres Landes zu erinnern
(9. November 2007; Rede
Wolfgang Börnsen, MdB;
[Auszug])

Der 9. November ist ein Tag der
Trauer und gleichzeitig ein Tag
des Glücks, ein deutscher Tag:
Reichskristallnacht und Mauer-
fall. 1938 die hässliche Fratze
unserer Vergangenheit und 1989
ein Tag, an dem die Träume tan-
zen lernten. …

Deutschlands Freiheits- und
Einheitsgeschichte geht jedoch
über diesen epochalen Augen-
blick hinaus. Schon 1817 strit-
ten Studenten beim Wartburgfest
für Freiheit und ein geeintes Va-
terland. Beim Hambacher Fest
forderte man Freiheit und Demo-
kratie. Doch erst 1848 brach sich
die Freiheitsrevolution Bahn.
Freiheit, Gleichheit, bürgerliche
Rechte, Pressefreiheit, Gewal-
tenteilung – diese zutiefst demo-
kratischen Ideen gehören seit-
dem zu unserem politischen und
historischen Erbe. 100 Jahre spä-
ter hat der Parlamentarische Rat
sie ganz bewusst im Grund-
rechtekatalog unserer Verfas-
sung verankert.

Vorher gab es die Weimarer
Verfassung von 1919. Sie war
eine freiheitliche Verfassung mit
liberalen und sozialen Grund-

rechten und vielleicht zu vielen
plebiszitären Elementen. Sie –
nicht eine Räterepublik oder
Rätediktatur nach sowjetischem
Vorbild – war das Ergebnis der
Revolution von 1918. Diese jun-
ge Demokratie hatte nur einen
kurzen Atem, ging unter im
menschenverachtenden Terror
des NS-Regimes.

Dann kamen mit der Grün-
dung der Bundesrepublik 1949
Demokratie, Rechtsstaat und
Parlamentarismus. Die Freiheit,
den Alliierten geschuldet, fand
zurück zu ihren Wurzeln. Sie
durfte im Westen gelebt werden.
Im Osten schlugen am 17. Juni
1953 die sowjetische Besat-
zungsmacht und DDR-Grenz-
truppen den Volksaufstand nie-
der. Es gab über 100 Tote, 20
Hinrichtungen und 3 000 Verhaf-
tungen. Die erste große Frei-
heitsbewegung gegen die kom-
munistische Diktatur wurde
niedergepanzert. Der 17. Juni
gehört zu unserer Freiheitsge-
schichte.

Ohne Freiheit gibt es keine
Demokratie. Die Deutsche De-
mokratische Republik war eine
demokratische Täuschung, ein
Potemkinsches Dorf der Begriff-
lichkeiten. Die Freiheit? Ein
Traum, eingesperrt zwischen
Stacheldraht und Staatssicher-
heit. Erst 1989 wurde sie er-
kämpft, friedlich und ohne Blut-
vergießen.

Es ist an der Zeit, sich der ge-
samten Freiheitsgeschichte un-
seres Landes zu erinnern. Keine
Nation kann ihre Identität und
ihre Orientierung allein aus ih-
rem Versagen und ihren dunklen
Kapiteln gewinnen. Vorgestern,
bei der Anhörung des Kulturaus-
schusses zum Gedenkstätten-

konzept, hat sich Salomon Korn
wie die überwiegende Mehrzahl
der Historiker für das Freiheits-
und Einheitsdenkmal hier in der
Hauptstadt ausgesprochen, weil
die Befreiung von Diktaturen als
Zeichen der Ermutigung doku-
mentiert werden muss. Doch es
gilt, unsere gesamte Freiheits-
geschichte wahrzunehmen. Ein
Denkmal für Freiheit und Ein-
heit kann diese Funktion erfül-
len. Es macht die Signalfunktion
von Freiheit deutlich. Es steht für
die glücklichen Augenblicke un-
serer Geschichte. Solche Mo-
mente gehören nicht in die Be-
senkammer der Erinnerung.

Im Gegenteil, es wird Zeit,
sich daran zu erinnern: Unsere
Landsleute haben sich über vie-
le Jahrhunderte mit Leidenschaft
und ihrem Leben für die Freiheit
eingesetzt. Diese Tugenden ha-
ben Vorbildcharakter für die jun-
ge Generation. Erinnern braucht
Gestalt. Denkmäler sind notwen-
dig. Ohne sie geht Erinnerung
verloren. Erinnern braucht vor
allen Dingen Wissen. Nur wer
informiert ist, kann auch geden-
ken.

Ein Denkmal muss auch ein
Lern- und Erinnerungsort sein.
Dafür sind Voraussetzungen zu
schaffen; denn … es gibt einen
Mangel an positiven Geschichts-
erinnerungen. Es fehlt an Kennt-
nis über die deutsche Freiheits-
geschichte. Das Denk-Mal muss
die Ausrichtung der Gestaltung
bestimmen. Das Nach-Denken
ist ebenso anzuregen wie das
Voraus-Denken.

Wo soll es stehen? Wir sagen:
in Berlin. – Der Wunsch der
Leipziger, es bei sich aufzustel-
len, ist außerordentlich verständ-
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lich, gingen doch von dort die
folgenreichen Montagsdemon-
strationen aus.

Eine Stele an der Nikolai-
kirche erinnert bereits an die bei-
spielgebende Tat der Leipziger
in dieser Stadt. Da wir aber die
ganze Freiheitsgeschichte unse-
res Landes aufnehmen wollen,
ist die Hauptstadt der richtige Ort.

Klar ist: Das Freiheitsdenkmal
muss 2009 errichtet werden, in
einem Jahr vierfachen Jubilä-
ums: 160 Jahre Paulskirche, 20
Jahre Mauerfall, 90 Jahre Wei-
marer Verfassung, 60. Geburts-
tag der Bundesrepublik. Das ist
ein Jahr, um der Freiheitsge-
schichte unseres Landes in Wür-
de, aber auch in Freude und
Fröhlichkeit zu erinnern.

Kulturetat des Bundes

Eine stolze und fröhliche
Zwischenbilanz
(28. November 2007; Prof.
Monika Grütters, MdB,  zum
Kulturetat im Rahmen der
Generaldebatte zum Bundes-
haushalt; [Auszug])

Es ist nicht selbstverständlich,
dass beim Kanzleramt die Kul-
tur ressortiert. Aber daran sehen
wir: Hier geht es um Grundsätz-
liches, um die Einsicht nämlich,
dass nationale Identität vor allem
aus dem Kulturleben eines Lan-
des wächst, aus dem traditionel-
len Erbe übrigens ebenso wie aus
der künstlerischen Avantgarde.
Diese Bundesregierung mit
Bernd Neumann als Staatsmini-
ster für Kultur und Medien kann
eine stolze und auch, wie es in
einer Zeitung stand, fröhliche
Zwischenbilanz ziehen.

Noch nie stieg der Kulturetat so
steil an wie seiner, und noch nie
hat eine Bundesregierung die
Rolle der Kultur so eindrucks-
voll auch im Haushalt gestärkt
wie diese … .  Seit der Wende
gab es übrigens auch keine Bun-
desregierung, die die kulturpo-
litische Rolle der Hauptstadt so
souverän anerkannt hat wie die
Regierung Merkel. Der Kultur-
etat ist 2006 um 2,1 Prozent ge-
stiegen, 2007 um weitere 3,5
Prozent und jetzt zum dritten
Mal in Folge um 1,3 Prozent
gegenüber dem Vorjahr. Dass
darüber hinaus im zweiten Jahr
seiner Amtszeit ein nationaler
Kulturinvestitionsplan in Höhe
von 400 Millionen Euro gelin-
gen konnte, hat Bernd Neumann
zu Recht staunende Bewunde-
rung eingebracht: Vom „Wunder
von Bernd“ ist die Rede, von
Neumanns „Kampfdiplomatie“
und vom „Neumann im Glück“.

Chapeau, Herr Staatsminister,
dass dieses Lob auch noch vom
immer nörgelnden Deutschen
Kulturrat kommt. Das ist doch
ein wahrer Ritterschlag. Ein
Glück für uns ist ebenso, dass die
CDU/CSU in Steffen Kampeter
einen wahren Kulturfreund als
Chefhaushälter hat.

Das ist auch ein Gewinn für
die Kultur in unserem Land, für
deren Bedeutung so das Be-
wusstsein geschärft wird – nicht
nur mit der entsprechenden Fi-
nanzierung vieler Maßnah-
men, aber eben auch nicht ohne
sie. Ich darf zum Beispiel daran
erinnern, dass nach 30 Jahren
Hängepartie endlich die
UNESCO-Konvention zum
Kulturgüterschutz umgesetzt so-
wie die Übereinkunft zur kultu-
rellen Vielfalt vom Kabinett ver-

abschiedet wurde. Bernd Neu-
mann hat – das wissen Sie – die
Filmförderung und mit der EU-
Fernsehrichtlinie auch die Zu-
kunftsfähigkeit des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks gestärkt
sowie die Deutsche Welle nach
langen Jahren der Kürzung end-
lich wieder angemessen finan-
ziert. … es ist richtig, dass Erin-
nerungskultur hier eine zentrale
Bedeutung hat … Bei der Anhö-
rung war es die Mehrheit der
Anzuhörenden, die das Konzept
der Regierung zur Fortschrei-
bung des Gedenkstättenkonzepts
unterstützt hat. Es geht darum,
die Unterstützung der Bundesre-
gierung für national bedeutsame
Gedenkstätten der NS-Terror-
herrschaft zu verstetigen, aber
gleichzeitig die Aufarbeitung der
SED-Diktatur in angemessener
Weise zu verstärken.

… Hierzu gehört auch … das
sichtbare Zeichen gegen
Zwangsmigration, Flucht und
Vertreibung. Jetzt, nachdem das
Konzept vorliegt, ist es Sache
des Parlaments, dieses wichtige
Vorhaben zum Erfolg zu führen.
In diesem Zusammenhang sind
auch die Anstrengungen des
Kulturstaatsministers zu nennen,
um in Fragen der Restitution von
Kulturgut möglichst zu bundes-
weit einheitlichen, moralischen
Maßstäben entsprechenden und
transparenten Lösungen zu kom-
men. Die Verbesserung der
Provenienzrecherche ist Voraus-
setzung dafür. Dafür liegt ein
neues, solide finanziertes Kon-
zept vor.

Außer zur Initiative „Ein Netz
für Kinder“ oder zum NRW-Pro-
jekt „Jedem Kind ein Instru-
ment“ möchte ich als Berliner
Abgeordnete … Folgendes sa-
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gen: Bernd Neumann hat … ein
großes Herz für die Hauptstadt.
Das Bode-Museum wurde im
Oktober 2006 wiedereröffnet.
Für die Errichtung des neuen
Eingangsgebäudes auf der Mu-
seumsinsel sind immerhin zu-
sätzliche Mittel in Höhe von 73
Millionen Euro zur Verfügung
gestellt worden.

Was lange währt, wird be-
kanntlich endlich gut. Daher bin
ich zuversichtlich, dass die Ver-
handlungen des Bundes mit Ber-
lin in Sachen Staatsoper – auch
hier geht es immerhin um 200
Millionen Euro – erfolgreich zu
Ende gebracht werden. …

Diese Regierung hat ein-
drucksvoll unter Beweis gestellt,
dass sie die Bedeutung der Kul-
tur für die Kulturnation Deutsch-
land erkannt hat. Daher darf, wie
ich meine, nicht nur die Frank-
furter Rundschau unseren
Kulturstaatsminister getrost als
den „Herbstmeister der Großen
Koalition“ würdigen.

Auslandsschulwesen

Stärkung des Bewusstseins
für den Wert unserer Aus-
landsschulen
(30. Mai 2008;
Prof. Monika Grütters, MdB;
Rede zum Auslandsschulwesen;
[Auszug])

Es macht wirklich Spaß, junge
Leute zu beobachten und zu un-
terrichten, die aus anderen Län-
dern hierher kommen. Ich kann
das in meinem Studiengang an
der FU immer wieder erleben.
Als Gastland für Studierende aus
aller Welt ist Deutschland … in
den letzten Jahren sehr attraktiv

geworden. Im internationalen
Vergleich stehen wir auf Rang
drei. Das ist ein Status, den wir
in einem globalen Hochschul-
raum verteidigen und ausbauen
und nicht schlechtreden sollten.
Bei der Entscheidung für einen
Einsatz- oder Studienort spielt
… in allererster Linie der sprach-
liche Zugang eine Rolle. Wenn
wir das Interesse am Standort
Deutschland stärken wollen,
müssen wir auch die Verbreitung
von Deutsch als Fremdsprache
im Ausland fördern. Wie gut
also, dass weltweit 18 Millionen
Menschen Deutsch lernen und
mehr als 290 000 davon schon
als Kinder und Jugendliche an
Schulen im Ausland an unser
Bildungsprofil, unsere Kultur
und unsere Wertvorstellungen
herangeführt werden. … Es geht
immerhin um 117 Schulen in 62
Ländern, 440 insgesamt mit
deutschem Sprachunterricht;
291 000 Schüler werden er-
reicht; 53 000 der Schüler an
deutschen Auslandsschulen sind
nichtdeutscher Herkunft.

Ich finde es wichtig, dass man
(die) These, dass es sich hierbei
um einseitige Eliteförderung
handelt, an Beispielen widerlegt:
Unsere Schulen im Ausland ha-
ben … in der PISA-Studie sehr
gut abgeschnitten. Die drittbeste
finnische Schule war unsere
deutsche Auslandsschule in Hel-
sinki. Nicht zuletzt deshalb ist
die Nachfrage nach Schulplätzen
an vielen Standorten nicht nur
bei Deutschen, sondern auch bei
den Einheimischen ungebro-
chen. In Barcelona können wir
beispielsweise gerade einmal ein
Drittel der Bewerber aufnehmen.
In Mexiko besuchen inzwischen
mehr als 5 000 Kinder und Ju-

gendliche deutsche Schulen, und
die German European School
Singapore kann sich trotz Ge-
bühren in Höhe von fast 8 000
Euro vor Bewerbungen nicht ret-
ten.

Neben dem pädagogischen
Auftrag und der Vermittlung der
deutschen Sprache wirken viele
Schulen intensiv in das jeweili-
ge Gastland hinein, nicht nur als
Botschafter für unsere Wertvor-
stellungen und unsere Kultur.
Vielmehr helfen sie auch beim
Aufbau stabiler zivilgesell-
schaftlicher Verhältnisse in Kri-
senregionen. Das Beispiel Ka-
bul/Afghanistan ist eindrucks-
voll. Das hat mit neoliberaler,
einseitiger Elitenbildung …
nichts, aber auch gar nichts zu
tun. Nach dem Fall des
Talibanregimes … wurde auf
deutscher Seite der Beschluss
gefasst, eine Jungen- und eine
Mädchenschule mit deutschem
Geld wiederaufzubauen. Das ist
von 2002 bis 2004 mit Mitteln
des AA geschehen.

Inzwischen werden an der
Mädchenschule 1 800 Schüle-
rinnen von 90 Lehrerinnen und
Lehrern in den Klassen 2 bis 12
unterrichtet. Zwei entsandte
Lehrkräfte und drei Ortskräfte
unterrichten Deutsch als Fremd-
sprache. Das Fernziel ist der Ab-
schluss des deutschen Sprach-
diploms, welches von der Kul-
tusministerkonferenz anerkannt
wird. Schulgeld wird an solchen
Schulen nicht erhoben. Durch
einen im Landesdurchschnitt
qualitativ hochwertigen schüler-
und projektorientierten Unter-
richt in allen Fächern werden
diese jungen Leute, die so lange
unterdrückt wurden, befähigt,
später in Gesellschaft, Politik
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und Wirtschaft Verantwortung
für das Gemeinwohl zu überneh-
men. Das ist echte Arbeit an ei-
ner friedlichen Zukunft in die-
sem Land.

Ein anderes Beispiel ist unser
Engagement im Bildungs- und
Hochschulbereich in Vietnam.
Es gibt eine intensive Zusam-
menarbeit und auch eine deut-
sche Hochschule in Vietnam. …
Nehmen Sie Osteuropa als Bei-
spiel: Für dauerhaft im Ausland
lebende deutschsprachige Ge-
meinschaften sind unsere Schu-
len eine ganz wichtige Brücke.
Immerhin leben 3 Millionen An-
gehörige deutscher Minderhei-
ten in Osteuropa. Unsere Schu-
len sorgen für kulturelle Identi-
tät. … Beispiel Rumänien: Dort
gibt es 21 deutsche Schulen. 14
davon liegen in Siebenbürgen.
Dort lernen jährlich 3 000 Schü-
ler Deutsch. Damit haben sie
später natürlich einen Vorteil in
ihrem beruflichen Werdegang.
Das friedliche Zusammenleben
der verschiedenen Ethnien und
Kulturen konnte ich übrigens bei
einem Besuch in Hermannstadt
studieren. Es hat mich sehr be-
eindruckt. Ich glaube, dass das
die Zukunft unseres Europas ist.
Rumänien ist immerhin inzwi-
schen Mitglied der EU. Dort
kann man beispielhaft studieren,
wie Mehrsprachigkeit auch
Integrationspolitik ist.

Das Beispiel Schanghai als
wichtige Wachstumsregion: Die
Schule dort hatte 1994 noch 6
Schüler, heute sind es 850. Auf
dem Gebiet der Public-Private
Partnership und des Kulturspon-
sorings ist diese Hochschule –
übrigens ein europäischer Cam-
pus; das ist ein wichtiges Signal
– führend. Mit 12 Millionen

Euro hat man dort den neuen
Schulbau aus privater Hand
finanziert.

Abschließend nur so viel: Die
Stärkung und Weiterentwick-
lung des Auslandsschulwesens
ist eine Investition in die Zu-
kunftsfähigkeit nicht nur unse-
res Landes, sondern auch vieler
anderer Länder. Die Beispiele
Vietnam und Afghanistan haben
offensichtlich schon ein kleines
Schlaglicht gebracht. Übrigens
haben auch andere Länder das
Potenzial erkannt und setzen
nicht nur auf Englisch als inter-
nationale Verkehrssprache. Nur
zum Vergleich: Frankreich hat
250 Schulen, wir haben 117. Sie
senden doppelt so viele Lehrer
aus. Wenn wir unsere Ranking-
plätze verteidigen wollen, zum
Beispiel Platz drei bei interna-
tionalen Hochschülern, dann
müssen wir viel tun. So wie für
international umworbene Fach-
und Führungskräfte das Engli-
sche ein Muss ist, sollten wir
Deutsch als Sprache zu einem
Plus machen. Damit kann man
nicht früh genug anfangen. Des-
halb haben wir unseren Antrag
zur Stärkung des Bewusstseins
für den Wert unserer Auslands-
schulen vorgelegt.

Bildung

„Völker, hört die Signale!“
Stärkere Auseinandersetzung
mit der DDR-Diktatur
(29. Juli 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB)

Konrad Adenauer – ein DDR-
Politiker? Die Mauer – von den
Alliierten erbaut? Erich Honek-
ker – ein Verfechter der Demo-

kratie? Die DDR – ein sozialer
Kuschelstaat? Die Unterschiede
zwischen Demokratie und Dik-
tatur – weitgehend unbekannt.
Erschreckend und alarmierend
sind die Ergebnisse der Studie
der FU Berlin zum Kenntnis-
stand der Schüler in West und
Ost über die DDR. Und sie ist
ernst zu nehmen: Ihre Verfasser,
Monika Deutz-Schroeder und
Klaus Schroeder, haben in einer
wissenschaftlich unumstritten
hohen Qualität die Studie durch-
geführt.

Am wenigsten wissen die
Schüler Berlins über die Dikta-
tur der DDR. Ausgerechnet hier,
wo Mauer und Stacheldraht die
Teilung Deutschlands wie im
Brennglas sichtbar und fühlbar
machten, wo Familien in einer
Stadt lebten und dennoch mittels
staatlicher Willkür der DDR aus-
einander gerissen waren, werden
die diktatorischen und repressi-
ven Seiten der DDR am wenig-
sten gesehen und beurteilt. Aber
auch im Westen der Bundesre-
publik sind große Bildungslük-
ken über die DDR festzustellen.
In den Schulen steht die DDR-
Diktatur überwiegend nicht im
Lernprogramm. Die Folgen lie-
gen auf der Hand: Wie sollen
Freiheit und Demokratie in Zu-
kunft bewahrt werden, wie sol-
len die Feinde der Demokratie
erkannt werden, wenn keine Be-
wertungsmaßstäbe für ein dikta-
torisches System erlernt wer-
den?

Wir sind uns mit Bundesver-
kehrsminister Wolfgang Tiefen-
see einig, dass in den Schulen
eine stärkere Auseinanderset-
zung mit der DDR-Diktatur zu
führen ist, dass die Fakten über
Mauertote und Stasispitzel ver-
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mittelt werden müssen und der
Verharmlosung der DDR-Dikta-
tur ein Riegel vorgeschoben wer-
den muss. Dafür müssen die
Lehrpläne ergänzt werden, aber
auch die Einstellung vieler Ge-
schichtslehrer in West und Ost
zur DDR muss sich ändern. Kon-
sequent muss der Diktatur-
charakter der DDR in den Mit-
telpunkt der Behandlung der
Teilungsgeschichte unseres Lan-
des gestellt werden.

Auch gilt es, die Vertreter der
Zivilgesellschaft wie die Stif-
tung Aufarbeitung, die Bundes-
zentrale für politische Bildung
oder die Deutsche Gesellschaft
e.V. in die Lage zu versetzen,
breit angelegte Programme auf-
zulegen, die die Kenntnisse über
die DDR-Diktatur weit in die
Gesellschaft hinein vermitteln.
Für die Politik heißt es, nie
nachzulassen beim Benennen der
Strukturen, Netzwerke, Mecha-
nismen und Instrumente des
SED-Unrechtsstaates. Wir dür-
fen die Auseinandersetzung mit
der zweiten deutschen Diktatur
nicht dem Schönreden der Ewig-
gestrigen und dem Verschleiern
der politischen Verharmloser
überlassen.

Film

FFG – Fortschritt für den
Film
Vorstellung der Novellierung
des Filmförderungsgesetzes
(4. Juni 2008; Erklärung:
Dorothee Bär, MdB; Wolfgang
Börnsen, MdB)

Im Mai 2008 hat der deutsche
Film einen Marktanteil von 42
Prozent in Deutschland erreicht,

eine noch nie dagewesene Zahl.
Seit drei Jahren macht der deut-
sche Film mit Marktanteilen von
20 bis 30 Prozent Furore. Eine
neue Filmgeneration von Schau-
spielern, Regisseuren und Pro-
duzenten setzt eigene Akzente
und hat die deutsche Filmszene
in Aufbruchstimmung versetzt.
Die neue Qualität erweist sich an
etlichen internationalen Film-
preisen. Im Konzert der europäi-
schen Filmnationen spielt
Deutschland eine größere Rolle
als je zuvor. Problematisch ist
jedoch, dass zwar immer mehr
Kinofilme produziert werden,
aber die Besucherzahlen über
einen längeren Zeitraum be-
trachtet rückläufig sind. Im ver-
gangenen Jahr sank die Zahl der
Kinobesucher bei rund 4.800
Leinwänden von 137 auf 122
Millionen.

Die ... von Staatsminister
Bernd Neumann im Kabinett
vorgestellte Novelle des Film-
förderungsgesetzes (FFG) wird
dazu beitragen, die Film-
strukturen in Deutschland zu
stärken. Sie setzt Schwerpunkte
bei der Förderung von Drehbü-
chern sowie von Kurzfilmen,
was gerade Jungfilmern zugute
kommt. Außerdem werden die
Förderkriterien flexibilisiert und
damit optimiert.

Wir erkennen an, dass im Vor-
feld der Novellierung eine brei-
te Diskussion über Monate mit
allen Betroffenen stattgefunden
hat. Dies gilt auch für die „Ein-
zahler“, die über das Förderauf-
kommen der Filmförderungsan-
stalt die Finanzierung der Filme
sicherstellen. Wir gehen davon
aus, dass sich alle ihrer gemein-
samen Verantwortung bewusst

sind. Wer aus der konzertierten
Aktion zur Förderung des deut-
schen Films aussteigt, gefährdet
dessen Gesamtentwicklung.

Wir plädieren dafür, beglei-
tend zur FFG-Novellierung die
Umsetzungsprobleme bei der
Digitalisierung der Kinos anzu-
gehen. Alle diejenigen, die dar-
aus einen Vorteil ziehen, müssen
eine eindeutige Vorleistung er-
bringen. Der Staat erkennt mit
dem ermäßigten Mehrwertsteu-
ersatz für das Kino den Film als
Kulturgut an. Wir sind uns si-
cher, dass dieses Entgegenkom-
men von allen Beteiligten ge-
würdigt wird.

Filmfördergesetz stärkt
das Kino und den Film
Kino muss weiterhin flächen-
deckend vorhanden sein

(Erklärung: Wolfgang Börnsen,
MdB, und die zuständigen Be-
richterstatter Rita Pawelski,
MdB, und Philip Mißfelder,
MdB)

Ohne Kinos braucht man keine
Kinofilmförderung. Wir begrü-
ßen das klare Bekenntnis der
Bundesregierung nicht nur zum
deutschen Film, sondern auch
zum Kino als einem kulturellen
Ort, an dem Filme als ein beson-
deres Erlebnis empfunden wer-
den. Kino darf deshalb auch in
Zukunft kein Großstadtvergnü-
gen sein, sondern muss weiter-
hin flächendeckend vorhanden
sein. Den Kinobetreibern stehen
in den kommenden Jahren gro-
ße Herausforderungen bevor.
Die Maßnahmen zur Stärkung
der Eigenkapitalbasis der Film-
theater sind ein wichtiger Schritt
hin zur flächendeckenden Digi-
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talisierung des deutschen Kinos.
Die Kinoinvestitionsförderung
soll zukünftig bis zu 30 Prozent
als Zuschuss und zu mindestens
70 Prozent als zinsloses Darle-
hen gewährt werden können.

Der von Kulturstaatsminister
Bernd Neumann MdB vorgeleg-
te Vorentwurf der Novelle des
Filmfördergesetzes wird den
Deutschen Film und vor allem
das Kino in Deutschland weiter
stärken. … So werden die An-
bieter neuer Dienste, beispiels-
weise aus der digitalen Wirt-
schaft, einen zusätzlichen Sitz
im Verwaltungsrat der Filmför-
deranstalt FFA erhalten.

Wir begrüßen, dass die Dreh-
buchförderung im Entwurf des
Filmfördergesetzes erheblich ge-
stärkt wird. Die Förderungs-
hilfen für die Herstellung von
verfilmbaren Drehbüchern sol-
len zukünftig bis zu 50 000 Euro
im Einzelfall betragen. Dadurch
wird insbesondere auch für be-
reits erfolgreiche Autoren der
Anreiz erhöht, Drehbücher für
Kinofilme zu erstellen, statt vor-
zugsweise für den Fernsehfilm-
bereich zu arbeiten.

Der Vorschlag, die Sperrfri-
sten von 24 auf 18 Monate für
die Ausstrahlung im frei
empfangbaren Fernsehen und
von zwölf auf sechs Monate in
video-on-demand-Angeboten zu
verkürzen, trägt den neuen Seh-
gewohnheiten Rechnung. Dies
stärkt die Produzenten als die
Hersteller von Filmen, da sie in
einer kürzeren Frist verwerten
können und damit auch ihre fi-
nanzielle Basis zur Produktion
neuer Spielfilme verbessern. Al-
lerdings werden wir darauf ach-
ten, dass hierbei die Belange des

Kinos angemessen berücksich-
tigt werden. …

Filmarchivierung
Das Filmgut braucht Bestands-
sicherung
(13. März 2008; Rede Wolf-
gang Börnsen, MdB; [Auszug])

Der Filmhit des Jahres 1950 trug
den Titel „Der Theodor im Fuß-
balltor“. Leicht, locker, amüsant
und komödiantisch spielte Theo
Lingen den Tor-Lehmann und
schaffte eine kleine Freude in
einer an Not reichen Nachkriegs-
zeit. … In keinem Archiv ist die-
ser Kultspielfilm mehr aufzutrei-
ben. Dieses Schicksal teilt Theo
mit gut einem Drittel des deut-
schen Filmkulturerbes. Verloren,
verlegt, vergessen – ein Stück
Filmerbe ist unwiderruflich auf
der Strecke geblieben. Ein Land,
das seine Filme verliert, verliert
auch Teile seiner Erinnerung und
seiner Identität.

Was bei Büchern und Musik
eindeutig geregelt ist, hat auch
für den Film zu gelten. … Es
muss eine Hinterlegungspflicht
geben, und zwar nicht nur für
den öffentlich geförderten Film,
sondern auch für die mehr als 2
500 Dokumentar- und Kurzfil-
me, die bei uns jährlich gedreht
werden. Im Entwurf für das neue
Filmförderungsgesetz hat …
Staatsminister Bernd Neumann
die Archivierungspflicht für den
Bund fest verankert  …  Die seit
2004 praktizierte Auflage zur
Archivierung geförderter Filme
erhält damit Rechtskraft.

Anerkennung verdient auch
die Bereitschaft der Produzen-
ten, durch eine freiwillige
Selbstverpflichtung Filmkopien
zu sichern. Allein im Bundes-

archiv sind 150 000 Spiel- und
Dokumentarfilme hinterlegt.
Erfasst und gesichert wird seit
1895, registriert aber erst seit
2004. Eine zentrale Erfassung
aller Filme gibt es bisher nicht.
Dazu muss es aber kommen.

Es gibt bei uns in Deutschland
allein zehn größere öffentliche
Filmarchive bzw. -museen, dazu
kleinere und Privatsammlungen.
Es existieren keine genauen An-
gaben über die Gesamtzahl der
seit 113 Jahren hinterlegten Ko-
pien. Wir haben versucht, zu er-
mitteln.  … Wir kommen auf
über 208 000 Filme, die in
Deutschland in Archiven und
Museen erfasst sind. Das ist doch
ein großartiger Kulturschatz.

Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion begrüßt daher die Initia-
tive der Bundesregierung, durch
eine Datenbank für Übersicht in
einem föderalen System zu sor-
gen. Das ist nicht zum Nulltarif
zu machen. Allein das Bundes-
archiv rechnet für die Filmsiche-
rung mit Kosten in Höhe von 2,1
Millionen Euro jährlich. Die
Kosten für die Umkopierung der
im Hinblick auf die Haltbarkeit
risikoreichen Zellulosenitratfil-
me sind dabei genauso berück-
sichtigt wie die Kosten für Maß-
nahmen beim instabilen Träger-
material Acetat. Die Registrie-
rung allein reicht ja nicht. Das
Filmgut braucht Bestandssiche-
rung …

Es ist wichtig, darauf aufmerk-
sam zu machen, dass Bund und
Länder einen beachtlichen finan-
ziellen Beitrag zur Erhaltung des
Filmbestandes leisten. Mehr Zu-
sammenarbeit wäre jedoch wün-
schenswert. Der vom BKM ein-
geleitete Beitritt Deutschlands
zur Europäischen Konvention
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zum Schutz des audiovisuellen
Erbes wird diese Sicherungs-
arbeit stabilisieren und stärken.
… Es muss darauf Wert gelegt
werden, dass auch die letzten 10
Prozent der noch nicht ermittel-
ten und erfassten Filme ins Ar-
chiv kommen.
Die neue erweiterte Filmpolitik
der Bundesregierung macht
nicht nur zuversichtlich, was die
Stabilisierung der Mittel für die
Filmförderung angeht. Die 60
Millionen Euro, die jährlich al-
lein durch den Deutschen Film-
fonds eingesetzt werden, sind
klug eingesetzte Gelder. …

Filmland Deutschland: Kraft
und Klasse
(24. April 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB, und
die zuständigen Berichterstat-
ter, Dorothee Bär, MdB, und
Philipp Mißfelder, MdB;
[Auszug])

Das Filmland Deutschland hat
an Prestige, Profil und Perspek-
tiven gewonnen. Betrug der hei-
mische Anteil von Filmen vor
zehn Jahren noch ca. 10 Prozent,
so hat er sich in der Zwischen-
zeit auf 20 Prozent verdoppelt
und stabilisiert. Gab es 1998
noch 70 Premieren aus dem ei-
genen Land, ist die Anzahl 2007
auf 174 angestiegen. Derzeit ge-
hören zu den Besucher-Millionä-
ren Spielfilme wie ,,Keinohrha-
sen“, ,,Die Welle“, ,,Kirschblü-
ten“, ,,Die wilden Kerle“, aber
auch die Dokumentation ,,Unse-
re Erde“ mit über 3,2 Mio. Be-
suchern. Trotz zunehmender
Konkurrenz von mehr TV-Kanä-
len, Internet und Video besuch-
ten 2007 über 125 Mio. Bürger
das Kino. Weniger zwar als in

den Jahren zuvor, doch derzeit
gibt es Aussichten auf einen neu-
en Besucherrekord für 2008. …

Gedenkstätten

Historische Verantwortung
wahrnehmen, Aufarbeitung
voranbringen, der Opfer
gedenken
Fortschreibung der Gedenk-
stättenkonzeption des Bundes
(18. Juni 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB,
Reinhard Grindel, MdB)

Die vorliegende Gedenkstätten-
konzeption des Bundes trägt den
erinnerungspolitischen Ansprü-
chen auf Wahrnehmung der Ver-
antwortung, Verstärkung der
Aufarbeitung und vertieftes Ge-
denken an die Opfer Rechnung.
In der Weiterentwicklung der
Konzeption des Bundes von 1999
setzt sie für die Erinnerungs-
kultur maßgebliche Schwer-
punkte:

Im NS-Bereich erhält die Ge-
denkstättenarbeit in mehrfacher
Hinsicht eine verstärkte Unter-
stützung. So werden die vier na-
tional bedeutsamen KZ-Gedenk-
stätten Bergen-Belsen, Dachau,
Neuengamme und Flossenbürg
neu in die institutionelle Förde-
rung des Bundes aufgenommen.
… Die geplante „Ständige Kon-
ferenz der Leiter NS-Gedenkorte
im Berliner Raum“ wird die Ein-
richtungen vernetzen und ihre
Aktivitäten aufeinander abstim-
men.

Die erinnerungspolitische Auf-
arbeitung des SED-Unrechts
wird auf eine völlig neue Grund-
lage gestellt. Lag der Schwer-

punkt bisher hauptsächlich auf
der Erschließung und Auswer-
tung der Stasi-Akten, wird nun
das SED-Unrechtsregime insge-
samt in den Blick genommen.
Neu geschaffen wird der „Ge-
schichtsverbund zur Aufarbei-
tung der kommunistischen Dik-
tatur in Deutschland“, in dem
alle betreffenden Einrichtungen
gemeinsam die Aufarbeitung
voranbringen sollen. Neu ist
auch die Strukturierung der Erin-
nerungsarbeit über die SED-
Diktatur in vier Themengrup-
pen: Teilung und Grenze, Über-
wachung und Verfolgung, Ge-
sellschaft und Alltag, Wider-
stand und Opposition. Hier sind
insbesondere zu erwähnen: das
geplante Dokumentations- und
Bildungszentrum zu „Repressi-
on in der SED-Diktatur“ in der
Normannenstraße, der ehemali-
gen Zentrale des Ministeriums
für Staatssicherheit, dem Sym-
bol für den Terror der Stasi durch
Zersetzung und die Betonung
Leipzigs als dem Schwerpunkt
der Würdigung des Widerstands
gegen die SED-Diktatur. Mit
dieser Strukturierung einherge-
hen wird eine notwendige Ver-
tiefung und Verbreiterung der
Aufarbeitung, die wir gutheißen.
Denn immer noch ist in der Be-
völkerung vor allem bei der jun-
gen Generation zu wenig be-
kannt über den Verfolgungs- und
Unterdrückungsapparat der
SED.

Fortgesetzt wird die Arbeit der
Bundesbeauftragten für die Sta-
si-Unterlagen (BStU), die seit
der Gründung der Behörde 1990
einen wesentlichen Beitrag zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur
geleistet hat. Da die BStU aber
immer schon als zeitlich be-
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fristete Einrichtung konzipiert
war und ihre Unterlagen zu ei-
nem vom Deutschen Bundestag
noch festzulegenden Zeitpunkt
ins Bundesarchiv überführt wer-
den, wird eine vom Deutschen
Bundestag einzusetzende Kom-
mission zu allen Modalitäten der
Akten- und Aufgabenverlage-
rung in der nächsten Legisla-
turperiode Vorschläge unter-
breiten. …

(Es ist) selbstverständlich und
unverzichtbar, den Unterschie-
den zwischen der NS-Terrorherr-
schaft und der SED-Diktatur
Rechnung zu tragen. Eine ver-
antwortungsbewusste Erinne-
rungspolitik gründet sich auf
eine historisch begründete diffe-
renzierte Balance, die weder die
Verbrechen des Nationalsozialis-
mus relativiert noch das SED-
Unrecht bagatellisiert. So wird
der antiautoritäre Konsens aller
demokratischen Parteien ver-
stärkt, die freiheitliche demokra-
tische Werteordnung unseres
Grundgesetzes zu achten und zu
bewahren. Die Konzeption der
Bundesregierung stellt auch in
dieser Hinsicht eine überzeugen-
de und verantwortungsbewusste
Grundlage für die weitere Arbeit
in der Erinnerungskultur dar. …

Klassikstiftung
Weilmar

Mehr Geld für die Klassik
Stiftung Weimar
Signal für Thüringen

(23.10.2007; Erklärung: Steffen
Kampeter, MdB, sowie die Wei-
marer CDU-Bundestagsabge-
ordnete Antje Tillmann, MdB)

Die Wiedereröffnung der Herzo-

gin Anna Amalia Bibliothek in
Weimar setzt ein wichtiges Si-
gnal für das UNESCO-Welt-
kulturerbe der Weimarer Klas-
sik: Der Bund steht zu seiner
Verantwortung, dieses bedeuten-
de kulturelle Erbe zu erhalten.
Mit 8, 5 Mio. Euro hat er sich
wesentlich am Wiederaufbau des
vor drei Jahren von einem Brand
verwüsteten Herzstücks der
Klassik Stiftung Weimar betei-
ligt. Darüber hinaus hat der Kul-
turstaatsminister in seinem Etat-
entwurf für 2008 eine Erhöhung
der Mittel für die institutionelle
Förderung der Klassik Stiftung
Weimar um rund zwanzig Pro-
zent vorgesehen. … Der Billi-
gung der vorgesehenen Steige-
rung des Bundeszuschusses um
rund 1,3 Mio. Euro durch den
Hauhaltsausschuss steht nichts
entgegen. Bedingung dafür ist
jedoch, dass auch das Land Thü-
ringen als Ko-Finanzierer mit-
zieht … Obwohl mit der Herzo-
gin Anna Amalia Bibliothek das
Juwel der Weimarer Klassik ab
Mittwoch in neuem Glanz er-
strahlt, sind weitere Schritte zur
Sicherung des Erbes der Weima-
rer Klassik notwendig. Nicht
nur, dass Tintenfraß und Säure
den Beständen der Bibliothek zu
schaffen machen und daher eine
umfangreiche restauratorische
Aufarbeitung auch der nicht vom
Brand beschädigten Bibliotheks-
bestände dringend notwendig ist.
Auch die weiteren von der Klas-
sik Stiftung Weimar betreuten
Sammlungen, Gebäude und
Parks erfordern stetige Maßnah-
men zu ihrer Erhaltung. Dazu
gehören bei Kultureinrichtungen
und ihren historischen Gebäuden
gerade vor dem Hintergrund der
Klimaschutzdebatte auch ener-

getische Sanierungsmaßnahmen
zur Verbesserung der Energie-
effizienz.

Masterplan - Weimar auf
Kurs
(10. Juni 2008; Erklärung:
Steffen Kampeter, MdB,
anlässlich der Verabschiedung
des Masterplans für die Klassik
Stiftung Weimar)

Die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion begrüßt, dass die Klassik
Stiftung Weimar mit ihrem
Masterplan ein tragfähiges Kon-
zept zur ihrer Fortentwicklung
vorlegt. … Ohne die bei den letz-
ten Haushaltsberatungen im
Haushaltsausschuss zur Verfü-
gung gestellten Mittel wäre der
nun verabschiedete Masterplan
der Klassik Stiftung Weimar
nicht möglich gewesen. Insbe-
sondere die vom Deutschen
Bundestag getroffenen Auf-
stockungsbeschlüsse zugunsten
der Stiftung ermöglichen das
Investitions-Sonderprogramm,
für das der Bund und das Land
Thüringen jeweils 45 Mio. Euro
zusätzlich zur Verfügung stellen.
Der Bundestag hat damit ein
deutliches Signal gesetzt und
sich zur Verantwortung des Bun-
des für das kulturelle Erbe der
Weimarer Klassik bekannt.

Bundeskulturetat

Kanzlerin und Staatsminister
sorgen für Kulturerfolg
Kulturetat steigt zum vierten
Mal
(2. Juli 2008; Erklärung
Wolfgang Börnsen, MdB)

…  (Zum) vierten Mal in Folge
hat der Kulturetat eine Steige-
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rung erfahren: Gegenüber dem
Haushalt 2008 steigert sich der
Kulturetat um 1,51 % von 1,120
Mrd. Euro auf rund 1,137
Mrd. Euro. Seit dem Amtsantritt
von Staatsminister Neumann hat
sich der Kulturhaushalt um
7,8 % erhöht. Kultur hat damit
in unserem Land ein neues An-
sehen erfahren. Eine größere An-
erkennung der Bedeutung der
Kultur für unsere Gesellschaft
und den Einzelnen ist schwer
vorstellbar. Die Union steht an
der Seite der Kultur und der Kul-
turschaffenden. Dies ist heute
einmal mehr deutlich geworden.

Die Schwerpunkte im Kultur-
haushalt 2009 gelten zum einen
der Gedenkstättenförderung ge-
mäß der neuen erinnerungspoli-
tischen Konzeption der Bundes-
regierung: Nach der Erhöhung
der Mittel für das Gedenkstätten-
konzept in 2008 um 10 Mio.
Euro werden für 2009 die Mit-
tel erneut erhöht, um 2 Mio.
Euro, zur beschleunigten Sanie-
rung der KZ-Gedenkstätten.
Dies ist eine Steigerung um mehr
als 50 % von 23 auf 35 Mio.
Euro. In die institutionelle För-
derung des Bundes werden fol-
gende Gedenkstätten aufgenom-
men: Neuengamme, Bergen-
Belsen, Flossenbürg, Dachau,
Marienborn, Marienfelde, Leisti-
kowstraße. Damit werden die
Absichten der Gedenkstätten-
konzeption auch finanziell um-
gesetzt. Unser Dank gilt Kultur-
staatsminister Neumann und
Bundesfinanzminister Stein-
brück. Gemeinsam haben sie
dafür gesorgt, dass die Aufarbei-
tung der beiden deutschen Dik-
taturen intensiviert werden kann.

Der Filmförderfonds in Höhe
von 60 Mio. Euro wird bis 2012

fortgesetzt. Damit wird nicht nur
der Filmstandort Deutschland
gestärkt; damit verbunden sind
auch starke wirtschaftliche Ef-
fekte und die Entstehung neuer
Arbeitsplätze.

Das Freiheits- und Einheits-
denkmal wird in Höhe von 4,7
Mio. Euro etatisiert. Damit rückt
die Grundsteinlegung für ein
Denkmal in Reichweite, das an
die glücklichen Momente unse-
rer Geschichte erinnern soll.

Die Arbeit der Deutschen Wel-
le wird weiter gestärkt, indem
zusätzlich 1 Mio. Euro in den
Haushalt eingestellt werden. Die
Bundesregierung erfüllt auch
hier die Festlegungen im Koali-
tionsvertrag. Die unter Rot-Grün
in Gang gesetzte Abwärtsspirale
der Deutschen Welle ist seit
Amtsantritt von Staatsminister
Neumann vorbei. Schließlich ist
die Deutsche Welle das Gesicht
Deutschlands im Ausland…

Kulturhauptstadt Essen

Bund weitet sein Engagement
für „Kulturhauptstadt Ruhr
2010“ aus
Chance, die kaum so schnell
wiederkommen wird
(18. November 2007; Erklä-
rung: Steffen Kampeter, MdB)

Die „Kulturhauptstadt Ruhr
2010“ ist ein herausragendes
nationales Kultur- und Kreativ-
ereignis mit internationaler Aus-
strahlung. …

Vor diesem Hintergrund soll-
te der Bund sein auch bisher er-
hebliches Engagement für die
Projekte von „Kulturhauptstadt
Ruhr 2010“ ausweiten. Daher
hat der Haushaltsausschuss in

seiner letzten Sitzung – zu den
bisher bewilligten 10 Mio EUR
– weitere 3 Mio EUR als mögli-
chen Bundesbeitrag in den Haus-
halt aufgenommen. Mit Bernd
Neumann als dem zuständigen
Kulturstaatsminister hat die Kul-
turhauptstadt Ruhr 2010 einen
Partner, der die Belange der
Bundeskulturpolitik mit Kompe-
tenz und Umsicht bündeln und
in Projekte umzuwandeln ver-
mag.

KulturSalon
(23. April 2008)

WERKSTATT II: Der arme
Poet – Bild oder Realität?
Bericht aus der Werkstatt II
(Gitta Connemann, MdB)

Über 130 Teilnehmer diskutier-
ten unter der Leitung von Gitta
Connemann MdB über die so-
ziale Sicherung von Künstlern
und Kulturschaffenden. Einen
wichtigen Schwerpunkt bildete
dabei die Stärkung von Künst-
lern und Kulturschaffenden als
Urheber.

Als Podiumsgäste nahmen teil:

Hans-Werner Meyer,
Schauspieler und Vorstand Bun-
desverband der Film- und
Fernsehschauspieler
Prof. Ludwig Güttler, Solist
Dr. Harald Heker,
Vorstandsvorsitzender der GEMA
Sabine Schlüter,
Leiterin der Künstlersozialkasse
Olaf Zimmermann,
Geschäftsführer Deutscher
Kulturrat
Ole Seelenmeyer,
Vorsitzender der Deutscher
Rock&Pop Musikerverband e.V.
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Die Arbeit von Künstlern und
Kulturschaffenden ist das Fun-
dament unseres kulturellen Le-
bens. Ohne ihre Werke und ihre
Ausübung gäbe es dieses nicht
oder würde sich nur auf die Ver-
gangenheit beziehen. Eine aus-
reichende soziale Sicherung im
Falle der Arbeitslosigkeit sowie
die Absicherung im Krankheits-
oder Pflegefall und für das Alter
sind unverzichtbar. „Doch ist
diese ausreichend? Wie weit lie-
gen Glanz und Elend bei Ihnen
zusammen?“ wandte sich Gitta
Connemann MdB in ihrer Ein-
gangsfrage an Hans-Werner
Meyer. Dieser stellte dar, dass
nur wenige Schauspielerinnen
und Schauspieler hohe Gagen
oder solche bekämen, die zum
Leben reichen würden. Er beton-
te, dass Schauspieler vielfach
auch sehr geringe Gagen anneh-
men müssten, um überhaupt im
Geschäft bleiben zu können.
Schauspieler würden für ihre
Arbeit eine einmalige Vergütung
erhalten – das Produkt allerdings
könne unendlich oft gezeigt wer-
den. An der weiteren Verwertung
„ihres“ Produktes würden die
Schauspieler dann nicht mehr
beteiligt werden. Zudem würden
die Schauspieler durch das so-
ziale Netz fallen. Sie hätten
schon früh bei Arbeitslosigkeit
kaum ALG I erhalten. Durch die
Verkürzung der Rahmenfrist für
den Bezug von ALG I hätte sich
die Situation unerträglich ver-
schlechtert. Ein Schauspieler
müsste zudem acht Hauptrollen
oder drei Hauptrollen in Serien-
produktionen in einem Jahr an-
nehmen und abfilmen. „Dies ist
schlichtweg nicht möglich. Wür-
de ein Schauspieler dieses Pen-
sum überhaupt schaffen, wäre er

reif für die Frührente, jedoch
nicht für ALG I“ führte Meyer
aus. Die Schauspieler müssten
somit in die Arbeitslosenversi-
cherung einzahlen, hätten aber
im Falle der Arbeitslosigkeit kei-
nen Anspruch auf die Auszah-
lung von Arbeitslosengeld. Wei-
ter führe das heutige System zum
Problem der Altersarmut:
„Schauspieler sind im Alter
arm!“, verdeutlichte Meyer die
Situation. Er forderte: „Flexible
Beschäftigungsverhältnisse sind
unser Heute und unsere Zukunft
– die Politik muss sich hierauf
einstellen und ihre Hausaufga-
ben machen!“ Dazu forderte er
eine Umstellung auf das soge-
nannte „Schweizer Modell“.
Diese Forderung wurde von den
anwesenden Schauspielerinnen
und Schauspieler unterstützt.
Nach diesem Modell könnte die
ermittelte Beitragszeit für die
ersten dreißig Kalendertage ei-
nes befristeten Arbeitsverhält-
nisses verdoppelt werden, so
dass es auch in Kulturberufen
möglich werde, ALG I zu erhal-
ten.

„Glanz und Elend liegen
wahrlich dicht beieinander“,
nahm Sabine Schlüter die Ein-
gangsfrage von Gitta Conne-
mann MdB auf. Die Künstler-
sozialkasse vertritt ca. 160 000
Versicherte. Die Künstlersozial-
versicherung wurde 1983 zur
sozialen Absicherung der Künst-
ler und Kulturschaffenden ge-
schaffen. Es bestehe eine Pflicht-
versicherung, die selbstständig
Kulturschaffende mit Arbeitneh-
mern gesetzgeberisch gleichstel-
le. Die Komplexität der unter-
schiedlichen Berufe (darstellen-
de Kunst, Journalistik, Presse,

etc.) stelle hohe Anforderungen
an die Künstlersozialkasse. „Im
Rahmen der derzeitigen sozialen
Sicherungssysteme hat sich die
Künstlersozialversicherung be-
währt und ist zu stärken“ unter-
mauerte Gitta Connemann MdB
die Eingangsworte von Frau
Schlüter.

Als einen Kompass für die
nächsten kulturpolitischen Jah-
re benannte Olaf Zimmermann
den Abschlussbericht der En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“. Dieser enthielte
die erforderlichen Aussagen für
die Stärkung und Sicherung der
sozialen Lage von Künstlern und
Kulturschaffenden. Insbesonde-
re habe sich das System der
Künstlersozialversicherung als
unabdingbar bewährt und dürfe
insoweit nicht in Frage gestellt
werden. Die Finanzierung dieser
sei allerdings schwer angeschla-
gen, da zu wenig Verwerter in
die KSK einzahlen würden. In-
soweit zeigt die Novellierung
des letzten Jahres gute Erfolge.
Immerhin konnte der Abgaben-
satz zum 1.1.2008 auf 4,8% ge-
senkt werden. Die Korb II Re-
formen des Urheberrechtes in
der Informationsgesellschaft sei-
en ein gutes und sinnvolles Si-
gnal gewesen, da heutzutage ge-
nauer hingeschaut werde, wer
einzahle und wer einzahlen müs-
se. „Unser System der Künstler-
sozialversicherung ist ein euro-
paweites Erfolgsmodell Wir
müssen eisenhart bleiben, um die
Künstlersozialkasse weiter am
Leben halten zu können“ stellte
Zimmermann abschließend fest.

Auf die Frage an Professor
Güttler, ob Bach und Händel mit
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der derzeitigen Form der sozia-
len Lage von Künstlern und Kul-
turschaffenden einverstanden
wären, stellte der Solist fest:
„Der Schutz für Kreative ist in
bedenklicher Schieflage.“ Zu
Zeiten Händels und Bachs hätte
es faire Regelungen gegeben,
heutzutage sähe die Verwertung
von Musik aber anders aus: Statt
Kartenkauf und einmaligen Zu-
hörvergnügen im Opern- oder
Theaterhaus könne man das Pro-
dukt über CD, mp3s und weite-
re digitale Tonträger unzählige
Male abspielen – und vervielfäl-
tigen. Die Möglichkeit, eine Auf-
nahme zu kontrollieren und den
Verkauf bzw. die Weiter- und
Reproduktion zu steuern sei heu-
te unmöglich. Die Schieflage
entstehe dann, wenn es von ei-
ner Originaleinspielung 3-4 mal
so viele gefälschte wie Original-
kopien auf dem Markt gäbe. Der
Diebstahl von geistigem Eigen-
tum dürfe nicht ungesühnt blei-
ben. Ludwig Güttler fordert da-
her klare Regelungen innerhalb
der Urheberrechtspolitik. Diese
müsse festlegen, was Recht und
was Unrecht sei. Einig zeigten
sich alle Podiumsteilnehmer in
der Frage nach der grundsätzli-
chen Berechtigung von Verwer-
tungsgesellschaften. Diese wür-
den eine unverzichtbare Rolle
für die Verbesserung der sozia-
len Lage von Künstlern und Kul-
turschaffenden darstellen.
Zusammenfassend formulierte
er seinen Wunsch, dass Kultur-
politik nicht als Ausgabenpoli-
tik, sondern als Investition für
die Zukunft gesehen werde.

Dr. Harald Heker knüpft an die
Worte Ludwig Güttlers an: Er
fordert eine gesellschaftliche

Diskussion über den Wert der
Kreativität. Der Vorstandsvorsit-
zende der GEMA betonte, dass
die Rechte des einzelnen Urhe-
bers gestärkt werden müssten.
Dies werde der GEMA als Ver-
wertungsgesellschaft jedoch im-
mer schwieriger gemacht. Die
Erlöse der Verwertungsgesell-
schaften hätten sich in den letz-
ten Jahren verringert – insbeson-
dere mit Blick auf das Online-
Zeitalter sprach er von einer dra-
matischen Verschärfung der fi-
nanziellen Ausstattung der
GEMA und warnte vor einer
Fortsetzung dieses Trends auch
in den nächsten Jahren. Dies
führte er zum einen auf einen
fehlenden Rechtsrahmen zurück,
der die heutigen Marktgesetze
berücksichtige, und zum anderen
auf das anhängende Kartell-
verfahren der EU-Kommission
gegen die Verwertungsgesell-
schaften, das Gegenseitigkeits-
verträge untersage. In diesem
Fall wäre die GEMA dann nur
noch in der Lage, die Anteile der
Mitglieder, nicht aber das Welt-
repertoire zu vermarkten. Dar-
über hinaus fehle es an einem
Rechtsrahmen im Online-Be-
reich. Sein Wunsch wäre ein si-
cherer und gesicherter Rechts-
rahmen in Deutschland und Eu-
ropa, in dem sich Kreativität loh-
ne.

Ole Seelenmeyer kritisierte in
seiner Stellungnahme die Praxis
der GEMA. Als Repräsentant
des Deutschen Rock&Popmu-
sikerverbandes vertrete er semi-
professionelle Musiker, die als
Mitglieder der GEMA zwar zah-
len müssten, aber kein Stimm-
recht in den GEMA-Sitzungen
hätten. Auch auf die Situation

der Musiker aus den neuen Län-
dern würde dies zutreffen. Es sei
schwierig, hier ordentliches Mit-
glied der GEMA zu werden.
Eine grundlegende Änderung
der GEMA wäre aus seiner Sicht
angebracht.

Die anschließende Diskussion
wurde von dem anwesenden
breiten Fachpublikum begeistert
aufgenommen. Einig waren sich
alle Beteiligten, dass das soziale
Netz so gestrickt werden müsse,
dass Künstler und Kulturschaf-
fende in Deutschland in der Lage
seien, ihren Beruf so auszuüben,
dass sie davon jetzt und im Al-
ter leben könnten. Die Rahmen-
bedingungen des Kulturbereichs
müssten auf die geänderten Um-
welt- und Arbeitsbedingungen
angepasst werden.

Eine Restrukturierung der
Kulturlandschaft sei politisch
möglich – doch nur mit der nach-
haltigen Unterstützung aller Kul-
turschaffenden durchsetzbar.
Gitta Connemann MdB fordert
in ihren Abschlussworten insbe-
sondere die Unterstützung der
Kulturschaffenden ein: „Neh-
men Sie den Dialog mit uns auf
– führen wir ihn gemeinsam
weiter“.

WERKSTATT IV: Kultur -
nur noch für eine Elite?
Bericht aus der Werkstatt IV
(Prof. Monika Grütters, MdB)

„Kultur – nur noch für eine Eli-
te?“ lautete der provokante Titel
des Werkstattgespräches, das
Prof. Monika Grütters, MdB, auf
dem Ersten Kultursalon der
CDU/CSU-Fraktion moderierte.
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Ihre Podiumsgäste waren Prof.
Dr. Johanna Wanka, Ministerin
für Wissenschaft, Forschung und
Kultur des Landes Brandenburg
(CDU), Prof. Dr. Peter Muss-
bach, Intendant der Staatsoper
Unter den Linden, Stephan
Märki, Generalintendant des
Deutschen Nationaltheaters
Weimar, Michael Grosse, Gene-
ralintendant der Schleswig-Hol-
steinischen Landestheater / Sin-
fonieorchester GmbH und Silke
Fischer, Direktorin des Deut-
schen Zentrums für Märchen-
kultur, Märchenland e.V.

Lediglich 1,8 Prozent aller öf-
fentlichen Haushalte fließen in
die Kulturförderung in Deutsch-
land. Gemessen an der großarti-
gen Wirkung, die Kunst und
Kultur in unserer und für unsere
Gesellschaft entfalten, ein gerin-
ger Aufwand, meinte Monika
Grütters in ihrem Eingangsstate-
ment. So sei die Theater- und
Orchesterlandschaft Deutsch-
lands in ihrer Dichte und Viel-
falt nach wie vor weltweit ein-
zigartig. Diesen kulturellen
Reichtum unseres Landes, der
sich auch auf andere Kunst- und
Kulturfelder erstrecke, gelte es
zu pflegen und allen Bevölke-
rungsgruppen zugänglich zu
machen. Er sei eine Basis zeit-
genössischer, künstlerischer
Ausdruckformen und prägend
für unsere Wertvorstellungen
und unser Selbstverständnis. Das
durchaus große Interesse an tra-
dierten Kulturangeboten werde
u.a. in den Auslastungszahlen
der deutschen Bühnen deutlich.
Ist es also wirklich nur eine Eli-
te, ein vorwiegend älteres, bür-
gerliches und wohlhabendes Pu-
blikum, das die Reihen füllt?

Auf die Frage, wer in ihre Vor-
stellungen käme, präsentierten
die Intendanten verblüffende
Zahlen. Gut 30 Prozent der Zu-
schauer der Schleswig-Holstei-
nischen Landesbühne seien jün-
ger als 18 Jahre. Durch zahlrei-
che Schulklassenbesuche seien
knapp 50 Prozent der Besucher
des Weimarer Nationaltheaters
keine 30 Jahre alt. Ein Fünftel
des Staatsopernpublikums bewe-
ge sich in der Altersgruppe zwi-
schen 20 und 30 Jahren. Die
Angaben dieser Häuser spiegel-
ten allerdings nicht die allgemei-
ne Besucherstruktur in ihrem
Land wider, wandte Ministerin
Wanka ein. In Brandenburg sei
das Gros des Publikums über-
wiegend älter. Michael Grosse
gab zu bedenken, dass gerade
dieses Stamm- und Abo-Publi-
kum als sichere Einnahme den
Häusern künstlerische Experi-
mente und neue, innovative An-
gebote erst möglich mache.

Einig waren sich die Teilneh-
mer über die Relevanz kulturel-
ler Bildung. Die Kunst- und
Kulturrepräsentanten sahen sich
alle in der Verantwortung, daran
mitzuwirken, nicht um den Büh-
nen auch zukünftig ein Publikum
zu sichern, sondern als Beitrag
zu gesellschaftlicher und indivi-
dueller Entwicklung.

In Zeiten, in denen traditionel-
le Orientierungen mehr und
mehr verloren gingen, müsse das
Vergangene, unsere Kulturtra-
dition gepflegt und bewusst ge-
halten werden, so Peter Muss-
bach. Eigene kulturelle und
künstlerische Erfahrungen be-
schrieb er als einen Innenraum,
der bei der Bewertung vielfälti-

ger neuer äußerer Einflüsse hel-
fe. Nur so entstehe auch immer
wieder Spielraum für Neues, In-
novatives in der Kultur.

Stephan Märki bezeichnete
das Theater als Instrument der
Welterkenntnis. Als Intendant
einer öffentlich finanzierten Kul-
turinstitution betrachte er es als
seine Verpflichtung, jeden dar-
an teilhaben zu lassen und einen
Zugang zu dieser Kunstform zu
vermitteln. Das Theater sei ein
Kunstraum, dessen Anspruch
auch darin bestehe, die Gesell-
schaft mit ihren Schwächen und
Missständen abzubilden. Der
Künstler muss vor Ort gehen,
sehen, was in der Gesellschaft
los ist, und das künstlerisch um-
setzen, so auch Peter Mussbach.
Dazu würden an allen drei ver-
tretenen Häusern zahlreiche An-
gebote für Kinder- und Jugend-
liche unterbreitet, die versuchen,
das Umfeld der Kinder auf die
Bühne zu bringen, sie aber auch
an klassische Kulturtraditionen
heranzuführen.

Auf die Frage an Johanna
Wanka, wie ihr Land die kultu-
relle Bildung fördere, verwies
die Ministerin darauf, dass Bran-
denburg als einziges Bundesland
ein Musikschulgesetz habe, das
die Landkreise verpflichtet, die
bestehende, sehr gute Infrastruk-
tur zu erhalten.

Der Erfolg und das Interesse
an kultureller Bildung werden
allein daran deutlich, dass die
Zahl der Musikschüler leicht ge-
stiegen sei, obwohl die demo-
grafische Entwicklung in eini-
gen Regionen bereits zu 50 Pro-
zent weniger Kindern geführt
hätte.
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Silke Fischer konnte das große
Interesse für das sehr junge Pu-
blikum, an das sich die Angebo-
te von Märchenland e.V. richten,
nur bestätigen. Die Veranstaltun-
gen des Märchenland e.V. seien
alle ausverkauft. Ihre Beobach-
tung sei jedoch, dass es vielen
Kindern gerade mit Migrations-
hintergrund an Ausdrucks-
vermögen für ihre Gefühle und
Gedanken fehle. Die erste Basis-
kompetenz noch vor Lesen und
Schreiben, das Zuhören, erleb-
ten diese Kinder in den Mär-
chenstunden zum ersten Mal.
Bei ihren mittlerweile bundes-
weit nachgefragten Veranstal-
tungsangeboten von Märchen-
land funktioniere die Koopera-
tion mit den Schulen hervorra-
gend.

Ein Publikumsstatement mach-
te abschließend deutlich, dass
der Erfolg kultureller Bildung
nicht nur vom Erreichen der Kin-
der und Jugendlichen mit ent-
sprechenden Angeboten abhän-
gig sei, sondern ganz entschei-
dend auch eine Frage der
Pädagogenausbildung.

 Hier seien die Länder gefor-
dert, gestand Ministerin Wanka
ein. Der Bund unterstütze aber
im Rahmen der Möglichkeiten
der föderalen Kompetenz-
verteilung zahlreiche Projekte
mit finanzieller Beteiligung. So
werde das bundesweit derzeit
bekannteste Projekt in Nord-
rhein-Westfalen „Jedem Kind
ein Instrument“ mit insgesamt
10 Millionen Euro aus dem
Haushalt von Kulturstaatsminister
Bernd Neumann gefördert, ver-
wies Monika Grütters zum
Schluss.

Kulturelle Vielfalt

UNESCO-Konvention Kultu-
relle Vielfalt muss auch für
EU gelten
Schreiben an EU-Kommissarin
Viviane Reding
(28. Februar 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB, Rita
Pawelski, MdB)

Die Abgeordneten von CDU/
CSU, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN im Ausschuss für
Kultur und Medien des Deut-
schen Bundestages betrachten
die „UNESCO-Konvention zum
Schutz und zur Förderung der
Vielfalt kultureller Ausdrucks-
formen” als für die EU-Kom-
mission bindend. In einem Brief
an die EU-Kommissarin Reding
betonen die Obleute von CDU/
CSU, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen, dass das Ziel der För-
derung der kulturellen Vielfalt
auch für das Gemeinschaftsrecht
gelten muss. Die besondere Rol-
le von Verwertungsgesellschaf-
ten bei der Bewahrung und För-
derung kultureller Vielfalt soll
bei den weiteren Beratungen
über kreative Online-Inhalte im
Binnenmarkt zwingend Berück-
sichtigung finden.

Mit dem Brief nehmen die
Parlamentarier zum Konsulta-
tionsverfahren der EU-Kommis-
sion zu der Mitteilung „Kreati-
ve Online-Inhalte im Binnen-
markt“ Stellung. Die Kommis-
sion hatte die Akteure aus dem
Kulturbereich und der Kultur-
und Medienpolitik in der EU
aufgefordert, einen Fragenkata-
log zu der Mitteilung zu beant-
worten. Der Kultur- und Me-
dienausschuss des Deutschen

Bundestags hat sich mit der Mit-
teilung befasst und so zum Aus-
druck gebracht, dass er eine Zu-
ständigkeit für diese Fragen bei
den nationalen Parlamenten
sieht.

Die Obleute gehen in ihrem
Schreiben an Kommissarin
Reding auf die Themen Verwal-
tung digitaler Rechte, Gebiets-
übergreifende Lizenzierung
kreativer Online-Inhalte sowie
Legale Angebote und Piraterie
ein. Sie weisen auf die Vorteile
einer kollektiven Vertretung von
Urheberrechten durch Verwer-
tungsgesellschaften auch im di-
gitalen Bereich hin und auf de-
ren wichtige kultur- und gesell-
schaftspolitische Aufgaben, mit
denen diese zur Förderung der
kulturellen Vielfalt in der Euro-
päischen Union und ihren Mit-
gliedsstaaten beitragen.

Museen

Boom bei Deutschlands
Museen
31. Internationaler Museums-
tag am 18. Mai 2008
(16. Mai 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB)

Die Fußball-Bundesliga kann
jährlich ca. 10 Millionen Zu-
schauer verzeichnen. Deutsch-
lands Museen jedoch verzeich-
nen jährlich über 100 Millionen
Besuche. Ein großartiger Beweis
für die kulturelle Aufgeschlos-
senheit unserer Bürger. … Die
Vielzahl und die einzigartige
Vielfältigkeit der Museen sind
unmittelbarer Ausdruck des kul-
turellen Reichtums in Deutsch-
land. Nicht nur in den Städten,
auch im ländlichen Raum sind
flächendeckend Museen vorhan-
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den. In öffentlicher Trägerschaft
befinden sich ca. 56 Prozent der
Museen, 41 Prozent werden von
Privatpersonen, Vereinen oder
Firmen getragen. Die Sicherung
des reichen und ausdifferenzier-
ten Museumsangebots bleibt …
eine unverändert dringliche
Herkulesaufgabe. Die Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“ hat dazu im De-
zember 2007 wegweisende
Handlungsempfehlungen abge-
geben. Diese reichen von der
verstärkten Digitalisierung der
Sammlungsbestände bis zu ver-
besserten konservatorischen Be-
dingungen. Auch sind die Träger
der Museen aufgerufen, darüber
nachzudenken, ob veränderte
Rechtsformen geeignet sind.
Bund und Länder sollten prüfen,
ob die Tilgung von Erbschafts-
steuerschulden mithilfe von
Kunstwerken erleichtert werden
kann.

Ostdeutsche
Kulturförderung (§ 96
BVFG)

Klare, neue Akzente in der
Kulturförderung nach dem
Bundesvertriebenengesetz
Mittel im Bundeshaushalt nach
Jahren rot-grüner Streichkon-
zerte wieder angehoben
(17. März 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB,
Reinhard Grindel, MdB)

Die Kulturförderung nach § 96
Bundesvertriebenengesetz ist
und bleibt ein wichtiges kultur-
politisches Handlungsfeld. Wir
begrüßen, dass die Mittel im
Bundeshaushalt nach Jahren rot-

grüner Streichkonzerte wieder
angehoben worden sind. Wäh-
rend es allerdings in den Jahr-
zehnten nach dem Inkrafttreten
des Gesetzes 1953 in erster Li-
nie um die erfolgreiche Integra-
tion von Millionen von Flücht-
lingen und Vertriebenen in
Deutschland ging, werden nun
neue klare Akzente gesetzt. Der
Beitritt unserer Nachbarländer
aus Ost- und Mitteleuropa zur
Europäischen Union 2004 bietet
die einzigartige Gelegenheit, bei
der Kulturförderung nach dem
Bundesvertriebenengesetz die
Zusammenarbeit mit den östli-
chen Nachbarn zu intensivieren.
Miteinander, nicht gegeneinan-
der ist die Devise. Diesem Grund-
satz fühlen sich die in der Kul-
turarbeit Aktiven im Bereich der
Vertriebenenarbeit auch ver-
pflichtet.

Damit wird nicht nur das kul-
turelle Erbe der Vertriebenen
und Flüchtlinge in ihren ehema-
ligen Heimatgebieten erhalten,
sondern auch die Aussöhnung
weiter vorangetrieben. Zu nen-
nen sind als Bereiche der inter-
nationalen Kooperation insbe-
sondere: Eine kulturelle Breiten-
arbeit, die sich mit Seminaren
oder Publikationen an die Erleb-
nisgeneration, aber vor allem
auch die jungen Menschen wen-
det, die Vernetzung der geförder-
ten wissenschaftlichen Institu-
tionen mit ihren Partnerein-
richtungen in Ost-, Mittel- und
Südosteuropa oder die Zusam-
menarbeit bei der Restaurierung
von Kulturdenkmälern vor Ort.

Raubkunst

Deutschland steht zu seiner
moralischen Verantwortung,
auch mehr als 60 Jahre nach
Kriegsende Kulturgüter zu
suchen und zurückzugeben
(21. Februar 2008; Rede zum
Umgang mit NS-Raubkunst:
Prof. Monika Grütters, MdB)

Wir sprechen heute zum zwei-
ten Mal in dieser Legislaturpe-
riode im Plenum des Deutschen
Bundestages über Fragen der
Restitution, das heißt über den
Umgang mit NS-Raubkunst. Ich
meine, das ist ein gutes Signal.

Wir, das Parlament, stellen uns
dieser Problematik. Nicht nur
wir tun das, sondern auch auf der
Regierungsebene ist so viel pas-
siert wie in keiner Vorgänger-
regierung …

Ausgangspunkt der erneuten
und aktuellen Debatte ist übri-
gens nicht das zehnjährige Jubi-
läum der Washingtoner Konfe-
renz, sondern die umstrittene
Rückgabe des Kirchner-Gemäl-
des „Berliner Straßenszene“
durch den Berliner Senat.

Es war dieser Fall, der Zwei-
fel an der gängigen Restitutions-
praxis aufgeworfen hat, vor al-
len Dingen deshalb, weil der
Berliner Senat ihn so unglaub-
lich schlecht gehandhabt hat.
Unabhängig von dem Ergebnis
dieses einzelnen Vorgangs ist das
deshalb traurig, weil er so viele
erfolgreiche Restitutionsvor-
gänge negativ überschattet.
Denn schließlich ist die einver-
nehmliche Restitution … gängi-
ge Praxis.

Was ist erreicht worden?
Deutschland hat … nicht nur
1998 an der Konferenz teilge-
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nommen und die Washingtoner
Erklärung unterzeichnet, son-
dern auch eine Gemeinsame Er-
klärung zur Auffindung und zur
Rückgabe NS-verfolgungs-
bedingt entzogenen Kulturgutes
verabschiedet. Zu Recht wurde
die Einrichtung einer Koordinie-
rungsstelle in Magdeburg und
die Erarbeitung einer Handrei-
chung erwähnt. Doch zeigt jener
Fall Kirchner, wie heikel diese
Vorgänge sind und wie schwer
es ist, generell verbindliche Re-
geln zu empfehlen.

Obwohl es sich bei derartigen
Vorgängen primär um Aufgaben
der Länder handelt, hat sich Kul-
turstaatsminister Neumann ent-
schlossen, bundesseitig Verant-
wortung zu übernehmen … und
eine Arbeitsgruppe eingesetzt,
der unter anderem Vertreter aus
Bund, Ländern, Kommunen und
der KMK sowie von Museen
und der Koordinierungsstelle in
Magdeburg …  angehören. Es
waren diese Experten, die sich
mit den vorhandenen Papieren
und Instrumenten auseinander-
gesetzt haben. Ich finde, das Er-
gebnis ist in mehrfacher Hinsicht
eindrucksvoll (und) … es beant-
wortet Ihre Frage nach der Ein-
berufung einer möglichen Wa-
shingtoner Folgekonferenz oder
aber – das ist wirklich ein Un-
terschied – einer Konferenz in
Bezug auf Kunstwerke in
Deutschland.

Weder der Wortlaut noch der
Geist der Washingtoner Erklä-
rung stehen hier zur Debatte.
Deutschland steht zu seiner mo-
ralischen Verantwortung, auch
mehr als 60 Jahre nach Kriegs-
ende Kulturgüter zu suchen und
zurückzugeben.

Einigkeit besteht auch dar-

über, dass die Gemeinsame Er-
klärung unverändert bestehen
bleibt. Lediglich die Handrei-
chung aus dem Jahr 2001 wurde
redaktionell überarbeitet, aber
ohne die Substanz zur Disposi-
tion zu stellen. So wird zum Bei-
spiel die Beweislast nicht infrage
gestellt. Sie liegt nicht bei den
Opfern und deren Nachfahren.
Auch Verjährungs- und Aus-
schlussfristen wird es … in
Deutschland nicht geben, weil
dies unserer moralischen Verant-
wortung nicht gerecht würde;
denn Unrecht wie dieses kann
nicht verjähren.

Im Ergebnis der Initiativen
Neumanns ist eine zentrale Ar-
beits- und Geschäftsstelle Prove-
nienzrecherche … eingerichtet
worden. …

Richtig ist, dass sie beim In-
stitut für Museumsforschung der
Stiftung Preußischer Kulturbe-
sitz angesiedelt ist. … 1 Million
Euro kommen vom Bund und
200 000 Euro von der Kultur-
stiftung der Länder. Die tun also
sehr wohl etwas dafür. Wichtig
ist, dass vor allen Dingen klei-
nen Museen geholfen wird, die
häufig mit den Forschungsauf-
gaben überfordert sind, weil sie
ähnlich wie die großen nicht nur
auf Forderungen reagieren, son-
dern unaufgefordert zur Aufklä-
rung beitragen möchten. Ich em-
pfinde die Zweifel an den Mu-
seen häufig als unberechtigt.

Was wäre noch zu tun? …
(A)lle anderen Fragen, die 1998
in Washington zur Debatte stan-
den – der Umgang mit Raub-
gold, entzogene Versicherungs-
werte, enteignete Grundstücke
oder die sogenannte Holocaust-
Erziehung –, liegen weder in der

Zuständigkeit des Staatsmini-
sters für Kultur noch in der Zu-
ständigkeit des Kulturausschus-
ses. Diese Aufgaben sind unter
der jetzigen Regierung sehr of-
fensiv und zielgerichtet bearbei-
tet worden.

Es geht nicht um eine grund-
sätzliche Hinterfragung der Sub-
stanz der Washingtoner Erklä-
rung und der Gemeinsamen Er-
klärung sowie ihres moralischen
Gehalts. Vielmehr muss der Ge-
dankenaustausch zwischen den
betroffenen Akteuren über die
nunmehr startende Provenienz-
recherche, die mit immerhin 1,2
Millionen Euro ausgestattet ist,
und über konkrete Fragen der
Restitutionspraxis – die sind viel
heikler als die Grundfragen –
intensiviert werden. Vor allen
Dingen, das hat der unglückliche
Fall Kirchner gezeigt.

Wir unterstützen die Einrich-
tung einer großen Fachkonfe-
renz, die die Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz mit der bei ihr
neu geschaffenen Arbeitsstelle
Provenienzrecherche plant. (I)ch
finde es falsch, diese Ansätze
schlechtzureden, ehe sie über-
haupt in die Praxis umgesetzt
wurden… Die internationale Be-
teiligung an dieser Fachkonfe-
renz muss gegeben sein und …
das Hauptaugenmerk auf die ak-
tive Recherche und Forschung
im Hinblick auf NS-Raubkunst
gerichtet werden …
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Schlossneubau

Teure Eskapaden beim
Schlossneubau nicht möglich
Einhaltung der verbindlichen
Kostenobergrenze in Höhe
von 552 Millionen Euro ist
sicherzustellen
(13. Dezember 2007; Erklä-
rung: Steffen Kampeter, MdB;
[Auszug])

 … Die Haushälter der Koaliti-
on haben in intensiven Verhand-
lungen beharrlich dafür gesorgt,
dass Bundesminister Tiefensee
nun einen eindeutigen Auftrag
der Steuerzahler hat: Die Einhal-
tung der verbindlichen Kosten-
obergrenze in Höhe von 552 Mil-
lionen Euro für den Bau und die
Ersteinrichtung des Schlosses ist
durch ihn sicherzustellen.
Kostenüberschreitungen sind in-
nerhalb des zur Verfügung ste-
henden Budgets durch Einspa-
rungen an anderer Stelle aufzu-
fangen. Vor der Beauftragung
der eigentlichen Planung wird
der Haushaltsausschuss sich
noch einmal mit einem aktuali-
sierten Finanzierungskonzept
nach Abschluss des Architekten-
wettbewerbs befassen und prü-
fen, ob Bundesminister Tiefen-
see tatsächlich alle Vorgaben des
Deutschen Bundestages bei der
Realisierung des Projektes be-
rücksichtigt. Teure Eskapaden
bei der Wiedererrichtung des
Berliner Schlosses sind damit
ausgeschlossen!

Im Rahmen des Finanzie-
rungskonzeptes ist eine finanzi-
elle Unterstützung der Rekon-
struktion der historischen Fassa-
den durch Spenden privater In-
itiativen in Höhe von 80 Millio-
nen Euro berücksichtigt. Die

Übernahme der politischen
Bürgschaft für den Eingang der
Spenden durch Bundesminister
Tiefensee … wird ausdrücklich
begrüßt. Daher wird zur Reali-
sierung des erwarteten Spenden-
aufkommens neben der intensi-
ven Unterstützung entsprechen-
der privater Initiativen durch die
Bundesregierung insbesondere
auch eine vertragliche Selbst-
verpflichtung des Landes Berlin
für eine aktive Unterstützung der
privaten Spendenfinanzierung
der historischen Fassaden gefor-
dert.

„Sichtbares Zeichen“

Endlich – Vertreibung und
Flucht gewürdigt
Signal zur vollständigen
Aufarbeitung unserer Ge-
schichte
(19. März 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB) *

Es ist zeitgeschichtlich notwen-
dig, gesellschaftlich geboten und
politisch klug, dass endlich ein
fast ausgegrenztes Kapitel deut-
scher und europäischer Ge-
schichte nach über 60 Jahren ei-
nen festen Standort in der Erin-
nerungskultur unseres Landes
erhält. Zu lange mussten die Be-
troffenen von Flucht und Ver-
treibung auf eine Anerkennung
in Würde warten…

Fast 14 Millionen Deutsche
mussten als Folge der national-
sozialistischen Diktatur und des
von ihr entfesselten Zweiten
Weltkrieges ihre vertraute Hei-
mat verlassen, verbunden mit
zutiefst schmerzlichen und trau-
matischen Erfahrungen. Für et-
wa zwei Millionen Menschen

bedeuteten Flucht und Vertrei-
bung den Tod.

Nach vielen Jahren der – un-
gerechtfertigten – Tabuisierung
dieses Themas in der politischen
Diskussion wird … ein Signal
zur vollständigen Aufarbeitung
unserer Geschichte gesetzt: Das
„Sichtbare Zeichen gegen Flucht
und Vertreibung“ wird als Aus-
stellungs-, Dokumentations- und
Informationszentrum in Berlin
entsprechend dem Koalitions-
vertrag Erinnerung und Geden-
ken an das Jahrhundert der Ver-
treibungen und die damit einher-
gehenden leidvollen individuel-
len Schicksale wach halten und
zur gemeinsamen Aufarbeitung
der Geschichte und zur Versöh-
nung mit unseren östlichen
Nachbarn beitragen. Zur Ver-
sachlichung des zum Teil brisan-
ten Themas haben die beiden
hervorragenden Ausstellungen
des Bundes der Vertriebenen und
des Hauses der Geschichte bei-
getragen. Gleichzeitig hat die
Dokumentation des BdV deut-
lich gemacht, dass sie zur Auf-
arbeitung dieses Kapitels unse-
rer Geschichte objektive und hi-
storisch zutreffende Beiträge
geleistet haben und leisten kön-
nen.

Flucht und Vertreibung der
Deutschen werden den Schwer-
punkt der Dauerausstellung bil-
den, anknüpfend an die erfolg-
reiche Ausstellung „Flucht, Ver-
treibung, Integration“ des Hau-
ses der Geschichte. Einbezogen
werden aber auch andere Flucht-
und Vertreibungssituationen in
Europa im 20. Jahrhundert, dar-
unter auch jene, die von deut-
scher Seite veranlasst wurden.
Wechselausstellungen werden
Einzelaspekte der Thematik ver-
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tiefen. Hierbei wird die Zusam-
menarbeit mit in der Kulturarbeit
tätigen Einrichtungen der
Vertriebenenverbände und dem
Europäischen Netzwerk Erinne-
rung und Solidarität eine wesent-
liche Rolle spielen. Im Doku-
mentations- und Informations-
zentrum wird die wissenschaft-
liche Vertiefung der Thematik
gefördert, in Kooperation mit
einschlägigen Forschungsein-
richtungen im In- und Ausland.
Internationale Vernetzung und
Austausch, grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit – sie sind
nicht nur für die sachgerechte
Aufarbeitung des Themas not-
wendig, sondern Teil und Ziel
der Aussöhnung mit unseren
Nachbarn. …

Sorben

Kulturarbeit der Sorben
sichern
(8. Mai 2008; Erklärung
Wolfgang Börnsen, MdB)

Die Sicherung der kulturellen
Arbeit der sorbischen Minder-
heit ist der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion ein wichtiges Anlie-
gen. Minderheitenförderung ge-
hört unverzichtbar zum Erhalt
der kulturellen Vielfalt unseres
Landes. Das sorbische Volk mit
seiner 1400-jährigen Geschich-
te trägt mit seiner Tradition und
Kulturfestigkeit zu dieser Viel-
falt bei. Daher setzt sich die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
nachhaltig dafür ein, dass die
Stiftung für das sorbische Volk
in ihrer Arbeit gestützt und ge-
stärkt wird.

Zwar gestalten sich zurzeit die
Verhandlungen um das anste-

hende neue Finanzierungsab-
kommen für die sorbische Min-
derheit als nicht einfach, da so-
wohl Bedenken des Bundesrech-
nungshofes als auch Gegenäuße-
rungen der Sorben ernst genom-
men werden müssen. Dennoch
steht außer Frage, dass eine Lö-
sung gefunden werden muss, die
einer konstruktiven staatlichen
Minderheitenförderung ebenso
wie den Grundsätzen einer ef-
fektiven und zielgerichteten Ar-
beit der Stiftung für das
Sorbische Volk entspricht.

Gemeinsam mit unserem
haushaltspolitischen Sprecher
Steffen Kampeter MdB, der sich
immer für die Belange der sor-
bischen Minderheit eingesetzt
hat und unserer engagierten sor-
bischen Kollegin Maria Michalk
MdB werden wir daher alles dar-
an setzen, diese Lösung zu fin-
den. Darin sind wir uns mit un-
serem sozialdemokratischen Ko-
alitionspartner einig.

Bundesmittel entsperrt
(9. Mai 2008; Erklärung
Steffen Kampeter, MdB, und
Petra Merkel, MdB, anlässlich
der Einigung der Koalitions-
fraktionen, die Bundesmittel
für die Stiftung für das
Sorbische Volk im Hauhalts-
ausschuss zu entsperren)

Die Förderung der Sorben aus
dem Bundeshaushalt wird für
das laufende Jahr in voller Höhe
fortgesetzt. Dies ist das Ergeb-
nis der politischen Abstimmung
zwischen Union und SPD im
Haushaltsausschuss. Die Bun-
desregierung wird einen Ent-
sperrungsantrag noch in diesen
Tagen an das Parlament weiter-
leiten. Mit dieser Einigung wird

die Bundesregierung – vertreten
durch Kulturstaatsminister
Bernd Neumann – beauftragt,
die Umsetzung der Empfehlun-
gen aus dem Parlament gemein-
sam mit den Sorben und den be-
troffenen Bundesländern in den
nächsten Jahren fortzuent-
wickeln. Die Sächsische Staats-
regierung hat sich bereit erklärt,
zusätzliche Mittel für die Förde-
rung der Sorbischen Minderheit
bereit zu stellen, um so diesen
Prozess zu begleiten. Die Bemü-
hungen der Haushaltspolitiker
haben damit einen Reformpro-
zess angestoßen, der noch vor
wenigen Monaten unwahr-
scheinlich erschien. Die Sorben
sind aufgerufen, sich konstruk-
tiv an diesem Prozess zu beteili-
gen. Der Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages wird
sich am 4. Juni 2008 mit dem
Entsperrungsantrag befassen.
Wir werben auch bei den ande-
ren Fraktionen für die Unterstüt-
zung des Reformprozesses bei
der Förderung der Sorbischen
Volksgruppe.

Soziale Absicherung

Künstlersozialversicherung
unverzichtbar
25 Jahre im Dienst der Kreati-
ven
(5. Mai 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB, Gitta
Connemann, MdB)

Die Unionsfraktion im Deut-
schen Bundestag gratuliert der
Künstlersozialversicherung und
der Künstlersozialkasse zum 25-
jährigen Bestehen, ein Beispiel
für eine konsequente Kulturför-
derung in Deutschland. Denn
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ohne Künstler und Kreative gäbe
es keine zeitgenössische Kunst
und Kultur in Deutschland.

Daher bekennen wir uns zum
Fortbestand der Künstlersozial-
versicherung. Allen Versuchen,
sie grundsätzlich in Frage zu
stellen, erteilen wir eine Absa-
ge.

Die Große Koalition hat be-
reits mit der 3. KSVG-Novelle
(12. Juni 2007) eine Stabilisie-
rung der Künstlersozialversiche-
rung erreicht. Diese hatte das
Ziel, die Höhe der Künstlerso-
zialabgabe zu festigen bzw. zu
vermindern und damit die Ab-
gabelast für alle betroffenen Un-
ternehmen zu begrenzen. Der
Erfolg gibt uns Recht: Der Ab-
gabesatz konnte zum 1. Januar
2008 schon auf 4,9 Prozent ge-
senkt werden.

Aber wir sehen weiteren
Handlungsbedarf. Die Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“ hat dazu vielfälti-
ge Handlungsempfehlungen ge-
geben, deren Umsetzung sorg-
fältig geprüft werden muss. Es
besteht aber kein Zeitdruck. Mit
einer Ausnahme: Durch die ver-
stärkte Prüftätigkeit der Deut-
schen Rentenversicherung wer-
den Künstler und Publizisten
von Verwertern zunehmend ge-
drängt, GmbHs zu gründen. Hier
muss zeitnah eine Lösung gefun-
den werden.

Die Union setzt sich auf vie-
len Feldern für die soziale Siche-
rung der Künstler ein. Schon vor
der Agenda 2010 hatten viele
Schauspieler und Filmschaffen-
de keine Chance, Arbeitslosen-
geld I zu beziehen. Denn die An-
spruchsvoraussetzung, in 3 Jah-
ren 12 Monate sozialversiche-
rungspflichtig gearbeitet zu ha-

ben, wurde nicht erfüllt. Diese
Lage hat sich verschärft. Des-
halb setzt sich die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion seit gerau-
mer Zeit beim Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales da-
für ein, eine spezifische gesetz-
liche Ausnahmeregelung für die
Versicherten der Kulturberufe zu
finden (sog. Schweizer Modell)
…

Wir setzen uns für eine
spezifische gesetzliche
Ausnahmeregelung für die
Versicherten der Kultur-
berufe ein
(19. Juni 2008; Rede: Gitta
Connemann, MdB, zur sozialen
Absicherung von Künstlern)

1930 warnte der Reichsbund
Deutscher Kunsthochschüler vor
den Risiken, den Beruf des
Künstlers ergreifen zu wollen:
„Der Künstlerberuf hat für den
Fernstehenden etwas Verlocken-
des. … Doch abgesehen von sel-
tenen Ausnahmen gestaltet er
sich in Wahrheit anders: Mühe-
volles Aneignen des handwerk-
lichen Könnens, Ringen mit der
eigenen Begabung, Kampf ge-
gen starke Konkurrenz, … Ver-
kennung und Verständnislosig-
keit beim Publikum, Schwierig-
keiten und Entbehrungen aller
Art, allmähliches Herabsinken
ins Künstlerelend, Berufswech-
sel oder Übernahme von minder-
wertiger Arbeit, nur um das Le-
ben zu fristen: solche Wirklich-
keit bietet nichts Verlockendes.“
An diesem Befund hat sich – re-
lativ gesehen – bis heute leider
nicht alles geändert. Zwar gibt
es inzwischen mit der Künstler-
sozialversicherung eine weltweit
einmalige soziale Sicherung für

selbstständige Künstler und Pu-
blizisten. Aber der Abschluss-
bericht der Enquete-Kommissi-
on „Kultur in Deutschland“ zeigt
auch, dass die Einkommens-
situation von Künstlerinnen und
Künstlern nach wie vor besorg-
niserregend ist.

Dennoch ließen und lassen
sich Künstlerinnen und Künstler
nicht schrecken. Denn sie füh-
len sich berufen – zu schauspie-
lern, zu musizieren, zu tanzen.
Glücklicherweise! Künstlerin-
nen und Künstler sind nämlich
das Fundament unseres einzig-
artigen kulturellen Lebens in
Deutschland. Ohne ihre Werke,
ohne ihre Ausübung gäbe es die-
ses nicht oder würde sich nur
noch auf die Vergangenheit be-
ziehen. Es ist deshalb unver-
zichtbar, für ihre ausreichende
soziale Sicherung zu sorgen –
auch im Fall der Arbeitslosigkeit
von abhängig Beschäftigten in
Kulturberufen.

Schon vor der Agenda 2010
hatten viele von diesen keine
Chance, Arbeitslosengeld I zu
beziehen. Denn die Anspruchs-
voraussetzung, in drei Jahren
zwölf Monate sozialversiche-
rungspflichtig gearbeitet zu ha-
ben, wurde nicht erfüllt. Diese
Situation hat sich durch die 2003
beschlossene Verkürzung der
Rahmenfrist verschärft. Seit
2006 muss jeder Arbeitnehmer
nun in zwei Jahren diese soge-
nannte Anwartschaftszeit erfül-
len.

Die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen nimmt diese besondere
Situation der Versicherten in
Kulturberufen zum Anlass, den
vorliegenden Antrag vorzulegen.
Danach sollen künftig geringe-
re Beitragszeiten für alle, ich
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betone, alle Arbeitnehmer zu ei-
nem Arbeitslosengeldanspruch
führen. Zudem soll ein Anspruch
auf eine Vermittlungspause ein-
geführt werden, während die
Leistungsempfänger ausschließ-
lich selbst für ihre Integration
verantwortlich sein sollen. Die-
sen Antrag lehnen wir, die Mit-
glieder der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, ab. Denn er setzt
zum einen für alle Arbeitnehmer
den fehlerhaften Anreiz, Arbeits-
verhältnisse zulasten der Bei-
tragszahler möglichst kurz zu
halten. Zum anderen wider-
spricht die Forderung nach Ein-
führung einer Vermittlungspause
dem Grundgedanken, Arbeitslo-
sigkeit durch intensive Vermitt-
lungsbemühungen möglichst zu
vermeiden oder zu verkürzen.
Schließlich steht der vorliegen-
de Antrag in klarem Wider-
spruch zu einer Empfehlung, die
von allen Fraktionen des Deut-
schen Bundestages, also auch
mit den Stimmen von Bündnis
90/Die Grünen, in der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ verabschiedet worden ist:
nämlich eine spezifische gesetz-
liche Ausnahmeregelung für
Versicherte in Kulturberufen zu
schaffen.

Denn bei den Versicherten in
Kulturberufen handelt es sich
um eine Berufsgruppe, die we-
gen der Ausgestaltung der Be-
schäftigungsverhältnisse mit
keiner anderen zu vergleichen
ist. Es handelt sich hier um ein
spezifisches Problem, das spezi-
fisch gelöst werden muss, und
nicht als Anlass für eine grund-
sätzliche Änderung des Arbeits-
losenversicherungsrechts zu-
lasten der Beitragsgemeinschaft
missbraucht werden darf. Künst-

ler und Kulturschaffende insbe-
sondere im Film- und Fernseh-
bereich stehen regelmäßig nur in
kurz befristeten Engagements
bei ständig wechselnden Arbeit-
gebern. Kennzeichnend ist die
Zweck-, nicht die Zeitbefristung:
angestellt für eine Produktion,
egal wie lange diese dauert. Die-
se Versicherten sind vielfältigen
Unwägbarkeiten ausgesetzt, die
das Fristende bestimmen – für
sie unplanbar. …

Diese besondere Ausgestal-
tung der Beschäftigungsverhält-
nisse hat schon in der Vergan-
genheit dazu geführt, dass Ver-
sicherte in Kulturberufen an vie-
len sozialen Errungenschaften
kaum Anteil hatten und haben. …

Die Versicherung gegen Ar-
beitslosigkeit war in der Vergan-
genheit nahezu die einzige sozia-
le Sicherung, die Halt zu ver-
sprechen schien, und Sicherheit
gegen eine stete Existenzangst,
geprägt von Fragen wie: Was
kommt nach der nächsten Pro-
duktion? Wird das Telefon klin-
geln? Tatsächlich ist dies übri-
gens ein Schein. Denn für Künst-
ler und Kulturschaffende, die re-
gelmäßig in nur kurz befristeten
Engagements bei ständig wech-
selnden Arbeitgebern stehen, ist
es nahezu unmöglich, die An-
wartschaftszeit von zwölf Mona-
ten zu erfüllen. Dazu muss zum
Beispiel ein Schauspieler entwe-
der acht Hauptrollen in einer
Filmproduktion oder aber zwei
Hauptrollen in einer Serienpro-
duktion spielen. Dies ist schon
faktisch in zwei Jahren, aber
auch in drei Jahren ausgeschlos-
sen. Auch das tariflich abgesi-
cherte Zeitkontenmodell reicht
nicht aus, um die erforderlichen

Pflichtversicherungszeiten zu
erreichen. Künstlerisch Tätige
geraten damit in die Situation,
zwar Beiträge in die Arbeitslo-
senversicherung einzuzahlen,
aber häufig keine Leistungen aus
dieser Versicherung zu erhalten.
Die von der zentralen Bühne-,
Film- und Fernsehvermittlung
sowie von den Künstleragen-
turen erbrachten Leistungen für
Unterstützung, Beratung und
Vermittlung sowie für Mobili-
tätskosten entfallen dadurch
ebenfalls.

Wir sehen die Not vieler
Künstler. Deshalb setzt sich die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales seit gerau-
mer Zeit dafür ein, eine spezifi-
sche gesetzliche Ausnahme-
regelung für die Versicherten der
Kulturberufe zu schaffen. Eine
solche wurde von der Enquete-
Kommission „Kultur in
Deutschland“ schon 2005 ange-
mahnt. Die Kommission hat
auch in ihrem Abschlussbericht
im Dezember 2007 einstimmig,
mit den Stimmen aller Fraktio-
nen, empfohlen, eine Sonderre-
gelung für Kulturberufe mit
wechselnden und befristeten
Anstellungen entsprechend des
sogenannten Schweizer Modells
zu schaffen. Dieser Abschluss-
bericht ist von den Mitgliedern
des Deutschen Bundestages frak-
tionsübergreifend angenommen
worden.

Denn bei den Versicherten in
Kulturberufen handelt es sich
um eine Berufsgruppe, die we-
gen der Ausgestaltung der Be-
schäftigungsverhältnisse mit
keiner anderen zu vergleichen
ist. Es handelt sich hier um ein
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spezifisches Problem, das spezi-
fisch gelöst werden muss. Hier
bietet sich die Regelung in der
Schweiz an, die sich dort seit vier
Jahren praxiserprobt bewährt
hat. Danach wäre die ermittelte
Beitragszeit für die ersten 30
Kalendertage eines befristeten
Arbeitsverhältnisses zu verdop-
peln – übrigens nur die Beitrags-
zeit, nicht die Beitragsbemes-
sungsgrenze. Diese Regelung
wäre für viele Künstler und Kul-
turschaffende weitaus günstiger
als die alte Rahmenfristregelung,
und es würden mit wirklich ge-
ringen finanziellen Auswirkun-
gen für die Beitragsgemein-
schaft die schlimmsten Verwer-
fungen beseitigt. Lassen Sie uns
diesen Weg gemeinsam gehen.

Sprache

Internationaler Tag der
Muttersprache
(20. Februar 2008: Erklärung:
Peter Bleser, MdB, Gitta
Connemann, MdB, Julia
Klöckner, MdB, Erika Stein-
bach, MdB; [Auszug])

… Gegen Englisch ist grundsätz-
lich nichts einzuwenden, und
den frühen Erwerb von Fremd-
sprachkenntnissen befürworten
wir. Ein Blick in die tägliche
Fernsehwerbung ist jedoch be-
zeichnend. Da wirbt eine renom-
mierte deutsche Süßwarenfirma
für ein Pralinenprodukt mit den
Worten „Time for Gold“, eine
bekannte Kosmetikfirma fordert
zum Erwerb einer „pro-age
beauty bodylotion“ auf. In unse-
ren Flughäfen und Bahnhöfen ist
Deutsch zur Randsprache ge-
worden. Sicherlich ist es sinn-

voll, Flug- und Fahrthinweise
auch in englischer Sprache an-
zubringen. Es kann aber nicht
sein, dass vieles ausschließlich
in Englisch beschriftet und be-
worben wird! … Denn es gibt
viele Menschen, die diese Be-
griffe nicht verstehen. Dabei
handelt es sich nicht nur um Tei-
le der älteren Generation, die in
der Schule keinen oder kaum
Englischunterricht hatten. Es
trifft zunehmend auch Jüngere,
die Verständnisprobleme haben.
Der Schülerwettbewerb
„Deutsch-Olympiade“ der Initia-
tive Deutsche Sprache sowie der
Ständigen Konferenz der Kultus-
minister der Länder bietet hier
einen guten Gegenpol. … Junge
Menschen lassen sich für unse-
re Sprache begeistern – dies soll-
te uns allen Ansporn sein.

Sprachenvielfalt für ein
tolerantes Europa
unerlässlich
(8. Juli 2008; Erklärung :
Wolfgang Börnsen, MdB)

… In Europa sind neun Sprachen
fast ganz ausgestorben, 26 wei-
tere stark bedroht. Mit dem
schleichenden Sprachentod ge-
hen einher: kulturelle Verar-
mung, der Verlust traditionellen
Wissens, der Kommunikation,
der Identität überhaupt. Der Er-
halt sprachlicher Vielfalt, der
Schutz von Minderheiten- und
Regionalsprachen muss daher
auf der politischen Agenda eine
wesentliche Rolle spielen.

Durch Gesetz vom 9. Juli 1998
hat der Deutsche Bundestag der
Europäischen Charta der Regio-
nal- und Minderheitensprachen
zugestimmt. Deutschland hat

sich damit als eines der ersten
Länder zum Schutz und zur För-
derung seiner nationalen Regio-
nal- und Minderheitensprachen
verpflichtet: Niederdeutsch, Sor-
bisch, Friesisch, Romanes und
Dänisch. Ihre Pflege und Förde-
rung obliegen zu allererst den
Ländern, wobei Schleswig-Hol-
stein als fünfsprachiges Bundes-
land eine herausragende Vor-
reiterrolle einnimmt. Doch auch
der Bund beteiligt sich intensiv
an der Förderung von Minder-
heiten und Regionalsprachen:
Im Jahre 2008 wurden dafür ins-
gesamt von Seiten des Bundes-
beauftragten für Kultur und Me-
dien rund 10 Millionen Euro auf-
gewendet, ein unverzichtbarer
Beitrag der den Respekt vor un-
serer sprachlichen Vielfalt und
den Trägern dieser Sprachen be-
zeugt.

Doch auch wenn vieles ver-
traglich und gesetzlich geregelt
ist – Sprachgebrauch in Kinder-
gärten und Schulen, in Gottes-
diensten, in staatlichen und kom-
munalen Verlautbarungen, in
den Medien, im Justizwesen und
im Gesundheitsdienst – ,für das
Überleben der Sprachen wird
entscheidend sein, dass sie tat-
sächlich im Alltag gesprochen
und weiterentwickelt werden.
Die Übersetzung von Populär-
literatur, wie der Asterix-Bände
oder Harry Potter ins Plattdeut-
sche, ist ein wesentlicher Schritt,
wieder Menschen für diese Spra-
che zu gewinnen.

Notwendig ist eine zwischen
Bund, Ländern und Kommunen
abgestimmte und ressortüber-
greifende Förderung der Kultu-
ren der autochthonen Minderhei-
ten. Z. B. ein bundesdeutscher
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Theater- oder Literaturpreis, der
die Kunst und Kultur der natio-
nalen Minderheiten oder des
Niederdeutschen würdigt. Dies
würde auch die Ernsthaftigkeit
der Politik unterstreichen, sich
neben dem Erhalt des kulturel-
len Erbes auch für die überge-
ordnete Bedeutung der Bewah-
rung von Minderheitensprachen
einzusetzen: Toleranz und Of-
fenheit für andere Kulturen, in-
nerstaatliche Verständigung und
Integration. Die Vermittlerfunk-
tion von Sprache zu stärken, ist
in einem Europa der Regionen,
das ethnische Ausgrenzung ab-
lehnt, unerlässlich.

Übersetzer

Fondserhöhung garantiert
literarische Vielfalt
(13. Juni 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB, Gitta
Connemann, MdB, Prof.
Monika Grütters, MdB)

Der Stiftungsrat der Kultur-
stiftung des Bundes hat heute
eine stufenweise Erhöhung der
Mittel für den Deutschen Über-
setzerfonds beschlossen. Wir be-
grüßen, dass damit einer Forde-
rung der Enquete-Kommission
„Kultur in Deutschland“ ent-
sprochen wird. Dank des Einsat-
zes von Staatsminister Bernd
Neumann MdB wird die Ausstat-
tung des Fonds 2010 auf 350 000,
2011 auf 440 000 Euro angeho-
ben. Dadurch wird die Förde-
rung von literarischen Überset-
zungen durch den Bund deutlich
verbessert. …

Der Deutsche Übersetzerfonds
ist eines der Instrumente der di-
rekten Künstlerförderung des

Bundes. Dazu zählen außerdem
der Fonds Soziokultur, der Fonds
Darstellende Künste, der Deut-
sche Literaturfonds und die Stif-
tung Kunstfonds, die alle über
den Haushalt der Kulturstiftung
des Bundes durch den Beauf-
tragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien Bernd Neu-
mann gefördert werden.

UNESCO

Vorschlag: Bund-Länder-
Kommission zum immateriel-
len Kulturerbe
(12. Juni 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB)

Mit der im Jahr 2003 von der
UNESCO-Generalkonferenz
verabschiedeten und am 20.
April 2006 in Kraft getretenen
Konvention zur Bewahrung des
immateriellen Kulturerbes hat
die UNESCO ein Programm ge-
schaffen, das weltweit über Jahr-
hunderte überlieferte Traditio-
nen und Fertigkeiten erhält. …
88 Staaten sind bis Januar 2008
der Konvention beigetreten –
Deutschland fehlt bislang, auch
weil zahlreiche Fragen hinsicht-
lich der Zusammenarbeit oder
auch der finanziellen Lastenver-
teilung zwischen Bund und Län-
dern geklärt werden müssen.
Daher sollte eine Arbeitsgruppe
von Bund und Ländern gegrün-
det werden, die sich mit diesen
Fragen befasst und Lösungen
aufzeigt. Deutschland sollte
nicht wieder in den Fehler ver-
fallen, die Ratifikation einer
UNESCO-Konvention 30 Jahre
lang hinaus zu schieben, wie bei
der Konvention zum Kulturgut-
schutz. …

Urheberrecht

Urheberrecht – Künstler-
schutzrechte müssen erwei-
tert werden
(19. Februar 2008;
Erklärung: Wolfgang Börnsen,
MdB, Dr. Günter Krings, MdB)

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt
den Vorstoß von EU-Kommissar
McCreevy, die Leistungsschutz-
rechte von ausübenden Künst-
lern wie Studiomusikern und
Sängern zu verlängern. … Bis-
lang sind Musiker nur 50 Jahre
lang nach der Erstveröffentli-
chung eines Tonträgers ge-
schützt, was bei steigendem Le-
bensalter immer öfter nicht mehr
ausreicht. Während in den USA
die Künstler 95 Jahre lang Tan-
tiemen für von ihnen aufgenom-
mene Stücke erhalten, bricht vie-
len europäischen Musikern im
Alter eine wichtige Einnahme-
quelle weg. Das trifft gerade
auch anonyme Studiomusiker
sehr hart.

Dem vom EU-Kommissar
vorzulegenden Gesetzgebungs-
vorschlag müssen auch die Mit-
gliedsstaaten zustimmen. Die
Union wird sich daher auch auf
nationaler Ebene für eine Besser-
stellung der Musiker einsetzen.
Die ist ein weiterer Baustein in
der Verbesserung der Urheber-
und Leistungsschutzrechte durch
die unionsgeführte Bundesregie-
rung. Dazu zählen der Zweite
Korb der Urheberrechtsnovelle
ebenso wie die Umsetzung der
EU-Folgerechtsrichtlinie.
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Union nimmt Künstler und
Kreative ernst
Tag des geistigen Eigentums
(25. April 2008; Erklärung:
Wolfgang Börnsen, MdB,
Dr. Günter Krings, MdB)

Der Schutz geistigen Eigentums
ist unbedingte Voraussetzung für
kreatives Handeln in unserem
Land. Daher müssen Künstler
das Recht haben, gegen die ille-
gale Verbreitung ihrer Werke
einschreiten zu können. … Die
Koalition hat dieses Problem er-
kannt und deshalb Anfang April
ein Gesetz zur Verbesserung und
Durchsetzung von Rechten des
geistigen Eigentums verabschie-
det. Darin wird unter anderem
ein zivilrechtlicher Auskunftsan-
spruch implementiert, der es den
Inhabern von Urheberrechten
ermöglicht, vom Internetpro-
vider den Namen des Raubko-
pierers herauszuverlangen. Da-
mit ist eine jahrelange Unions-
forderung Gesetz geworden. Es
zeigt sich inzwischen, dass nicht
nur die Musikindustrie Interes-
se an derartigen Ansprüchen hat,
sondern auch betroffene Künst-
ler diese fordern.

Doch an dieser Stelle kann
man nicht stehen bleiben. Daher
wird sich die Union, wie bereits
in der Bundestagsdebatte ange-
kündigt, intensiv mit zusätzli-
chen pragmatischen Lösungen
auseinandersetzen, um geistiges
Eigentum im Internet gegen
Diebstahl wirksam zu schützen.
Die beabsichtigten Maßnahmen
in Frankreich und England kön-
nen hier als Vorbild dienen.

Auskunftsanspruch muss
sich jetzt in der Praxis be-
währen
(Anlässlich der Verabschiedung
des Gesetzes zur Verbesserung
der Durchsetzung von Rechten
des geistigen Eigentums;
Erklärungen: Dr. Jürgen Gehb,
MdB/Dr. Günter Krings, MdB)

Die Union konnte bei ihrem
Hauptanliegen zur Ausgestal-
tung des zivilrechtlichen Aus-
kunftsanspruchs wesentliche
Veränderungen erreichen. Der
Rechteinhaber wird diesen An-
spruch nicht erst geltend machen
können, wenn eine Rechtsverlet-
zung im geschäftlichen Verkehr
stattfindet, sondern wenn sie be-
reits den Umfang eines gewerb-
lichen Ausmaßes erreicht. Das
bedeutet, dass dieser Anspruch
auch für den Bereich der illega-
len Tauschbörsen Anwendung
findet, der ansonsten außen vor
geblieben wären, da grundsätz-
lich ohne Gewinnerzielungsab-
sicht gehandelt wird.

Gleichzeitig ist das gewerbli-
che Ausmaß im Gesetz näher de-
finiert worden. Damit wird klar-
gestellt, dass die Gewerblichkeit
nicht nur ein quantitatives Ele-
ment hat, sondern auch auf die
Intensität und Qualität der Schä-
digung abstellt. Wenn also eine
Person ein komplettes Musik-
album oder einen Film vor oder
kurz nach seiner Veröffentli-
chung zum Download bereit-
stellt, greift der Auskunftsan-
spruch auch.

Die Problematik der zum Teil
horrenden Anwaltsgebühren bei
Abmahnungen bekommt das
Gesetz ebenfalls in den Griff.
Anwälte können in einfach ge-

lagerten Fällen erstmaliger pri-
vater Rechtsverletzung nur noch
einen Betrag von 100 Euro an-
setzen. Gleichzeitig stellt die
Begründung der Beschluss-
empfehlung des Rechtsaus-
schusses nun klar, in welchen
konkreten Fällen eine einfach
gelagerte Rechtsverletzung an-
zunehmen ist. Die enge Grenz-
ziehung dieser Fälle stellt sicher,
dass größere und gewerbliche
Rechtsverletzer immer noch mit
abschreckenden Gebühren zu
rechnen haben.

Der neue Auskunftsanspruch
wird in vielen Fällen den Um-
weg über die Strafanzeige ent-
behrlich machen. Gerade wegen
verbleibender Lücken dieses In-
formationsanspruchs muss dem
Urheber aber weiterhin die Mög-
lichkeit einer strafrechtlichen
Verfolgung offenstehen. Daher
beobachten wir mit Sorge, die
Haltung einzelner Staatsanwalt-
schaften, bei derartigen Strafan-
zeigen grundsätzlich keine Er-
mittlungen mehr aufzunehmen.
Wer es ernst meint mit dem
Schutz des geistigen Eigentums,
darf aber keine prinzipiell ande-
ren Maßstäbe anlegen als bei
Sachbeschädigungen oder ande-
ren Eigentumsdelikten.

Welttag des geistigen
Eigentums
(16. September 2008; Erklä-
rung: Steffen Kampeter, MdB,
haushaltspolitischer Sprecher
der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion und Vorsitzender des
Dialogforums Musikwirtschaft
der CDU Deutschlands)

Es ist begrüßenswert, dass die
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Bundeskanzlerin Angela Merkel
das Thema geistiges Eigentum
zur Chefinnen-Sache gemacht
hat. Wichtig ist, dass sie dabei
auch deutlich auf die enormen
Schäden durch Internetpiraterie
hingewiesen hat. Das Bekennt-
nis der Kanzlerin zum Schutz
des geistigen Eigentums zeigt
die Anerkennung der Leistungen
und Aktivitäten des Kulturstaats-
ministers Bernd Neumann auf
diesem Gebiet. Er ist den Schöp-
fern von geistigem Eigentum ein
verlässlicher Partner, der sich für
ihre Belange nachdrücklich ein-
setzt.

Auch das Bundeswirtschafts-
ministerium nimmt sich ver-
stärkt den Branchen an, für die
geistiges Eigentum die Grundla-
ge ihres Geschäftsmodells ist. Es
hat im Herbst vorigen Jahres
eine Kreativwirtschaftsstrategie
erarbeitet, die mit dem Beginn
von Branchengesprächen nun
erste Früchte trägt. In diesen
Branchendialogen sollen die
Anliegen der verschiedenen
Zweige der Kreativwirtschaft
zusammengefasst werden, um
im Anschluss Handlungsoptio-
nen zu erarbeiten. Am Ende die-
ses Prozesses wäre auch ein „In-
halte-Gipfel“ der Bundesregie-
rung mit der Kreativwirtschaft
vorstellbar.

Aus dem Bereich des BKM

… Das umfangreiche Angebot
an Theater, klassischen Konzer-
ten, Ausstellungen und Literatur
in Deutschland darf nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass sich
weite Teile der Bevölkerung da-
von nicht angesprochen fühlen.
Teils fehlt es an Interesse, teils
am richtigen Zugang. Fest steht
aber, dass die Zukunft unserer
Gesellschaft untrennbar mit der
Frage nach kultureller Bildung
– insbesondere junger Menschen
– verbunden ist. Hier geht es um
das Publikum und um die Künst-
ler von heute und von morgen.
Darum ist mir die heutige Ta-
gung ein zentrales Anliegen.
Denn kulturelle Bildung ist ein
Feld, das sowohl für die indivi-
duelle Entwicklung jedes Ein-
zelnen wie auch für die Zukunft
unserer Gesellschaft von grund-
legender Bedeutung ist … Es gilt
also, Menschen stärker an Kunst
und Kultur heranzuführen, sie
für Musik verschiedener Genres
zu interessieren und für das Ver-
ständnis von Kunst, für Museen
und Theater das notwendige
Hintergrundwissen zu vermit-
teln. Kurz gesagt, mehr Men-
schen das kulturelle Erbe
Deutschlands als einer europä-
isch gewachsenen Kulturnation
zu erschließen und es damit zu
bewahren. Das geht natürlich
nicht von heute auf morgen.
Wenn wir hier etwas bewegen

wollen, brauchen wir Beharr-
lichkeit und langen Atem. Im
Fokus sollten dabei junge Men-
schen stehen. Das bedeutet zwin-
gend, neue Wege der adressaten-
gerechten Ansprache zu be-
schreiten. Oder anders gesagt:
Unsere kulturellen Schätze müs-
sen besser und aktiver vermittelt
werden. Gerade die Kulturschaf-
fenden sollten ein eigenes Inter-
esse daran haben, kulturelle Bil-
dung auf breiter Ebene zu för-
dern. Ihre Zukunft hängt langfri-
stig davon ab, ob dies gelingt,
oder ob kulturelle Angebote
künftig nur noch von kleinen
Eliten wahrgenommen werden.
Natürlich weiß ich, dass kultu-
relle Bildung in Deutschland in
erster Linie Aufgabe der Länder
und Gemeinden ist. Daran wird
sich auch nichts ändern. Der
Bund empfindet aber hier auch
nationale Verantwortung, denn
es geht um die geistige Verfas-
sung der Kulturnation Deutsch-
land. Viele der vom Bund geför-
derten Einrichtungen und viele
von ihm finanzierten bzw. mit-
finanzierten Projekte widmen
sich der kulturellen Bildung.
Kulturelle Bildung hat im Übri-
gen auch mit der Aneignung von
Kompetenzen im Bereich der
elektronischen Medien zu tun
wie auch mit unserer Erinne-
rungskultur. Es geht darum, die
Rahmenbedingungen für kultu-

Reden
(Auswahl; weitere Reden s. die Homepage BKM)

Rede von Staatsminister Bernd Neumann zur Eröffnung der
Arbeitstagung „Kulturelle Bildung“
(21. November 2007; [Auszug])
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relle Bildung in Deutschland ins-
gesamt zu verbessern. Das kann
nur gemeinsam mit den Ländern
und Kommunen gelingen. …

Es gibt bundesweit bereits
zahlreiche gute Ansätze und Mo-
delle, wie junge Menschen an
Kunst und Kultur herangeführt
werden. In den Kultureinrichtun-
gen passiert viel in diesem Be-
reich. Wir betreten also kein
Neuland. Eine Bestandsaufnah-
me gibt uns aber die Chance,
Defizite besser zu erkennen und
gute Projekte bekannter zu ma-
chen. Angesichts der großen ge-
sellschaftlichen Umwälzungen
geht es darum, neue Wege der
kulturellen Bildung und Vermitt-
lung zu finden. Einzelne Einrich-
tungen allein sind hierbei oft
überfordert. Sie schaffen es
leichter, wenn sie eingebunden
sind in ein Netzwerk, das sie
stützt und ihnen Anregungen
gibt.

Wenn wir nachhaltige Verbes-
serungen erzielen wollen, müs-
sen wir mehr voneinander wis-
sen: Von den Plänen, den Erfol-
gen, aber auch von den Proble-
men. Wir brauchen systemati-
sche Ansätze – und wir müssen
unsere Kräfte bündeln. … Wir
möchten dazu beitragen, neue
Wege zu beschreiten und der
kulturellen Bildung einen zu-
sätzlichen Schub zu geben. Dazu
gehört auch die Zielsetzung, die
Integration von Menschen, die
bislang nicht zur üblichen Kli-
entel kultureller Veranstaltungen
zählen, zu forcieren.

Bei der kulturellen Vermitt-
lungsarbeit für Kinder und Ju-
gendliche fördert mein Haus et-
liche Projekte, von denen ich nur
drei kurz skizzieren möchte.

Vielen von Ihnen dürfte die In-

itiative „Jedem Kind ein Instru-
ment“ bekannt sein, das die
Kulturstiftung des Bundes von
2007 bis 2010 mit 10 Millionen
Euro fördert. Alle 200.000 Schü-
lerinnen und Schüler der Grund-
schulen im Ruhrgebiet bekom-
men die Möglichkeit, ein Instru-
ment ihrer Wahl zu erhalten und
zu erlernen.

Lesen ist die wichtigste
Kulturtechnik. Es ist bedrückend
zu beobachten, wie die Lese-
fähigkeit und die Fertigkeit bei
Jugendlichen zurück geht. Dort
setzt das „Nationale Netzwerk
Zeitungen und Zeitschriften in
der Demokratie“ an. Mein Haus
koordiniert den informellen Ver-
bund aller bundesweit aktiven
Verbände und Organisationen im
Bereich Zeitungen und Zeit-
schriften.

Einen sicheren Internetraum
für Kinder zu schaffen und die
Informationsflut zugunsten an-
spruchsvoller Angebote gezielt
einzudämmen, ist das Ziel der
Initiative „Ein Netz für Kinder“.

Sie wurde Anfang 2007 von
meinem Haus in Zusammenar-
beit dem Jugendministerium,
den Ländern, zahlreichen staat-
lichen und gesellschaftlichen
Gruppen sowie Unternehmen
und Verbänden der Telekommu-
nikations- und Medienwelt ins
Leben gerufen. Dieses Projekt
wird der Öffentlichkeit in der
kommenden Woche im Bundes-
kanzleramt im Beisein der Bun-
deskanzlerin vorgestellt. …

Rede von Kultur-
staatsminister Bernd Neu-
mann anlässlich des Festakts
zum 25-jährigen Bestehen
der Künstler-
sozialversicherung in der
Akademie der Künste
(6. Mai 2008; [Auszug])

… (Seit) einem Vierteljahrhun-
dert haben ... die Verantwortli-
chen des Bundes, der Bundesar-
beitsminister und damals das
Bundesinnenministerium, heute
der Staatsminister für Kultur und
Medien, die Verantwortung für
die Künstlersozialversicherung.
Es ist meine Überzeugung, dass
sie eine unverzichtbare Einrich-
tung zum Wohle der Kultur-
schaffenden ist. Ich werde auch
weiterhin alle Maßnahmen un-
terstützen, die zu ihrer Stabilisie-
rung beitragen und sie zukunfts-
fest machen.

Dabei werden wir uns nicht
beirren lassen von den mitunter
vernommenen Klagen der Ver-
werterseite, die Abgabe sei eine
Belastung. Wer kreative Leistun-
gen nutzt, muss auch die Produ-
zenten dieser Leistungen, die
Künstlerinnen und Künstler, in
ihrer Existenz sichern!

Es geht bei der Künstlersozial-
versicherung nicht nur um die
individuelle Zukunftssicherung
der Künstler, sondern auch um
die Zukunftssicherung Deutsch-
lands als Standort der Kreativ-
und Kulturwirtschaft. Kreative
Köpfe und künstlerisches Poten-
zial bleiben dort, wo sie die be-
sten Arbeitsbedingungen finden.
Die Künstlersozialversicherung
gehört dazu.

Wir dürfen uns nichts vorma-
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chen: noch immer sind viele
Künstler in einer schwierigen
sozialen Situation – besonders
im Alter und bei Krankheit. Die-
ses wollen wir ändern. Die jüng-
ste Novellierung der Künstler-
sozialversicherung wird mit ver-
besserten Durchsetzungsmaß-
nahmen für eine größere
Beitragsgerechtigkeit sorgen …
(Der) Anstieg der Beschäftigten-
und auch der Umsatzzahlen in
der Kultur- und Kreativwirt-
schaft darf uns nicht darüber hin-
weg täuschen, dass die wirt-
schaftliche Situation der meisten
Kulturschaffenden prekär ist.
Laut Schlussbericht der En-
quete-Kommission des Bundes-
tages „Kultur in Deutschland“
beträgt das durchschnittliche
monatliche Einkommen von
Musikern, Schauspielern und
Bildende Künstlern 800 bis 900
Euro. Auch von den rund 310 000
Selbständigen in Kulturberufen
verdient die Hälfte weniger als
1 500 Euro monatlich.

Es ist mir als Kulturstaatsmi-
nister besonders wichtig, die Si-
tuation selbstständiger Künstler
und Kulturschaffender auf natio-
naler und internationaler Ebene
zu verbessern. Auf nationaler
Ebene nimmt morgen die „Initia-
tive Kultur- und Kreativwirt-
schaft der Bundesregierung“ ihre
Arbeit auf, die mein Haus ge-
meinsam mit dem Wirtschafts-
ministerium koordiniert. Das
Arbeitsministerium ist ebenfalls
beteiligt.

Förderung der Kreativwirt-
schaft macht aber nur dann Sinn,
wenn wir auch das Produkt krea-
tiver Arbeit, das geistige Eigen-
tum, nachhaltig schützen. Mei-
ner Ansicht nach ist dies der zen-
trale Aspekt bei der Existenzsi-

cherung von Künstlern über-
haupt. Raubkopieren ist kein Ka-
valiersdelikt! Wir müssen wie-
der ein Bewusstsein für den ho-
hen Wert des geistigen Eigen-
tums schaffen.

Kultur lebt vom Austausch.
Für viele, insbesondere auch für
freischaffende Künstler ist das
Engagement im Ausland mittler-
weile eine Selbstverständlich-
keit. Die europäischen Verord-
nungen zum Schutz der Sozial-
versicherungsansprüche hinken
dieser Entwicklung jedoch hin-
terher. Sie gelten bislang nur für
abhängig Beschäftigte, die inner-
halb der Europäischen Union zu-
und abwandern.

Selbständige fallen durch das
Raster. So zeigt sich in der Pra-
xis, dass die unterschiedlichsten
steuerlichen und sozialrechtli-
chen Probleme die Mobilität von
Kulturschaffenden hemmen, die
wir eigentlich fördern wollen.
Die Mobilität von Kulturschaf-
fenden gehört deshalb zu den
Schwerpunktthemen der euro-
päischen Kulturpolitik.

Ich hoffe darauf, dass zukünf-
tig die sozialen und steuerrecht-
lichen Regelungen zwischen den
EU-Mitgliedstaaten besser abge-
stimmt werden. Der Ministerrat
wird Ende Mai 2008 den ent-
sprechenden Arbeitsplan Kultur
verabschieden, und die Europäi-
sche Kommission hat Experten-
gruppen, unter anderem zu Mo-
bilität von Künstlern, eingerich-
tet. Dort ist auch mein Haus ver-
treten; den Lösungsvorschlägen
sehe ich mit Spannung entgegen!

In diesem Zusammenhang
kann ich auf eine wesentliche
Verbesserung der deutschen
Neuregelung zum Quellensteu-

erabzug bei ausländischen
Künstlerinnen und Künstlern
hinweisen. Der soeben vom
Bundesministerium der Finan-
zen vorgelegte Entwurf des
Jahressteuergesetzes 2009 sieht
für die Besteuerung der auslän-
dischen Künstlerinnen und
Künstler deutliche Erleichterun-
gen vor, die ganz im Sinne der
Urteile des EuGH sind. …

16. Oktober 2008:
Rede von Kultur-
staatsminister anlässlich der
Tagung
„Der Bericht der Enquete-
Kommission Kultur in
Deutschland: Schwerpunkt
Kulturelle Bildung“
 in der Konrad-Adenauer-
Stiftung; s.S. 119-122.

Interviews

„Rettung für Goethes Briefe“
(9.10.2007, FAZ; [Auszug])

Frankfurter Allgemeine Zei-
tung (FAZ): … Aber die Stiftung
Klassik Weimar, zu der die
(Anna Amalia) Bibliothek zählt,
befindet sich immer noch in ei-
nem teils beklagenswerten Zu-
stand. Gedenkt der Bund dieser
Not abzuhelfen?

Bernd Neumann: Weimar ist
mehr als nur eine Mittelstadt in
Thüringen. Es ist die entschei-
dende Quelle für eine ganze
Epoche deutscher Literatur und
Kultur. Und deshalb messe ich
auch ganz persönlich dem Enga-
gement des Bundes dort enorme
Bedeutung zu. Das hat sich in
der bemerkenswerten Summe
von achteinhalb Millionen Euro



IM GESPRÄCH Heft 20 - Dezember 2008

42

niedergeschlagen, die wir für die
Restaurierung der Anna Amalia
zur Verfügung gestellt haben.
Das hat sich aber auch in der
zwanzigprozentigen Erhöhung
der jährlichen Betriebsmittel ge-
zeigt, die ich im Frühjahr (2007)
mit meinem thüringischen Kol-
legen vereinbart habe. Trotz die-
ser Erfolge, da haben Sie völlig
recht, bleibt richtig: die Stiftung
Klassik Weimar ist auf gutem
Wege, aber noch nicht über den
Berg.

(FAZ): Vor zwei Jahren veröf-
fentlichte die Strukturkommis-
sion einen deprimierenden Be-
richt über die Lage der Klassik-
Stiftung. Sie drängte an erster
Stelle auf die Rettung der Be-
stände, denn eine Katastrophe
wie der Brand der Anna Amalia
dürfe sich nicht wiederholen.

Neumann: Das wird auch
nicht geschehen. Wo akuter
Handlungsbedarf besteht, haben
wir die Dinge in die Wege gelei-
tet. Beim Goethe-Schiller-Ar-
chiv etwa finanziert der Bund
derzeit den Einbau einer moder-
nen Löschanlage, die es bisher
nicht gab.

(FAZ): Bedroht sind die Be-
stände auch von Säure und
Tintenfraß. Für die Restaurierun-
gen ihrer Schätze braucht die
Stiftung fast 50 Millionen Euro.
Von den gut 950 Briefen des
Goethe-Schiller-Briefwechsels
etwa weisen sechzig schwere
und über vierhundert mittlere
Schäden auf. Wenn dort nicht
schnell etwas geschieht, drohen
Totalverluste.

Neumann: Dieses Problem ist

erkannt. Natürlich sind unsere
Mittel nicht unbegrenzt, aber
gerade für die Restaurierung des
Goethe-Schiller-Briefwechsels
wird es eine rasche Lösung ge-
ben.

(FAZ): Ein zentrales Depot-
gebäude wird es nach den der-
zeitigen Planungen frühestens
2012 geben. Ginge das nicht
schneller?

Neumann: Das wäre wün-
schenswert. Aber zunächst müs-
sen wir dort eingreifen, wo wirk-
lich Gefahr im Verzug ist. Zu-
dem darf man nicht vergessen,
daß der Bund sich bei allen Maß-
nahmen stets mit Thüringen ab-
stimmen muss, das nur einen
begrenzten finanziellen Spiel-
raum hat. Dafür habe ich großes
Verständnis. Ich weiß ja aus Bre-
men, wie knapp die Landeshaus-
halte sind. Und ich bin ein ent-
schiedener Befürworter des Kul-
turföderalismus. Wir werden al-
so an der gemeinsam von Bund
und Land getragenen Verantwor-
tung für Weimar festhalten.

(FAZ): Damit begibt sich der
Bund kulturpolitisch in die Gei-
selhaft der finanzschwachen
Länder. Und konzentriert seine
Zuwendungen mehr und mehr
auf Berlin.

Neumann: Nein, im Gegenteil.
Gerade Weimar ist ein gutes Bei-
spiel dafür, wie nachdrücklich
sich der Bund auch außerhalb
der Hauptstadt engagiert. Ein
anderes Beispiel, das mir sehr
am Herzen liegt, ist Potsdam, die
Stiftung Preußische Schlösser
und Gärten, die wir in den kom-
menden Jahren sehr viel stärker

fördern werden, damit die Bau-
ten dort endlich angemessen sa-
niert werden können. Solche Si-
gnale sind mir auch politisch
ganz wichtig, damit die Kritik an
der Berlin-Förderung, die hier
und da in Deutschland wahr-
nehmbar ist, sich nicht verstärkt.

(FAZ): Wie verzwickt der Kul-
turföderalismus sein kann, zeigt
auch das Weimarer Stadtschloss.
Das soll nach dem Willen der
Strukturkommission zur „Neuen
Mitte“ der Stiftung werden, aber
es gibt große Probleme mit dem
Land Thüringen. Wie wollen Sie
die lösen?

Neumann: Es ist ganz unbe-
stritten, dass das Stadtschloss zur
neuen Mitte der Klassik Stiftung
Weimar werden muss. Dort soll
sich verdichten, was Weimar
kulturell ausmacht, auch um
neue Besucher anzuziehen. Es
gibt noch Diskussionen über
Liegenschaften und wie die Sa-
nierungskosten von über dreißig
Millionen Euro aufgeteilt wer-
den. Da sehe ich mein Haus gele-
gentlich schon in der Rolle des
Antreibers. Aber ich stelle auch
fest, daß die Stiftung selbst mit
ihren konzeptionellen Überlegun-
gen noch nicht so weit ist, wie
ich mir das wünschen würde.

(FAZ): Für die Sanierung und
Neupositionierung des Weima-
rer Schlosses braucht es aber
nicht nur Pläne, sondern auch
eine Menge Geld. Ist der Bund
bereit zu investieren?

Neumann: Das möchte ich mit
einem klaren Ja beantworten!
Wenn die Stiftung Klassik Wei-
mar endlich mit überzeugenden
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Konzepten für die Sanierung und
Bespielung des Weimarer
Schlosses kommt, dann werde
ich für die Finanzierung kämp-
fen. Und ich sehe da auch gute
Chancen. Das sind ja, wenn man
an die Mittel für die Museums-
insel denkt oder an die Summen,
die jetzt für die Sanierung der
Staatsoper in Berlin genannt
werden, vergleichsweise über-
schaubare Beträge. Weimar mit
seiner überragenden kulturellen
Bedeutung verdient es, dass sich
der Bund dort stark engagiert.

„Macher statt Schöngeist“
(31. Dezember 2007; Focus)

FOCUS: Ihre Kanzlerin hatte
2005 in der Kultur eine „zweite
Gründerzeit“ verheißen. Bricht
diese nun an mit dem jüngsten
Millionensegen für Deutsch-
lands Denkmäler?

Bernd Neumann: Mit Hilfe
des neuen Investitionsfonds en-
gagiert sich die Koalition mas-
siv für den Erhalt des kulturel-
len Erbes. Mit allein 200 Millio-
nen Euro leisten wir den Haupt-
beitrag zur Sanierung der Staats-
oper in Berlin; außerdem erhal-
ten die dringend restaurierungs-
bedürftigen Potsdamer Schlösser
78 Millionen und die Stiftung
Klassik in Weimar 45 Millionen.
Darüber hinaus fördern wir ein
Beethoven-Festspielhaus in
Bonn mit 39 Millionen, zumal
sich dort auch Unternehmen in
großem Ausmaß beteiligen.

FOCUS: Profitiert die Kultur
von der konjunkturellen Lage?

Neumann: Die Konjunktur

läuft gut, doch prinzipiell muss
der Konsolidierungskurs zur Sa-
nierung des Bundeshaushaltes
fortgesetzt werden. Aber gerade
in einer Zeit, in der die Ausga-
ben für Kultur bei Ländern und
Kommunen zurückgehen, will
der Bund ein politisches Signal
setzen. Auch aus diesem Grund
konnte ich den Kulturetat in den
zwei Jahren meiner Amtszeit um
6,4 Prozent steigern.

FOCUS: Auf Ihre Ernennung
hatte die Kulturszene recht di-
stanziert reagiert. Haben Sie die
Häme bei Amtsantritt verwun-
den?

Neumann: Anfangs war ich
doch ein wenig enttäuscht.
Schließlich hatte ich mich zuvor
bereits lange mit vielen kultur-
und medienpolitischen Themen
befasst, als Berichterstatter für
die Bundesmuseen, als Mitglied
in der Jury Deutscher Filmpreis
und im Kulturausschuss. Da aber
meine drei Vorgänger im Amt
alle aus dem Kulturbereich ka-
men, galt ich zunächst als Frem-
der und auch als unbeschriebe-
nes Blatt. Doch mittlerweile ha-
ben wohl auch die Kritiker er-
kannt, dass Kulturpolitik im Ka-
binett weniger den Künstler
braucht.

FOCUS: Respekt zollt Ihnen
heute vor allem die Filmbranche
– wegen der neuen Fördermil-
lionen, die den heimischen Markt-
anteil deutlich steigern sollen.
2007 ist die nationale Quote aber
stark gesunken. Wieso das?

Neumann: Die mit dem Deut-
schen Filmförderfonds finan-
zierten Filme kommen erst 2008

in die Kinos und werden dann
den Marktanteil deutscher Filme
in die Höhe schnellen lassen.
Aber deutsche Produktionen zu
unterstützen ist nur der eine
Aspekt des Förderfonds. Der
andere ist, heimische Studio-
kapazitäten für internationale
Produktionen zu nutzen. Fragen
Sie mal in Babelsberg nach, gro-
ße Produktionen wie zum Bei-
spiel „Speed Racer“ – der Film
hat rund 107 Millionen gekostet
– haben diesem Studio einen re-
gelrechten Boom beschert.

FOCUS: Der neue Enquete-
Bericht „Kultur in Deutschland“
mahnt parteiübergreifend eine
Bundeszentrale für kulturelle
Bildung an. Brauchen wir eine
solche Institution?

Neumann: Für die Kultur wäre
sie hilfreich. Aber wichtiger als
eine solche neue Institution ist
die kooperative Zusammenar-
beit mit den Ländern, die hier
besonders herausgefordert sind.
Denn zweifellos gibt es bei der
kulturellen Bildung zunehmend
Defizite. Im Übrigen hat sich der
Bund des Themas längst ange-
nommen und wichtige Initiati-
ven gestartet wie das „Netz für
Kinder“, das diesen erstmals in
Europa einen sicheren Surf-Raum
bietet. Ein weiteres Vorzeige-
projekt beginnt jetzt in Nord-
rhein-Westfalen mit „Jedem
Kind ein Instrument“, das wir
mit 10 Millionen Euro fördern.

FOCUS: Neuerdings wird für
ein eigenes Kulturministerium
plädiert. Wäre es nicht tatsäch-
lich sinnvoll, die über verschie-
dene Ressorts verstreuten Kul-
turzuständigkeiten zu bündeln?
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Neumann: Sicherlich spricht
vieles für eine stärkere Bünde-
lung der Bundeskulturpolitik.
Wer würde sich in der Politik
nicht wünschen, mehr direkte
Kompetenzen zu haben? Aber
dies hat im Augenblick keine
Priorität. Gute Resultate sind mir
wichtiger als der Streit über Zu-
ständigkeiten.

Bisher bin ich an vernünftigen
Initiativen nicht gehindert wor-
den, nur weil auch andere Res-
sorts zuständig sind. Der Titel
des Bundeskulturministers ist
dafür nicht unbedingte Voraus-
setzung.

FOCUS: Sie haben gerade ein
neues Referat für Kulturwirt-
schaft eingerichtet. Weshalb?

Neumann: Es muss endlich
publik werden, dass kulturelle
Angebote nicht nur Geld kosten,
sondern auch Steuereinnahmen
mehren können. Mit ca. 125
Milliarden Umsatz pro Jahr ist
hierzulande der Anteil der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft am
Bruttosozialprodukt etwa genau-
so hoch wie das der gesamten
Automobilbranche. Was macht
denn zum Beispiel die Faszina-
tion von Berlin aus? Die Stadt
ist nur wegen ihrer kulturellen
Einrichtungen so attraktiv, und
eine der Haupteinnahmequellen
ist der Tourismus.

FOCUS: Berlin kann sein rei-
ches Kulturangebot dennoch nur
mit massiver Hilfe des Bundes
stemmen. Diese Mitverantwor-
tung steht seit der Föderalismus-
reform sogar im Grundgesetz.
Genaueres soll ein eigenes
Hauptstadtgesetz regeln. Warum
liegt das noch nicht vor?

Neumann: Ende November
haben wir einen Hauptstadt-
vertrag für die nächsten zehn
Jahre geschlossen. Alle finanzi-
ellen Förderungen sind im Rah-
men der Haushaltsgesetze des
Deutschen Bundestages abgesi-
chert. Deshalb halte ich ein zu-
sätzliches Gesetz für überflüssig.
Bis 2017 gibt es keinen Grund,
mit Berlin erneut über finanzi-
elle Hilfen zu verhandeln.

FOCUS: Warum zögert Ihre
Partei so beim Staatsziel Kultur,
das Sie persönlich befürworten?

Neumann: Es gibt ernsthafte
Einwände von Verfassungs-
juristen, die eine Inflation von
Staatszielen im Grundgesetz be-
fürchten. Denn es wird ja auch
gefordert, zum Beispiel Sport
oder Kinderschutz im Grundge-
setz zu verankern. Ich halte die
Kultur im Hinblick auf unsere
Identität als Deutsche für so
grundlegend, dass wir ihr in der
Verfassung einen besonderen
Rang einräumen sollten. Wenn
dies aber nur durch eine Koppe-
lung mit anderen Staatszielen zu
erreichen ist, würde ich es daran
nicht scheitern lassen.

FOCUS: Ein länger währen-
des Thema ist auch das Zentrum
gegen Vertreibungen. Wann er-
öffnet nun die erste Daueraus-
stellung?

Neumann: Mit dem Koaliti-
onspartner haben wir uns auf
eine unselbstständige Stiftung
unter dem Dach des Deutschen
Historischen Museums geeinigt.
Als Ort ist in Berlin das
Deutschlandhaus in der Nähe
des Potsdamer Platzes vorgese-

hen. Wir haben der neuen polni-
schen Regierung angeboten, dar-
an mitzuwirken.

FOCUS: Ziehen Sie das Pro-
jekt jetzt auch ohne polnische
Beteiligung durch?

Neumann: Das Konzept ist be-
reits sehr ausgereift und durch-
dacht, auf gar keinen Fall soll
hier Geschichte umgedeutet wer-
den. Deswegen glaube ich, dass
wir eine Tolerierung des Projek-
tes durch Polen erreichen kön-
nen, eine Beteiligung und Mit-
arbeit wäre aber sicher noch bes-
ser. In jedem Fall werden wir das
im Koalitionsvertrag vereinbar-
te „sichtbare Zeichen“ in abseh-
barer Zeit im Kabinett beschlie-
ßen.

„Die digitale Entwicklung, Fil-
me zusätzlich und vielfältig zu
nutzen, hat eine neue Lage ge-
schaffen“
(8. Januar 2008; promedia)

promedia: Herr Staatsmini-
ster, welche Bilanz können Sie
nach einem Jahr DFFF ziehen,
für den in diesem Jahr 60 Mil-
lionen Euro zur Verfügung ge-
standen haben? Haben sich Ihre
Erwartungen erfüllt?

Neumann:  Der Deutsche
Filmförderfonds hat sich im er-
sten Jahr seiner Laufzeit äußerst
positiv entwickelt. Sowohl unse-
re Erwartungen als auch die Er-
wartungen der Filmwirtschaft
sind mehr als erfüllt worden. Seit
Jahresbeginn wurden 99 Projek-
te mit einer Gesamtfördersumme
von rund 59,4 Millionen Euro
bewilligt. Dieser Fördersumme
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stehen 562 Millionen Euro
Gesamtherstellungskosten ge-
genüber, wovon rund 388 Mil-
lionen Euro als sogenannte
„deutsche Herstellungskosten“
in Deutschland geblieben sind.
Das heißt, der Hebeleffekt für
die deutsche Wirtschaft beläuft
sich auf mehr als das Sechsfa-
che der Fördersumme. Das ist
ein großer Erfolg, mit dem ich
hoch zufrieden bin.

Auch die Mischung der geför-
derten Projekte ist stimmig: Bei
rund zwei Dritteln der bewillig-
ten Projekte handelt es sich um
rein deutsche Produktionen, bei
etwa einem Drittel um interna-
tionale Koproduktionen mit
deutscher Beteiligung. Es wur-
den auch alle Genres abgedeckt
– vom Spielfilm über den Doku-
mentarfilm bis hin zum Anima-
tionsfilm.

Der Erfolg des DFFF liegt dar-
in, dass fast alle Bereiche der
Filmwirtschaft davon profitieren
– angefangen bei den Produzen-
ten, bis hin zu den Studios, film-
technischen Betrieben und den
freiberuflichen Arbeitskräften
auf dem Filmmarkt. Wichtig ist
darüber hinaus, dass wir die
internationale Zusammenarbeit
damit intensiviert haben. Das
verschafft der Filmbranche in
Deutschland nicht nur finanz-
kräftige Partner, sondern sorgt
auch nachhaltig für Wachstum
und über die internationalen
Kontakte für einen Know-how-
Transfer.

promedia: Der DFFF ist auf
drei Jahre befristet. Unter wel-
chen Bedingungen wird die
Laufzeit verlängert?

Neumann: Um den eingetrete-
nen Aufschwung der Film-
wirtschaft nicht zu bremsen,
sollte der Fonds über das Jahr
2009 hinaus verlängert werden.
Die Verlängerung der Laufzeit
des DFFF wird aber auch vom
Ergebnis der Evaluierung abhän-
gen, die die nachhaltigen Impul-
se für den Produktionsstandort
Deutschland und die mittelbaren
volkswirtschaftlichen Effekte
der Maßnahme ermitteln wird.
Erste Zahlen werden in einem
Zwischenbericht des Evaluie-
rungsgremiums, das aus Vertre-
tern der beteiligten Ressorts be-
steht, Mitte 2008 vorgelegt wer-
den.

promedia: Gegenwärtig läuft
die Diskussion zur Novellierung
des FFG. Bei der letzten Novel-
lierung sind die Fördermittel er-
höht worden. Können die Produ-
zenten auch für die Zeit ab 2009
wieder davon ausgehen?

Neumann: Die Beiträge der
Fernsehveranstalter konnten bei
der letzten Novellierung verdop-
pelt werden. Eine ähnliche Stei-
gerung der Fördermittel kann bei
der anstehenden Novellierung
kaum erwartet werden. Auch die
Heranziehung neuer Nutzer lässt
zumindest für den Beginn der
Laufzeit des neuen Gesetzes
noch keine deutliche Steigerung
der Einnahmen der Film-
förderungsanstalt erwarten. Ziel
ist es aber dennoch, die Förder-
mittel bei der anstehenden No-
vellierung im Rahmen des
Möglichen zu erhöhen.

promedia: Es wird von Produ-
zenten eine gesetzliche Abgabe
der Sender gefordert. Wie sehen

Sie die Notwendigkeit und recht-
liche Möglichkeit?

Neumann: Im Vordergrund
steht für uns das Ergebnis. Wenn
wir auf dem Verhandlungsweg
ein besseres Ergebnis erzielen
können, als unseres Erachtens
auf dem Weg einer gesetzlichen
Verpflichtung erreicht werden
könnte, sehen wir keine Veran-
lassung zur Einführung einer ge-
setzlichen Verpflichtung. Dies
gilt erst recht vor dem Hinter-
grund der Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts Berlin, das die
Rechtmäßigkeit der derzeitigen
Differenzierung zwischen den
Beiträgen der Rundfunkveran-
stalter und den Abgabepflichten
anderer Nutzer bestätigt hat.

promedia: Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk leistet einen
großen Beitrag zur Filmförde-
rung. Die Qualität der geförder-
ten Filme soll nicht immer den
Anforderungen der Sender ent-
sprechen. Damit würden Gebüh-
rengelder zweckentfremdet ein-
gesetzt. Sehen Sie das nicht mit
Sorge?

Neumann: Die Leistungen der
öffentlich-rechtlichen Sender
kommen fast ausschließlich der
Projektfilmförderung zugute.
Diese soll im Rahmen der No-
vellierung gestärkt werden. Es
ist auch zu erwarten, dass im
Rahmen der Projektfilmförde-
rung zukünftig mehr Filme ge-
fördert werden, die den Quali-
tätsanforderungen der Sender
entsprechen.

promedia: Wird das neue FFG
eine Abgabepflicht für Telekom-
munikationsunternehmen ent-
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halten, die inzwischen auf unter-
schiedlichen Kanälen Spielfilme
anbieten?

Neumann: Bereits das derzei-
tige FFG enthält in Paragraph
66a Absatz 2 eine Abgabepflicht
für Video-on-Demand-Plattfor-
men. Die Filmförderungsanstalt
hat auch bereits erste Bescheide
zur Heranziehung dieser Anbie-
ter erlassen. Ziel des Novellie-
rungsverfahrens sollte sein, die
Beitragszahlung dieser Unter-
nehmen sicherzustellen.

promedia: In der Debatte spie-
len die Sperrzeiten bei der Ver-
wertungskaskade eine wichtige
Rolle. Sehen Sie hier die Not-
wendigkeit einer Veränderung,
zum Beispiel einer Verkürzung
von Sperrzeiten?

Neumann: Seit Inkrafttreten
des derzeit geltenden FGG im
Jahr 2004 hat sich eine rasante
technische Entwicklung einge-
stellt. Neue Auswertungsebenen
sind entstanden, Auswertungs-
möglichkeiten haben sich verän-
dert. Dies wird auch belegt durch
die hohe Anzahl von Anträgen
zur Sperrfristenverkürzung bei
der FFA. Die bestehenden Aus-
wertungsfenster stimmen daher
nicht mehr mit den tatsächlichen
Gegebenheiten der Verwertung
überein. Eine moderate Verkür-
zung der Sperrfristen erscheint
daher vor dem Hintergrund des
beschleunigten Auswertungs-
prozesses sinnvoll.

promedia: Viele Produzenten
fordern deshalb eine gesetzliche Re-
gelung zu einer Verkürzung des
Rechterückfalls. Wird das FFG
hierfür eine Regelung vorsehen?

Neumann: Die Senderechte
fallen derzeit nach fünf und in
bestimmten Fällen nach sieben
Jahren an den Produzenten zu-
rück. Die Diskussion im Rah-
men der letzten Novellierung hat
gezeigt, dass eine weitere Ver-
kürzung den Produzenten nur
sehr bedingt zugute kommt, da
dies zu einer deutlichen Redu-
zierung der Lizenzpreise führen
würde. Die Überlegungen zu
dieser Frage sind aber noch nicht
abgeschlossen.

promedia: In Großbritannien
erhalten die Sender bei den von
ihnen finanzierten Filmen nur
die Rechte für die analoge Welt,
während die digitalen Rechte
von den Produzenten selbst ver-
marktet werden können. Wäre
das nicht auch ein Modell für
Deutschland?

Neumann: Die Möglichkeit,
aufgrund der digitalen Entwick-
lung Filme zusätzlich und viel-
fältig zu nutzen, hat eine neue
Lage geschaffen. Hier gibt es be-
rechtigte Ansprüche der Produ-
zenten, darüber muss verhandelt
werden. Aufgrund des geänder-
ten Nutzerverhaltens können
auch Sender ein Interesse an Vi-
deo-on-Demand-Rechten haben.
Soweit dies von ihrem Auftrag
gedeckt ist, gilt dies auch für öf-
fentlich-rechtliche Sender. Dies
betrifft insbesondere die Nut-
zung in den Tagen nach der Free-
TV-Ausstrahlung. Entscheidend
für den Produzenten ist, dass die
Rechte nicht zu einem geringen
Aufpreis miterworben werden
und dann ungenutzt beim Sen-
der liegen. Gegebenenfalls
könnten Regelungen, die dieses
verhindern, in die Abkommen

der Sender mit der Filmförde-
rungsanstalt aufgenommen wer-
den.

promedia: Wird das FFG För-
dermittel für die Digitalisierung
der Kinos zu ungunsten der di-
rekten Spielfilmförderung „um-
schichten“? Wie soll und kann
die Kinodigitalisierung gefördert
werden?

Neumann: Das FFG dient der
Förderung von Kinofilmen. Da-
mit stehen im Fokus des Geset-
zes auch immer die Filmtheater.
Und eines ist sicher: Die Digi-
talisierung der Kinos ist ohne
Alternative, d.h. wir kommen an
ihr nicht vorbei. Deswegen wer-
den wir auch im Rahmen der
Novellierung mögliche Varian-
ten für eine Unterstützung die-
ser einschneidenden technischen
Umrüstung prüfen. Die Diskus-
sion zur Digitalisierung der Ki-
nos beim „Runden Tisch zur
FFG-Novelle 2009“ am 5. und
6. Dezember 2007 hat aber ge-
zeigt, dass es hier noch weiterer
gemeinsamer Gesprächsrunden
mit den Beteiligten bedarf. Der
Teilnehmerkreis wird dabei aber
wesentlich begrenzter sein als
beim Runden Tisch in Hamburg.

„Wir sollten eine
Hinterlegungspflicht
gesetzlich verankern“
(19. Februar 2008; DIE WELT)

Welt online: Haben Sie in jün-
gerer Zeit den Hildegard-Knef-
Film „Es geschehen noch Wun-
der“ gesehen?

Bernd Neumann: Nicht, dass
ich mich daran erinnern könnte.
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Welt online: Das wäre auch ein
kleines Wunder. Denn er ist, ob-
wohl bereits nach dem Krieg in
der Bundesrepublik gedreht, nir-
gends aufzufinden.

Neumann: Heute würde das
nicht mehr passieren. Wir haben
keine gesetzliche Pflicht, eine
Kopie jedes Films zu hinterle-
gen, aber eine vertragliche.

Welt online: Es gab einmal
eine Unesco-Empfehlung, dass
die Staaten sich um so etwas
kümmern sollten.

Neumann: Ja, und es gibt noch
ein jüngeres – für die beitreten-
den Staaten sogar verbindliches
– Übereinkommen des Europa-
rates zum Schutz des audiovisu-
ellen Erbes. Und es gibt einen
Beschluss des Innenausschusses
des Bundestages von 1992 – al-
les die gleiche Zielrichtung.

Mir ist das Thema „Pflichtex-
emplar“ sympathisch, weil die
Diskussion darüber ein
Bewusstsein schafft, dass auch
der Film ein kulturelles Erbe ist,
ebenso wie das Buch. Es gibt im
Bewusstsein noch Defizite und
die hängen damit zusammen,
dass man den Film lange nicht
als kulturelles Gut begriffen hat.

Welt online: In Frankreich und
den USA besteht solch eine
Pflichtabgabe ...

Neumann: ... was aber nicht
bedeutet, dass dort jeder Film zu
finden ist. Die Franzosen neh-
men z.B. kleine Filme mit weni-
ger als sechs Vorführkopien von
der Hinterlegungspflicht aus.

Die Diskussion zwischen Bund

und Ländern über die mögliche
Einführung einer gesetzlich ver-
ankerten Pflichthinterlegung
auch bei uns hat dazu geführt,
dass wir 2004 eine verbindliche
Selbstverpflichtung vereinbart
haben: Jeder Film, der vom Bund
oder einem der Länder in Pro-
duktion oder Verleih gefördert
wird, muss ein Pflichtexemplar
abgeben. Sonst wird die letzte
Förderrate nicht ausgezahlt.

Welt online: Das deckt aber
längst nicht alle Filme ab.

Neumann: Es gibt inzwischen
kaum mehr Kinospielfilme, die
keine Produktions- oder Verleih-
förderung erhalten. Mit diesem
Verfahren werden so gut wie alle
programmfüllenden Kinofilme
abgedeckt Auch für Fernsehfil-
me haben die Fernsehveranstal-
ter eine Selbstverpflichtungs-
erklärung abgegeben, die zum
nationalen audiovisuellen Erbe
gehörenden Filme in den eige-
nen Fernseharchiven zu verwah-
ren. Video ist allerdings nicht
dabei.

Welt online: Und was ist mit
den 2 000 Kurzfilmen, die jedes
Jahr in Deutschland entstehen?
Selbst wenn wir die und Video
weglassen: Wie viel deckt die
Förderung wirklich ab, 70 oder
80 oder 90 Prozent?

Neumann: Es gibt keine
verlässliche Statistik über die ge-
samte Kinofilmproduktion in
Deutschland. Daher lässt sich
nicht genau sagen, wie viel Pro-
zent der Filme gefördert sind und
hinterlegt werden müssen. Aller-
dings ist das Produzieren von Ki-
nofilmen unstreitig ein teures

und damit zumeist förderbedürf-
tiges Geschäft. Sie können da-
von ausgehen, dass der ganz
überwiegende Teil in Filmarchi-
ven landet.

Welt online: Es geht auch dar-
um, wie Filme erhalten werden.
Die bayerische Filmförderung
sagt: „Auf Verlangen ist eine
Kopie für Archivierungszwecke
zur Verfügung zu stellen.“ Das
Bremer Filmbüro erlaubt immer
noch, eine VHS als Beleg abzu-
liefern. Es müsste, aus Archiv-
sicht, eine vorführfähige Kino-
kopie eingeliefert werden.

Neumann: Das sieht auch die
von allen Filmfördereinrichtun-
gen unterzeichnete Selbstver-
pflichtungserklärung vor. Zu-
dem wird in diesem Jahr das
Bundesarchivgesetz novelliert
und der Referentenentwurf sieht
eine Pflichthinterlegung von Fil-
men beim Bundesarchiv vor. Wir
haben ja bereits vor zwei Jahren
im Gesetz zur Deutschen Natio-
nalbibliothek die Hinterlegungs-
pflicht für musikorientierte Fil-
me verankert.

Welt online: Dabei haben die
Länder also mitgemacht. Wenn
es in der Musiksparte geht, war-
um dann nicht auch im Großen?

Neumann: Eben deshalb soll-
ten wir – wie schon gesagt – die
generelle Hinterlegungspflicht
für Filme verankern.

Welt online: Warum gibt es
dann seit 1969 die Pflichtabgabe
für Bücher?

Neumann: 1969 wurde die
Einführung dieser Regelung mit
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der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes be-
gründet. Es geht bei Büchern um
die Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung. Bücher sind
sowohl Mittel als auch Gegen-
stand der Forschung.

Ich denke aber, dass der der-
zeitige Zustand im Filmbereich
kein dramatischer ist. Ich habe
vor, bei der Novellierung des Bun-
desarchivgesetzes dieses Thema
erneut anzusprechen – auch des-
halb, weil der Videobereich nicht
abgedeckt wird und wir inzwi-
schen ohne Zweifel eine Video-
kunst haben, die erhaltenswert
ist.

Welt online: Wenn man schon
kein zentrales Archiv hat, müsste
wenigstens klar sein, wo welcher
Film zu finden ist. Aber es gibt
kein zentrales Register.

Neumann: Die Vernetzung ist
unverzichtbar. Das kann sowohl
ein zentrales Register als auch
ein dezentraler Sucheinstieg
sein. Wir verwirklichen ja eben-
falls die digitale Bibliothek in
Deutschland und bringen sie in
die europäische digitale Biblio-
thek ein. Ich halte das für eine
originäre Aufgabe der Filmwirt-
schaft selbst bzw. entsprechen-
der Einrichtungen wie z. B. Kine-
matheksverbund oder Deutscher
Filmakademie.

Welt online: Kommt von Ih-
nen dieses Jahr solch ein Vorstoß?

Neumann: Es muss geprüft
werden, wie wir der Europarats-
Konvention, der wir baldmög-
lichst beitreten wollen, auch im
Hinblick auf die Vernetzung von
Daten gerecht werden.

„Künstler sind fair“
(6. März 2008; Rheinischer
Merkur)

Rheinischer Merkur (RM):
„Generation Doof“, heißt ein
neues Buch. Eine der Kernthe-
sen: Wer nach 1960 geboren ist,
kann zwar die fünfzehn neuesten
Klingeltöne nachpfeifen, aber
nicht den Anfang von Beetho-
vens Fünfter. Was ist da in der
Kulturvermittlung schiefgelau-
fen?

Bernd Neumann: Diese Ten-
denz ist mir bekannt, und sie be-
unruhigt mich auch. Wir haben
in unseren Bildungseinrichtun-
gen sicher einiges versäumt.
Manche Anforderungen in der
Schule wurden immer höher ge-
schraubt, aber Kultur- und Wer-
tevermittlung wurden eher ver-
nachlässigt. Für kulturelle Bil-
dung sind generell die Länder
zuständig, das heißt aber nicht,
dass der Bund bloßer Zuschauer
ist. Deshalb habe ich das Thema
„Kulturelle Bildung“ auch zu ei-
nem meiner zentralen Anliegen
gemacht. Aufgrund der Kultur-
hoheit der Länder kann ich nicht
auf die Schulen einwirken, aber
ich strebe an, möglichst viele
Einrichtungen zu vernetzen, die
kulturelle Bildung vermitteln.
Bei der Vergabe von Fördermit-
teln werden wir künftig den
Aspekt der kulturellen Bildung
als Kriterium einbeziehen.

RM: Wo gibt es konkrete An-
sätze?

Neumann: Ein guter Ansatz ist
zum Beispiel die von uns mit-
finanzierte Aktion „Jedem Kind
ein Instrument“ in Nordrhein-

Westfalen, die alle Grund-
schulkinder im Ruhrgebiet ans
Musizieren heranführen will.
Auch das Projekt „Kinderkultur-
magazin“ der Lübbe-Stiftung,
das Kinder und ihre Eltern für
kulturelle Themen und Veran-
staltungen begeistern soll, ist
eindrucksvoll. Oder das Theater
Ludwigshafen, wo ein renom-
mierter Theatermann wie Hans-
Günther Heyme sich besonders
um junge Leute mit Migrations-
hintergrund kümmert.

RM:Die Enquete-Kommissi-
on Kultur des Bundestages hat
eine Bundeszentrale für kulturel-
le Bildung empfohlen. Was soll
das sein?

Neumann: Das ist eine schwer
realisierbare Empfehlung, da
hier Konflikte mit den Ländern
deutlich absehbar sind. Bevor
ich mich auf diese Kontroverse
einlasse, möchte ich die Einrich-
tungen stärken, die schon beste-
hen und sie besser vernetzen.

RM: Der Bund unterstützt in
Bonn den Bau eines neuen Fest-
spielhauses, ist das eine Aus-
gleichsmaßnahme dafür, dass es
mit der Bundeskunsthalle in
Bonn bergab geht?

Neumann: Ich bitte Sie! Das
sind zwei voneinander völlig un-
abhängige Themen. Der Bund
investiert 39 Millionen Euro in
Bonn, damit Deutschlands be-
deutendster Komponist ein Fest-
spielhaus von internationalem
Rang in seiner Geburtsstadt be-
kommt.

In der Bundeskunsthalle gab
es im letzten Jahr eine Irritation,
die wir nun hinter uns gelassen
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haben. In Anbetracht des ein-
deutigen Rechnungshofberichts
konnten wir damals nicht anders
handeln, als wir es getan haben.
Ich bin sehr daran interessiert,
dass die Bundeskunsthalle an die
Erfolge der Vergangenheit an-
knüpft. In diese Richtung sind
die Weichen gestellt. Eine „Ver-
schwörung“ gegen Bonn gibt es
in Berlin sicher nicht.

RM: Sie haben für die Kultur
mehr Geld locker gemacht als
ihre Vorgänger. Was ist jenseits
des Geldes maßgeblich für den
Erfolg eines Staatsministers für
Kultur?

Neumann: Im Einwerben fi-
nanzieller Mittel bin ich durch-
aus erfolgreich gewesen. Aber
im weit größeren Teil meiner Ar-
beitszeit habe ich mich darum
gekümmert, die Rahmenbedin-
gungen für Kultur zu verbessern:
beispielsweise beim Schutz von
Urheberrechten, bei der Stär-
kung der Künstlersozialversi-
cherung oder bei steuerlichen
Regelungen. Ich konnte unter
anderem das Begehren abweh-
ren, den für Kulturhandel übli-
chen Mehrwertsteuersatz von
sieben auf 19 Prozent zu erhö-
hen. Wir haben das Stiftungs-
recht verbessert und wir haben
etwas für die Wettbewerbsfähig-
keit der Filmwirtschaft getan.
Ein anderer Bereich ist das The-
ma Restitution, das mir sehr
wichtig ist. Das Washingtoner
Abkommen von 1998 hat das
Ziel, zu unrecht erworbenes jü-
disches Kulturgut zu identifizie-
ren und eine faire Lösung mit
den Eigentümern zu finden, also
entweder Rückgabe oder Ent-
schädigung.

RM: Eine Absicht, die Unru-
he in die Museen gebracht hat...

Neumann: Diese Unruhe ist
verständlich. Ich habe gerade
deshalb alle Beteiligten – Muse-
umsleute und Experten der Län-
der und Kommunen – in einer
Arbeitsgruppe versammelt und
ganz konkrete Handlungsem-
pfehlungen für die Museen er-
arbeitet. Zudem haben wir am
1. Januar dieses Jahres gemein-
sam mit der Kulturstiftung der
Länder eine Arbeitsstelle einge-
richtet, die die Provenienz von
Kunstwerken recherchiert. Da-
für stehen jährlich 1,2 Millionen
Euro zur Verfügung.

RM: Sie konzentrieren sich bei
Ihrer Arbeit auf äußerliche Rah-
menbedingungen. Fallen die
Kulturinhalte nicht in Ihr Ar-
beitsgebiet?

Neumann: Ich sehe es weni-
ger als meine Aufgabe an, mich
bei Inhalten einzumischen – also
z. B. mit Schriftstellern darüber
zu diskutieren, welches Thema
bearbeitet werden sollte oder mit
Malern über die Interpretation
ihrer Bilder zu ringen. Ich fühle
mich für die Verbesserung von
Rahmenbedingungen zuständig,
die die Basis kulturellen Schaf-
fens sind, und hierbei ist es mir
gelungen, den Stellenwert der
Kultur deutlich zu erhöhen.

RM: Sie sind Christdemokrat,
Künstler bekennen sich eher sel-
ten zur CDU. Stört Sie das?

Neumann: Überhaupt nicht.
Diejenigen, die ins Theater, ins
Konzert, in Lesungen, in Muse-
en gehen, sind in der Regel Bil-

dungsbürger, darunter sicher vie-
le, die der CDU nahe stehen. Bei
den prominenten Kulturschaf-
fenden gibt es sicherlich eine
leichte Schlagseite nach links,
aber auch bei Künstlern hat eine
Entideologisierung stattgefun-
den. Nach meinen bisherigen Er-
fahrungen kann ich sagen, dass
die meisten Kulturschaffenden
mich jedenfalls nicht nach mei-
nem Parteibuch bewerten, son-
dern nach meinem Handeln, und
sie sind eine durchaus faire Kli-
entel. Sie machen ihre Meinung
davon abhängig, ob man etwas
für die Kultur bewegt oder nicht.
Mit Klaus Staeck zum Beispiel,
dem Präsidenten der Akademie
der Künste, kann ich gut zusam-
menarbeiten, obwohl er früher
ein politischer Agitator gegen die
Union war. Und im Bundestag
haben wir so etwas wie eine All-
parteienkoalition für die Kultur.
Selbst die Abgeordneten der
Linkspartei im Kulturausschuss
sprechen von „unserem Kultur-
staatsminister“.

RM: Eines der wichtigsten na-
tionalen Kulturprojekte ist der
Wiederaufbau des Berliner
Stadtschlosses. Ohne die ganze
Debatte wieder aufrollen zu wol-
len: Warum so rückwärtsge-
wandt? Vertraut eine alternde
Gesellschaft auf alte Fassaden?

Neumann: Man sollte in der
Regel im Stil seiner Zeit bauen.
Beim Schlossplatz würde ein
moderner Bau nicht in das histo-
risch gewachsene Panorama pas-
sen. In diesem Einzelfall muss
die Rekonstruktion einer barok-
ken Fassade also möglich sein.
Beim Neuen Museum z. B. er-
folgt die Restaurierung genau
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anders. Hier hat sich eine Bür-
gerinitiative gebildet, die das
Gebäude möglichst originalge-
treu restaurieren will. Diesen
Purismus, der Modernes aus-
schließt, halte ich für unange-
messen.

RM: Es gibt den Vorschlag,
das Schloss als Humboldt-Fo-
rum zu nutzen. Wie gefällt Ih-
nen die Vorstellung, im Herzen
Berlins außereuropäische Kultur
zu zeigen?

Neumann: Es geht beim Hum-
boldt-Forum um weit mehr. Es
ist nicht allein die großartige
Sammlung außereuropäischer
Kultur, die diesen Ort im Zen-
trum Berlins für möglichst viele
Menschen über das Museums-
publikum hinaus attraktiv ma-
chen wird. Das Humboldt-Fo-
rum soll auch ein internationa-
les kulturelles Kommunikations-
zentrum sein. Diese Idee gefällt
mir sehr.

RM: Ihre Arbeit als Kultur-
staatsminister wird vor allem
daran gemessen werden, ob es
gelingt, die scheinbar endlose
Geschichte eines „sichtbaren
Zeichens“ gegen Vertreibung zu
einem würdigen Abschluss zu
bringen. Wie wird das „sichtba-
re Zeichen“ in der Gedenkpoli-
tik, das der Koalitionsvertrag
verspricht, aussehen?

Neumann: Ich bin zuversicht-
lich, dass wir bald zu einem Er-
gebnis kommen. Das „Sichtba-
re Zeichen“ wird am Anhalter
Bahnhof seinen Platz finden.
Dort soll eine Dokumentations-
stätte mit einer ständigen Aus-
stellung und mit Wechselaus-

stellungen entstehen. Gezeigt
wird die Geschichte deutscher
Flüchtlinge, zudem auch die von
Flüchtlingen anderer Staaten.
Ein guter Ausgangspunkt ist die
Ausstellung „Flucht, Vertrei-
bung, Integration“ aus dem Bon-
ner Haus der Geschichte. Hier
saßen übrigens auch polnische
Wissenschaftler im Beirat.

Ganz wichtig ist: Wir wollen
nicht Opfer und Täter verwech-
seln. Flucht und Vertreibung
waren die Folge eines durch die
nationalsozialistische Herrschaft
in Deutschland ausgelösten Krie-
ges.

RM: Sie sind in Westpreußen
geboren, als Kind mit Ihren El-
tern geflüchtet. Empfinden Sie
sich noch als Vertriebener?

Neumann: In gewisser Weise
schon. Sicher habe ich in Bre-
men seit langem eine neue Hei-
mat gefunden, aber es lässt mich
natürlich nicht kalt, wenn ich
meinen Geburtsort Elbing, heu-
te Elblag, besuche. Dabei hege
ich überhaupt keinen Groll ge-
gen die Polen, auch sie sind ja
dort größtenteils Vertriebene,
Opfer des Hitler-Stalin-Pakts.
Bei den vielen Begegnungen mit
Polen habe ich festgestellt, dass
auch sie keine Ressentiments
haben. Die vergangene polni-
sche Regierung war in dieser
Hinsicht nicht repräsentativ, sie
hat Vorurteile eher geschürt. Die
neue Regierung ist wesentlich
offener.

RM: Sie sind jetzt mehr als
zwei Jahre im Amt. Können Sie
uns zum Abschluss des Ge-
sprächs sagen, was Kultur ist?

Neumann: Für mich ist Kul-

tur das wichtigste Identitäts-
merkmal einer Region, eines
Landes, ja, auch Europas. Um es
pathetisch auszudrücken: Kultur
ist das, was den Menschen aus-
macht.

Erinnerungspolitik
(26. Juli 2008; Stuttgarter
Zeitung)

Stuttgarter Zeitung: Herr Neu-
mann, wozu braucht Deutsch-
land ein Freiheits- und Einheits-
denkmal?

Neumann: Denkmale haben ja
die Funktion, an bedeutende Er-
eignisse der Geschichte zu erin-
nern. Wir haben – gerade in Ber-
lin – völlig zu Recht eine Viel-
zahl von Denkmalen, die an das
NS-Terrorregime als schreck-
lichste Zeit deutscher Geschichte
erinnern. Hinzu kommt die Auf-
gabe von Staat und Gesellschaft,
das Unrecht der SED-Diktatur
ins Gedächtnis zu rufen, wie
zum Beispiel in der Gedenkstät-
te im ehemaligen Gefängnis der
Stasi in Berlin-Hohenschönhau-
sen oder in der Mauergedenkstätte
an der Bernauer Straße. Mit dem
Freiheits- und Einheitsdenkmal
ist nun beabsichtigt, auch an po-
sitive und glückliche Momente
deutscher Geschichte zu erin-
nern – an demokratische Tra-
ditionslinien, auf die wir stolz
sein können. In diesem Rahmen
ist vorgesehen, in Berlin beson-
ders der friedlichen Revolution
von 1989 zu gedenken, so wie
es der Bundestagsbeschluss auch
vorsieht.

Stuttgarter Zeitung: Haben
Sie ein Bild im Kopf, wie die-
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ses Denkmal einmal aussehen
könnte?

Neumann: Nein – das ist dann
Aufgabe der Künstler, die sich
an dem geplanten Wettbewerb
beteiligen werden. Dafür gibt es
keine gestalterischen Vorgaben.
Mit der Schlossfreiheit auf dem
Berliner Schlossplatz steht aller-
dings bereits der Standort fest.
Früher stand dort ein Kaiser-
Wilhelm-Denkmal.

Stuttgarter Zeitung: Ist das
nicht eine Provokation?

Neumann: Wir haben den
Platz mit Bedacht gewählt. Das
geplante Freiheitsdenkmal setzt
einen Kontrapunkt zur Tradition
dieser Stätte. Es verdeutlicht den
Bruch und die demokratische
Entwicklung seit jenen monar-
chistischen Zeiten. Es dokumen-
tiert: Wir leben jetzt in Freiheit
und Einheit in einer Demokra-
tie. Wir heben mit der Wahl des
Standorts bewusst den Abstand
zur verherrlichenden Denkmal-
philosophie vergangener Tage
hervor. Das sollte man als eine
Demonstration demokratischen
Selbstbewusstseins verstehen.

Stuttgarter Zeitung: Müsste
Erinnerungspolitik nicht mehr
bieten als Symbolik in Gestalt
von Denkmalen?

Neumann: Sicher, ein Denk-
mal kann nicht immer aus sich
heraus genügend verständlich
sein. Deshalb wollen wir in dem
Sockelgewölbe des Denkmals
eine Ausstellung einrichten. Den
Besuchern wird damit die Gele-
genheit gegeben, sich auch inhalt-
lich auseinandersetzen zu können.

Stuttgarter Zeitung: Ist das
eine Lehre aus der Debatte über
das Holocaust-Mahnmal?

Neumann: Die beiden Erinne-
rungsstätten kann man inhaltlich
in keiner Weise vergleichen.
Aber auch das eindrucksvolle
Stelenfeld hätte ohne den Ort der
Information nicht die gleiche
Wirkung. Dieses kleine, didak-
tisch gut gemachte Museum ist
eine wichtige und eindrucksvol-
le Ergänzung des Stelenfeldes.
Die hohen Besucherzahlen un-
terstreichen das Interesse an In-
formation.

Stuttgarter Zeitung: Wie vie-
le Denkmale brauchen wir noch?

Neumann: Kürzlich hat ein-
mal jemand über mich geschrie-
ben, ich würde allmählich zum
Denkmalspezialisten... In der Tat
hat der Bundestag in der Vergan-
genheit einige Denkmalvor-
haben auf den Weg gebracht, die
ich planerisch zu Ende geführt
habe: etwa das Denkmal für die
homosexuellen Opfer des Natio-
nalsozialismus oder das Mahn-
mal für die verfolgten und ver-
nichteten Sinti und Roma.Bei
dem Freiheits- und Einheits-
denkmal stehen wir noch relativ
am Anfang. Nach dessen Ein-
weihung sehe ich in der Denk-
mallandschaft keine größeren
Notwendigkeiten mehr.

Stuttgarter Zeitung: Wo sehen
Sie denn Lücken in der deut-
schen Museumslandschaft?
Warum gibt es keine Museen,
welche den Nationalsozialismus
und die DDR in allen ihren Fa-
cetten darstellen?

Neumann: Ich denke nicht,
dass wir hier ein Defizit haben.
Das Deutsche Historische Mu-
seum dokumentiert die deutsche
Geschichte sehr eindrucksvoll
und im Zusammenhang. Dar-
über hinaus gibt es in Berlin das
Jüdische Museum. Die Topogra-
fie des Terrors und das Haus der
Wannsee-Konferenz dokumen-
tieren unterschiedliche Aspekte
des NS-Terrorregimes. Hinzu
kommen in vielen Bundeslän-
dern zahlreiche KZ-Gedenkstät-
ten an authentischen Orten. Zur
SED-Herrschaft und der DDR
gibt es ebenfalls eine Vielzahl
von Dokumentationsstätten. Ich
bin der Auffassung, dass mit dem
in Deutschland gegebenen An-
gebot an Museen und Informa-
tionsorten dem historischen In-
teresse der Bevölkerung ange-
messen Rechnung getragen
wird.

Stuttgarter Zeitung: Promi-
nente Befürworter, zu denen der
ehemalige tschechische Präsi-
dent Vaclav Havel und der frü-
here Bundesaußenminister Hans
Dietrich Genscher zählen, for-
dern ein Museum des Kalten
Krieges am Checkpoint Charlie.
Was halten Sie davon?

Neumann: Es ist sicher begrü-
ßenswert, wenn private Initiati-
ven Museen einrichten. Das be-
deutet aber nicht, dass dies in
jedem Fall eine Angelegenheit
des Bundes wäre. Im Übrigen
wird an die Zeit des Kalten Krie-
ges bereits an zahlreichen ande-
ren Stätten erinnert.

Stuttgarter Zeitung: Bei jün-
geren Deutschen herrscht Ge-
schichtsverdruss. Was wollen
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Sie dagegen tun, außer Denkma-
le zu betonieren?

Neumann: „Betonieren“ ha-
ben Sie gesagt! Aber im Ernst:
Diese Frage müssen Sie an die
Kultur- und Bildungsminister
der Bundesländer stellen, die für
die Schul- und Bildungspolitik
verantwortlich sind. Hier wurde
meiner Meinung nach in den
Schulen einiges versäumt. Die
Wissenslücken mit Blick auf die
jüngste Geschichte sind schon
frappierend, wie man aus man-
chen Umfrageergebnissen weiß
– wie wenig Jugendlichen zum
Beispiel geläufig ist, was man
sich unter der SED-Diktatur vor-
zustellen hat. Mit den nationa-
len Gedenkstätten, für die ich
Verantwortung trage, können wir
die Vergangenheit alleine nicht
bewältigen. Denkmale sind Erin-
nerungsstätten, die den Anstoß
dazu geben können und sollen,
sich mit der Geschichte zu be-
fassen. Das historische Wissen
muss man sich jedoch genauso
erarbeiten wie die Einordnung in
das Weltgeschehen. Momentauf-
nahmen wie ein kurzer Besuch
z.B. einer Mauer-Gedenkstätte
sind nicht ausreichend. Hier ist
ein begleitender, möglichst fun-
dierter Geschichtsunterricht ge-
fordert. Wenn das Wissen um die
eigene Geschichte defizitär ist,
muss sich im Schulunterricht,
aber auch in der gesellschaftli-
chen Auseinandersetzung etwas
ändern.

Stuttgarter Zeitung: Wie geht
es weiter mit dem „sichtbaren
Zeichen“ gegen Vertreibung?

Neumann: Das hat jetzt einen
endgültigen Namen. Das war ja

nur ein Arbeitstitel.

Stuttgarter Zeitung: Der neue
Name ist gewiss lang?

Neumann: Nein, er lautet: Stif-
tung „Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung“.

Stuttgarter Zeitung: Sie doku-
mentieren damit, dass Ihre Ge-
denkstätte in Konkurrenz zu den
Plänen der Vertriebenen-Präsi-
dentin Erika Steinbach tritt.

Neumann: Eine Konkurrenz-
situation sehe ich nicht. Wir ha-
ben das thematische Anliegen
vom Bund der Vertriebenen auf-
gegriffen und realisiert.

Stuttgarter Zeitung: Wird die
neue Dokumentationsstätte noch
vor der nächsten Wahl eröffnet?

Neumann: Nein, das ist mit
Blick auf die baulichen Notwen-
digkeiten nicht realisierbar. Wir
werden aber noch in dieser Le-
gislaturperiode mit der Verwirk-
lichung beginnen.

Stuttgarter Zeitung: Welche
Rolle wird Erika Steinbach spie-
len?

Neumann: Wir sind daran in-
teressiert, dass diese Gedenkstät-
te von einer großen Mehrheit im
Bundestag getragen wird und
nicht abhängig von wechselnden
Mehrheiten ist. Mit der Realisie-
rung des Projekts wird eine un-
selbständige Stiftung unter dem
Dach des Deutschen Histori-
schen Museums betraut. Diese
Institution wird völlig autonom
arbeiten können. Dem Stiftungs-
rat werden 13 Mitglieder ange-

hören, darunter drei, welche der
Bund der Vertriebenen vor-
schlägt.

Stuttgarter Zeitung: Darunter
kann auch Frau Steinbach sein?

Neumann: Wie dies bei allen
anderen Gremien üblich ist, wer-
den auch hier die Verbände auf-
gefordert, ihre Vorschläge zu
machen.

Stuttgarter Zeitung: Müssen
die Opferverbände denn über-
haupt beteiligt sein?

Neumann: Es ist keine Frage,
dass man die Betroffenen bei
diesem Vorhaben beteiligen
muss. Der Bund der Vertriebe-
nen hat sich bei der Integration
und Vertretung der Flüchtlinge
große Verdienste erworben und
unter Erika Steinbach wurde die
Arbeit des Verbandes über die
Parteigrenzen hinaus konsens-
fähig. Deshalb halte ich es auch
für notwendig, den Bund der
Vertriebenen im Stiftungsrat mit-
wirken zu lassen. Das Projekt
bleibt aber selbstverständlich in
staatlicher Verantwortung.

Stuttgarter Zeitung: Ein ande-
res Thema: wird Frau Birthler,
die Chefin der Stasi-Unterlagen-
behörde, noch einen Nachfolger
bekommen? Oder wird diese
Behörde abgewickelt, wenn sie
in Pension geht?

Neumann: Dies wird in der
nächsten Legislaturperiode ent-
schieden, so haben wir das im
Gedenkstättenkonzept verein-
bart. Fest steht: die sogenannte
Birthler-Behörde ist eine auf Zeit
angelegte Einrichtung. Es ist
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ganz unbestritten, dass es im
Moment noch einen beträchtli-
chen Informations- und Auf-
klärungsbedarf gibt – und dass
manche Länder in Osteuropa,
die ähnliches erlebt haben, sich
an dieser Einrichtung orientie-
ren. Deshalb kann die Arbeit zur-
zeit nicht als abgeschlossen gel-
ten. Eine ihrer Schwerpunktauf-
gaben, den Betroffenen Aus-
kunft über Stasi-Machenschaf-
ten zu geben, wird aber im Lau-
fe der Zeit abnehmen. Der Bun-
destag wird die Entscheidung
darüber treffen, wann die Behör-
de aufgelöst wird. Die Aufarbei-
tung dieses Kapitels der deut-
schen Geschichte wird damit
aber nicht beendet sein. Die Ak-
ten werden an das Bundesarchiv
überführt; – sie werden dann
weiter zugänglich sein – und die
Archivare dort arbeiten hochpro-
fessionell.

Stuttgarter Zeitung: Heißt das,
bisher wurde nicht professionell
mit den Akten umgegangen?

Neumann: In der Birthler-Be-
hörde wird engagiert und gut ge-
arbeitet. Aber betrachten Sie ein-
mal die Entstehungsgeschichte.
Die Stasi-Unterlagenbehörde
ging auf eine Initiative der Bür-
gerrechtler zurück und wurde
sehr schnell eingerichtet; dabei
gab es logischerweise viel Im-
provisation. Um das System zu
verstehen, wie die Stasi gearbei-
tet hat, wurden sogar mehr als
50 ehemalige Stasi-Mitarbeiter
angestellt. Es ist doch klar, dass
bei einem solchen anfänglichen
Provisorium auch Fehler passie-
ren und hier und dort Defizite
festzustellen waren. Hin und
wieder gab es weniger schöne

Schlagzeilen, aber die notwen-
digen Korrekturen sind inzwi-
schen vollzogen.

Stuttgarter Zeitung: Was wird
sich ändern, wenn das Bundes-
archiv für die Akten zuständig
ist?

Neumann: Es muss sich im
Prinzip überhaupt nichts ändern.
Der Zugang könnte sogar in er-
leichterter Weise möglich sein.

Stuttgarter Zeitung: Sie wer-
den als Kulturstaatsminister
auch an Ihren Vorgängern ge-
messen. Die galten als Schön-
geister, als Visionäre – Sie hin-
gegen eher als Politmanager.
Ärgert Sie das?

Neumann: Meine Überzeu-
gung lautet: Politik bedarf einer
professionellen Handhabung.
Ohne politische Erfahrungen
lassen sich Ziele nicht umsetzen.
Mehrfach habe ich inzwischen
gelesen, auch die Kultur verdie-
ne es, von einem politischen Pro-
fi vertreten zu werden. In diesem
Sinn habe ich mich auf Kultur-
politik konzentriert und dies
wohl nicht ganz ohne Erfolg.
Wenn man sagt: der redet nicht
nur schön, sondern setzt auch
Dinge um und hat damit die Rah-
menbedingungen für die Kultur
in Deutschland entscheidend
verbessert, dann sehe ich das als
großes Kompliment an.

Stuttgarter Zeitung: Bei wel-
chen Kulturveranstaltungen
könnte man Bernd Neumann
denn treffen, auch wenn es kein
Pflichttermin ist?

Neumann: Es wird ja nicht sel-

ten behauptet: beim Film. Ich bin
begeisterter Cineast und bei
Filmfestivals treffen Sie mich
daher aus beruflichem und pri-
vatem Interesse. Gleiches kann
ich auch sagen für Opern und
Konzerte, für Ausstellungen,
Museen oder Theater. Ich habe
ein großes Interesse an allen
Sparten der Kultur, so gibt es für
mich als Kulturstaatsminister
viele angenehme „Pflichttermi-
ne“, zu denen ich gerne auch als
Privatmann gehen würde. Für
mich ist es das schönste politi-
sche Amt, das ich mir denken
kann.

Weitere Meldungen
(Auswahl)

Klassik Stiftung Weimar ist
für die Zukunft gut aufge-
stellt
(zur Verabschiedung des
Masterplans für die Klassik
Stiftung Weimar; 8. Juli 2008)

Bund und Land haben gemein-
sam die Voraussetzungen dafür
geschaffen, dass die Stiftung ihre
Rolle als Leuchtturm deutscher
Kultur national und international
effektiv und überzeugend wahr-
nehmen kann. Die Bundesregie-
rung hat damit einmal mehr un-
ter Beweis gestellt, dass sie ih-
rer Verantwortung gegenüber
dem kulturellen Erbe Deutsch-
lands gerecht wird. Aus dem
Haushalt des BKM werden 45
Millionen Euro als Sondermittel
für wichtige Investitionen wie
u.a. die Herrichtung des Stadt-
schlosses, die Sanierung des
Goethe-Schiller-Archivs und
den Neubau des Bauhaus-Muse-
ums zur Verfügung gestellt. Zu-
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sätzlich wird die laufende jähr-
liche Bundesförderung für die
Klassik Stiftung bis 2010 schritt-
weise auf dann 8,769 Millionen
Euro erhöht.

Der Masterplan ist ein weg-
weisendes Konzept für die Zu-
kunft. Es bietet die Gewähr für
eine dauerhafte Bewahrung,
Pflege und Vermittlung des kul-
turellen Erbes Weimars auf mo-
derne und zeitgemäße Weise.

Der Stiftungsrat der Klassik
Stiftung Weimar hat in seiner
heutigen Sitzung einen Master-
plan für den Zehnjahreszeitraum
von 2008 bis 2017 beschlossen,
mit dem die vom Wissenschafts-
rat und der Strukturkommission
geforderte Neuausrichtung der
Stiftung ein Fundament erhält.
Der Masterplan umfasst ein Ge-
samtkonzept der musealen Prä-
sentation und Vermittlung des
klassischen und nachklassischen
Erbes Weimars bis zum Bauhaus
des frühen 20. Jahrhunderts und
positioniert das Stadtschloss
Weimar als neue ideelle und
räumliche Mitte der Stiftung.
Zusammen mit einem For-
schungs-, Bildungs-, Restaurie-
rungs-, Liegenschafts-, Brand-
schutz-, Marketing-, Personal-
und IT-Konzept bildet der
Masterplan die Grundlage für
die Stiftungsarbeit der nächsten
Jahrzehnte.

Künstlersozialversicherung
weiter stabilisiert
Die Maßnahmen zur Stabilisie-
rung der Künstlersozialversiche-
rung sind ein voller Erfolg. Für
Künstler und Publizisten ist die
effektive und zukunftsfeste so-
ziale Sicherung von existenziel-
ler Bedeutung. Fest steht auch,

dass die Verlage, Galeristen und
andere Verwerter der künstleri-
schen Leistungen von der deut-
lichen Absenkung des Abgabe-
satzes profitieren. Insgesamt
wird dadurch die Kultur- und
Kreativwirtschaft in Deutsch-
land weiter gestärkt.

Nach dem neuen Verord-
nungsentwurf, den das federfüh-
rende Bundesministerium für
Arbeit und Soziales .. veröffentlich
hat, wird der Abgabesatz für die
Verwerter von künstlerischen
Leistungen erneut auf 4,4 Pro-
zent abgesenkt.

Deutsches Filmerbe
besser sichern
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU) hat am 13. März
2008 eine Gesetzesinitiative zur
generellen Pflichtabgabe von
Filmkopien zu Archivzwecken
angekündigt. Bisher gibt es eine
solche Pflichtabgabe nur für
Bücher. „Die Sicherung des na-
tionalen Filmerbes könnte noch
in diesem Jahr im Bundesarchiv-
gesetz gesetzlich verankert wer-
den, einer Zustimmung der Län-
der bedarf es nicht“, sagte Neu-
mann zu einem von ihm begrüß-
ten Antrag zu dem Thema, der
am 13. März im Bundestag de-
battiert und an die zuständigen
Ausschüsse überwiesen wurde.
Neumann kündigte an, die Hin-
terlegung von Filmkopien künf-
tig gesetzlich sicherzustellen:
„Eine 2004 vereinbarte ‚Selbst-
verpflichtung der Filmwirt-
schaft’ hat zwar dazu geführt,
dass von jedem Film, der von
Bund oder Ländern gefördert
wird, eine Pflichtkopie hinterlegt
wird. Eine komplette Archivie-
rung wurde aber nicht erreicht.

Dies wollen wir mit dem neuen
Bundesarchivgesetz ändern.“
Daneben teilte Kulturstaatsmi-
nister Neumann mit, dass er be-
reits konkrete Schritte zur Vor-
bereitung der Unterzeichnung
und Ratifizierung des Europäi-
schen Übereinkommens zum
Schutz des audiovisuellen Erbes
eingeleitet habe. Das 2001 initi-
ierte Übereinkommen ist erst
2008 in Kraft getreten und da-
mit für die beigetretenen Staaten
verbindlich. Die deutsche Unter-
zeichnung soll noch im Sommer
2008 erfolgen.

Im Zusammenhang mit der
Filmarchivierung wies der
Staatsminister auch auf eine vom
Kinematheksverbund bereits er-
stellte, maßgeblich bundesfinan-
zierte und auf CD-ROM veröf-
fentlichte nationale Filmo-
graphie von 17 905 deutschen
programmfüllenden Spielfilmen
von 1985 bis 1998 hin. An einer
entsprechenden Datei über Do-
kumentar- und Kurzformate
wird momentan noch gearbeitet.
Die seit 1998 produzierten deut-
schen Filme werden vom Film-
portal – betreut vom Deutschen
Filminstitut (DIF) – erfasst.

Schon jetzt seien zu einem er-
heblichen Teil nicht mehr zu
schließende Lücken in der Ar-
chivierung des deutschen Film-
erbes zu beklagen, heißt es zur
Begründung des Antrags der
Fraktionen. So sei nur ein Vier-
tel der historischen Stummfilme
aus deutscher Produktion über-
liefert. Bei den frühen Tonspiel-
filmen sei es etwas mehr als die
Hälfte. Bedenklich sei vor allem
die sinkende Quote der Archivie-
rung von Spielfilmen aus der
Bundesrepublik von rund 90
Prozent in den 50er und 60er
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Jahren auf unter 50 Prozent in
den 90er Jahren.

Zum Zustand des Bundes-
filmarchivs s. freilich den eher
negativen Beitrag in der WELT
vom 11. Oktober 2008: „Deut-
sches Filmerbe: Wer bezahlt das
neue Konzept?“

Start der Initiative Kultur-
und Kreativwirtschaft
In einer hochrangigen und
branchenübergreifenden Auf-
taktveranstaltung hat die Bun-
desregierung am 7. Mai 2008
den Grundstein für die Umset-
zung ihrer Initiative Kultur- und
Kreativwirtschaft gelegt. Die
wirtschaftliche Bedeutung der
Kultur- und Kreativbranche ist
in den letzten Jahren zunehmend
in den Fokus nationaler und in-
ternationaler Politik gerückt.
Verwiesen wird dabei etwa auf
die große Bedeutung der
Kreativwirtschaft für Innovatio-
nen und Wettbewerbsfähigkeit.
Gerade die direkten und indirek-
ten Formen der Innovations-
wirkung gelten als charakteri-
stisch für diesen dynamischen
Sektor. Weitaus weniger Interes-
se fand dieser Wirtschaftsbereich
hingegen in der Wirtschafts-
forschung und der wirtschafts-
wissenschaftlichen Politikbera-
tung. Im Jahreswirtschaftsbe-
richt (BMWi), aber auch in den
Berichten zur technologischen
Leistungsfähigkeit Deutschlands
(BMBF) bzw. den Gutachten der
Expertenkommission Forschung
und Innovation (EFI) blieb das
Thema bislang ebenfalls unbe-
rücksichtigt. Ziel der Initiative
der Bundesregierung ist es, die
Bedeutung dieses Wirtschaftsbe-

reiches stärker in das politische
Bewusstsein zu rücken. Mit dem
Konzept will die Bundesregie-
rung unter Federführung des
Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie und des
Bundesbeauftragten für Kultur
und Medien (BKM) die Rah-
menbedingungen für die kultur-
und kreativwirtschaftlichen Ak-
teure verbessern. Dabei sollen
sowohl die Wettbewerbsfähig-
keit gestärkt als auch das Ar-
beitsplatzpotenzial ausgeschöpft
und entwickelt werden. Einen
wichtigen Eckpfeiler der Initia-
tive bildet das Forschungsvorha-
ben „Kultur- und Kreativwirt-
schaft“, das unter anderem fol-
gende Schwerpunkte umfasst:
Erschließung der charakteristi-
schen und übergreifenden Be-
stimmungsmerkmale der Kultur-
und Kreativwirtschaft, Analyse
des Innovationspotentials und
der brancheninternen Verflech-
tungen dieses Wirtschaftszwei-
ges und den dazugehörigen Teil-
branchen, Darstellung der beste-
henden Rahmenbedingungen,
insbesondere in den Bereichen
Mittelstandsförderung und EU-
Regionalförderung, Entwurf wirt-
schaftlicher Szenarien und Ab-
leitung möglicher Handlungs-
optionen in binnen- und außen-
wirtschaftlicher Perspektive.

Die Parlamentarische Staats-
sekretärin beim Bundesminister
für Wirtschaft und Technologie,
Dagmar G. Wöhrl: „Die Kultur-
und Kreativwirtschaft ist für un-
sere Volkswirtschaft von erheb-
licher Bedeutung. Ihr Beitrag
liegt noch über dem der Chemi-
schen Industrie. Mit unserer In-
itiative zielen wir darauf ab, die
Wettbewerbsfähigkeit der Bran-
che weiter zu stärken und damit

zu mehr Wachstum und Beschäf-
tigung beizutragen. Auch wollen
wir erreichen, dass künftig nicht
mehr nur von ‚made in
Germany’, sondern auch von
‚created in Germany’ gespro-
chen wird.“

Die Kultur- und Kreativwirt-
schaft setzt sich aus einer Reihe
von Teilbranchen zusammen:
den Buch- und Presseverlagen,
der Bildenden und Darstellenden
Kunst, der Musik, der Film- und
Rundfunkwirtschaft, dem De-
sign, der Architektur, der Wer-
bewirtschaft und den Herstellern
von Computerspielen. Die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft bringt
nicht nur bedeutende kulturelle
und künstlerische Produkte und
Dienstleistungen hervor, son-
dern ist auch ein Raum, in dem
Künstler und Kulturschaffende
für ihre Produkte einen Markt
finden. „Wir haben mit Maßnah-
men wie dem Deutschen Film-
förderfonds, der Initiative Musik
oder dem Deutschen Computer-
spielpreis gezeigt, wie die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft er-
folgreich gestärkt werden kann.
Davon profitieren die Künstler,
aber auch und zugleich die Kul-
turlandschaft und der Wirt-
schaftsstandort Deutschland“, so
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann. Schätzungen zufolge hat
dieser Bereich bereits im Jahr
2004 mit 58 Mrd. Euro zur
Bruttowertschöpfung beigetra-
gen. Rund 210 000 Unterneh-
men und knapp 1 Mio. Erwerbs-
tätige sind in diesem Wirt-
schaftszweig tätig. Die Quote
der Selbständigen und Freiberuf-
ler ist mit 25 Prozent außerge-
wöhnlich hoch. Besonderes An-
liegen des Beauftragten für Kul-
tur und Medien ist es deshalb, die
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Situation selbständiger Künstler
und Kulturschaffender, kleiner
und mittlerer Unternehmen zu
verbessern. Sie bilden den krea-
tiven Kern dieser Branche.

In der Bildenden Kunst unter-
stützt der Beauftragte für Kultur
und Medien außerdem Verbän-
de und Vereinigungen. Bei-
spielsweise den Deutschen Mu-
seumsbund, den Deutschen
Künstlerbund, den Bundesver-
band bildender Künstlerinnen
und Künstler sowie die Arbeits-
gemeinschaft der Kunstvereine.
Auch durch die Förderung von
national bedeutsamen Kulturein-
richtungen trägt der Beauftragte
für Kultur und Medien zur Kul-
turwirtschaft bei. Als besondere
touristische Attraktionen ziehen
sie Besucherinnen und Besucher
aus dem In- und Ausland an. In
der engeren Zusammenarbeit
zwischen Tourismus- und Kul-
turbranche sieht die Bundesre-
gierung neue Chancen für die
Kulturwirtschaft. Sie strebt des-
halb eine für beide Seiten ge-
winnbringende Kooperation von
Kultur und Tourismus an.

Wesentliche Impulse erhielt
die Initiative der Bundesregie-
rung durch die Enquete-Kom-
mission „Kultur in Deutsch-
land“, die neben einer Sachs-
tandsbeschreibung eine Reihe
von Empfehlungen vorgelegt
hat. So empfiehlt die Kommis-
sion der Bundesregierung, einen
Kultur- und Kreativwirtschafts-
bericht vorzulegen sowie sich
auf eine statistische Darstellung
zu einigen, die mit europäischen
Ansätzen weitgehend kompati-
bel ist. Außerdem weist sie dar-
auf hin, die wissenschaftliche
Forschung hinsichtlich der Zu-
sammenhänge zwischen kultu-

rellem Angebot und der Ansied-
lung von Unternehmen aus die-
ser Branche zu intensivieren und
die Bedeutung der Kultur als
Standortfaktor für die Kultur-
und Kreativwirtschaft weiter zu
untersuchen.

Des Weiteren spricht sich die
Kommission dafür aus, eine
Plattform für strategisches kul-
turtouristisches Marketing zu
schaffen und auf eine stärkere
Zusammenarbeit zwischen Län-
dern und Kommunen, Städten
und Regionen im kulturtouris-
tischen Bereich hinzuwirken.
Hinsichtlich von Förderinstru-
menten und ordnungspolitischen
Maßnahmen empfiehlt sie, den
unterschiedlichen Betriebsgrö-
ßen stärker als bisher Rechnung
zu tragen und die Aufmerksam-
keit auf Klein- und Kleinstun-
ternehmen zu richten. Überdies
rät sie bezüglich der allgemeinen
Wirtschaftsförderung, die beson-
deren Belange der Kultur- und
Kreativwirtschaft und die kon-
kreten Wettbewerbsbedingun-
gen einzelner Branchen stärker
zu berücksichtigen. Auch auf eu-
ropäischer Ebene besitzt die
Thematik der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft Aktualität.

Mit der Mitteilung der Euro-
päischen Kommission vom 10.
Mai 2007 über eine europäische
Kulturagenda im Zeichen der
Globalisierung und einer Ent-
schließung des Rates vom 16.
November 2007 ist der Weg zu
einer gemeinsamen europäischen
Kulturagenda geebnet worden.
Eine ausführliche Darstellung
der damit intendierten Maßnah-
men findet sich im nunmehr auf
drei Jahre ausgelegten Arbeits-
plan des Rates, der mit den

Schlussfolgerungen des Rates
der Kulturminister vom 21. Mai
2008 angenommen wurde (Rats-
dokument 9018/08). Besonders
detailliert sind die Vorgaben für
die Förderung der Kultur- und
Kreativwirtschaft. Vorgesehen
ist eine Arbeitsgruppe mit Exper-
ten aus den Mitgliedstaaten. Ein
wesentliches Ziel ist die Erarbei-
tung eines Handbuches bewähr-
ter Praktiken. Auf der Grundla-
ge einer Reihe von Gutachten
und Studien soll die Kommissi-
on Ende 2009 ein Grünbuch über
die Kultur- und Kreativwirt-
schaft vorlegen. Um die Wis-
sensgrundlagen der Kultur- und
Kreativwirtschaft zu stärken, ist
außerdem das Jahr 2009 zum
„Europäischen Jahr der Kreati-
vität und Innovation“ erklärt
worden (Ratsdokument 8935/
08). Die Bedeutung der Kultur-
und Kreativwirtschaft unter-
streicht darüber hinaus der
„Creative Economy Report
2008“ der Welthandels- und
Entwicklungskonferenz. Dem
Bericht zufolge hat sich der
Weltmarkt für Waren und
Dienstleistungen der Kultur- und
Kreativindustrie zwischen 1996
und 2005 fast verdoppelt. Das
„kreative“ Volumen wuchs von
227 Mrd. auf 424 Mrd. Dollar,
das entspricht 3,4 Prozent des
gesamten Welthandels.

Denkmal für die verfolgten
Homosexuellen
Der Deutsche Bundestag hatte
2003 beschlossen, in Berlin ein
Denkmal für die in der NS-Zeit
verfolgten und ermordeten Ho-
mosexuellen zu errichten. Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
übergab das Denkmal im Berli-
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ner Tiergarten am 27. Mai 2008
der Öffentlichkeit. In seiner
Rede erinnerte Neumann daran,
dass diese Opfer in der öffentli-
chen Wahrnehmung lange Zeit
kaum Beachtung gefunden ha-
ben. Wenn jetzt ein nationales
Denkmal für die verfolgten Ho-
mosexuellen eingeweiht werde,
sei es nicht nur Ausdruck fort-
geschrittener historischer Er-
kenntnis. „Es ist auch und vor
allem Zeichen einer gereiften
demokratischen Gesellschaft
und Ausdruck unserer Überzeu-
gung, dass in unserem Land Vor-
urteile und Ressentiments ge-
genüber Lesben und Schwulen,
gegenüber gleichgeschlechtli-
chen Lebensweisen, gegenüber
Andersdenkenden und Anders-
lebenden keinen Platz haben
dürfen. Uns daran beständig zu
erinnern, ist Aufgabe dieses
Denkmals“, erklärte Neumann.
Geplant und errichtet wurde das
Denkmal vom Land Berlin, das
auch das Grundstück im Berli-
ner Tiergarten zur Verfügung
stellte. Die Kosten in Höhe von
insgesamt 600 000 Euro über-
nahm der Bund.

Förderung der Provenienz-
recherche
Öffentlich unterhaltene Museen,
Bibliotheken und Archive in
Deutschland können bei der Ar-
beitsstelle Provenienzrecherche/
-forschung Anträge zur Unter-
stützung von Vorhaben der Pro-
venienzrecherche und -for-
schung stellen. Hierfür stehen
aus dem Haushalt des Beauftrag-
ten der Bundesregierung für
Kultur und Medien jährlich För-
dermittel in Höhe von einer Mil-
lion Euro zur Verfügung.

Förderung von Internet-
angeboten für Kinder
Dazu erklärte der Staatsminister:
„Ich freue mich, dass wir die
Voraussetzungen für die geziel-
te Förderung kindgerechter In-
ternetangebote schaffen konn-
ten. Die Vergabekommission hat
in ihrer Sitzung qualitativ hoch-
wertige Projekte kleiner Anbie-
ter ausgewählt und die Kinder-
seitenlandschaft dadurch nach-
haltig bereichert. Dies ist ein er-
ster Schritt hin zu einem besse-
ren Jugendschutz und zur Stär-
kung der Medienkompetenz bei
Kindern.“

Zu den ausgewählten Projek-
ten gehören Seitenstark e.V.,
(„Vernetztes Portal zur Fußball-
Europameisterschaft 2008“),
Kidsville GbR („KIDSVILLE
2.0 – kreativ, sozial und enga-
giert im Web!“), Verein „Muse-
um im Koffer“ („Virtuelles
Kindermuseum“), Verein „Poli-
tik zum Anfassen e.V.“
(„Polisperten“) sowie das Pro-
jekt „Mein Körper und ich“ von
Renate Sedlak. Diese werden
mit insgesamt 435 000 Euro ge-
fördert.

Die Förderung ist Teil der
Gesamtinitiative „Ein Netz für
Kinder“, bei der mit http://
www.fragFINN.de für 7- bis 12-
jährige Kinder ein Angebot ge-
schaffen wurde, das dieser Al-
tersgruppe einen umfangreichen,
vielfältigen und gleichzeitig si-
cheren Surfraum bietet.

Als eine Säule der Initiative
stellen Kulturstaatsminister
Bernd Neumann jährlich eine
Mio. Euro und das Bundesfami-
lienministerium 500 000 Euro
pro Jahr für einen Zeitraum von
insgesamt drei Jahren zur Verfü-
gung. Aus diesem Programm

können Anbieter für neue, qua-
litativ hochwertige Kinderan-
gebote bis zu 200 000 Euro er-
halten. Die geförderten Projekte
gehen von den Bedürfnissen der
Kinder aus und regen sie zu ei-
ner kompetenten Nutzung des
Internets an. Neben Bildungs-
seiten stehen Unterhaltungssei-
ten und Mitmachangebote für
Schüler im Mittelpunkt. Es
werden vorrangig kleine und
mittlere Anbietern aus dem
nicht-öffentlichen Bereich be-
rücksichtigt.

Kultur von allen für alle
Fonds Soziokultur feiert
20. Geburtstag
Vor 20 Jahren wurde er vom Rat
für Soziokultur und der Kultur-
politischen Gesellschaft aus der
Taufe gehoben. Seitdem fördert
der „Fonds Soziokultur“ Kunst-
und Kulturprojekte mit aktuel-
lem gesellschaftlichem Bezug.
Ziel ist es, möglichst viele Men-
schen aktiv am kulturellen Le-
ben zu beteiligen. So soll eine
„Kultur von allen für alle“ ent-
stehen. Finanziert wird der
Fonds von der Kulturstiftung des
Bundes. Ein Museum für Kin-
der, ein Theaterprojekt für Men-
schen mit und ohne HIV, eine
Geschichtswerkstatt oder eine
Kulturinitiative auf dem Land –
das sind Projekte, die wie viele
andere vom „Fonds Soziokultur“
gefördert werden.

In seiner Rede zum 20-jähri-
gen Bestehen des Fonds betonte
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann, die Soziokultur sei ein
bedeutender Teil unseres gesell-
schaftlichen und kulturellen Le-
bens. Durch sie würden Men-
schen auf immer wieder neuen
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unkonventionellen Wegen für
Kunst und Kultur begeistert. Ins-
gesamt rund 10 Millionen Euro
hat der Bund seit der Gründung
des „Fonds Soziokultur“ für die
Projektförderung eingesetzt. Seit
2004 stehen dem Fonds jährlich
bis zu einer Million Euro zur
Verfügung. Sie werden von der
Kulturstiftung des Bundes be-
reitgestellt. Die einzelnen Pro-
jekte erhalten Förderbeträge
zwischen 3 000 Euro und 26 000
Euro. Neben dem Fonds Sozio-
kultur fördert die Kulturstiftung
des Bundes noch vier weitere
selbstverwaltete Bundeskultur-
fonds: die Stiftung Kunstfonds,
den Deutschen Literaturfonds,
den Deutschen Übersetzerfonds
und den Fonds Darstellende
Künste.

Zum diesjährigen „Tags des
offenen Denkmals“
(12. September 2008)
(Die) Bundesregierung hat in
den vergangenen Jahren deutli-
che Akzente für den Erhalt des
kulturellen Erbes gesetzt. Neben
dem jährlich mit rund 11 Mio.
Euro ausgestatteten Denkmal-
pflegeprogramm ‚National wert-
volle Kulturdenkmäler’ fördert
der BKM mit einem Sonder-
investitionsprogramm von 400
Mio. Euro den Erhalt bedeuten-
der Bauten und Kultureinrich-
tungen: Für notwendige Sanie-
rungen erhalten die Berliner
Staatsoper Unter den Linden 200
Mio. Euro, die Stiftung Preußi-
sche Schlösser und Gärten 78
Mio. Euro und die Klassik Stif-
tung Weimar 45 Mio. Euro. Mit
einem Denkmalschutz-Sonder-
programm in Höhe von 40 Mio.
Euro wird zudem nach Kofinan-

zierung durch die Länder in den
nächsten beiden Jahren eine gro-
ße Anzahl kleinerer Denkmäler
in ganz Deutschland unterstützt
und zu deren Erhalt beigetragen.

Kulturstaatsminister Neumann
vergibt knapp 2,4 Millionen
Euro Fördermittel für neue Film-
und Drehbuchprojekte in
Deutschland. Finanziell unter-
stützt wird unter anderem das

Gemeinschaftsprojekt „Deutsch-
land 09“ (150 000 Euro), an dem
sich Regisseure wie Fatih Akin,
Wolfgang Becker, Romuald
Karmakar, Tom Tykwer und
Hans Weingartner beteiligen.
Dabei reflektieren die Filmema-
cher mit unterschiedlichen
künstlerischen Handschriften
das politisch-gesellschaftliche
Klima der deutschen Gegenwart,
wie Neumanns Büro am 21. Mai
2008 mitteilte.

Meldungen aus den Ländern

Bayern

Wahlprüfsteine der Kultur-
politischen Gesellschaft
(August 2008; Erklärung der
Landesgruppe Bayern)
Zum vierten Mal nach 1994,
1998 und 2003 hat die Kulturpo-
litische Gesellschaft, Landes-
gruppe Bayern, zur Landtags-
wahl 2008 kulturpolitische Fra-
gen an die bayerischen Parteien

Baden-Württemberg

Neues von Salem
Das Land Baden-Württemberg
will nun wohl doch Schloss
Salem kaufen. Nach Angaben
aus Koalitionskreisen in Stutt-
gart hat die Landesregierung
dem Haus Baden ein Angebot in
Höhe von 23 Millionen Euro
unterbreitet, insgesamt will das
Land 60,8 Millionen für Salem
und den Ankauf badischer
Kunstschätze aufwenden. Mini-
sterpräsident Oettinger vertei-
digte auch den Plan, Bernhard
Prinz von Baden, zum Verwal-
ter zu berufen. Die Ausgaben
von 60,8 Millionen Euro würden
nicht zu Lasten anderer politi-
scher Aufgaben gehen. Oettinger
setzt mit dem jetzt vereinbarten
Kauf einem langen Kunststreit
ein Ende, der vor zwei Jahren in
eine ernste Krise geführt hatte.

Damals hatte er mit dem Haus
Baden einen Vergleich schließen
wollen, der vorsah, für 70 Mil-
lionen Euro wertvolle Hand-
schriften zu verkaufen. Es folg-
te ein internationaler Aufschrei
von Kunstexperten, die der Re-
gierung vorwarfen, wertvolle
Kulturgüter verscherbeln zu
wollen.
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gestellt: 11 Fragenkomplexe
standen zur Beantwortung an –
und CSU, SPD, Grüne/Bündnis
90, FDP und Linke antworteten
detailliert, während die Freien
Wähler keine Aussagen zu ak-
tuellen kulturpolitischen Fragen
zu Papier brachten. Im Folgen-
den sind einige Kernaussagen
zusammengefasst:

Gleich die erste Frage wurde
von allen Parteien besonders
ausführlich beantwortet: Ging es
doch um den Ausbau der kultu-
rellen Bildung – und Bildung ist
das Schwerpunktthema des ge-
samten Landtagswahlkampfs.

Die CSU will Engagement für
kulturelle Bildung zum generel-
len Kriterium für staatliche För-
derung machen und sieht künf-
tige Förderungsschwerpunkte in
den Bereichen Integration und
ehrenamtliches Engagement,
u.a. durch die Einführung einer
„Ehrenamtscard“.

Die SPD verweist auf den gro-
ßen Rückstand, den Bayern bei
kulturellen Bildungsangeboten
gegenüber anderen Flächenstaa-
ten hat und setzt auf die Ganz-
tagsschule. Sie hat konkrete For-
derungen aus Gesprächen mit
Künstlern und Kulturvermittlern
entwickelt, die bessere Vernet-
zungen u.a. mit einer „Kommis-
sion für kulturelle Bildung“, eine
stärkere Verankerung der kultu-
rellen Bildung in den schuli-
schen Lehrplänen, regionale
Konzepte für kulturelle Bildung
in Kindergärten und Horten und
eine eigenständige Berücksich-
tigung der kulturellen Bildung
bei der Zuschussvergabe durch
den bayerischen Kulturfonds
vorsehen. Die Grünen befürwor-
ten ebenso wie die FDP einen
Ausbau der Institutionen für kul-

turelle Bildung (z.B. Musikschu-
len, Jugendkunstschulen, Ko-
operationen Schule und Kultur)
und befürworten auch eine insti-
tutionelle Förderung einer Lan-
desstelle für kulturelle Bildung.

Die FDP merkt kritisch (und
aus Sicht der Kulturpolitischen
Gesellschaft zutreffend) an:
„Von Ausnahmen abgesehen
scheint es dennoch so, dass der
Alltag der meisten Schulen und
vieler Kulturinstitutionen noch
nicht durch eine verbreitete Pra-
xis kultureller Bildung bestimmt
ist“ und legt auch den Finger auf
die Wunde der „rigiden Abgren-
zung“ der Ressorts Kulturpoli-
tik, Bildungspolitik, Jugend-
politik. „Die Linke“ fordert ei-
nen „Kulturpass“, der für sozial
Schwächere Angebote kulturel-
ler Bildung offen hält. Zum The-
ma „Interkulturalität“ verweist
die CSU auf ihr 10-Punkte-Pro-
gramm zur Integration (inkl.
Sprachförderung und Einbürge-
rung) und betont die „Prägekraft
einer Leitkultur“ für das Zusam-
menleben der Kulturen, verbun-
den mit „positiver Offenheit“
gegenüber den Beiträgen ande-
rer Kulturen.

Die SPD definiert die inter-
kulturelle Arbeit als „Quer-
schnittsaufgabe für alle kulturel-
len Einrichtungen“, um einen
Beitrag zur gleichberechtigten
Teilhabe am Leben aller Men-
schen, unabhängig der Herkunft,
zu leisten. Die Grünen sehen das
kulturelle Potential der Men-
schen mit Migrationshintergrund
in Bayern „durch die staatliche
Kulturförderung bisher kaum
wahrgenommen“. Bei der Frage
nach Teilhabe und Mitwirkung
aller Bevölkerungsschichten an
der Kultur verweist die CSU auf

die bayerische Stärke der Verbin-
dung von Tradition und Moder-
ne, und will deshalb Brauchtum
bewahren und weiterentwickeln,
Spitzenleistung und Breitenför-
derung verbinden. Schwerpunkt
für die Zukunft sei deshalb die
kulturelle Bildung.

Die SPD sieht bei dieser Fra-
ge die Soziokultur als wichtigen
Mittler, kritisiert die bisherige
Ablehnung einer institutionellen
Förderung und setzt sich expli-
zit für eine Finanzierung der
Landesarbeitsgemeinschaft So-
ziokultur ein (was auch von Grü-
nen und Linken unterstützt
wird).FDP und Grüne betonen
besonders die Rolle von bürger-
schaftlichen Engagement auch
in der Kulturarbeit. „Die Linke“
will bei diesem Thema gleich an
vermeintliche Privilegien heran-
gehen: „Die Umkehrung des So-
zialprinzips heißt: keine Freikar-
ten für den Politik- und Staats-
betrieb“.

Zum in anderen Bundeslän-
dern hoch gehandelten Thema
der Kulturwirtschaft und der
„Creative Industries“ haben die
bayerischen Parteien relativ we-
nig zu sagen – immerhin befür-
worten alle den Vorschlag einer
Erstellung eines Kultur-
wirtschaftsberichts für Bayern.

Außer der CSU befürworten
alle Parteien auch ein grundsätz-
liches „Landesentwicklungs-
konzept Kultur“ als Basis für
Transparenz und Verteilungs-
gerechtigkeiten und die SPD will
von ihren „Auskunftsrechten im
Parlament so lange Gebrauch
machen, bis die Berichtskultur
der Bayerischen Staatsregierung
ausreichend ist“. „Die Linke“
könnte sich auch einen „Landes-
kulturrat“ mit Mitbestimmungs-
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schläge, die sich jedoch eben-
falls nicht auf große Neubauten
beziehen.

Insgesamt vertraut die CSU
auf eine ihr seit Jahrzehnten ver-
bundene Exekutive in den Mi-
nisterien, dementsprechend fal-
len die Antworten oft knapp (und
selbstbewusst) aus.

Die SPD reagiert auf ihre Op-
positionsrolle mit ausführlichen
Positionen und detaillierten For-
derungen, ebenso wie die FDP,
die ihren außerparlamentari-
schen Status verlieren will.

Bei der abschließenden Frage
nach einer Zukunftsvision fasst
sich die SPD allerdings in einem
Satz am kürzesten: „Die gleich-
berechtigte Teilhabe aller gesell-
schaftlichen Gruppen an kultu-
reller Bildung und kultureller Er-
fahrung“.

Berlin/
„Hauptstadtkultur“

Berlin erhöht die Zuschüsse
für die Kultur
Nach einem Bericht der FR vom
7. Dezember 2007 dürfen sich
viele Berliner Kultureinrichtun-
gen in 2008/2009 über mehr
Geld freuen. 2008 werden die
Zuschüsse insgesamt um über 21
Millionen Euro und 2009 um
über 25 Millionen Euro erhöht,
wie der Berliner Kulturstaats-
sekretär Andre Schmitz anläss-
lich der Verabschiedung des
Doppelhaushalts 2008/09 durch
das Abgeordnetenhaus mitteilte.
Den Löwenanteil der Erhöhung
bekommt demnach die Opern-
stiftung (2008: 16 Millionen
Euro, 2009: 19,5 Millionen
Euro). Damit solle das „finanzi-
elle Gleichgewicht“ unter dem

Stiftungsdach gewahrt bleiben.
Allerdings fügt die FAZ hinzu,
dass die Lindenoper „zum
Hauptstädtischen Glanzstück“
aufgewertet wird. (FAZ vom 6.
Dezember 2007).

Darüber hinaus startet Berlin
ein bauliches Investitions- und
Sanierungsprogramm für seine
Kultureinrichtungen von über
250 Millionen Euro. Zusammen
mit den vom Bund bereitgestell-
ten 200 Millionen Euro zur Sa-
nierung der Staatsoper fließen so
in den kommenden Jahren über
450 Millionen Euro in die Re-
novierung und technische Aus-
stattung von Kultureinrichtun-
gen wie Volksbühne, Deutsches
Theater oder Friedrichstadtpa-
last, hieß es weiter (s. auch Be-
richte im Bonner General Anzei-
ger/SZ vom 1. Dezember 2007/
FAZ vom 1. Dezember 2007).
Zu den 200 Mio. Euro für die Sa-
nierung der Berliner Staatsoper
siehe allerdings auch die Beden-
ken von Steffen Kampeter
(CDU) lt. Die WELT vom 17.
November 2007: Wenn Berlin
sich im Streit um die Hauptstadt-
finanzierung nicht bewege,
„kann das Geld auch woanders
rein fließen“, so Kampeter.

Neuausschreibung für
die Staatsoper
Nach dem Verzicht auf einen
Totalumbau des Rokoko-Saals,
über den es heftigen Streit gege-
ben hatte, in der Berliner Staats-
oper Unter den Linden wird die
Sanierung des gesamten Hauses
neu aufgerollt. „Keiner der im
Wettbewerb präsentierten Ent-
würfe ist in der Lage, den Denk-
malschutz zu gewähren“, sagte
der Regierende Bürgermeister
Klaus Wowereit am 15. Juli

kompetenzen vorstellen. Im Hin-
blick auf die regionale Vertei-
lung von staatlichen Fördermit-
teln vertraut die CSU der Exe-
kutive und der Kontrolle durch
den Bayerischen Landtag. Die
SPD begrüßt die Möglichkeit,
über den „Kulturfonds“ auch
außerhalb der Metropolen kul-
turpolitische Schwerpunkte set-
zen zu können, fordert aber eine
Erhöhung der Mittel, um in al-
len Landesteilen wirksam zu
werden. Befragt zu den langfri-
stigen Perspektiven der Kultur-
politik für Metropolregionen
und ländlichen Raum, setzt die
CSU weiter auf die Mischung
von „internationaler Strahlkraft
und reichen kulturellen Traditio-
nen“. Den demografischen Wan-
del haben alle Parteien als Pro-
blem und (in geringerem Um-
fang) als Chance im Blick, kön-
nen aber (noch) nicht mit Vor-
schlägen punkten. Die FDP
bringt immerhin das Konzept der
„Kulturräume“ nach sächsi-
schem Vorbild ins Spiel, wo ge-
zieltere Kulturfinanzierung auf
regionaler Basis angestrebt ist.

Bei der Frage nach künftigen
kulturellen Großinvestitionen
halten sich alle Parteien bedeckt:
Die CSU setzt auf Fertigstellun-
gen (u.a. Hochschule für Fern-
sehen und Film, Ägyptisches
Museum in München, Kunstaka-
demie Nürnberg); die SPD sieht
den Schwerpunkt in der Kultur-
förderung und nicht bei neuen
Kulturbauten; auch die Grünen
wollen keine weitere „Ein-
weihungskultur“ im herrschen-
den Zentralismus; „Die Linke“
hält weitere Großinvestitionen
für „kontraproduktiv“. Die FDP
hat im Bereich Museen und Mu-
sik detaillierte Einzelvor-
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2008. In einem neuen Verfahren
soll ein Generalplaner für das auf
241 Millionen Euro bezifferte
Projekt gefunden werden. Dabei
werde auf einen neuen Archi-
tekturwettbewerb verzichtet. Die
Umgestaltung des Zuschauer-
raums müsse sich eng an den
vorhandenen Zuschauerraum
des DDR-Architekten Richard
Paulick anlehnen. Der Berliner
Architekt Klaus Roth, der den
Architekturwettbewerb gewon-
nen hatte, wollte eine völlige
Beseitigung aller historischen
Spuren in dem von 1952 bis
1955 nach altem Vorbild wieder
aufgebauten Saal. Wowereit äu-
ßerte sich „überrascht“ über das
Auswahlverfahren. „Ich wäre
nie auf den Gedanken gekom-
men, dass Paulick zerstört wird“,
sagte er. „Vielleicht war der An-
spruch an die Architekten zu
weit gesteckt“. Architekturwett-
bewerb und Vergabeverfahren
für die Gesamtsanierung hätte
man möglicherweise trennen
sollen. Man müsse nun in Kauf
nehmen, dass mit dem Erhalt des
Saales, Akustik und Sicht „nie so
optimal sein werden, wie wenn
man ein neues Opernhaus baut“.

Am 14. Juli 2008 hatten
Wowereit und Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann (CDU)
beschlossen, das Vergabeverfah-
ren zu kippen und neu auszu-
schreiben. Der Bund trägt den
Löwenanteil der Umbaukosten.
Wowereit will trotz des geplatz-
ten Vergabeverfahrens am Zeit-
plan (Sanierung zw. 2010 bis
2013) festhalten.

Zum Stadtschloss
Siehe den Beitrag in der FAZ
vom 23. Januar 2008. An diesem
Tag lief die Bewerbungsfrist für

den Architektenwettbewerb ab.
Andreas Kilp mit folgendem Vor-
schlag: „Das neue Stadtschloss ist
ein Stadtschloss und ein Symbol
deutscher Kulturgeschichte, des-
halb ist es richtig, hier ein Wis-
senschaftsmuseum aus dem
Geist Humboldts zu schaffen,
und deshalb sollte man sich nach
wie vor überlegen, ob die Ge-
mäldesammlung der Hohenzol-
lern nicht hier, in der Mitte Ber-
lins, besser als in einem Neubau
am nördlichen Ende der Mu-
seumsinsel präsentiert werden
kann.“ Dazu weiter Andreas
Kilb in der FAZ vom 25. März
2008: Der Parlamentsbeschluss
von 2002: „Es ist ein politisches
Gebäude, ein Schloss des Staa-
tes ist kein Triumph des Bürger-
sinns für den Wiederaufbau der
Frauenkirche in Dresden“, und
er plädiert dafür, dort die Gale-
rie der Hohenzollern unterzu-
bringen, zumal das Gebäude
nicht zur „Hülle für ein kultur-
gastronomisches Allerlei wer-
den“ darf: „Die Gemäldegalerie
wird dem Stadtschloss ein mu-
seales Fundament geben, auf
dem die bunte Vielfalt der wis-
senschafts- und kulturgeschicht-
lichen Sammlung aufbauen könn-
te. Und sie würde die deutsche
Öffentlichkeit für ein Großpro-
jekt versöhnen, das nach optimi-
stischen Berechnungen eine hal-
be Milliarde kosten wird.“; sie-
he positiv auch Die WELT vom
22. Dezember 2007. Dass beim
„Wiederaufbau des Berliner
Schlosses als Humboldt-Forum
selbst aufmerksame Beobachter
den Überblick verlieren“ kön-
nen, betonte die WELT vom 10.
November 2007. Der Haushalts-
ausschuss des Bundestages hat
jedenfalls grünes Licht gegeben.

Die Linksfraktion stimmte dage-
gen. Der Kostenrahmen beträgt
440 Millionen Euro. Nach einem
Bericht der FAZ vom 22. No-
vember 2008 soll das Schloss bis
2013 gebaut werden. Allerdings
hat der Förderverein bislang nur
ein knappes Viertel der von ihm
einzuwerbenden Mittel von 80
Millionen aufgebracht. Ende
November 2008 jubelten die
Feuilletons: Der Architekten-
wettbewerb ist abgeschlossen; es
baut Franco Stella aus Vicanza;
dazu die WamS vom 30. Novem-
ber („Endlich in der Gegenwart
angekommen“): „Berlin als eine
Art Themenpark deutscher Ge-
schichte erhält ein Happy End.“;
Alan Posener, meint in der
WELT vom 30. Oktober: „bie-
der – und das ist vielleicht gut
so.“; „Es kann ein Erfolg wer-
den“, meint die WELT vom 29.
November 2008; dass der Streit
weitergehen wird, prophezeit
hingegen die SZ vom 29. No-
vember, und lt. Andreas Kilp in
der FAZ vom 1. November 2008
stellt der Stella-Entwurf die
„Humboldt-Frage neu“: „Das
Schloss hat seine Form gefun-
den. Nun sucht es einen Inhalt.“
Kulturstaatsminister Neumann
würdigte den Siegerentwurf als
schlüssiges und tragfähiges Ge-
samtkonzept zur Schaffung ei-
nes neuartigen Zentrums kultu-
reller und wissenschaftlicher Be-
gegnung von internationaler Be-
deutung: „Der Entwurf besticht
durch eine kluge architektoni-
sche Verknüpfung von Alt und
Neu, von moderner Nutzung und
der Rekonstruktion des ehemali-
gen Schlosses. Der 1. Preis wird
in optimaler Weise dem Be-
schluss des Deutschen Bundes-
tages gerecht, der die Wieder-
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nen Euro. Kirchliche Bauwerke
seien kulturelles Erbe und dafür
gebe es eine gemeinsame Ver-
antwortung, betonte von Welck.

Neues Stiftungsgesetz
Die Hamburger Bürgerschaft hat
am 12. Dezember 2007 ein neu-
es Stiftungsgesetz für die Muse-
en beschlossen. Die vier stadt-
historischen Museen sollen zu
einer Stiftungseinheit zusammen
geführt werden. Bisher waren
alle 7 Hamburger Museen recht-
lich selbständig (SZ vom 14. De-
zember 2007). Nach einem Be-
richt der FAZ vom 25. Januar
2008 bekommt Hamburgs Mu-
seumslandschaft eine neue Struk-
tur, v. a. durch die Gründung ei-
ner „Stiftung Historische Muse-
en in Hamburg“, das die vier
Hamburger Geschichtsmuseen
zusammenfasst. Man verspricht
sich davon eine bessere Abstim-
mung der Arbeit der vier Muse-
en, etwa durch Absprache der
Ausstellungspläne aber auch
durch gemeinsame Ausstellun-
gen. Die Restaurierung und di-
gitale Inventarisierung der
Museumsbestände soll koordi-
niert werden. In die Stiftung ein-
bezogen wird der Museums-
dienst Hamburg, um die Be-
sucherbetreuung zu verbessern.
Auch auf die anderen Hambur-
ger Museen – die Kunsthalle, das
Museum für Kunst und Gewer-
be sowie das Museum für Völ-
kerkunde – hat die Reform Aus-
wirkungen. Kernpunkte der Re-
form sind die Entschuldung der
Stiftungen in Höhe von 13,6
Millionen Euro, die Erhöhung
der Betriebszuschüsse (2,1 Mil-
lionen Euro) für Kunsthalle und
Museum für Kunst und Gewer-
be und die Bereitstellung von In-

vestitionsmitteln von 2,3 Millio-
nen Euro für die Neugestaltung
von Dauerausstellungen.

Mehr Geld für Hamburger
Privattheater?
Die Hamburger Privattheater
sollen einem Gutachten vom
Juni 2008 zufolge mehr Geld
bekommen. Der Etat für die
Bühnen soll um 2,2 Millionen
auf 7,7 Millionen Euro aufge-
stockt werden. Außerdem wer-
de empfohlen, die Zahl der ge-
förderten Spielstätten von bisher
acht auf 22, die der Kinder- und
Jugendtheater von zwei auf vier
zu erhöhen.

Mehrkosten
Nach einem Bericht des Gene-
ralanzeigers vom 18. September
2008 entstehen für die auf 241
Mio Euro geplante Elbphilhar-
monie 100 Mio Euro Mehrko-
sten. Dazu meint die ZEIT vom
25. September 2008: „Nachdem
die Kommunen – beileibe nicht
nur Hamburg – ihre Hochbau-
ämter verkleinert haben, fehlt
der Sachverstand, derartige Pro-
jekte zu betreuen.“ Also setze
man auf Public-Private-Partner-
ship. „Nur krankt die Partnership
daran, dass der private Investor
Geld verdienen muss. Und also
die öffentliche Hand gern über
den Tisch zieht. Auch dafür nutzt
sein Sachverstand.“ *

Mecklenburg
Vorpommern

Schwerin will Theater
neu ordnen
Nach einem Bericht der FAZ
vom 29. August 2008 hat die
Landesregierung Vorschläge für

errichtung der barocken Fassaden
der Nord-, West- und Südseite so-
wie von drei Fassaden innerhalb
des Schlüterhofes und eine Re-
konstruktion der historischen
Kuppel vorsieht.“ Sehr kritisch
gegenüber dem Stella-Entwurf
hingegen der Spiegel 49/2008
(„Vorwärts in die Vergangen-
heit“). *

Brandenburg

Landtag
Der Neubau des Landtags in
Potsdam mit der historischen
Fassade des ehemaligen Stadt-
schlosses kommt voran. Der Soft-
ware-Milliardär Hasso Plattner
hat dem Land Brandenburg 20
Mio. Euro gespendet (General
Anzeiger vom 28. November
2007). Zur Millionenspende an
das Potsdamer Schloss siehe
auch FAZ vom 29. November
2007: „Doch wie es drinnen aus-
sieht, geht jeden etwas an: die
Millionenspende für Potsdams
barocke Schlossfassaden.“

Hamburg

Hamburg stellt Kirchen
auf den Prüfstand
Die Kulturbehörde werde ge-
meinsam mit der Nordeibischen
Kirche eine Übersicht darüber
erstellen, welche Kirchen erhal-
ten, verkauft oder umgewidmet
werden sollen, sagte Kultursena-
torin Karin von Welck (parteilos)
am 8. Januar 2008. Nach Anga-
ben des Denkmalschutzamtes
sind von den 191 evangelischen
Kirchen in der Stadt 147 schutz-
würdig. Der Sanierungsbedarf
liege bei mindestens 50 Millio-
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die Zukunft der Theater (derzeit
vier Mehrsparten- und drei Ein-
spartentheater) und Orchester im
Land gemacht. Die Landesregie-
rung verspricht zwar, trotz sin-
kender Einnahmen aus dem
Solidarpakt (der 2019 ausläuft)
und aus dem Länderfinanzaus-
gleich (wegen der sinkenden
Zahl der Einwohner), die Thea-
ter wie bisher mit 35,8 Millio-
nen Euro jährlich über den kom-
munalen Finanzausgleich zu för-
dern, bis 2020. Zugleich erwar-
tet das Land Gegenleistungen.
Die Kommunen sollen sich
künftig an der Finanzierung ih-
rer Theater mit mindestens fünf-
zig Prozent beteiligen. Nach den
Vorstellungen von Kulturmini-
ster Henry Tesch (CDU) wird es
künftig zwei sogenannte Koope-
rationsräume im Land geben: Im
westlichen sollen die Häuser von
Schwerin und Rostock enger
zusammenarbeiten, deren Or-
chester zusammengelegt wer-
den; im östlichen sollen die be-
reits fusionierten Theater von
Stralsund und Greifswald einer-
seits und Neubrandenburg und
Neustrelitz andererseits enger
zusammenarbeiten und deren
Orchester ebenfalls fusionieren.
Tesch sieht als eine Möglichkeit
auch die Zusammenarbeit der
Vorpommerschen Landesbühne
Anklam mit dem Theater von
Stralsund und Greifswald. Das
Anklamer wie auch das Haus in
Parchim sollen künftig ihr Geld
nicht mehr direkt, nur noch über
die Mehrspartenhäuser erhalten:
für den Minister ein „geeignetes
Druckmittel“, Kooperationen zu
erzwingen. Das Konzept sieht
außerdem vor, erheblich beim
Personal zu sparen. Bei den In-
tendanten im Land gibt es über-

all erheblichen Unmut. Der Mi-
nister dagegen hält ihnen wie
Kommunen vor, bislang nicht
selbst ein Konzept für die künf-
tige Theaterstruktur vorgelegt zu
haben.

NRW

Beethovenfestspielhaus
Der Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages hat 39
Mio. Euro für das Projekt Beet-
hovenfestspielhaus in Bonn zu-
gesagt. Die Mittel des Bundes
fließen in die neue Stiftung
„Festspielhaus Beethoven“, aus
der der laufende Unterhalt des
Hauses finanziert werden soll.
Das Geld für Bonn ist Teil des
„Nationalen Kulturinvestitions-
planes“, für den Kulturstaats-
minister Bernd Neumann insge-
samt 400 Mio. Euro zusätzlich
bewilligt wurde. Der Finanzbe-
darf für den Betrieb des Fest-
spielhauses soll bei rund 70 Mio.
Euro liegen. Die Bausumme
wird derzeit auf 80 Mio. Euro
geschätzt. Für diese Summe ste-
hen die drei Bonner Unterneh-
men Post, Telekom und Post-
bank ein. Unklar ist noch der
Standort des Festspielhauses,
dessen Eröffnung in den Jahren
2011/12 begangen werden könn-
te. (Bonner Generalanzeiger
vom 17. November 2007).

Kulturkommission
Im November 2007 haben die
Kunststiftung NRW und die
Landesregierung eine zehnköp-
fige Kommission ins Leben ge-
rufen, die im Juni 2008 ihre Vor-
schläge und Empfehlungen zur
Kunstszene in Nordrhein-West-
falen vorgelegt hat, sie ist auf der

Homepage der Kunststiftung
NRW abzurufen. Siehe auch
Bericht in der WamS vom 16.
März 2008 und einen großen
Beitrag in der WamS vom 2.
November 2008: „Welche Kul-
tur wollen wir?“

Bibliotheksgesetz
Die Büchereien in Nordrhein-
Westfalen haben das geplante
„Bibliotheksgesetz“ begrüßt.
Damit könnten die Bildungs-
Einrichtungen rechtlich aufge-
wertet werden, sagte die Vorsit-
zende des Verbands der Biblio-
theken in NRW, Monika Rasche,
am 27. März 2008 in Düsseldorf.
Entsprechende Anträge zur Bi-
bliotheksentwicklung hatten die
Regierungsparteien CDU und
FDP sowie auch die SPD im
Landtag eingebracht. Beide An-
träge bezögen sich auf die En-
quete-Kommission Kultur des
Bundestags. Diese hatte die be-
sondere Bedeutung der Biblio-
theken anerkannt und den Län-
dern empfohlen, Bibliotheks-
gesetze zu verabschieden; s.u. zu
Thüringen.

Kulturhauptstadt Essen: Was
erwartet das Ruhrgebiet?
Dazu Andreas Rossmann in der
die FAZ vom 11. Juli 2008 (s.
auch die WAZ vom 9. Juli 2008:
„Oper ist für alle da“): Keine
anderthalb Jahre mehr, dann sind
Essen und das Ruhrgebiet Euro-
päische Kulturhauptstadt. Doch
was denken eigentlich die Ein-
heimischen über das, was da auf
sie zukommt? Welche Erwartun-
gen, Wünsche, Auswirkungen
verbinden sie mit dem pausen-
losen Großereignis? Darauf gibt
es erste Antworten, denn das
Kulturpolitische Institut der Uni-
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Hinweise auf Sehenswürdigkei-
ten, glauben aber kaum, dass die
dem Eiffelturm standhalten oder
Menschen aus Bayern Zechen
besichtigen“. Der wachsende
Stolz auf die Region hat den tief-
sitzenden Minderwertigkeits-
komplex noch nicht ganz getilgt:
Dass die Zeche Zollverein in
Essen mit der anderen Weltkul-
turerbestätte Schloss Augustus-
burg in Brühl mithalten kann,
wird keineswegs für selbstver-
ständlich gehalten. Die Revier-
Bewohner kennen ihre kulturel-
len Imageträger Ruhrfestspiele
(54,8 Prozent), Ruhrtriennale
(48,1), Extraschicht (48,1) und
Klavierfestival (43,9), aber sehr
viel populärer ist die Loveparade
(91,1). Was aber heißt das alles
für das Programm der Kultur-
hauptstadt?

Gefragt nach ihren Wünschen,
was sich durch die Kultur-
hauptstadt verbessern soll, fan-
den über 90 Prozent der Befrag-
ten am wichtigsten: „Mehr An-
gebote für Kinder/Jugendliche“
und „Positiveres Image des
Ruhrgebiets“. Immerhin 44 Pro-
zent erwarteten „Mehr Sportver-
anstaltungen“ von der Kultur-
hauptstadt.“

Nach einem Bericht der WAZ
vom 19. Dezember 2007 sieht
Bundestagspräsident Norbert
Lammert, vorm. Vorsitzender
der CDU im Ruhrgebiet, in der
Kulturhauptstadt 2010 „die letz-
te große Gelegenheit für das
Ruhrgebiet, sich nach außen und
innen“ als eine der großen
Metropolregionen darzustellen.
Vielen, die an der Verwirkli-
chung der Kulturhauptstadt be-
teiligt sind, bescheinigt er gro-
ßes Engagement. Gleichzeitig
kritisiert er jedoch, dass allzu

viele im Ruhrgebiet nur „gelang-
weiltes Interesse“ zeigten. „Die-
se Distanz zwischen beiden
Gruppen muss dringend über-
wunden werden.“ Wer aus sei-
ner Sicht abseits steht und sich
nicht hinreichend engagiert, sagt
Lammert nicht. Stattdessen be-
tont er, das Ruhrgebiet müsse
„alle Kräfte und Mittel“ aus-
schöpfen, um die Kultur-
hauptstadt zu einem nachhalti-
gen Erfolg zu machen. „Die
Kulturhauptstadt 2010 bietet die
große Chance, das neue Bild der
Region vorzuführen. Meine
dringende Empfehlung an alle
ist, diese Gelegenheit beim
Schopfe zu greifen.“ In die Kla-
gen, die in jüngster Zeit über
unzureichende finanzielle Mittel
für die Kulturhauptstadt 2010
laut wurden, mag Lammert nicht
einstimmen. Obwohl der Bund
nach den Prinzipien der Födera-
lismusreform für Kulturpolitik
nicht zuständig sei, habe die
Bundesregierung drei Millionen
Euro bereit gestellt. Sie habe
damit dokumentiert, dass die
Kulturhauptstadt 2010 eine
wichtige Angelegenheit für die
ganze Bundesrepublik sei. Das
eröffne auch „Aussicht auf ein
verstärktes Engagement des
Landes“. Drei Aufgaben müsse
das Konzept für die Kultur-
hauptstadt berücksichtigen. Not-
wendig seien Spitzenproduk-
tionen. Das Ruhrgebiet habe in-
zwischen den Nachweis er-
bracht, dass es in der Lage sei,
international wettbewerbsfähige
Kulturveranstaltungen hervorzu-
bringen. Für 2010 seien auch
große Veranstaltungen nötig, um
weltweit Aufmerksamkeit zu er-
zeugen. Manche der Veranstal-
tungen, die derzeit diskutiert

versität Hildesheim hat dazu, in
Zusammenarbeit mit einem Mei-
nungsforschungsinstitut, im
Auftrag der Ruhr 2010 GmbH
eine Umfrage durchgeführt. Sie-
benundsechzig Prozent der Be-
völkerung, so ihr erstes Er-
gebnis, haben schon mal etwas
von der „Kulturhauptstadt 2010“
gehört. Na, immerhin, wo die
Werbetrommel erst im Herbst
richtig heißlaufen soll. Die Ein-
heimischen – eintausendfünf-
hundert Personen zwischen We-
sel und Fröndenberg wurden be-
fragt – durften Noten wie in der
Schule geben und die Region
nach verschiedenen Aspekten
bewerten. Die „Kultur“ bekam
eine 2,3 und landete auf Platz
fünf – hinter „Verkehrsanbin-
dung“, „Sport“, „Einkaufen“,
„Menschen“ und noch vor der
„Freizeit“, „Landschaft“ oder
gar „Tourismus“ und „Arbeit“.
Dreiundfünfzig Prozent sagten
„ja auf die – tatsächlich so ge-
stellte - Frage, ob „Kultur wich-
tig ist für die Gesellschaft“, doch
nur neununddreißig Prozent be-
zeichnen sich selbst als „kul-
turaffin“. „Kultur wird als sehr
wichtig angesehen für die Ge-
sellschaft und sich selbst“, so die
Professorin Birgit Mandel aus
Hildesheim, eine Expertin für
Kultur-Marketing: „Aber es ent-
spricht nicht dem tatsächlichen
Nutzungsverhalten.“ Schon
identifizieren sich einundzwan-
zig Prozent seiner Einwohner
mit dem Ruhrgebiet statt – wie
immer noch fast vierzig Prozent
– nur mit „ihrer“ Stadt. Und wie
viele eigentlich eher mit SO4
oder BVB 09? Aber das wurde
nicht abgefragt. Die Ruhrge-
bietler, so Projektleiterin Vera
Timmerberg, „geben auch viele
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würden, seien sicher geeignet,
große Beachtung zu finden. „Sie
haben mit Kultur jedoch nicht
viel zu tun.“ Es sei schon „ein
sehr erweiterter Kulturbegriff“
notwendig, um die geplante
Sperrung der A 40 als kulturel-
les Ereignis zu begreifen, spot-
tet er. Und fügt hinzu: Die Pla-
nungen für die 2010 sollten sich
„nicht allzu sehr auf anspruchs-
volle Gags kaprizieren.“ Die
Kulturhauptstadt müsse vor al-
lem nachhaltig wirken. Dazu sei-
en Investitionen notwendig, die
über das Jahr 2010 hinaus Be-
stand haben müssten und „ohne
die Kulturhauptstadt 2010 nicht
zustande kämen.“ Als Beispiele
nennt Lammert den Neubau des
Folkwang- und des Ruhr-Muse-
ums sowie den geplanten Bau
des Bochumer Konzerthauses.
Bei den Klagen über die finan-
zielle Ausstattung der Kultur-
hauptstadt 2010 würden diese
Investitionen, die im Zusam-
menhang mit dem Projekt stün-
den und den vorhandenen Etat
weit überstiegen, fahrlässig
übersehen, merkt der Bundes-
tagspräsident kritisch an. „Die
Neigung zur Zusammenarbeit ist
im Ruhrgebiet immer noch zu
gering“, findet er. Diese Erfah-
rung machte er bei der Diskus-
sion um die große Verwaltungs-
reform, die er seit zwei Jahrzehn-
ten zum Thema macht. Immer
noch sei der Lokalpatriotismus
ausgeprägter als die Bereitschaft
zur Zusammenarbeit. Da nimmt
er seine eigene Partei nicht aus.
„Ich habe Zweifel, ob die not-
wendigen Veränderungen so
rechtzeitig kommen, dass sie uns
noch nützen.“ Seine große Sor-
ge: Das Ruhrgebiet könnte sei-
ne Chance im internationalen

Konkurrenzkampf verspielen. In
den nächsten zehn Jahren, davon
ist er überzeugt, werde sich ent-
scheiden, welche Region künf-
tig weltweit eine Rolle spielen
werde. Zwei Dutzend Regionen
würden in der ersten Liga antre-
ten. „In Deutschland ist das
Ruhrgebiet die einzige Region,
die dafür in Frage kommt. Ent-
weder das Ruhrgebiet spielt die-
se Rolle, oder es wird keine Rol-
le mehr spielen. Wer das nicht
sieht, hat den Ernst der Lage
nicht begriffen. Zur aktuellen
Situation in Essen s. auch den
kurzen Bericht in der ZEIT vom
1. Oktober 2008 („unerhört“).
Nach einem Bericht in der FAZ
vom 24. November 2008 hat der
Haushaltsausschuss des Bundes-
tages weitere 5 Millionen Euro
für die Kulturhauptstadt bewil-
ligt und damit die Fördersumme
des Bundes auf 18 Millionen
Euro erhöht.*

Köln:
Die Debatte um den Standort
des Jüdischen Museums
(Peter Pauls, Kölner Stadt-An-
zeiger vom 3. Juli 2008; Aus-
zug): „Im Mai 2006 beschloss
der Kölner Stadtrat auf Antrag
von SPD, Grüne und FDP zum
Bau eines Jüdischen Museums
ausdrücklich: ‚Ob eine Realisie-
rung auf dem Rathausvorplatz,
für die ein gesonderter Beschluss
notwendig ist, erfolgt, hängt von
der Umsetzung folgender Maß-
nahmen ab: 1. Wegen der beson-
deren Bedeutung des Vorhabens
und der Standortfrage soll eine
breite öffentliche Debatte statt-
finden.’ Aber man nahm die Ab-
sicht für die Tat. Als jetzt ein von
der Stadt ausgelobter Archi-
tektenwettbewerb einen Preisträ-

ger ermittelte, hat zumindest der
‚Kölner Stadt-Anzeiger’ seine
Leser befragt und ein überwälti-
gendes Echo ausgelöst. In über-
wiegend sachverständigem Ton
zeichnet eine Mehrheit der
Briefschreiber ein Meinungs-
bild, wonach ein Jüdisches Mu-
seum willkommen sei, man je-
doch den Rathausvorplatz als
einen der wenigen freien und
ruhigen Plätze so schätze, dass
man rät, ein solches Haus der
jüdischen Kultur nicht unmittel-
bar an dieser Stelle zu errichten.“

Ausgaben
Die Landesregierung Nordrhein-
Westfalens hat erstmals ihre
Ausgaben für die Kulturförde-
rung aufgeschlüsselt. Den größ-
ten Anteil der insgesamt 97,6
Millionen Euro an Fördermit-
teln, erhielten demnach die
Theater mit gut 45,6 Millionen.
(SZ vom 30. Oktober 2008).

Kunststiftung
Zur Debatte um die Förderungs-
politik der Kunststiftung NRW
s. den Bericht in der WamS vom
7. Dezember 2008: „Welche
Kunst soll gefördert werden“.

Rheinland-Pfalz

Denkmalschutzgesetzentwurf
überarbeiten
Der Gesetzentwurf der Landes-
regierung zur Novellierung des
Denkmalschutz- und -pflege-
rechts muss grundlegend überar-
beitet werden, so am 29. April
2008 für die CDU-Fraktion der
L a n d t a g s a b g e o r d n e t e
ThomasWeiner. Von der nur
mangelhaften Beteiligung der
betroffenen Eigentümer im
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Unterschutzstellungsverfahren,
über unzureichende Regelungen
beim Nachteilsausgleich bis hin
zu gravierenden Mängeln bei der
Gesetzesformulierung und -
systematik reiche das Spektrum
der Einwendungen. Insbesonde-
re sei von mehreren Gutachtern
moniert worden, dass der Ent-
wurf zu sehr von einem obrig-
keitsstaatlichen Denken geprägt
sei, so Weiner. „Denkmalschutz
und -pflege kann nur im Mitein-
ander erfolgreich sein. Notwen-
dig ist deshalb eine gesetzliche
Regelung, die Eigentümer von
potentiellen Denkmälern einbe-
zieht, ihnen hilft und sie unter-
stützt. Ziel muss eine partner-
schaftliche Zusammenarbeit
sein. Dieses wird verfehlt, wenn
die Betroffenen noch nicht ein-
mal eine Begründung für die
Unterschutzstellung ihres Eigen-
tums erhalten. Hier sehe ich gro-
ße Defizite. Für mich ist außer-
dem ganz entscheidend, welche
Kosten durch die Novellierung
auf die kommunale Ebene zu-
kommen. Hierauf hat die Lan-
desregierung bislang keine Ant-
wort gegeben. Wir werden sehr
genau darauf achten, dass das
Konnexitätsprinzip eingehalten
wird. Wenn für die kommunale
Ebene zusätzlicher Aufwand
entsteht, bedeutet das Mehrko-
sten, für die das Land aufkom-
men muss.“

Hintergrund: Die Landesre-
gierung plant die Zahl der in
Rheinland-Pfalz unter Denkmal-
schutz stehenden Objekte von
derzeit 13 000 auf 53 000 aus-
zuweiten. Im Unterschied zur
bisherigen Verfahrensweise sol-
len die zusätzlichen 40 000 Ob-
jekte per Gesetz festgelegt und
erst danach die Eigentümer in-

formiert werden. Wer schon heu-
te wissen will, ob sein Eigentum
unter Denkmalschutz gestellt
wird, muss bei den Stadt- und
Kreisverwaltungen Einsicht in die
dort geführten Listen nehmen.

Weiter Streit um das
Arp Museum
Am 22. Oktober 2004 wurde der
Bahnhof als Arp Museum wie-
der eröffnet. Nach dem ur-
sprünglichen Konzept sollten die
Stiftung Hans Arp und Sophie
Taeuber-Arp e. V. und das Land
Rheinland-Pfalz das Museum
gemeinsam betreiben. Die Stif-
tung stellte zunächst ihre Samm-
lung mit Werken von Hans Arp
und Sophie Taeuber-Arp für
Ausstellungen zur Verfügung.
Nach massiven Streitigkeiten
über die Vertragstreue der Stif-
tung erklärten die Partner im Juli
2008 die Zusammenarbeit für
beendet, die Stiftung zieht die ihr
gehörenden Werke aus dem
Museum ab. Das Land erklärte,
den Bau mit den rund 400 Wer-
ken Arps in Landesbesitz und
Leihgaben anderer Sammler und
Museen bestücken zu wollen.

Die CDU-Fraktion im Rhein-
land-Pfälzischen Landtag hatte
im Januar 2008 einen parlamen-
tarischen Untersuchungsaus-
schuss beantragt, der die Vorgän-
ge um das Arp-Museum über-
prüfen soll. CDU-Fraktionsvor-
sitzender Baldauf dazu: Beck sei
daran Schuld: „Er hat 1995 eine
Rahmenvereinbarung geschlos-
sen, die dem Land zwar erhebli-
che finanzielle Lasten aufbürdet,
ihm aber so gut wie keine Mit-
spracherechte bei Entwicklung
und Betrieb des Museums gege-
ben hat. Der Vertrag war so
schlecht verhandelt, dass er

10 Jahre später novelliert wer-
den musste. Die Landregierung
erlebt mit dem Skandal um das
Arp-Museum einen kulturpoliti-
schen Supergau. Das muss par-
lamentarisch aufgearbeitet wer-
den. Außerdem bestünden Zwei-
fel an der Authentizität und Wer-
tigkeit vom Land angekaufter
Kunstwerke und zentrale Fragen
der Provenienz und Echtheit gro-
ßer Teile der Exponate seien un-
geklärt.“ Im November 2007
hatte die Landesregierung die
Rahmenvereinbarungen mit dem
Verein gekündigt, zu dessen Mit-
gliedern auch der ehemalige
Kulturstaatsminister und jetzige
Hamburger Bürgerschaftskandi-
dat Michael Naumann gehört
(SZ vom 14. Dezember 2007; s.
dazu auch den Bericht im „Bon-
ner General-Anzeiger“ vom 14.
November 2007 („Mainz, wie es
sinkt und kracht“). Mit der Über-
schrift „Das Land Rheinland-
Pfalz muss sich beim ARP-Mu-
seum entscheiden, Ende mit
Schrecken oder Schrecken ohne
Ende“ berichtet auch die FAZ
vom 16. November 2007 über
die Vorgänge, die durch den Ber-
liner Rechtsanwalt Peter Raue
ausgelöst wurden: „Nachdem sie
für 33 Mio. Euro in Remagen/
Rolandseck ein neues Museum
unter der Voraussetzung gebaut
hat, dass der Verein dafür Wer-
ke im Wert von 30 Mio. Euro zur
Verfügung stellt, würde der Aus-
stieg des Landes aus dem Ver-
trag eine kulturpolitische Nie-
derlage besiegeln. Doch wäre ein
Ende mit Schrecken gegenüber
einem Schrecken ohne Ende,
wie es sich bei der Fortsetzung
der Zusammenarbeit mit dem
ARP-Verein abzeichnet, das
deutlich kleinere Übel.“
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Der Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion im Arp-Untersu-
chungsausschuss Gerd Schreiner
hat im Juni 2008 die wiederhol-
ten Versuche der SPD, die Ge-
schichte des Arp-Museums neu
zu schreiben, für gescheitert er-
klärt. Der frühere Kultusminister
Dr. Georg Gölter habe vor dem
Arp-Untersuchungsausschuss
klar bestätigt, dass es keine Pla-
nungen der damaligen CDU-ge-
führten Landesregierung zur Er-
richtung eines millionenschwe-
ren Arp-Museums in Rolandseck
gab. Zugleich habe der frühere
Staatssekretär im Wirtschaftsmi-
nisterium Ernst Eggers (FDP)
bekräftigt, dass die Weichenstel-
lung für das Arp-Museum erst
durch die SPD-Regierung unter
dem damaligen Ministerpräsi-
denten Rudolf Scharping (SPD)
vorgenommen wurde. Schreiner
hatte am 2. Juli 2008 die Lan-
desregierung aufgefordert, Par-
lament und Öffentlichkeit umge-
hend über die Einzelheiten zu
der mit dem privaten Arp-Verein
erzielten Übereinkunft zu infor-
mieren. Es sei ein unerträglicher
Affront, dass Kulturstaatssekre-
tär Hofmann-Göttig Parlament
und Öffentlichkeit mit einer dür-
ren Pressemitteilung abspeise,
die ganz zentrale Fragen zur
Zukunft des Arp-Museums offen
lasse. Die CDU-Landtagsfrakti-
on werde dies auch im zuständi-
gen Kulturausschuss zur Spra-
che bringen, so Schreiner: Die
von der Landesregierung ver-
breitete Erklärung lässt nur den
Schluss zu, dass das Land nun
nach über zwei Jahrzehnten hoch
problematischer Zusammenar-
beit mit dem privaten Arp-Ver-
ein mit leeren Händen dasteht.
Kurt Beck persönlich hat zu La-

sten des Landes zwei millionen-
schwere Verträge mit dem Arp-
Verein geschlossen. Das Land
hat seine Verpflichtungen daraus
erfüllt, für einen zweistelligen
Millionbetrag ein Arp-Museum
gebaut und dem Verein für 10
Mio. Euro Kunst abgekauft, die
zum Teil noch gar nicht vorhan-
den ist. Im Gegenzug wird nun
der Arp-Verein von seinen Ver-
pflichtungen entbunden, d.h. es
fehlen die zugesagten Dauer-
leihgaben im Wert von 30 Mio.
Euro. Damit haben sich unsere
schlimmsten Befürchtungen be-
wahrheitet. Das Land hat ein
Arp-Museum gebaut und weiß
nicht, was dort ausgestellt wer-
den soll. Von einem Arp-Muse-
um jedenfalls kann keine Rede
mehr sein. Der Skandal um die-
ses umstrittene Projekt hat damit
ein weiteres Kapitel bekommen.
Wie gut, dass wir den Unter-
suchungsausschuss haben. Gäbe
es ihn nicht, müssten wir ihn jetzt
einsetzen.“ (s., auch den Bericht
in der Bonner Rundschau vom
9. Juli 2008: „Arp und kein
Ende“). Am 15. September 2008
stellte Schreiner fest, dass die
CDU-Landesregierung nie vor-
gehabt habe, den Bahnhof in
Rolandseck zu einem Arp-Mu-
seum auszubauen. „Erst seit die
SPD in der Landesregierung ist,
wurden die Museumspläne kon-
kret. Die CDU in der Landesre-
gierung plante eine Begegnungs-
stätte im Künstlerbahnhof Ro-
landseck, aber kein Museum, das
ausschließlich einemKünstler
gewidmet werden sollte. Das
haben die Zeugenvernehmungen
des Arp-Untersuchungsaus-
schusses ergeben. Die Aussagen
der Zeugen, vor allem des ehe-
maligen Bundeswirtschaftsmini-

sters Dr. Hans Friedrichs, haben
eindeutig die Position der CDU-
Landtagsfraktion bestätigt. Der
klassizistische Bahnhof aus der
Mitte des 19. Jahrhunderts bei
Remagen sollte seine Bausub-
stanz und somit seine Eigenart
behalten. Erst auf den Wunsch
der SPD hin, wurde von Richard
Meier ein Museum konzipiert,
das ausschließlich auf die Skulp-
turen von Hans Arp ausgerich-
tet wurde.“ S. weiter auch die
Beiträge in der SZ vom 11. Sep-
tember 2008:  „Was sind Kopi-
en wert?“ und FAZ vom 10. Sep-
tember 2008: „An Arps Legen-
den arbeiteten viele Meißel.“;
RZ vom 23. August 2008: „Arp-
Museum schon in den 80er Jah-
ren Thema“). Stand am 16. De-
zember 2008:

Zur heutigen Befragung des
Ministerpräsidenten Kurt Beck
erklärt der Obmannder CDU-
Landtagsfraktion, Gerd Schrei-
ner:

„Der heutige Untersuchungs-
ausschuss hat deutlich gemacht,
dass Ministerpräsident Beck die
volle politische Verantwortung
für das Gesamtprojekt Arp-Mu-
seum trägt. Die zuvor gehörten
Zeugen, wie zum Beispiel Prof.
Joachim Hofmann-Göttig und
Ernst Eggers, räumten bei ihren
Aussagen bereits große Fehler
der SPD-Landesregierung ein.
Dies wurde heute vom ehemali-
gen Kulturstaatssekretär, Roland
Härtel, und dem früheren Leiter
der Staatskanzlei, Klaus Rüter,
nochmals bestätigt. Ganz nach
dem Motto der Landesregierung
‚Wir machen’s einfach’ hat
Beck, nach eigenen Angaben,
dem Arp-Verein über das norma-
le Maß hinaus Rechte zugestan-
den. Schon unmittelbar nach
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dem Abschluss der ersten Rah-
menvereinbarung erkannte
Beck, dass für das Land kein
befriedigender Stand erreicht
worden sei. Zweifel und Kritik
wischte er aber beiseite und box-
te das Projekt gegen alle fachli-
che Bedenken durch. Damit trägt
der Ministerpräsident die volle
politische Verantwortung für die
Arp-Misere.“

Sachsen-Anhalt

Wege aus der Dauerkrise
Kultusminister Jan-Hendrik
Olbertz zur Zukunft der
Theaterfinanzierung

(Mitteldeutsche Zeitung vom 24.
Mai 2008): Sachsen-Anhalts
Kultusminister Jan-Hendrik
Olbertz sieht den Fortbestand
der Theater und Orchester auf
Landesseite gesichert, räumt
aber zugleich drohende finanzi-
elle Probleme für die Ensembles
ein. „So froh ich bin, dass ich mit
Hilfe des Parlaments die Zuwen-
dungen von 36 Millionen Euro
konstant halten kann, so klar
sehe ich den Mehrbedarf der
Häuser durch die Finanzlage ih-
rer Träger und durch die Tarif-
abschlüsse im öffentlichen
Dienst“. Würde man bei unver-
ändertem Personalbestand die
Tarifabschlüsse umsetzen, käme
laut Olbertz ein Gesamt-Fehlbe-
trag von rund acht Millionen
Euro zusammen. Allein die zu-
sätzlichen Erwartungen der Trä-
ger an das Land beliefen sich auf
1,3 Millionen Euro, für die es
keinen realistischen Spielraum
gebe. Nach Abschluss der Son-
dierungsgespräche, die nun in
die neuen Theater- und Or-

chesterverträgen bis 2012 mün-
den sollen, sieht Olbertz im We-
sentlichen drei Wege aus die-
ser Misere. Einerseits gäbe es
Signale, dass einige Kommunen
– beispielsweise Stendal – mehr
Geld für ihre Theater einstellen
wollten, um die Krise abzufe-
dern. Zum anderen zeigten sich
einige Bühnen bemüht, ihre
Ensemblegröße „moderat und
mit Fingerspitzengefühl“ zu-
kunftsfähig zu gestalten – ein
Prinzip, das der Kultusminister
etwa in Halle für „möglich und
nötig“ hält. Und schließlich wür-
den auf lokaler Ebene Verhand-
lungen laufen, um mit Hilfe von
Haustarifverträgen oder anderen
Modifikationen das Defizit aus-
zugleichen. Vor solchen Prozes-
sen, wie sie derzeit am Anhal-
tischen Theater Dessau laufen,
äußert Olbertz „höchsten Re-
spekt“, zumal sie sich aus der
„nötigen Debatte über eine rea-
listische Größe des Ensembles“
entwickelt hätten. Allerdings
warnt Olbertz davor, dass der
eigentlich als temporäres Mittel
gedachte Lohnverzicht, der nor-
malerweise mit Arbeitszeitver-
kürzung ausgeglichen wird, auf
Dauer die Wettbewerbsfähigkeit
der Theater gefährden könnte.
Gerade in jenen Mehrsparten-
häusern, in denen die Orchester
im Vergleich zu den Solisten
unverhältnismäßig besser be-
zahlt würden, sei eine Schieflage
programmiert.

Darüber hinaus sind nach An-
sicht des Ministers auch im
Landesvergleich behutsame Ver-
schiebungen nötig: Während
Magdeburg nur 36 Prozent sei-
nes Theateretats aus Landes-
mitteln bestreiten könne, sei
Halle bislang auf 40 Prozent

festgeschrieben – und liege im
Direktvergleich des Gesamtbe-
darfs pro verkaufter Opern-Ein-
trittskarte sogar fast doppelt so
hoch wie die Landeshauptstadt.
Von der Rendite, die sich die
Stadt Halle nach Bildung ihrer
Kultur-GmbH verspricht, erwar-
te daher das Land einen Anteil.
Das Anhaltische Theater Dessau
wird dank einer Zulage für sein
Wirken in der Region sogar zur
Hälfte vom Land gefördert – was
Olbertz allerdings ebenso vertei-
digen will wie die Zuwendungen
für kleine Ensembles, an den
Theatern in Eisleben und Naum-
burg, im Kammerorchester Wer-
nigerode und in der Kammer-
philharmonie Schönebeck. Ge-
rade diese Häuser leisteten viel-
fältige Beiträge zur kulturellen
Bildung der Jugend und zur Ko-
operation mit Schulen. Die
Stadt-Umland-Finanzierung, die
für die meisten Bühnen einen
Ausweg aus der Dauerkrise dar-
stellen könnte, sieht der Minister
weiterhin als Herausforderung
für den Gesetzgeber. Allerdings
sei eine bloße Kopie des sächsi-
schen Kulturraumgesetzes, das
allgemein als Vorbild für eine
solche Regelung gilt, angesichts
der aktuellen Rahmenbedingun-
gen nicht mehr leistbar. Stattdes-
sen empfiehlt Olbertz zunächst
Modelle auf regionaler Ebene,
wie sie das Nordharzer Städte-
bundtheater seit Jahren erfolg-
reich praktiziert. Solche Ver-
bundstrukturen wären beispiels-
weise in der Altmark zwischen
Stendal und Salzwedel oder im
Mansfelder Land – wobei das
wechselseitige Bekenntnis zu
den Kulturangeboten, zum Bei-
spiel zwischen dem Rosarium
Sangerhausen und dem Theater
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Eisleben, auch das regionale
Selbstbewusstsein stärken könn-
te. Ein selbstbewusstes Auftre-
ten empfiehlt Jan-Hendrik
Olbertz auch angesichts der der-
zeitigen Vakanzen in Magde-
burg, Stendal und Naumburg
sowie am Opernhaus Halle. Wo
die Intendanzen neu zu besetzen
sind, müsse man „nach den Ster-
nen greifen“ – und solle auf kei-
nen Fall Kandidaten wählen, die
das ästhetische Prinzip der schei-
denden Hausherren nur kopieren
wollten. Jeder neue künstleri-
sche Leiter müsse das Recht ha-
ben, der durch die langjährige
Präsenz von dominanten Künst-
lerpersönlichkeiten gewachse-
nen „Überstabilität von Erwar-
tungen“ mit seiner eigenen Kon-
zeption zu begegnen – und da-
für auch die Zeit bekommen, um
neben dem Stammpublikum
neue Besucherschichten anzu-
sprechen. Dies sei ein Prozess,
den man nur „mit heiterem Mut“
gestalten könne. „Hausinterne
Lösungen“, so Olbertz, „halte
ich für falsch.“

Sachsen

Kulturraumgesetz bis 2011
Das 1994 verabschiedete säch-
sische Kulturrahmengesetz soll
zumindest bis 2011 nach einer
Entscheidung des Landtages
vom 14. November 2007 erhal-
ten bleiben. Dies sei ein Instru-
ment solidarischer Kulturfinan-
zierung, der Freistaat stellt Land-
kreisen und Gemeinden 86,6
Mio. Euro zur Verfügung, um, so
die FAZ vom 16. November
2007, die „finanziellen Un-
gleichgewichte zwischen Ge-
meinden mit großen Kulturein-

richtungen und dem Umland,
das von ihnen profitiert, auszu-
gleichen“.

Waldschlösschenbrücke
Die immer neuen Runden im
Streit um die Waldschlösschen-
brücke und die Zukunft des
Kulturerbetitels zeichnen wir
erst dann wieder nach, wenn eine
Einigung in Sicht ist. Letzter
Stand: Das Verwaltungsgericht
Dresden hat einen Antrag auf
Baustopp durch drei Natur-
schutzverbände lt. Meldung des
Generalanzeigers vom 17. Sep-
tember 2008 abgelehnt; die Ent-
scheidung über Rechtmäßigkeit
und Fortführung des Brücken-
baus bleibe allerdings den Ent-
scheidungen in der Hauptsache
vorbehalten.

Museumsdatenbank für
Dresdner Kunstsammlungen
Die Staatlichen Kunstsammlun-
gen Dresden (SKD) können ihre
bundesweit einmalige Mu-
seumsdatenbank „Daphne“ ein-
richten. Ein entsprechender Pro-
jektantrag der SKD wurde vom
Kunstministerium im Februar
2008 genehmigt. „Ausgelöst
durch die ganzen Restitutions-
debatten sind die SKD damit
als erstes Museum in der Bun-
desrepublik in der Lage, konse-
quent die Gesamtbestände auf
ihre Geschichte hin zu überprü-
fen“, sagte SKD-Generaldirek-
tor Martin Roth. Das Recher-
cheprojekt hat eine Laufzeit von
zehn Jahren und einen finanzi-
ellen Umfang von 15 Millionen
Euro.

Thüringen

Staatstheater Weimar
Am 14. Dezember 2007 wurden
die Verträge zur Umwandlung
des deutschen Nationaltheaters
Weimar in ein Staatstheater un-
terzeichnet. Von 2009 bis 2012
wird das Land jährlich rund 16,6
Mio. Euro zahlen, also 80% der
Kosten, auf die Stadt entfallen
4,4 Mio. Euro. Die neue Struk-
tur wurde bereits zum 1. Januar
2008 umgesetzt.

Erstes Bibliotheksgesetz
in Deutschland
Thüringen hat am 4. Juli 2008
als erstes Bundesland ein Biblio-
theksgesetz verabschiedet. Dar-
in werden der Bestand und die
Finanzierung der Bibliotheken
geregelt. „Damit setzen wir bun-
desweit Maßstäbe“, sagte Kul-
tusminister Bernward Müller
(CDU) im Landtag in Erfurt. Die
Opposition bezeichnete die Re-
gelungen dagegen als bloßes
Zeichen des guten Willens ohne
Konsequenzen. Auf Kritik stieß
vor allem die Festlegung, dass
Bibliotheken weiterhin freiwil-
lige Leistungen der Kommunen
bleiben sollen. Damit stünden sie
an vorderer Stelle bei Sparpro-
grammen der Gemeinden. Der
Thüringer Bibliotheksverband
hatte bereits 2006 eine gesetzli-
che Regelung gefordert, die den
Bestand der Einrichtungen si-
chert. Die Landesregierung lehn-
te dies anfangs ab, änderte je-
doch ihre Meinung nach der
Rede des Bundespräsidenten
Horst Köhler bei der Wiederer-
öffnung der Anna Amalia Biblio-
thek im Oktober 2007. Dort hat-
te er vor einem Bibliothekenster-
ben gewarnt. Auch die Enquete-
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kommission „Kultur in Deutsch-
land“ des Deutschen Bundesta-
ges wies auf die mangelnde
„rechtliche und strukturelle Prä-
zisierung der deutschen
Bibliothekslandschaft“ hin.

Mit dem Gesetz habe Thürin-
gen die Bibliotheken „auf die po-
litische Tagesordnung gesetzt“,
sagte Müller. Sie seien jetzt of-
fiziell als Bildungsinstitutionen
anerkannt und könnten auf ent-
sprechende Fördertöpfe zugrei-
fen. Die finanzielle Verantwor-
tung für die Bibliotheken müsse
jedoch weiterhin bei den Trägern
liegen. Dies sei Teil der Autono-
mie der Kommunen und Hoch-
schulen. Die Festschreibung als
Pflichtaufgabe wäre nach Anga-
ben des CDU-Abgeordneten
Jörg Schwäblein nicht zu bezah-
len. In diesem Falle müsste das
Land die gesamten Kosten für
die Bibliotheken von 20 Millio-
nen Euro pro Jahr übernehmen.
„Die Verantwortung muss des-
halb in den Orten bleiben. Dort
muss die Bibliothek angenom-
men, erstritten und auch gegen
Widerstände verteidigt werden.“
In ihrem Schlussbericht hatte die
Bundestags-Enquete-Kommissi-
on vorgeschlagen, in den Län-
dern Bibliotheksgesetze zu
schaffen, in denen Bibliotheken
als Pflichtaufgabe der öffentli-
chen Hand geregelt werden. Als
Alternative dazu regte die Kom-
mission die rechtliche Absiche-
rung der Bibliotheken durch ei-
nen länderübergreifenden Staats-
vertrag an, woran der Deutsche
Kulturrat am 3. Juli erinnerte.
Deutschlands Bibliotheken sind
die am stärksten genutzten Kul-
tur- und Bildungseinrichtungen
im Land. Jährlich besuchen laut
Kulturrat mehr als 200 Millio-

nen Leser Bibliotheken. Gleich-
wohl sind öffentliche Bibliothe-
ken bei Kürzungen der Zuwen-
dungen für Kultur immer wieder
besonders betroffen.

Klassik Stiftung Weimar
organisiert sich neu
Um das kulturelle Erbe Weimars
erhalten und zeitgemäß vermit-
teln zu können, hat die Klassik
Stiftung Weimar im Juli 2008
einen Masterplan beschlossen.
Er soll mit Unterstützung von
Bund und Freistaat Thüringen
bis 2017 umgesetzt werden.

Wichtigstes Anliegen der Stif-
tung ist es, die ihr anvertrauten
Kulturdenkmäler und Kunst-
schätze zu sichern und zu erhal-
ten. Bis 2011 soll deshalb nicht
nur ein zentrales Depot errich-
tet, sondern auch das Goethe-
und Schiller-Archiv saniert wer-
den.

Ein weiterer Schwerpunkt ist
die dringend notwendige Re-
staurierung wertvoller Druck-
und Handschriften. Bis 2017 soll
der Erhaltungszustand der ge-
fährdeten Bestände des Goethe-
und Schiller-Archivs, der Herzo-
gin Anna Amalia Bibliothek und
der Graphischen Sammlungen
stabilisiert werden.

Der Brand der Herzogin Anna
Amalia Bibliothek im Herbst
2004 hat an die 50 000 Bücher
vernichtet, rund 62 000 Bände
zum Teil schwer beschädigt. Ihre
Wiederbeschaffung ist – soweit
möglich – im Masterplan eben-
falls vorgesehen. Neues Zentrum
der Klassik Stiftung wird laut
Masterplan das Weimarer Stadt-
schloss sein. Die Museumsland-
schaft in und um Weimar soll
zukünftig von dort aus erschlos-
sen werden. Einen Überblick

über 500 Jahre deutscher Kultur-
geschichte aus der Perspektive
Weimars soll eine neue Dauer-
ausstellung zum „Kosmos Wei-
mar“ bieten.

Zur Klassik Stiftung Weimar
gehören 25 Kunst- und Literatur-
museen, Dichterhäuser sowie
historische Schloss- und Parkan-
lagen. Nicht nur die Wohnhäu-
ser Goethes und Schillers, son-
dern auch die letzte Wohnung
Friedrich Nietzsches mit dem
Jugendstil-Interieur Henry van
de Veldes und der Weimarer
Wohnsitz Franz Liszts zählen
dazu. Neun Gebäude und Park-
landschaften des „klassischen“
Weimar wurden 1998 in die
Welterbeliste der Unesco aufge-
nommen. Seit 2001 ist auch der
handschriftliche Nachlass Jo-
hann Wolfgang von Goethes in
den Registern des „Memory of
the World“ verzeichnet. Die
Klassik Stiftung Weimar ent-
stand 2003 aus der Zusammen-
führung der Stiftung Weimarer
Klassik mit den Kunstsammlun-
gen Weimar. Finanziert wird die
Stiftung vom Bund, vom Frei-
staat Thüringen und von der
Stadt Weimar.

Auch eine der bedeutendsten
Kunstschulen der Moderne wur-
de in Weimar gegründet. Zwi-
schen 1919 bis 1925 versammel-
te das „Staatliche Bauhaus“ die
damalige Künstlerelite in der
Stadt. Die Stiftung plant, dem
historischen Bauhaus nun ein
neues Museum zu widmen. 2009
soll deshalb ein Architekten-
wettbewerb ausgelobt werden,
aus dem der Entwurf für das ge-
plante Bauhaus-Museum hervor-
gehen soll.

Für die Umsetzung des Mas-
terplans haben der Bund und der
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Freistaat Thüringen jeweils 45
Millionen Euro zur Verfügung
gestellt. Kulturstaatsminister
Bernd Neumann, aus dessen
Haushalt das Sonderprogramm
finanziert wird, erhöht außerdem
die jährliche Förderung der
Klassik Stiftung Weimar bis
2010 auf 8,769 Millionen Euro.

Weitere Meldungen
aus der Kulturpolitik

Was ist Kunst, was Kultur? *
Natürlich gab es wieder die üb-
lichen Skandale und Tabu-
brüche: Ein Künstler namens
Gregor Schneider hatte den Plan,
einen Sterbenden auszustellen:
„Ich möchte eine Person ausstel-
len, die eines natürlichen Todes
stirbt oder der eben eines natür-
lichen Todes gestorben ist.“ im-
merhin gab es darüber erhebli-
che Empörung (General-Anzei-
ger vom 22. April 2008; WamS
vom 20. April 2008). Der Gold-
mann-Verlag hat sich geweigert
aus Michael Jüergs erschienenen
zweiten Auflage der Grass-Bio-
graphie den Hinweis herauszu-
nehmen, er habe sich freiwillig
zur Waffen-SS gemeldet. (FAZ
vom 5. November 2007) und
nach einem Hinweis des Süd-
deutschen Zeitungsmagazins
soll Günter Grass auch das Wort
von der „Entartung der deut-
schen Presse“ geprägt haben.
Und kein Geringerer als der
Papst empörte sich über einen
grünen Frosch am Kreuz in ei-
ner Ausstellung in Klagenfurt.
Den Skandal um die gefälschten
Terrakotta-Krieger im Hambur-
ger Völkerkundemuseum erklärt
die FAZ vom 15. Dezember
2007 wie folgt: „Dabei sind bei-

de Seiten (gemeint das Museum
und das Leipziger Eventunte-
rnehmen CCAC) doch nur über
das Ziel hinaus geschossene
Handlanger eines Trends: Aus-
stellungen müssen heute Events
sein, müssen noch nie Dage-
wesenes bieten oder zumindest
versprechen, müssen Besucher-
rekorde brechen und Umsatz-
explosionen in den Museums-
shops verzeichnen. Show als
Show … Museen unter Erfolgs-
und Eventzwang: wen wundert
vor diesem Hintergrund der
Hamburger Reinfall?“ Ob Peter
Lenks nackte Politikergestalten
(s. Bericht in der FAS vom 21.
September 2008) wirklich künst-
lerisch wertvoll sind, sei ebenso
dahingestellt wie die Frage, ob
es eine gute Idee war, anlässlich
einer Marat-Aufführung im
Hamburger Schauspielhaus
Hartz IV-Empfänger auftreten zu
lassen, die die Namen der reich-
sten Hamburger und die Höhe
ihres Vermögens vorlasen. Die
Kultursponsoren waren jeden-
falls empört (FAS vom 2. No-
vember 2008; SZ vom 31. Ok-
tober 2008).

Kein Skandal war hingegen
der angebliche über die Eich-
stätter Bibliothek, wo nach An-
gaben des Landes Bayern nur
verschimmelte und neuere Ex-
emplare vernichtet worden. Vor
einem Jahr war bekanntgewor-
den, dass die Uni-Bibliothek
rund 80 Tonnen der teils wert-
vollen Bestände der 1999 über-
nommenen Zentralbücherei der
Kapuziner als Altpapier entsorgt
hatte. Daraufhin hatte die Staats-
anwaltschaft Ingolstadt Anklage
wegen Untreue in fünf Fällen
gegen die Leiterin der Bibliothek
erhoben. Die Leitung der Katho-

lischen Universität Eichstätt-In-
golstadt sieht sich durch das
Gutachten der Staatsbibliothek
rehabilitiert.

Ein Plädoyer gegen „mehr
Kultur“ hat Nils Minkmar in der
FAS vom 25. November 2007
vorgelegt: „Irgendwie ist die
Sache suspekt, wird mit der Kul-
tur ein Mehr an Menschlichkeit
oder … gefördert, oder bloß ein
Mehr an Heuchelei? Soll die …
Gemütlichkeit von anderem Un-
angenehmem Brisantem ablen-
ken … Kultur drohe zu einer
‚Art Reservat’ vor den Instru-
menten der Vernunft zu werden,
in das jene fliehen, die sich den
global verhandelten Argumenten
auf den gesamten Feldern
Marktwirtschaft, Umwelt, wis-
senschaftlicher Fortschritt und
Menschenrechte nicht gewach-
sen fühlen.“ Und das, wo nach
einer Umfrage in der FAS vom
6. Januar 2008 gerade einmal
10 % der Bevölkerung häufig
am kulturellen Leben teilneh-
men, 43 % gelegentlich, darüber
entscheidet Bildungsniveau und
soziale Schicht. Einfache Arbei-
ter oder Facharbeiter sind selten
dort zu finden. Immerhin hat das
Sozialgericht in Köln Dieter
Bohlen die Künstlereigenschaft
zugesprochen in seiner Eigen-
schaft als Juror der RTL-Sen-
dung „Deutschland sucht den
Superstar“. Bohlen sei, so die
FAZ vom 13. November 2007,
ungeachtet des Niveaus künstle-
risch tätig und daher muss nun
RTL mehr als 173 000 Euro an
die Künstlersozialkasse zahlen.
Und eine ganz entscheidende
Frage ist natürlich: Darf man
noch rauchen? Auf dem Theater
wenigstens? Müssen jetzt alle
Inszenierungen rauchfrei wer-
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den, um dem Schutz der Gesund-
heit Vorrang vor der Freiheit der
Kunst zu geben? Der Deutsche
Bühnenverein hat sich schon
2006 gegen die Absicht der Bun-
desregierung verwehrt in Thea-
tern ein generelles Rauchverbot
vorzuschreiben. Dies sei recht-
lich nicht haltbar. Die Kunst-
freiheit gebiete für das Rauchen
auf der Bühne gesetzliche Son-
derregelungen. Da hat auch Bay-
ern die Ausnahme explizit gere-
gelt, dort gilt das Rauchverbot
nicht bei künstlerischen Darstel-
lungen, in denen das Rauchen als
Teil der Darbietung Ausdruck
der Kunstfreiheit ist. Andere
Länder wie Rheinland Pfalz und
Niedersachsen haben diese Rau-
chernische für die Kunst nicht im
Gesetz. Christine Dössel kommt
in der SZ vom 5. Januar 2008 zu
folgender Schlussfolgerung:
„Viele Theater, und das ist an-
zunehmen, werden Nikotin fast
ja schon im Kopf ansetzen, um
die Zigarette im Namen der
Mehrheit und der Quote von der
Bühne verbannen. Andere, und
das werden nicht wenige sein,
werden nach den Kunstprotesten
jetzt erst recht Prinzip deutliche
Rauchzeichen setzen und die
Bühne als letztes öffentliches
Refugium für Tabak- und ande-
re Sünder behaupten. Dass Rau-
chen gesundheitsgefährdend ist
und eine böse Sucht darstellt,
dass es in einer durchkontrol-
lierten Drill- und Trimmgesell-
schaft als eine Charakterschwä-
che angesehen wird, als eine
Krankheit, ein Sozialmerkmal,
eine Widrigkeit gegen die allge-
meine Sauberkeit und Ordnung,
dass es stigmatisiert und regle-
mentiert wird, ist genau das, was
die Kunst daran zu interessieren

hat. Denn das war immer schon
ihre vornehmste Aufgabe: zu
zeigen, wie lasterhaft, schädlich
und tödlich das menschliche Le-
ben ist. Und von denen zu erzäh-
len, die sich verbrennen. Das
Theater warnt: Leben gefährdet
ihre Gesundheit! Und auch
Nichtraucher müssen sterben.“
Und natürlich muss man die Ju-
gend vor all zu freizügigen Bil-
dern warnen, so auch vor sol-
chen des Malers Otto Dix. Das
hat jedenfalls das Chemnitzer
Museum Gunzenhauser getan
mit dem Hinweis „Einige der in
diesem Kabinett ausgestellten
Werke sind für Kinder ungeeig-
net.“ (DIE WELT vom 12. Ja-
nuar 2008).

Ob Romanstoffe dem Theater
aus der Not helfen, darüber sin-
niert Christopher Schmid in der
SZ vom 2. Oktober 2008 („Plap-
pernde Buchstützen“). Immerhin
biete das die Möglichkeit, dem
Risiko eines neuen Theater-
stücks zu entgehen. Es spricht
allerdings nicht für einen positi-
ven Zustand der kulturellen Bil-
dung hierzulande, wenn die GEZ
von Friedrich Schiller, verstor-
ben 1805, Gebühren eintreiben
will (FAZ vom 2. Oktober 2008).

Und dass wir uns den ganzen
Sommer über die Winkelzüge
bei der Nachfolge im Haus Wag-
ner haben unterrichten lassen
müssen, wurde dann doch lang-
sam langweilig. Kurzweiliger
war da, dass ein Herr Erich Fi-
scher namens einer Kulturstif-
tung München per Anzeige ge-
gen die Parsifal-Neuinszenie-
rung protestierte, weil „Richard
Wagners Bühnenweihfestspiel
bis zur Unkenntlichkeit ver-
fälscht wird“. Aber jetzt wissen
wir immerhin, wer sich für was

interessiert: Für die Untersu-
chung „Kulturindikatoren im
Ländervergleich“ stellten die
Experten des Statistischen Bun-
desamtes sowie der Statistik-
ämter der Länder erstmals ihre
Daten zum Thema Kultur in ei-
nen Zusammenhang (Berichte in
der SZ vom 30. Juli 2008: „Guck
mal, wer da guckt“; Die WELT
vom 30. Juli 2008: „In Deutsch-
land blüht allerorten die Kul-
tur“). Ausgewertet wurden dabei
nicht nur die amtlichen Statisti-
ken, sondern auch die Daten an-
derer Kultureinrichtungen – je-
weils die neuesten aus den Jah-
ren 2005 und 2006. So entstand
ein 70 Seiten starker Überblick
über 20 sogenannte „Kulturindi-
katoren“ – vom Theaterbesuch
über Erwerbstätige in Kulturbe-
rufen bis hin zu Besuchszahlen
von Volkshochschulkursen und
den öffentlichen Ausgaben der
Länder (einzusehen im Internet
unter www.statistik-portal.de).
Die Ergebnisse fasst der Präsi-
dent des Statistischen Bundes-
amtes, Wolfgang Radermacher,
so zusammen: Kultur wird in
Deutschland zunehmend zum
Standortfaktor für Städte. Dabei
erfreuen sich klassische Kultur-
einrichtungen wie Theater und
Museen ungebrochener Beliebt-
heit, während gleichzeitig die
neuen Medien genutzt werden.
Damit belegt sie die anhaltende
Beliebtheit – und wirtschaftliche
Wertschöpfungskraft – klassi-
scher Kultureinrichtungen wie
Theater und Museen. So wurden
im Jahr 2006 in Deutschland
knapp 103 Millionen Museums-
besucher und in der Spielzeit
2005/06 34,8 Millionen Thea-
tergänger gezählt. Womit fest-
steht, dass die Deutschen (und
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ihre Besucher) dreimal öfter ins
Museum als ins Theater gehen.
Am meisten Geld floss ins Thea-
ter und die Musik (37 Prozent),
dahinter folgten Museen und
Ausstellungen (19 Prozent).
Spitzenreiter ist ganz klar die
Museumsstadt Berlin mit 3,5
Besuchen pro Einwohner. Auch
Bremen konnte sich mit 2,3 Mu-
seumsbesuchen je Einwohner
recht weit von den übrigen Län-
dern absetzen. Bei den Theatern
führt dagegen die selbsternann-
te „Musicalhauptstadt“ Ham-
burg die Statistik an: Da kom-
men 2380 Besuche auf 1 000
Einwohner. Bremen (920), Ber-
lin (910), Sachsen (560) und
Baden-Württemberg (470) er-
reichten ebenfalls Zahlen, die
über dem Bundesdurchschnitt
von 420 Theaterbesuchen je 1 000
Einwohner lagen. Schlusslichter
sind in dieser Kategorie Bran-
denburg und Rheinland-Pfalz,
bei den Museumsbesuchen: Hes-
sen und das Saarland. Insgesamt
gehen im Schnitt vier von zehn
Bundesbürgern einmal im Jahr
ins Theater. Zwar ging die Zu-
schauerzahl seit der Saison
2000/01 tendenziell zurück, in
den letzten zwei Jahren ist sie
jedoch – ebenso wie die Zahl der
Museumsbesucher – weitgehend
konstant geblieben. Anders bei
den Kinogängern: Deren Zahl
nimmt deutlich ab. Bei den Film-
vorführungen auf bundesweit
4848 Leinwänden wurden 2006
insgesamt rund 137 Millionen
Besucher gezählt – das sind zwar
neun Millionen mehr als im Vor-
jahr, aber 41 Millionen weniger
als im Jahr 2001. Durchschnitt-
lich ging im Jahr 2006 jeder Ein-
wohner nur 1,7-mal ins Kino.

Die Zahl der Leinwände in

Lichtspielhäusern stieg im glei-
chen Zeitraum von 4 792 auf 4
848 an.

Das mag auch mit der eben-
falls in der Statistik erfassten
Rundumausstattung der privaten
Haushalte mit technischen Gerä-
ten und neuen Medien zu tun ha-
ben. Dabei fällt vor allem auf,
dass die klassischen Kulturein-
richtungen wie Theater und Mu-
seen eben nicht von den neuen
Medien verdrängt werden. 2006
besaßen 95 Prozent aller deut-
schen Haushalte einen Fernse-
her, 69 Prozent einen Videore-
corder und 59 Prozent ein DVD-
Gerät. Immerhin 71,6 Prozent
der Haushalte besaßen in dem-
selben Jahr einen Computer und
57,9 Prozent einen Internetan-
schluss. Leidtragende dieser
Entwicklung sind allerdings die
Kinos.

Im Jahr 2005 gab jeder Privat-
haushalt in Deutschland im
Durchschnitt 2 784 Euro für
Freizeit, Unterhaltung und Kul-
tur aus, erheblich mehr als noch
2003, als es 2616 Euro waren.
Den Löwenanteil machten dabei
Zeitungen und Zeitschriften mit
264 Euro aus, gefolgt von Bü-
chern, erst dann folgen Wieder-
gabegeräte wie MP3-Player. In-
teressant ist auch, dass schon
2005 die Privathaushalte mit 96
Euro für Tonträger genauso viel
Geld ausgaben wie für den Be-
such von Theater, Musik, Film
oder Zirkus. Ferner ging jeder
bundesdeutsche Einwohner im
Jahr 2006 statistisch gesehen
zwei Mal in eine Bibliothek am
Ort und entlieh dabei fünf Me-
dien. Doch auch das Interesse an
Kultur insgesamt scheint zu
wachsen: Mehr als fünf Prozent

aller Schüler unter 19 Jahren
lernten 2006 an einer öffentli-
chen Musikschule ein Instru-
ment, die meisten davon antei-
lig in Baden-Württemberg. Und
immerhin rund eine Million
Menschen besuchten 2006 einen
Volkshochschulkurs im Bereich
Kultur und Gestalten, die mei-
sten davon in Bayern. Dazu
passt, dass die Zahl der Hoch-
schulabsolventen im Bereich
Kunst und Kunstwissenschaften
zwischen 2000 und 2006 um fast
ein Viertel stieg. Die meisten
Absolventen zählten die Statisti-
ker in Nordrhein-Westfalen, pro-
zentual aber sticht Berlin als be-
deutender Hochschulstandort für
angehende Künstler hervor.

Deutschland wird also tatsäch-
lich zum Medienland – und das
nicht nur bei der Nutzung, auch
bei der Kulturproduktion. Denn
offenbar entlassen die Hoch-
schulen ihre Absolventen kei-
neswegs in die Arbeitslosigkeit:
Auch die Zahl der im Kulturbe-
reich bezahlt Tätigen nimmt zu,
dabei rechnen die Statistiker al-
lerdings auch die Medien ein. So
arbeiteten 2006 bereits 7,5 Pro-
zent der Erwerbstätigen in Ber-
lin in Kulturberufen, bundesweit
waren es 2,3 Prozent aller Er-
werbstätigen. Die wenigsten
„Künstler“ gibt es in Sachsen-
Anhalt, hier sind es nur 1,2 Pro-
zent aller Erwerbstätigen. Was
die Kulturausgaben angeht, liegt
Sachsen im Ländervergleich
vorne: Mit 155,40 Euro pro Ein-
wohner gab der Flächenstaat im
Jahr 2005 am meisten für Kultur-
zwecke aus, gefolgt von den drei
Stadtstaaten Bremen (147,10
Euro), Berlin (146,90 Euro) und
Hamburg (144,60 Euro).
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Schlusslichter waren Schleswig-
Holstein (53,60 Euro) und das
Saarland (50,10 Euro).

Die Länder bestreiten in
Deutschland knapp 42 Prozent
der Kulturausgaben, die Kom-
munen kommen für 45,5 Prozent
auf, der Bund übernimmt gut
zwölf Prozent. Insgesamt haben
die öffentlichen Haushalte im
Jahr 2005 acht Milliarden Euro
für Kultur ausgegeben. Dass die-
se Summe lediglich 1,6 Prozent
des Staatshaushaltes ausmacht, ist
die Kehrseite der glänzenden
Kulturmedaille (Die WELT vom
15. September 2008). Immerhin
vermutet die Zeit vom 23. Ok-
tober, dass angesichts der Fi-
nanzkrise Kunst und Kultur
profitieren werden: „Sie stehen
auf einmal, von den Zudringlich-
keiten der Ökonomie befreit, in
ihrer ursprünglichen Hoheit da
und müssen nicht mehr leiden,
dass die häppchenverschmierten
Finger der Partygäste aus der
Wirtschaft ihren Leib beflecken.

Auf lange Zeit werden es die In-
dustrie- und Finanzmagnaten,
die ungebetenen Berater und
Marketingexperten nicht mehr
wagen, den Bühnen und Muse-
en und Universitäten jeden höhe-
ren Ehrgeiz auszureden und ih-
nen peinlichste Beachtung des
Marktes zu empfehlen. Die Rede
vom Markt überhaupt hat ihre
Autorität verloren, seitdem der
Markt selbst dort, wo er zu Hau-
se ist, nicht mehr den Dienst tut,
den man ihm andichtete. … Er-
kenntnis und Schönheit unterlie-
gen nicht dem Gesetz von An-
gebot und Nachfrage: Eine
Wahrheit bleibt wahr, auch wenn
sie zur Handelsware nicht taugt
oder sogar außer Verkehr gerät.
Das sind Binsenweisheiten; aber
sie waren gründlich verschüttet.
Bis vor wenigen Wochen galt,
dass jedes Qualitäts- oder Ge-
schmacksurteil, das sich nicht
dem Markt unterwarf, als elitär
denunziert wurde. Aber was
meinte der Vorwurf? Als elitär

wurde bezeichnet, was keinen
massenhaften Absatz, also kei-
nen Gewinn erwarten ließ. Auf
merkwürdigen Wegen hatte der
Marktradikalismus unserer Tage
den Proletkult der frühen Sow-
jetunion wieder hervorgebracht:
Was den Massen nicht schmei-
chelte, hatte als unsittlich zu gel-
ten.“

Immerhin plädierten die Kul-
turbeauftragte des Rates der
Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Petra Bahr,
und der Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates, Olaf
Zimmermann für neue eine
Sonntagskultur;, ausgesprochen.
„Der arbeitsfreie Sonntag ist
eine kulturelle Errungenschaft,
die wir nicht leichtfertig aufge-
ben dürfen. Wir brauchen einen
Tag, der uns daran erinnert, das
Leben mehr ist als das, was wir
leisten“, betonte Petra Bahr bei
einem gemeinsamen Pressege-
spräch am 28. November in
Berlin.
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Sparten
in
Verlautbarungen
und Presse

Architektur

Berliner Baukollegium
gegründet
In Berlin gibt es von August
2008 an ein „Baukollegium“.
Dieses Fachgremium soll zu
wichtigen Entwicklungs- und
Einzelprojekten in der Stadt Stel-
lung nehmen. Die Mitglieder
werden von Senatsbaudirektorin
Regula Lüscher für die Dauer
einer Legislaturperiode berufen.

Sehnsucht
„Sehnsucht nach Baukunst“
konstatiert Rainer Haubrich in
der WELT vom 1. Dezember
2007 und kommt zu dem
Schluss: „Mit dem Ende der
deutschen Teilung ist das Zwie-
gespräch mit der eigenen Ge-
schichte neu in Gang gekom-
men, und der Verlust bedeuten-
der Werke der Baukunst wird
mehr denn je auch als solche
empfunden. Angesichts dessen,
was die architektonische Moder-
ne in den letzten Jahrzehnten
hinterlassen hat, grenzt es in den
Augen vieler Menschen heute
erneut an Hybris, wenn zeitge-
nössische Architekten glauben,
sie könnten mit ihren Empfin-
dungen die in Jahrhunderten
lang gewachsen Überlieferung
antreten.“

Auswärtige
Kulturpolitik

„Miserable Selbstdarstel-
lung“
Zum Ausbau der Auslands-
schulen bemerkt Heike Schmoll
in der FAZ vom 29. Dezember
2007: „Andere europäische
Staaten haben die Bedeutung ih-
rer auswärtigen Kulturpolitik
schon viel früher erkannt, das
schulische Netz entsprechend
ausgebaut.“ Frankreich verfügt
etwa über 252 Auslandsschulen
in 39 Ländern, 40 unabhängige
Schulen, gefördert für jeden
Schüler mit weit mehr als 2 000
Euro. In Deutschland gibt es bis-
lang 117 deutsche Auslands-
schulen in 63 Ländern und über
400 Schulen im Ausland mit
deutschsprachigem Zweig. „An-
gesichts dieser miserablen
Selbstdarstellung Deutschlands
im Ausland, aber wenig attrak-
tiver Repräsentanz durch Dauer-
konflikt zwischen Schulvorstand
und Schulleitung an einigen
deutschen Auslandsschulen sei
eine Verstärkung der ausländi-
schen Kulturpolitik längst über-
fällig.“

Zahl der Auslandsschulen
verdoppeln
Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier (SPD) will die
Zahl der deutschen Auslands-
schulen in den nächsten drei bis
fünf Jahren auf etwa 1 000 ver-
doppeln. Das kündigte der Vize-
kanzler am 13. Februar 2008 an.
„Der Bedarf nach deutscher ‚Be-
schulung’ ist größer als PISA ver-
muten lässt“, meinte der Außenmi-
nister, der auch für das Goethe-

Institut zuständig ist. Das Goe-
the-Institut, die Partnerschulen
im Ausland und die deutsche
Wissenschaftspolitik im Ausland
bezeichnete Steinmeier als Re-
formschwerpunkte der Auswär-
tigen Kulturpolitik Deutsch-
lands. Fraktionsübergreifend be-
scheinigten die Bundestagsabge-
ordneten Steinmeier, einen „po-
sitiven Paradigmenwechsel“ in
der Auswärtigen Kulturpolitik
eingeleitet zu haben.

Neue Initiaven
Am 30. Mai 2008 wurde im
Bundestag über eine neue Initia-
tive des Unterausschusses für
Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik verhandelt zur För-
derung der deutschen Schulen
im Ausland sowie der ausländi-
schen Schulen mit einer engen
Bindung an Deutschland. Der-
zeit gibt es 123 solcher Schulen,
die über eine Zentralstelle für
das Auslandsschulwesen gesetz-
lich vom Innenministerium be-
treut werden, darüber hinaus exi-
stieren 164 so genannte Partner-
schulen in insgesamt 60 Län-
dern. Diese Zahl soll stark ver-
mehrt werden auf insgesamt
1 000 Schulen, es wurde bereits
in 2007 das Budget um 45 Mil-
lionen Euro insgesamt auf 225
Millionen Euro erhöht.

Die SZ vom 30. Mai bemerkt
dazu: „Es ist Jahrzehnte her, dass
die auswärtige Kulturarbeit in
der Politik so leicht gehabt wird
und zum ersten Mal seit langer
Zeit kann man sich auf einen Au-
ßenminister verlassen, der nicht
nur wohlgesonnen ist, sondern
sich eklatant im Unterschied zu
seinem Vorgänger auch mit ihr
beschäftigt.“
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Goethe-Institut
Unter anderem sind neue Goe-
the-Institute in Afrika (vgl. auch
Bericht in der FR vom 4. Sep-
tember 2008: „Die deutsche
Charmeoffensive“; DIE WELT
vom 12. September 2008: „Goe-
the kam bis Tansania“) in Dar-
essalam und Ruanda sowie Aus-
bildungszentren an fünf afri-
kanischen Universitäten geplant.

Außenminister Steinmeier
räumte ein, dass man Lateiname-
rika bei der auswärtigen Kultur-
politik „etwas aus den Augen
verloren“ habe. „Es ist eine Re-
gion, die uns kulturell viel nä-
her ist, als viele bei uns denken.
Dabei sind es Länder, die sich
gerne zu ihren europäischen
Wurzeln bekennen und wieder
stärker ihren eigenen Auftritt bei
uns suchen.“ Steinmeier kündig-
te daher wieder einen stärkeren
Austausch mit südamerikani-
schen Ländern an. Das Goethe-
Institut will seine Arbeit auch in
Asien verstärken und dabei un-
ter anderem auch in China eine
stärkere Präsenz zeigen. So sol-
len die Einrichtungen in Peking
und Shanghai erweitert werden,
in Shanghai ist ein eigenes Goe-
the-Institut geplant. Auch an an-
deren Orten in der Volksrepublik
will das Goethe-Institut künftig
vertreten sein. In Russland hofft
man auf eine Gründung in No-
wosibirsk, da das Institut bisher
in Sibirien nur mit Lesesälen
vertreten ist. An das „Experi-
ment Pjöngjang“ in Nordkorea
hat Goethe-Präsident Lehmann
keine übertriebenen Erwartun-
gen: „Die Bedingungen für un-
sere Arbeit müssen dort kritisch
beobachtet werden. Goethe-In-
stitute sind als geistige Orte Frei-
räume für Menschen, die etwas

kennenlernen wollen und sie ver-
mitteln auch Kritikfähigkeit und
Urteilsvermögen, manchmal
auch fruchtbare Irritationen.“ S.
auch den Bericht in der SZ vom
14. Dezember 2007.

Am 8. September 2008 war
die Bundeskanzlerin zu Gast in
der Münchner Zentrale des Goe-
the-Instituts. In einer Grund-
satzrede zur Auswärtigen Kul-
tur- und Bildungspolitik erklär-
te sie, dass angesichts von Glo-
balisierung und dynamisch
wachsender Wirtschaftsregionen
die kulturelle Arbeit im Ausland
für Deutschland immer wichti-
ger werde: „Wenn wir in einer
Welt mit anderen Ländern zu-
sammen leben, arbeiten und ge-
stalten wollen, dann haben wir
die Aufgabe, uns besser kennen
zu lernen. Genau dieser Aufga-
be fühlen sich die Goethe-Insti-
tute verpflichtet.“ Das Goethe-
Institut sei das kulturelle Gesicht
und ein Botschafter Deutsch-
lands in die Welt hinein: „Die
Arbeit des Goethe-Instituts
schafft Vertrauen in unser Land
und dieses Vertrauen brauchen
wir.“ Mit Blick auf die jüngsten
Spannungen im Kaukasus setz-
te sich Merkel besonders für ei-
nen stärkeren Kulturaustausch
mit Russland ein. Auswärtige
Kulturpolitik sei für die Bundes-
regierung einerseits Selbstwer-
bung, auf der anderen Seite kön-
ne Deutschland damit seine
Wertvorstellungen von Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechten vermitteln.
Zugleich warnte sie vor einer
„schleichenden Kompetenz-
verlagerung“ der Kulturpolitik
nach Brüssel, weil es dort die
„materiellen Pfründe“ gebe. Die

Bundeskanzlerin sagte den Goe-
the-Instituten weitere Unterstüt-
zung der Bundesregierung zu.
Im Entwurf für den Bundeshaus-
halt 2009 sei der Mittelansatz für
die Kultureinrichtungen um 7,5
Prozent erhöht worden. Sie hof-
fe, dass er nicht nach unten revi-
diert werde. Das Goethe-Institut
mit fast 150 Dependancen in
mehr als 80 Ländern sei „so et-
was wie eine Visitenkarte für
unsere Kulturlandschaft“, sagte
Merkel. Die deutschen Sprach-
und Kultureinrichtungen seien
weltweit „das Symbol des kul-
turellen Austausches“. Vor Mer-
kel hatte noch kein Kanzler den
Hauptsitz des Goethe-Instituts
besucht. Die Kanzlerin forderte
auch eine selbstbewusste Stär-
kung der deutschen Sprache
weltweit. Dabei müsse sich vor
allem die Wirtschaft Mühe ge-
ben, englische Begriffe ins Deut-
sche zu übertragen.

Die FAZ vom 9. September
2008 kommentiert: „Man hat sie
nicht verwöhnt in den letzten
Jahren, die dreitausend Mitarbei-
ter des Goethe-Instituts (GI). Die
Regierung Schröder ließ in Per-
son ihres Außenministers Joseph
Fischer von Anfang an keinen
Zweifel daran, dass ihr die aus-
wärtige Kulturpolitik maximal
ein Lippenbekenntnis wert war.
Zwar besuchte Fischer die
Münchner Zentrale, gab sich
dort aber reserviert bis kalt-
schnäuzig. Sparrunden, Etat-
kürzungen und Institutsschlie-
ßungen, die an Image und
Selbstverständnis der Sprach-
und Kulturvermittler kratzten,
waren die Folge. Nichts hätte
uninteressanter sein können als
auswärtige Kulturpolitik, so
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schien es. Diese Auffassung ist
Vergangenheit.“

Die SZ vom 9. September
2008: „Nein, glamourös war die
Rede der Kanzlerin im Goethe-
Institut sicher nicht. Aber erfri-
schend deutlich und unbeschei-
den. Denn eines dürfe sich die
deutsche Kulturpolitik schon lei-
sten: mehr Selbstbewusstsein
zeigen.“ taz vom 9. September
2008: „(Die Bundeskanzlerin)
formulierte … ziemlich hand-
fest, was die Bundesregierung
von auswärtiger Kulturpolitik
will: vor allem, so lässt sich das
zusammenfassen, ein sorgfälti-
ges Ausschöpfen der Begeg-
nungspotenziale, die sich in die-
sen Bereichen bieten. Wenn da-
bei noch Deutsch als „selbstbe-
wusste Sprache im 21. Jahrhun-
dert“ vermittelt wird, ist für sie
alles gut. Vor allem in längerfri-
stiger Perspektive ist das wirk-
lich interessant. Kultur ist jetzt
nicht mehr wie bis in die Acht-
zigerjahre das andere von Poli-
tik; sei es als deren Prügelkna-
be, sei es als deren vermeintlich
moralisch überlegener Lehrmei-
ster. Kultur ist auch nicht mehr
– wie noch unter Rot-Grün – der
Ort, der die Leerstelle im Zen-
trum der Gesellschaft füllen und
die Wunden von Krieg und
Holocaust heilen soll. Sondern
sie ist für Merkel der Ort, an dem
Menschen sich begegnen kön-
nen, ohne gleich über nationale
Interessen oder Geschäfte reden
zu müssen (wobei spätere Ge-
spräche in diese Richtungen
nicht ausgeschlossen sind).“

Regensburg koordiniert
Welterbe-Modellprojekt
Die Stadt Regensburg wird in

den kommenden Jahren ein
europaweites Modellprojekt von
Weltkulturerbe-Städten leiten.
Bei dem Vorhaben geht es dar-
um, Strategien für den Umgang
der Städte mit ihren Denkmälern
zu erarbeiten. Das Projekt „HerO
– Heritage as Opportunity“
(Kulturerbe als Chance) hat ein
Budget von insgesamt 850 000
Euro und wird von der EU mit
250 000 Euro gefördert. Die
Regensburger Altstadt war vor
zwei Jahren als bislang letzter
Ort in Deutschland mit dem
Weltkulturerbe-Prädikat der
UNESCO ausgezeichnet wor-
den. Das europäische Städtenetz
soll Anfang 2009 mit der Arbeit
beginnen.

Unterfinanzierung des
Kunstaustauschs
Derzeit zeigt das Institut für Aus-
landsbeziehungen (ifa) über 40
Tourneeausstellungen deutscher
zeitgenössischer Kunst der Gen-
res Malerei, Fotografie, Design
und Architektur. Diese ifa-Prä-
sentationen sind wichtige Mitt-
ler und Türöffner diplomatischer
und kultureller Beziehungen,
haben jährlich nahezu 1 Mio. Be-
sucher weltweit, sind aber leider
„heftig unterfinanziert“, wie die
Präsidentin des ifa, Ursula Sei-
ler-Albring, in der 59. Sitzung
des Ausschusses für Kultur und
Medien des Bundestags am 4.
Juni 2008 in Berlin ausführte.

Statt fünf möglicher Auslands-
stationen pro Jahr ermöglicht die
schlechte Finanzlage bei einzel-
nen Ausstellungen nur zwei Sta-
tionen, was die außenkulturpo-
litische „Rendite“ aus der in ei-
ner Ausstellung steckenden In-
vestition erheblich herabsetzt.

DAAD: Betreuungsinitiative
mit Hochschulen
Anfang 2008 hat der DAAD
erstmals die „Betreuungs-Initia-
tive Deutsche Auslands- und
Partner-Schulen“ (BIDS) ausge-
schrieben. Mit BIDS, das aus
Mitteln des Auswärtigen Amtes
finanziert wird, fördert der
DAAD die Zusammenarbeit
zwischen deutschen Auslands-
und Sprachdiplomschulen auf
der einen und deutschen Hoch-
schulen auf der anderen Seite.
BIDS zielt auf die rund 7 000
jährlichen Absolventen beider
Schultypen. Zukünftig sollen
mehr von ihnen als bisher für ein
Studium in Deutschland gewon-
nen werden. Dazu werden im
Jahr 2008, dem „Jahr der Aus-
landsschulen“, zunächst 30 Pro-
jekte gefördert. Regionale
Schwerpunkte sind Lateiname-
rika und Mittel- sowie Ost-
europa. Auch Schulen in Afrika
– etwa Ägypten, Äthiopien und
Südafrika – sowie Asien (vor al-
lem China) sind beteiligt. Mit
den Fördermitteln können die
Hochschulen Ansprechpartner
für die ausländischen Studieren-
den unterstützen, Uni-Schnup-
pertage durchführen oder auch
Stipendien oder Preise vergeben.
Die Absolventen deutscher
Schulen im Ausland bringen auf-
grund ihrer Sprachkenntnisse
und des Leistungsniveaus gute
Voraussetzungen für ein Studi-
um in Deutschland mit.

Buch

Buchmarkt auf Rekordkurs
2007 wurden nach Berechnun-
gen des Börsenvereins mit Bü-
chern 9,58 Milliarden Euro Um-
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satz gemacht, 3,4 Prozent mehr
als 2006. Damit übertraf der
Buchumsatz seinen bisherigen
Höchststand aus dem Jahr 2000.
Wachstumsgewinner innerhalb
der Absatzkanäle war 2007 das
Internet, hier stieg der Umsatz
um rund 21 Prozent auf 853 Mil-
lionen Euro, 8,9 Prozent des
Gesamtumsatzes mit Büchern.
Größter Absatzkanal für Bücher
bleibt mit 53,6 Prozent der Sor-
timentsbuchhandel, auch hier
stieg der Umsatz im vergange-
nen Jahr erstmals wieder nen-
nenswert um 2,1 Prozent auf
5,14 Mrd. Euro. Zu den erfolg-
reichen Vertriebswegen gehörten
2007 außerdem die Verlage di-
rekt mit 1,72 Mrd. Euro (plus 5,6
Prozent) und die sonstigen Ver-
kaufsstellen mit 873 Millionen
Euro (plus 2,6 Prozent). Meist
verkaufte Bücher waren 2007
Harry Potter und beim Sachbuch
Hape Kerkelings Schilderung
seiner Pilgerwanderung: „Ich
bin dann mal weg“. Unter den
Taschenbüchern hat sich „Zu-
sammen ist man weniger allein“
von Anna Gawalda und „Nacht-
zug nach Lissabon“ von Pascal
Mercier besonders erfolgreich
erwiesen. (Die WELT vom 12.
Januar 2008).

Die Zahl der Neuerscheinun-
gen stieg 2007 auf 96.479 Titel,
1,9 Prozent mehr als im Vorjahr.
Ebenfalls angestiegen ist wieder
die Zahl der Übersetzungen.
9.225 Lizenzverträge haben die
deutschen Verlage 2007 mit
Partnern im Ausland geschlos-
sen – 4,5 Prozent mehr als im
Vorjahr (8.828). Für das Wachs-
tum verantwortlich sind insbe-
sondere die Märkte in Osteu-
ropa. Zugelegt hat das Kinder-
und Jugendbuch, dessen Markt-

anteil von 13 auf rund 15 Pro-
zent angestiegen ist. Dieser
Umsatzanstieg um 24 Prozent ist
insbesondere auf die beiden
Bestseller „Harry Potter VII“
und „Tintentod“ zurückzufüh-
ren. Einen deutlichen Umsatz-
einbruch erlebt die Warengrup-
pe Geisteswissenschaften, Kunst
und Musik: Ihr Umsatzanteil
betrug 2007 4,9 Prozent, im Jahr
davor waren es noch 8,9 Prozent.

„Lesestart“
Nach einem Bericht des Gene-
ral-Anzeigers vom 30. Mai 2008
ist für die bundesweit größte
Initiative zur Leseförderung bei
Kleinkindern in Düsseldorf der
Startschuss gefallen, bei der Ak-
tion „Lesestart“ erhalten Einjäh-
rige zur Vorsorgeuntersuchung
U6 vom Kinderarzt ein kosten-
loses Päckchen mit „Lesestoff“.
Damit wolle man auch der Tat-
sache entgegentreten, dass laut
jüngsten Studien 42 % der Eltern
ihren Kindern nicht mehr vorle-
sen.

Buchmesse
7 000 Aussteller aus mehr als
100 Ländern waren bei der
Frankfurter Buchmesse vom
15.-19. Oktober 2008 gemeldet;
erwartet wurden etwa 1 000 Au-
toren. Ehrengast war die Türkei
(Generalanzeiger Bonn vom 11.
September 2008). Zur Zukunft
des Buches auch angesichts der
neuen e-book-Generation Felici-
tas von Lovenberg in der FAZ
vom 14. Oktober 2008: „Sollte
das Geschäftsmodell Buch wei-
ter aufgebläht werden, weil Au-
toren mittlerweile darauf beste-
hen, dass zu jedem neuen Titel
mindestens das Hörbuch, wenn
nicht gar eine Hörspielfassung,

Filmrechte und Fernsehauftritte
vermarktet werden müssten,
droht der Branche möglicher-
weise eine ähnlich grundlegen-
de Desillusionierung, wie wir sie
in diesen Wochen am Finanz-
markt erleben. Die Verlage soll-
ten dem Buch, diesem verläss-
lich anarchischen Gegenstand,
trauen. Es braucht kein Lade-
kabel, kann nicht abstürzen, und
sein Betriebssystem veraltet
nicht. Denn die Technik bringt
einen zwar von A nach B, die
Phantasie jedoch überallhin.“

Zuviel Literaturpreise?
Gegen die ausufernde Literatur-
preismanie wendet Oliver Jun-
gen in der die FAZ vom 30. April
2008: „Es gibt in Deutschland
mehr Preise als Schriftsteller,
und die meisten werden auch
noch jährlich vergeben. Das Er-
gebnis ist ein Wanderzirkus: Li-
teraten auf Lorbeersammeltour
durch die Republik. Die Kehr-
seite dieser Inflation ist die Ent-
wertung der Währung Schrift-
stellerlob. Wie kam es dazu? Wie
meistens: durch einen System-
fehler. Die Preisschwemme
nämlich stellt nur den sicht- und
meldbaren Teil einer viel gewal-
tigeren Subventionsverschwö-
rung dar. Diese beruht, das ist der
eigentliche Skandal, auf einer
herablassenden Prämisse: Lite-
ratur gilt als Pflegefall. Man ver-
süßt der tattrigen Tante den Le-
bensabend.“

Immerhin wird unter den „säk-
keweise“ Privatliteraturpreisen
der Preis der Konrad-Adenauer-
Stiftung zu den „ansehnlicheren“
gezählt. Und immerhin will Da-
niel Kehlmann lt. FAS vom 21.
September 2008 den Deutschen
Buchpreis abschaffen.
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„Zögert nicht, handelt!“
Zum eBook die ZEIT vom 20.
November 2008: „Digitalisten,
besonders wenn sie Computer-
spiele verteidigen (11 Milliarden
Euro geschätzter Jahresumsatz
weltweit), stellen sich gern als
die Verfolgten eines Kultur-Esta-
blishments dar, das ihnen immer
dann mit Dünkel gegenübertre-
te, wenn der bildungsbürgerliche
Kanon durch eine neue Kultur-
technik bedroht scheine. Aber
wer versucht eigentlich wen ein-
zuschüchtern? Der Elektronik-
konzern Apple warb zum Bei-
spiel mit Plakaten, auf denen
eBooks und richtige Bücher ab-
gebildet waren, unter der Schlag-
zeile: Die einzigen Bücher, die
du brauchen wirst. Subtext: Bü-
cher sind überflüssig, wenn man
alle Informationen auf dem Lap-
top mit sich herumtragen kann.
Bücher sind gewiss das bildungs-
bürgerliche Symbol schlechthin
für die Mühsal des Lernens, für
eine Hierarchie des Wissens, für
Kontinuität statt Häppchenmix,
für die ganze Geschichte (und
nicht nur einen Clip). ‚Das Buch
ist das einzige Objekt unserer Zi-
vilisation, auf das wir wirklich
stolz sein können’ hat der Verle-
ger Michael Krüger gesagt, als
die Debatte über die neuen elek-
tronischen Textspeichergeräte
begann.’ Wenn es sich jetzt in ei-
nen multifunktionalen Speicher
verwandeln soll, dann entspricht
das dem Lauf der Zeit, der aus
unserer Zivilisation eine elektro-
nische Hölle machen will.’ Sa-
gen wir nicht gleich Hölle. Sa-
gen wir, dass es eine Interpreta-
tion der digitalen Entwicklung
gibt, die keineswegs neutral ist,
sondern ideologische Züge trägt:
Sie gibt das Heilsversprechen

eines neuen Menschen, einer
besseren Gesellschaft; sie nimmt
für sich in Anspruch, Inbegriff
jugendlichen Denkens und Wol-
lens zu sein; sie macht sich breit
und verschlingt öffentliche Auf-
merksamkeit; sie blendet die
kommerziellen Verwertungsin-
teressen mancher ihrer Fürspre-
cher auf geradezu groteske Wei-
se aus; sie hat eine klare Vorstel-
lung von ihren Gegnern: den
Kulturkonservativen, den Bil-
dungsbürgern, den Nostalgikern
der Buchkultur und jenen Tradi-
tionalisten, die meinen, Politik
mache man am besten von An-
gesicht zu Angesicht. Und da
Fortschritt, Glück, Zukunft, ja
sogar ‚Bildung’ schwer zu mes-
sende Kategorien sind, kommt
sie nie in die Verlegenheit, den
Nachweis ihrer Wirksamkeit
führen zu müssen. Das müssen
immer nur die Deppen, die sich
um die Kollateralschäden sor-
gen. Um es klar zu sagen: Es
geht nicht darum, Maschinen zu
stürmen, E-Mails zu verbieten
und eine kleine Blockhütte im
Wald zu beziehen. Sondern dar-
um, dass es keine Verpflichtung
geben kann, bei jeder Kritik an
den schädlichen Nebenwirkun-
gen der digitalen Kultur die gan-
ze Liste ihrer Segnungen her-
unterzuleiern. Es geht darum,
dass freie Menschen das Recht
haben, Technik zu benutzen,
ohne sie anbeten zu müssen.“

Die FAZ vom 6. Dezember
2008 kommentiert: „Während
Sachbuchverlage wie Campus,
Walter de Gruyter und Springer
bestens gerüstet sind, weil sie
Fachbücher und Zeitschriften
seit Jahren digital vertreiben, ste-
hen Häuser wie Fischer, Hanser

oder Suhrkamp vor schwierigen
Entscheidungen und großen In-
vestitionen, wenn sie auch nur
einen Bruchteil ihrer Backlist als
eBook anbieten wollen. Genau
das scheint aber das Gebot der
Stunde: Anne Stirnweis von
Amazon berichtete, dass der An-
teil der Belletristik am eBook-
Absatz stark wächst, und Dag-
mar Lagings Erfahrungen beim
Springer Verlag zeigen, dass
eBook-Käufer keineswegs nur
auf Bestseller und Novitäten ver-
sessen seien. Aber noch ist das
digitale Geschäft mit der Long-
list mühsam und teuer. Zwischen
hundertfünfzig und sechshundert
Euro muss ein Verlag aufwen-
den, wenn er einen gedruckten
Titel zusätzlich als eBook anbie-
ten will. Amazon tut dies mitt-
lerweile mit mehr als zweihun-
derttausend Titeln und hat damit
2008 in den Vereinigten Staaten
grob geschätzt so viel umgesetzt
wie Japans ‚Phone Novels’
schon vor zwei Jahren.“

Mehr Lesen
Nach einer Studie der Stiftung
Lesen, veröffentlicht am 4. De-
zember 2008, greifen 25 Prozent
der Deutschen niemals zum
Buch. Nur 3 Prozent sind Viel-
leser mit mehr als 50 Büchern
pro Jahr. Die Zahl der Bücher
pro Haushalt sinkt ebenfalls.
(Bericht in der SZ vom 5. De-
zember 2008).

Dazu die SZ vom 5. Dezem-
ber 2008: „Trotz der digitalen
Revolution und der allzeit abruf-
baren Mobil-Berieselung haben
die meisten doch das Gefühl,
dass Bücher gut oder wenigstens
wichtig sind. Dieses Gefühl
muss man um nahezu jeden Preis
stärken. Auch lesefaule Eltern
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müssten ihren Kindern vorlesen
oder sollten ihnen wenigstens
Bücher schenken. Sie rauben ih-
nen sonst Möglichkeiten, die sie
selbst schon aufgegeben haben.
Wer liest, lernt auch sich auszu-
drücken, seine Gedanken zu ord-
nen und kann außerdem mit der
oft chaotischen Welt des Inter-
nets kompetenter umgehen, weil
er Dinge einordnen und längere
Texte verstehen kann. Ein geüb-
ter Leser wird ein schlauer Nut-
zer des Netzes sein. Wer aber
über dem Herumklicken im Netz
die Bücher vernachlässigt, kann
nie vom User zum Leser wer-
den.“

Die WELT vom 6. Dezember
2008 weist allerdings darauf hin,
dass Literatur und Lektüre nicht
dasselbe seien: „ Wo man um des
Wiederekennungseffekts und
der Kundenbindung willen allein
auf Serien setzt, reicht er zumeist
nicht. Zwar hat uns der Pisa-
Schock eine neue Flut von Erst-
lesebüchern beschert, über all
dem emsigen Gerede von
Schlüsselqualifikation und Lese-
kompetenz allerdings ist fast
völlig in Vergessenheit geraten,
dass erste Bücher erste Expedi-
tionen sind. Doch statt ins Wun-
derland der Literatur führen sie
heute zumeist in die Monokul-
tur der Lesedidaktik auf che-
misch gedüngte, öde Felder, auf
die sich kein einziges weißes
Kaninchen mehr wagt. In vielen
Fällen sind Erstleser bloß un-
inspiriert, im schlimmsten sind
sie Klischeemaschinen. Sollte
aber das Ziel eines jeden Erst-
lesetextes, fragen Borromäus-
verein und St. Michaelsbund,
neben der Förderung der Lese-
fähigkeit nicht auch immer die
Förderung der Literaturfähigkeit

sein? Gewiss, der Pisa-Schock
hatte sein Gutes. Eltern und Leh-
rern und sogar Politikern hat er
zu einem höheren Problembe-
wusstem verholfen, dem Kinder-
buchmarkt hat er beeindrucken-
de Wachstumszahlen beschert.
Doch wo es nicht um Gesetzes-
texte und Gebrauchsanweisun-
gen geht, sondern um Literatur,
wird die eigentlich gute Sache
der Leseförderung zur Lebens-
lüge einer ganzen Branche. Im
Schutz einer Studie der OECD –
immerhin einer Gesellschaft für
wirtschaftliche Zusammenarbeit –
ist sie auf dem besten Wege, das
Kinderbuch restlos zu ökonomi-
sieren – als wäre ein Buch so gut
wie das andere und jedes letzt-
lich nur Mittel zum Zweck. We-
der das eine noch das andere ist
wahr. Solange wir aber nicht
wieder lernen, zwischen bloßer
Lektüre und Literatur zu unter-
scheiden, werden zu viele Kin-
derbuchabteilungen bleiben, was
viele von ihnen derzeit sind: eine
leere Pracht.“

Denkmal

Denkmal für die im National-
sozialismus verfolgten
Homosexuellen
Der Deutsche Bundestag hatte
2003 die Errichtung eines Denk-
mals für die im Nationalsozia-
lismus verfolgten Homosexuel-
len beschlossen. Als Standort
wurde der südliche Rand des
Berliner Tiergartens bestimmt.
„Mit diesem Denkmal will die
Bundesrepublik Deutschland die
verfolgten und ermordeten Op-
fer ehren, die Erinnerung an das
Unrecht wach halten und ein
beständiges Zeichen gegen Into-

leranz, Feindseligkeit und Aus-
grenzung gegenüber Schwulen
und Lesben setzen.“ So lautet
eine der zentralen Textpassagen
am Denkmal, das am 27. Mai
2008 in Berlin eingeweiht wur-
de. Für das ebenfalls in der Stadt
geplante Mahnmal zur Erinne-
rung an die in der NS-Zeit er-
mordeten Sinti und Roma haben
die bauvorbereitenden Maßnah-
men gegenüber dem Reichstags-
gebäude bereits begonnen. Die
Grundsteinlegung ist noch in
2008 geplant.

Freiheits- und Einheits-
denkmal: Baubeginn
voraussichtlich 2009 *
Am 9. November 2007 be-
schloss der Bundestag den Bau
eines Einheitsdenkmals auf dem
Berliner Schlossplatz. Sofort
wurden in Sachsen Stimmen
laut, ein entsprechendes Frei-
heitsdenkmal auch in Leipzig zu
errichten. (Siehe Bericht in der
FAZ vom 23. November 2007).
Das Denkmal soll an die friedli-
che Revolution im Herbst 1989
und an die Wiedergewinnung der
staatlichen Einheit Deutschlands
erinnern. Zugleich soll es die
freiheitlichen Bewegungen und
die Einheitsbestrebungen der
vergangenen Jahrhunderte in Er-
innerung rufen und würdigen.

Die FAZ vom 8. November
2007 kommentiert: „Gespeist
wird die Initiative offenbar glei-
chermaßen vom Wunsch nach
einer symbolischen, also weiter-
hin kostenlosen Geste für die
Ostdeutschen, und, vor allem in
der Union, vom Willen neben all
die Erinnerungszeichen an die
Verbrechen und Verwerfungen
der deutschen Geschichte end-
lich auch einmal ein positives
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Monument zu stellen.“ Und am
10. November 2007 („Die Stun-
de der Deutschen“): „Seit jeher
vergewissern sich Völker ihrer
eigenen Geschichte durch Denk-
mäler. Es wäre unhistorisch und
unwahrhaftig, wenn im Zentrum
der deutschen Hauptstadt zwar
auf Schritt und Tritt an die Un-
geheuerlichkeiten der deutschen
Vergangenheit erinnert würde,
nicht aber an die friedliche Über-
windung einer dieser Schrek-
kensherrschaften aus eigener
Kraft. Ein Berliner Monopol auf
Mahn- und Denkmäler gibt es
gleichwohl nicht. Die Bürger
von Leipzig haben es selbst in
der Hand etwas auffallender auf
ihren Anteil am Sturz des SED-
Regimes hinzuweisen, als mit
jener bescheidenen Säule auf
dem Kirchhof von St. Nikolai.“
Die Kosten werden auf rund fünf
Millionen Euro geschätzt. Offen
ist, ob das neue „nationale Sym-
bol“ bis zum 20. Jahrestag des
Falls der Berliner Mauer am 9.
November 2009 fertig sein wird.
Auf dem Denkmal soll nun aber
auf Leipzigs herausragende Rol-
le in der Zeit der Wende Bezug
genommen werden.

Bedenken meldet Andreas
Kilb in der FAZ vom 25. Sep-
tember 2008 an („Symbolische
Kampfzone“): „…Tatsächlich ist
der Kostenrahmen schon jetzt
nicht mehr zu halten. Die fünf
Millionen Euro, die der Entwurf
veranschlagt, reichen wohl nicht
einmal für das Informationszen-
trum zur deutschen Geschichte,
das Kulturstaatsminister Bernd
Neumann dem Denkmal anglie-
dern will. Der gesamte Bau
könnte leicht das Dreifache der
angesetzten Summe kosten.

Aber die Finanzplanung ist nicht
das entscheidende Problem des
Einheitsdenkmals.

Schwerer wiegt, dass viele Be-
teiligte offenbar bis heute nicht
richtig gemerkt haben, worauf
sie sich mit dem Projekt einge-
lassen haben. Das ‚Denkmal der
Freiheit und Einheit’ wäre einer
der ganz wenigen deutschen
Gedenkorte mit positivem Inhalt
seit dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs: ein Denkmal, das kein
Mahnmal ist. Es solle ‚als natio-
nales Symbol in der Mitte der
deutschen Hauptstadt seinen
Platz finden’, heißt es im
Bundestagsbeschluss.

Der Platz indessen, den das
Parlament für dieses Vorhaben
ausgewählt hat, spricht seine ei-
gene Symbolsprache, nicht zu-
letzt durch seine Proportionen.
Dreitausend Quadratmeter Gra-
nit zwischen Stadtschloss und
Gendarmenmarkt sind kein Ort
für beiläufige Formgebärden,
sondern eine mit Prunk und Pa-
thos aufgeladene symbolische
Kampfzone, die sich im Hand-
umdrehen in ein nationales Fett-
näpfchen verwandeln kann. …
Ein deutsches Nationaldenkmal
vor der Westfassade des Stadt-
schlosses wird geschichtspoli-
tisches Aufsehen erregen, in
Deutschland ebenso wie im in-
teressierten Ausland. Der
Kulturstaatsminister will diese
Debatten für das Bauwerk
fruchtbar machen, indem er den
Architektenwettbewerb in zwei
Stufen teilt. Zuerst soll ein offe-
ner, frei zugänglicher Ideenwett-
bewerb stattfinden, danach folgt
die interne Konkurrenz der Ex-
perten. Ein Probelauf unter Stu-
denten deutscher Kunsthoch-
schulen, deren Entwürfe Ende

2007 in der Berliner Nikolai-
kirche zu sehen waren, hat frei-
lich wenig ermutigende Resul-
tate erbracht. Ein zerbrochener
Kettenring hier, ein Stelenbündel
dort – der Sockel des Kaiser-
denkmals würde solche steiner-
nen Kleinigkeiten verschlucken
wie Gargantua einen Kirschkern.
Das Monumentale, als Gefähr-
dung wie als Chance, ist die Her-
ausforderung dieses Ortes, und
es wird das bestimmende The-
ma des Architektenwettbewerbs
sein. Bevor er den Wettbewerb
für das Einheitsdenkmal aus-
schreibt, sollte sich der Bundes-
tag über die Dimensionen dieses
Projekts Gedanken machen.
Schon der ‚räumlich kleine’
Informationsort, der vergangenes
Jahr beschlossen wurde, ist ein
Irrweg: Für kleinräumige Lösun-
gen bietet Berlin einfach nicht
die geeignete Kulisse. Wer hier
nicht großzügig denkt, produziert
nur Provisorien. Der Architek-
tenwettbewerb für das Kaiser-
Wilhelm-Denkmal endete übri-
gens mit einem Eklat: Nachdem
Wilhelm II. seinen Favoriten
Reinhold Begas durchgesetzt
hatte, trat die Hälfte der Jury
zurück. Das wird beim Einheits-
denkmal nicht passieren. Dies-
mal baut das Volk.“

Nationalpreis für Initiative
zum Freiheits- und Einheits-
denkmal
Die Deutsche Nationalstiftung
wird den mit 50 000 Euro dotier-
ten Nationalpreis 2008 an die
Initiative zur Errichtung des
Freiheits- und Einheitsdenkmals
verleihen. Neben den vier Initia-
toren, Jürgen Engert, Lothar de
Maizière, Florian Mausbach und
Günter Nooke, wird auch der
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Einsatz der Deutschen Gesell-
schaft e.V. für das Denkmal ge-
ehrt. „Nach zehnjähriger An-
strengung hat diese Bürgerinitia-
tive erreicht, dass die erste er-
folgreiche Revolution in Deutsch-
land für Freiheit und Einheit im
europäischen Kontext einen
sichtbaren, zentralen Erinne-
rungsort erhält“, teilte die Stif-
tung am 18. März 2008 in Ham-
burg mit. S. auch den Bericht im
General Anzeiger vom 10. No-
vember 2007.

Realität dramatisch
Am 14. September war der Tag
des offenen Denkmals. Die Rea-
lität, besonders in den ostdeut-
schen Bundesländern, ist drama-
tisch, so Dieter Bartetzko in der
FAZ vom 13. September 2008:
„Doch was in Dresden und Leip-
zig, wo der Bau von Malls, Tief-
garagen und U-Bahnen Dutzen-
de Bodendenkmale freilegte und
dann verschwinden ließ, noch als
aussichtsreiche Investition gel-
ten konnte, wird in den übrigen
Städten nun zum Akt der Ver-
zweiflung – ihr einzigartiges hi-
storisches Erbe wandert in Ar-
chive und Magazine, um Platz
für Zweckbauten zu schaffen,
die das Dilemma der schrum-
pfenden Städte kaschieren, aber
nicht beheben. Fast jede der un-
ter leeren Häusern und leeren
Kassen leidenden ostdeutschen
und nahezu alle im Wettbewerb
der Standorte hechelnden west-
deutschen Städte tauschen be-
reitwillig Bodendenkmale gegen
Baugruben. So liest sich die dies-
jährige Losung zum Denkmaltag
wie ein Selbstbetrug.“

Bundeswehr-Ehrenmal
Im November 2008 wurde der

Grundstein für das Ehrenmal der
Bundeswehr gelegt.

Kritisch die SZ vom 28. No-
vember 2008 („Unentschlossen,
aber edel“): „An dessen Ende in
einem guten halben Jahr wird ein
künstlerisch aufwendiges Bild
der tiefen Unentschlossenheit
stehen, mit der die Deutschen die
Bundeswehr und ihre Einsätze
betrachten.“ „Ein Ehrenmal für
eine Parlamentsarmee hätte in
die Nähe des Bundestags ge-
hört“, meint der General-Anzei-
ger vom 1. Dezember 2008; hin-
gegen lobt die FAZ vom 27. No-
vember 2008: „Mecks Entwurf
lässt keine Wünsche offen.“

„Kindertransporte“
Am 30. November 2008 wurde
in Berlin ein Denkmal an der
Friedrichstraße zur Erinnerung
an die Transporte jüdischer Kin-
der vor nationalsozialistischer
Verfolgung nach England 1938/
39 eingeweiht.

Dazu die FAZ vom 2. Dezem-
ber 2008 („Kritik an neuem Ber-
liner Denkmal“).

Elser-Denkmal
In Berlin erinnert seit dem 24.
September ein Denkmal an den
Hitler-Attentäter Georg Elser.
Damit wird erstmals der aus Ba-
den-Württemberg stammende
Schreiner, der am 8. November
1939 im Münchner Bürgerbräu-
keller auf Hitler einen Bomben-
anschlag verübte, mit einem
Denkmal in Deutschland gewür-
digt. Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble sagte, es sei den
Deutschen nicht leicht gefallen
anzuerkennen, „dass es Men-
schen gab, die ein klareres Ur-
teil und den Mut hatten, sich dem
Hitler-Regime zu widersetzen“.

Enquete-Kommission
„Kultur in
Deutschland“

Der Bericht der Enquete-Kom-
mission nach über vierjähriger
Arbeit unter Vorsitz von Gitta
Connemann (CDU) ist die um-
fassendste Untersuchung der
Kulturlandschaft Deutschlands
seit mehr als 30 Jahren. Daran
arbeiteten auch Experten wie der
Musiker Heinz Rudolf Kunze,
die Intendantin des Kunstfestes
Weimar, Nike Wagner, und Olaf
Zimmermann als Geschäftsfüh-
rer des Deutschen Kulturrates
mit. Der über 500 Seiten umfas-
sende Bericht, laut Connemann
ein „Kulturkompass für die Kul-
turpolitik des Bundes der näch-
sten Jahre“, enthält 465 Hand-
lungsempfehlungen an den
Bund, aber auch an Länder und
Kommunen, um die Lage der
Kultur in Deutschland zu verbes-
sern. Dazu gehören auch die
mehr als 150 Theater und Opern-
häuser und etwa 6 000 Museen
im Lande. Die Kultur dürfe an-
gesichts der Sparmaßnahmen
der öffentlichen Hand nicht län-
ger eine rein freiwillige Aufga-
be bleiben, betonte Connemann.
2001 seien noch 8,4 Milliarden
Euro für die Kultur ausgegeben
worden, 2005 seien es nur noch
7,8 Milliarden gewesen. Eine
rühmliche Ausnahme bilde da-
bei der Bund, der seine Kultur-
ausgaben unter Staatsminister
Bernd Neumann sogar noch ge-
steigert habe.

Der Vorsitzende des Bundes-
tagskulturausschusses, Hans-
Joachim Otto (FDP), sprach sich
dafür aus, eine Vielzahl der
Empfehlungen der Kommission
noch in dieser Legislaturperiode
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umzusetzen. Das gelte auch für
das Staatsziel Kultur im Grund-
gesetz. „Kunst und Kultur haben
einen Anspruch auf Freiheit und
auch darauf, dass wir als poli-
tisch Verantwortliche an ihrer
Seite stehen“, betonte der CDU-
Abgeordnete Wolfgang Börnsen.
Der SPD-Politiker Siegmund
Ehrmann plädierte allerdings
auch dafür, die Schwerpunkte in
der Kulturförderung in bestimm-
ten Abständen neu zu überprü-
fen. Sein Fraktionskollege Stef-
fen Reiche bedauerte, dass in der
Plenumsdebatte über den Kultur-
staat Deutschland – die aller-
dings auch nur im „kleinen
Kreis“ der Kulturpolitiker des
Parlaments statt fand – die Kul-
tusminister und Ministerpräsi-
denten der Länder fehlten.

Dem Bericht zufolge verdie-
nen Künstler in Deutschland im
Durchschnitt jährlich 11 000
Euro, haben kein regelmäßiges
Einkommen und können eine
eigene Alterssicherung nicht fi-
nanzieren. „Von Leistungsge-
rechtigkeit ist bisher keine
Spur“, meinte Lukrezia Jochim-
sen von der Linken in Bezug auf
das Urheberrecht. Sie beklagte,
dass die Enquete-Kommission
die Folgen der deutschen Teilung
in der Kultur nicht genügend
berücksichtigt habe. Ihr Frak-
tionskollege Roland Claus sprach
in diesem Zusammenhang von
einem „völligen Versagen“.

Mit spöttischer Kritik reagier-
te Bayerns vorm. Kunstminister
Thomas Goppel (CSU) auf den
Bericht der Enquete-Kommissi-
on. „Der Berg kreiste und gebar
im Laufe von 87 Sitzungen auf
509 Seiten rund 400 Handlungs-
empfehlungen, die allerdings
überwiegend an andere gerich-

tet sind, nämlich an die Länder
und Kommunen“, erklärte
Goppel in München. Der „unzu-
ständige Bund“ erkläre, „was die
anderen wollen sollen und übt
sich in der belehrenden Distanz
des Unbeteiligten“, so Goppel.

Ein Staatsziel Kultur im
Grundgesetz, eine Bundeszen-
trale für kulturelle Bildung und
ein Städtewettbewerb „Kultur-
stadt Deutschland“ – das sind
wesentliche Forderungen der
Enquete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Bundestages.
Ihr mehr als 500 Seiten umfas-
sender Abschlussbericht enthält
465 Handlungsempfehlungen an
den Bund, um die Lage der Kul-
tur in Deutschland zu verbes-
sern. Außerdem sollte das kul-
turelle Leben im ländlichen
Raum stärker gefördert werden,
da fast 70 Prozent der Deutschen
außerhalb von Großstädten le-
ben. In der Hauptstadtkulturför-
derung des Bundes spricht sich
die Enquete-Kommission für ein
Bundesgesetz aus. Zudem for-
dert die Kommission, in das
Grundgesetz einen Artikel 20b
etwa mit der Formulierung „Der
Staat schützt und fördert die
Kultur“ aufzunehmen.

Dem Bericht nach muss die
deutsche Sprache, mit 18 Pro-
zent auch die meistgesprochene
Muttersprache in der EU, ge-
stärkt werden, aber auch Regio-
nalsprachen und Dialekte sollten
gepflegt werden. Der Rundfunk
soll mehr Kultursendungen aus-
strahlen und Kulturberichte als
festen Bestandteil in den Haupt-
nachrichtensendungen veran-
kern. Angesichtes des „absolu-
ten Notstands der Bibliotheken“
sollten diese in den Ländern in

die Bildungskonzepte für Schu-
len, Kindergärten und anderen
Einrichtungen eingebunden wer-
den. Alternativ sei die Finanzie-
rung über ein Bundesbibliothe-
kengesetz zu sichern. Im Thea-
terbereich versieht die Enquete-
Kommission hinter dem traditio-
nellen „Modell Stadttheater“ mit
festem Ensemble, Repertoire
und Mehrspartenbetrieb ein Fra-
gezeichen für die Zukunft. Für
Freie Theater sollte es eine „na-
tionale Gastspielförderung“
durch die Länder und die
Bundeskulturstiftung geben. Im
Tarifrecht empfiehlt die Kom-
mission einheitliche Bühnenver-
träge, die den besonderen Bedin-
gungen des Theaterbetriebes ge-
recht werden und eine „theater-
gerechtere Gestaltung der Ar-
beitszeiten“ ermöglichen. Be-
sonders die Kinder- und Ju-
gendtheater sollten gestärkt wer-
den. In Deutschland gibt es 150
Theater und Opernhäuser sowie
48 Kulturorchester, die jährlich
mit 2,2 Milliarden Euro von der
öffentlichen Hand gefördert wer-
den und 22 Millionen Zuschau-
er und 2,5 Millionen Konzertbe-
sucher erreichen. Hinzu kom-
men etwa 1 000 Freie Theater.
Um Kindern und Jugendlichen
den Zugang zu Kunst und Kul-
tur zu erleichtern, spricht sich die
Kommission zudem für die Ein-
richtung einer Bundeszentrale
für kulturelle Bildung aus. Die-
se solle auch mithelfen, den Dia-
log zwischen Alt und Jung zu
verbessern.

Im Museumsbereich – in
Deutschland gibt es über 6 150
Museen mit jährlich über 100
Millionen Besuchen und 488 Aus-
stellungshäuser mit rund sieben
Millionen Besuchen – sieht es
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die Enquete-Kommission als be-
denklich an, dass es in den ver-
gangenen 30 Jahren zwar eine
kontinuierliche Zunahme an neu-
en Museen gegeben hat, aber nur
einen sehr begrenzten Besu-
cherboom. Viele mittlere stadt-
geschichtliche Häuser „mit eher
wenig attraktiven Angeboten“
bereiteten den kommunalen Trä-
gern oft große finanzielle Proble-
me. Ähnlich wie bei den Theatern
wird auch hier eine „klare stand-
ort- und zielgruppenorientierte“
Arbeit empfohlen. Die öffentli-
chen Träger wiederum sollten
den Museen neue Spielräume in
finanzieller und verwaltungsmä-
ßiger Hinsicht eröffnen.

Der Deutsche Kulturrat kriti-
sierte die Abwesenheit von Ver-
tretern der Bundesländer wäh-
rend der Parlamentsdebatte über
den Abschlussbericht der En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“. „Die Bundesrats-
bank war leergefegt. Nicht ein
einziger Kulturminister eines
Landes, nicht ein einziger Kul-
turstaatssekretär eines Landes,
schon gar nicht einer der Mini-
sterpräsidenten, die gleichzeitig
auch für das Kulturressort verant-
wortlich sind, war anwesend“,
stellte Geschäftsführer Olaf
Zimmermann fest.

Erinnerungskultur

Topographie des Terrors
Im November 2007 gab es grü-
nes Licht für die Topographie
des Terrors. Dafür sollen 24
Mio. Euro zur Verfügung stehen,
die sich Bund und Berlin teilen.
Am 2. November 2007 began-
nen die Bauarbeiten, die Einwei-
hung des Hauses ist für den 8.

Mai 2010 geplant (Berliner Ku-
rier vom 3. November 2007).
Das Gebäude sollte ursprünglich
1998 schon fertig werden, aber
der Zumthor-Entwurf wurde
wegen zu hoher Kosten gestoppt
und später abgerissen.

Historisches Kolleg
In einem Bericht der FAZ vom
12. November 2007 wird die
bayerische Staatsregierung vom
Jahr 2009 an wieder die Grund-
sicherung des historischen Kol-
legs übernehmen. Im Februar
2006 hatte der Freistaat seine
Absicht verkündet, die Alimen-
tierung des Kollegs einzustellen.

Gedenkstättenkonzept
Eine Auseinandersetzung mit
dem Gedenkstättenkonzept der
Bundesregierung führt Franzis-
ka Augstein in der SZ vom 10.
November 2007 („Geschichte
im Tetra-Pak“) und weist u. a.
darauf hin: „Wie können die NS-
Gedenkstätten dem ständig
wachsenden Besucherandrang
gerecht werden? Derzeit müssen
selbst international bekannte
KZ-Gedenkstätten jede zweite
Bitte um eine Führung abweisen,
weil sie nicht das Geld dafür ha-
ben. Auch die angemessene päd-
agogische Betreuung der deut-
schen Schulklassen wird ange-
sichts eingefrorener Etats
schwieriger. Die Abgeordneten
schielen auf immer neue Bauten
und übersehen, dass Museen
oder Gedenkstätten, die aus
Geldmangel innerlich nicht be-
lebt werden können, hohle Kör-
per sind.“ Siehe dazu auch den
Bericht in der FAZ vom 7. No-
vember 2007 („Denkstätten und
Gedenkkonzepte“).

Das Bundeskabinett hat am

18. Juni 2008 das neue Gedenk-
stättenkonzept beschlossen, am
24. September billigte der Kul-
turausschuss des Bundestages
einen entsprechenden Ent-
schließungsantrag, am 13. No-
vember 2008 ist es  im Bundes-
tag auf große Zustimmung ge-
stoßen. In diesem Jahr sind zehn
Millionen mehr und 2009 wei-
tere zwei Millionen Euro zusätz-
lich vorgesehen, so dass die Ge-
denkstätten künftig jährlich
35 Millionen Euro vom Bund
erhalten.

Sichtbares Zeichen
Das Bundeskabinett stimmte am
19. März 2008 einem entspre-
chenden Konzept von Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
am 3. September 2008 zu dem
Gesetzentwurf für die „Stiftung
Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung“ zu. Das Zentrum wird sei-
nen Sitz in Berlin am Anhalter
Bahnhof haben in der Träger-
schaft des Deutschen Histori-
schen Museums, das dafür von
einer GmbH in eine Stiftung
umgewandelt wird. Gegen das
vom Bund der Vertriebenen an-
gestoßene Vorhaben hatte es jah-
relangen heftigen Widerstand
vor allem aus Polen gegeben.
Der Streit wurde erst Anfang
Februar 2008 bei einem Besuch
Neumanns in Warschau beige-
legt. Das als Bundesstiftung an-
gelegte Projekt wird 29 Millio-
nen Euro kosten. Für den laufen-
den Betrieb werden dann jähr-
lich nochmals rund 2,5 Millio-
nen Euro fällig. In 2008 sind 1,2
Millionen vorgesehen. Mit dem
Aufbau kann nach der Verab-
schiedung durch den Bundestag
wohl noch im Herbst begonnen.
Offen ist die personelle Beset-
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zung der Stiftungsgremien, Streit
gibt es um die Beteiligung der
BdV-Präsidentin Erika Stein-
bach. Kern wird eine Daueraus-
stellung im bereits bestehenden
„Deutschlandhaus“ sein. Außer-
dem sind Wechselausstellungen,
Publikationen und Veranstaltun-
gen geplant. So soll noch in die-
sem Jahr eine internationale Histo-
rikerkonferenz stattfinden. Ei-
nen Termin für die Eröffnung
gibt es noch nicht. Das Zentrum
wird unter dem Dach des Deut-
schen Historischen Museums
angesiedelt. Es soll Erinnerung
und Gedenken an das „Jahrhun-
dert der Vertreibungen“ und das
damit verbundene tiefe mensch-
liche Leid in Europa wachhalten
und zur Versöhnung beitragen.
Dabei sollen „der historische
Kontext, Ursachen und Beweg-
gründe von Flucht und Vertrei-
bung differenziert dargestellt
werden“. Geplant ist auch die
Dokumentation von Einzel-
schicksalen der 12 bis 14 Mil-
lionen deutschen Vertriebenen
sowie der Angehörigen anderer
Völker, deren Vertreibung von
deutscher Seite verursacht wur-
de – etwa der 1,5 Millionen Po-
len, die nach dem Krieg aus dem
sowjetisch annektierten Ost-
polen nach Westen geschickt
wurden. Neumann sprach von
einem wichtigen Schritt zur
„Aufarbeitung eines schmerzli-
chen Teils deutscher und euro-
päischer Geschichte“. Vize-Re-
gierungssprecher Thomas Steg
sagte, das Zentrum diene „der
Aussöhnung und der Versöh-
nung bei der historischen Auf-
arbeitung der nationalsozialisti-
schen Diktatur“. Die Entschei-
dung der Bundesregierung stieß
bei Politikern, Parteien und Ver-

bänden überwiegend auf Zu-
stimmung. Nur die Linke kriti-
sierte, der Kabinettsbeschluss
öffne „den Weg in staatlich sub-
ventionierten Geschichtsrevisio-
nismus“.

Am 12. November 2008 hat
die Dokumentationsstätte im
Bundestagskulturausschuss Grü-
nes Licht erhalten. Am 4. De-
zember 2008 billigte der Bun-
destag die Gedenkstätte, dazu s.
die Berichte in der WELT vom
6. Dezember 2008 (Erika Stein-
bach und Bernd Neumann als
„Sieger“), die kommentiert: „
Ohne den Einsatz der BDV-Vor-
sitzenden Erika Steinbach wäre
es zu dem jetzigen Beschluss
nicht gekommen. Am Ende wäre
stattdessen vielleicht eine mul-
tinationale Gedenk- und Begeg-
nungsstätte in Breslau, Straßburg
oder an einem anderen Ort ent-
standen. Es ist gut, dass man sich
nun doch für Berlin entscheiden
hat. Auch dieses Erinnern gehört
in das Ensemble der Stadt, die
im Bösen die Hauptstadt der
Deutschen war und es nun im
Guten ist. Nichts spricht dafür,
dass das „sichtbare Zeichen“ (so
die tonlose Wendung im Koali-
tionsvertrag) dieser Ausstellung
missbraucht werden könnte.“

Und die FAZ vom 4. Dezem-
ber 2008 kommentiert: „Sozial-
demokraten und Grüne haben
dabei gelernt, dass so etwas wie
eine europäische Vergangen-
heitsperspektive (noch) nicht
gibt, sondern allenfalls mehr
oder weniger nachbarschafts-
verträgliche nationale Darstel-
lungen. Die aber sind nicht durch
Geschichtsdiplomatie herstell-
bar, sondern nur durch das Be-
mühen um Wahrhaftigkeit und
die Einbeziehung unterschiedli-

cher Sichtweisen. Wohlmeinen-
de ausländische Historiker lie-
ßen die Deutschen wissen, dass
sie ihnen die Erinnerungsarbeit
nicht abnehmen könnten.“

Offen ist noch die personelle
Besetzung der Stiftungsgremien.
Der Bundestag hat für vorberei-
tende Maßnahmen des Projekts
1,2 Millionen Euro für 2008 be-
reitgestellt. Bis 2011 sind im Fi-
nanzplan des Bundes jährlich 2,5
Millionen Euro vorgesehen.

Film

NRW vorne
NRW gibt für seine Film-
wirtschaft mehr aus als jedes
andere Bundesland, aktuell über
30 Mio. Euro pro Jahr. Seit der
Gründung der Filmstiftung 1990
sind somit gut 400 Mio. Euro
zusammen gekommen. Das
Dortmunder Formatt-Institut
stellt fest: „ Nirgendwo wird so
viel produziert wie in NRW.“
Allerdings liegt in der TV-Film-
produktion NRW hinter Ham-
burg, Berlin und Bayern. Anders
in den Kategorien Comedy, Se-
rien und Doku-Soaps der Privat-
sender ist Rhein und Ruhr ein
beliebter Produktionsort (WAMS
vom 6. Januar 2008).

Kinokrise
Der Kinokrise widmet sich die
WELT am Sonntag vom 16. De-
zember 2007. Sie empfiehlt an-
gesichts des Verlustes von etwa
28% der Zuschauer seit 2001
und eines Umsatzschwundes
von 5% in 2007 die Zeit für neue
Strategien, insbesondere für die
Videotheken, die seit 2001 ein
Viertel ihrer Kunden verloren
haben. Zu den neuen Wegen ge-
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hört etwa die Integration der
Angebote für Filminteressierte
über Shops, den Postversand und
seit neuestem auch per Video.

Kabinett beschließt
Film-Gesetzentwurf
Das Bundeskabinett hat am 4.
Juni 2008 dem Entwurf des no-
vellierten Filmförderungsgeset-
zes (FFG) zugestimmt. „Ge-
meinsam mit dem Deutschen
Filmförderfonds wird das mo-
dernisierte FFG der Filmwirt-
schaft verbesserte Rahmenbe-
dingungen verschaffen“, erklär-
te Kulturstaatsminister Bernd
Neumann (CDU). Mit der No-
vellierung, die am 1. Januar 2009
in Kraft treten soll, und der der
Bundestag am 13. November
2008 zustimmte, werde das
Filmförderungsgesetz an die
technischen und medienwirt-
schaftlichen Entwicklungen der
vergangenen fünf Jahre ange-
passt. Das Gesetz sieht u.a. eine
Neuverteilung der Fördermittel
vor, darunter auch höhere För-
dergelder für Drehbuchautoren
und den Filmverleih. Darüber hi-
naus gibt es zusätzliche Förder-
möglichkeiten für die Kinos, die
zudem bei den Abgaben für die
Filmförderungsanstalt (FFA) ent-
lastet werden. Verkürzt werden
ferner die Sperrfristen für die
Weiterverwertung von Filmen
im Fernsehen und im Internet.

Finanzierung/
Sponsoring

Fundraising-Preis
Die Leiterin der Kunsthalle Em-
den, Eske Nannen, erhält den
Deutschen Fundraising Preis

2008. Der mit 5 000 Euro dotier-
te Preis wurde ihr am 17. April
in Fulda verliehen. Eske Nannen
erhalte den Preis für ihren uner-
müdlichen Einsatz für die Kul-
turförderung und ihre außerge-
wöhnlichen Verdienste um die
Vermittlung von Kunst. Der
Deutsche Fundraising Verband
(DFRV) ist der Berufsverband
der Fundraiserinnen und Fund-
raiser. Er wurde 1993 gegründet
und hat nach eigenen Angaben
rund 1 300 Mitglieder.

Sorbenförderung des Bundes
Die Förderung der Sorben aus
dem Bundeshaushalt wird für
2008 in voller Höhe fortgesetzt.
Der Haushaltsauschuss des Bun-
destages hat am 28. Mai 2008
zunächst gesperrte Bundesmittel
von 2,6 Millionen Euro für die
Stiftung für das Sorbische Volk
freigegeben. Nach dem Entwurf
des neuen Finanzierungsabkom-
mens bekommt die Stiftung jähr-
lich 7,6 Millionen Euro Bun-
deszuschüsse rückwirkend zum
1. Januar 2008 und für die näch-
sten fünf Jahre. Nach dem Vo-
tum des Bundestags-Ausschus-
ses kündigte das brandenburgi-
sche Kultusministerium an, sei-
nen ebenfalls gesperrten Anteil
von jährlich 600 000 Euro frei-
zugeben. Sachsen will seinen
Beitrag zur Finanzierung der
Stiftung für das Sorbische Volk
in den nächsten Jahren um bis zu
400 000 Euro aufstocken.

Insgesamt gibt es noch 60 000
Sorben – davon 40 000 in Sach-
sen und 20 000 in Brandenburg.

Sozial Schwache
nutzen 3-Euro-Ticket
für Theater wenig
Nur jeder 16. Empfänger von

Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe
und staatlicher Grundsicherung
nutzt das Drei-Euro-Ticket von
Berliner Opern und Theatern.

Seit der Einführung der verbil-
ligten Tickets im Mai 2005 wur-
den mehr als 25 300 solcher Kar-
ten an sozial Schwache verkauft,
teilte die Senatskulturverwal-
tung am 5. Februar 2008 mit.

Insgesamt erhielten rund
400 000 Berliner Arbeitslosen-
geld II, Sozialhilfe und staatli-
che Grundsicherung. Kultur-
staatssekretär Andre Schmitz
forderte deshalb die Berliner
Kultureinrichtungen auf, bei so-
zial Schwachen verstärkt für das
Drei-Euro-Ticket zu werben.

Besteuerung
Der Deutsche Kulturrat hat eine
Reform für die Besteuerung aus-
ländischer Künstler gefordert,
die in Deutschland auftreten. Er
verlangte unter anderem die Ent-
lastung von Künstlern, die klei-
nere Gagen erhalten. Die Be-
steuerung von Künstlern mit
Wohnsitz im Ausland, aber Auf-
tritten in Deutschland sei 2001
nur halbherzig reformiert wor-
den. Der Kulturrat empfiehlt das
niederländische Modell zur Be-
steuerung ausländischer Künst-
ler.

Finanzierung
Die Bundeskulturstiftung hat die
Finanzierung der Kulturförder-
fonds bis 2013 verlängert. Der
Deutsche Literaturfonds, der
Fonds Soziokultur, der Fonds
Darstellende Künste und die
Stiftung Kunstfonds bekämen
nun auch nach 2009 je eine hal-
be Million Euro, teilte die Stif-
tung am 12. Juni 2008 mit. Der
Deutsche Übersetzerfonds erhält
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eine kleinere Summe. Die Kul-
turförderfonds werden seit 2004
von der Kulturstiftung des Bun-
des unterstützt, die selbst nur
größere Projekte internationaler
Ausrichtung fördert.

Zwei-Millionen-Euro-
Verstärker für deutsche
Popmusik
Die von der Bundesregierung
beschlossene „Initiative Musik“,
die sich auch auf der Popkomm
2008 im Herbst in Berlin (19.-
21. September) vorstellte, will
bereits im laufenden Jahr für 60
bis 80 Projekte in den Sparten
Rock, Pop und Jazz zwei Mil-
lionen Euro bereitstellen. Damit
soll zum einen professioneller
Künstlernachwuchs unterstützt
werden, andererseits aber auch
die Infrastruktur der oft mittel-
ständisch geprägten Musik-
wirtschaft nachhaltig gestärkt
werden. Ziel sei die Förderung
populärer deutscher Musik im
In- und Ausland, wie sie der
Bundestag beschlossen hat. Da-
mit gebe es in Deutschland erst-
mals eine öffentliche Förderung
für populäre Musik.

Mehr Geld für Kultur
Der Bund hat im vergangenen
Jahr für Kultur mit rund 1,1 Mil-
liarden Euro etwa 90 Millionen
Euro mehr als im Jahr zuvor aus-
gegeben. Dies teilte die Bundes-
regierung am 20. Juni 2008 in
ihrer Antwort auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion mit.
Die Bundesländer hätten im Jahr
2007 rund 3,4 Milliarden Euro
für Kultur ausgegeben und die
Gemeinden etwa 3,6 Milliarden
Euro. Hinzu kämen die Ausga-
ben für den „kulturnahen Be-
reich“ wie Rundfunk und Fern-

sehen, kirchliche Angelegenhei-
ten und die Volkshochschulen.

Gemessen an den Gesamtaus-
gaben machten nach Angaben
der Bundesregierung die Kultur-
ausgaben des Bundes 0,73 Pro-
zent aus, die der Länder 1,69
Prozent und die der Gemeinden
2,42 Prozent. Gemessen am
Bruttoinlandsprodukt seien die
Kulturausgaben in Deutschland
in den vergangenen Jahren aller-
dings gesunken. Machten sie im
Jahr 2001 noch 0,4 Prozent aus,
lagen sie 2007 noch bei 0,34 Pro-
zent (s. auch den Beitrag in der
FAZ vom10. September 2008:
„Ausgaben für Kultur stagnie-
ren“).

An der Spitze der Bundeslän-
der lag im Jahr 2005 Sachsen,
das 3,7 Prozent des Landeshaus-
halts in den Kulturbereich inve-
stierte. Das waren rund 155 Euro
pro Kopf der sächsischen Bevöl-
kerung, knapp vor den drei
Stadtstaaten Bremen, Berlin und
Hamburg. Unter den westdeut-
schen Flächenländern liegt Ba-
den-Württemberg mit knapp 2,1
Prozent vorn. Das sind 83,70
Euro pro Einwohner. Dahinter
rangiert Bayern mit zwei Prozent
beziehungsweise 78,99 Euro pro
Kopf. Gesamtdeutsches Schluss-
licht ist das Saarland. Hier wur-
den 2005 nur 1,2 Prozent des
Haushalts für Kultur ausgege-
ben. Das waren 50,25 Euro pro
Einwohner.

Abschaffung der Künstler-
sozialversicherung vom Tisch
Industrie, Handel und Handwerk
haben die Abschaffung der
Künstlersozialversicherung in
Deutschland gefordert. Die Bei-
träge belasteten das Handwerk in
großem Maße, erklärte der Ge-

neralsekretär des Zentralverban-
des, Harms-Eberhard Schleyer,
am 27. Dezember 2007 und
schloss sich damit einem ähnli-
chen Protest des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammer-
tages (DIHK) von Mitte Dezem-
ber an. Der DIHK hatte in einem
Schreiben an das Bundesarbeits-
ministerium eine „verstärkte
Prüfung und Erfassung der Be-
triebe“ mit zum Teil hohen
Nachforderungen für vier bis
fünf Jahre kritisiert und ein Aus-
laufen dieser Versicherung ver-
langt. Die Versicherung sei „ins-
gesamt unsystematisch und bü-
rokratisch“, hieß es. Der Spre-
cher von Kulturstaatsminister
Bernd Neumann (CDU), Hagen-
Philipp Wolf, verteidigte die ver-
mehrten Betriebsprüfungen. Es
sei „gerade Sinn und Zweck der
Gesetzesänderung zur Stärkung
der Künstlersozialversiche-
rung“, dass jetzt viele Unterneh-
men überprüft werden, „um hier-
durch Beitrags- und Abgabege-
rechtigkeit herzustellen und die
Finanzierung der Künstlersozial-
versicherung auch bei steigen-
den Mitgliederzahlen zu stabili-
sieren“. Der Deutsche Kulturrat
reagierte empört auf die Ab-
schaffungs-Forderung. Endlich
werde überprüft, ob die Unter-
nehmen ihrer gesetzlichen Ver-
pflichtung wirklich nachkom-
men, meinte der Spitzenverband
der Bundeskulturverbände. Der
Bundesverband Bildender Künst-
lerinnen und Künstler (BBK)
forderte alle Beteiligten auf, sich
noch einmal an einen Tisch zu
setzen.

In seinem Newsletter vom 6.
März 2008 teilte der Der Deut-
sche Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK) mit, dass
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viele Unternehmen in der Ver-
gangenheit keine Künstlersozial-
abgabe gezahlt haben. Der Deut-
sche Kulturrat ist über dieses
offene Bekenntnis, dass offen-
kundig über Jahre hinweg einer
Sozialversicherungspflicht von
Unternehmen nicht nachgekom-
men wurde, mehr als erstaunt.
Seit der Reform des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes aus
dem Jahr 2007 prüft die Deut-
sche Rentenversicherung alle
Unternehmen, ob Künstlerso-
zialabgabepflicht besteht und ob
bei Vorliegen der Abgabepflicht
dieser auch nachgekommen
wird. Wie im Sozialversiche-
rungsrecht üblich, müssen nicht
gezahlte Beiträge auch bei der
Künstlersozialversicherung für
fünf Jahre nachgezahlt werden.

Am 9. September 2008 mel-
dete der Deutsche Kulturrat, auf
Initiative der Länder Baden-
Württemberg, Brandenburg,
Bremen, Hessen, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein solle die Künstlerso-
zialversicherung abgeschafft
werden. Klammheimlich, ver-
steckt in einer Empfehlung
(Bundesratsdrucksache 558/1/08
vom 08.09.2008) zum „Entwurf
des Dritten Gesetzes zum Abbau
bürokratischer Hemmnisse ins-
besondere der mittelständischen
Wirtschaft (Drittes Mittelstands-
entlastungsgesetz)“ (Bundes-
ratsdrucksache 558/08) haben
der federführende Wirtschafts-
ausschuss, der Ausschuss für
Frauen und Jugend, der Aus-
schuss für Innere Angelegenhei-
ten sowie der Finanzausschuss
des Bundesrates mit den Stim-
men der genannten Länder be-
schlossen: „Der Bundesrat for-
dert, dass die Künstlersozial-

versicherung abgeschafft oder
zumindest unternehmerfreund-
lich reformiert wird.“ Gegen die
Empfehlung haben sich folgen-
de Länder gewandt: Hamburg,
Nordrhein-Westfalen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz, Sachsen und Thüringen.
Enthalten haben sich: Bayern,
Berlin und das Saarland. Darauf-
hin brannte die Kulturszene: Re-
aktionen (Auswahl): Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
lehnt Forderungen, die Künstler-
sozialversicherung abzuschaf-
fen, entschieden ab; Verband der
Freien Lektorinnen und Lekto-
ren: Existenzsicherung freier
Künstler und Publizisten be-
droht; Kulturkreis der deutschen
Wirtschaft: für den Erhalt der
Künstlersozialversicherung;
Otto Waitz (FDP-Bundestags-
fraktion): Wir brauchen die
Künstlersozialversicherung;
Deutsche Orchestervereinigung
fordert Erhalt der Künstlerso-
zialkasse; Internationales Thea-
terinstitut protestiert gegen Ver-
suche, die Künstlersozialversi-
cherung infrage zu stellen; Deut-
scher Journalistenverband: Er-
folgreich: Front gegen KSK
bröckelt; Dachverband Freier
Theaterschaffender Hamburg:
„Abschaffung der Künstler-
sozialkasse katapultiert das
Kulturland Deutschland ins letz-
te Jahrhundert zurück!“; ver.di-
Landesbezirk Baden-Württem-
berg, Offener Brief an den Mi-
nisterpräsidenten des Landes
Baden-Württemberg Oettinger:
Künstlersozialversicherung und
„Bürokratische Hemmnisse“;
GRÜNE (im Hessischen Land-
tag): Hände weg von der Künst-
lersozialversicherung – Geschäfts-
führende Landesregierung will

Künstlersozialkasse abschaffen;
Linksfraktion im Landtag Meck-
lenburg-Vorpommern: Künstler-
sozialversicherung muss erhal-
ten und weiter verbessert wer-
den; Antrag der Fraktionen von
CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW im Landtag
Schleswig-Holstein: Erhalt der
Künstlersozialversicherung
(Drs. 16/2223). Allerdings gab
es auch Zustimmung, so Georg
Meck in der FAS vom 14. Sep-
tember 2008: „Dass der Talen-
tierte dem weniger gefragten
Kollegen abgeben muss, gehört
zum Prinzip der Sozialversiche-
rung. Die KSK treibt die Umver-
teilung weiter: Gemolken wird
auch, wer überhaupt nicht Mit-
glied ist, folglich nie eine Gegen-
leistung zu erwarten hat. Der
vielgefragte Sänger zahlt für das
Heer der Freiberufler mit über-
schaubarem künstlerischem Ehr-
geiz.“

Die Sache war rasch vom
Tisch, zumal mehrere Länder
wie Schleswig-Holstein, Sach-
sen-Anhalt und Bremen inzwi-
schen deutlich gemacht haben,
dass es sich keineswegs um eine
„Bundesratsinitiative“ handele,
da es dazu noch keine Kabinetts-
beschlüsse in den Ländern gebe.
Der Bundesrat hat die Forderung
am 19. September mit breiter
Mehrheit zurückgewiesen (SZ
vom 20. September 2008). Frei-
lich hatte bereits die FAZ vom
11. September 2008 darauf hin-
gewiesen („Ausweitung der
Kampfzone“), dass die Aufre-
gung „verfrüht“ gewesen sei:
„Der DIHK wendet sich vor al-
lem gegen die nachträgliche
Großprüfung – und darauf zielt
auch die Empfehlung aus dem
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Bundesrat, die man bei aller Auf-
regung ruhig bis zu ihrem Ende
lesen sollte.“

„Kulturtaler“
Der Vorschlag des Schweriner
Landtags zur Erhebung eines
„Kulturtalers“ bei den Musik-
festivals zur Unterstützung von
Musikschul-Projekten stößt auf
Skepsis bei den Betroffenen. Der
Intendant der Festspiele Meck-
lenburg-Vorpommern, Sebastian
Nordmann, teilte am 28. April
2008 mit, dazu müssten die Ein-
trittspreise erhöht werden. Die
Festspiele seien aber gerade stolz
darauf, dass es gelungen sei, in
den vergangenen Jahren auf
Preiserhöhungen weitestgehend
zu verzichten.

Kulturhaushalt steigt auf
1,13 Milliarden Euro
Der Kulturhaushalt 2009 des
Bundes erhöht sich auf rund 1,13
Milliarden Euro. Mit dem Haus-
halt sei es gelungen, „die Rah-
menbedingungen für die Kultur
weiter zu stärken und die Vor-
aussetzungen für wichtige kul-
turpolitische Vorhaben wie der
Umsetzung des Gedenkstätten-
konzepts zu schaffen“, sagte
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU) nach der Verab-
schiedung des Haushaltsent-
wurfs 2009 durch das Bundes-
kabinett am 2. Juli 2008 in Ber-
lin. Für die Realisierung des vor
kurzem von der Koalition be-
schlossenen Konzepts werden
demnach die Mittel 2008 und
2009 um 50 Prozent erhöht – von
23 auf mehr als 35 Millionen
Euro. Zahlreiche neue Gedenk-
stätten könnten so erstmals in die
Förderung des Bundes aufge-
nommen werden. Außerdem ist

der Deutsche Filmförderfonds
(DFFF) in Höhe von 60 Millio-
nen Euro jährlich von 2010 bis
2012 im Haushalt vorgesehen.
Der Deutsche Kulturrat würdig-
te die erneute Steigerung des
Kulturhaushalts des Bundes.
Damit sei es Neumann zum vier-
ten Mal in Folge gelungen, sei-
nen Etat zu erhöhen. Bundes-
haushalt: 25 Millionen Euro
mehr für die Kultur. Der Ge-
schäftsführer des Deutschen
Kulturrates, Olaf Zimmermann,
sagte am 26. November 2008 :
„Die Erhöhung des Bundeskul-
turetats ist uneingeschränkt zu
begrüßen. Sie ersetzt aber nicht
die dringend notwenige Diskus-
sion im Deutschen Bundestag
über die grundlegende Ausrich-
tung der Kulturpolitik. Ein Jahr
nach Vorlage des Schlussbe-
richts der Enquete-Kommission
„Kultur in Deutschland“ des
Deutschen Bundestages ist die
Diskussion, wie die Weichen
mittelfristig in der Kulturpolitik
des Bundes gestellt werden sol-
len, überfällig.“

Der Wert des Mehrwerts:
Kultursponsoring
„Es werden geschätzt etwa eine
halbe Milliarde Euro pro Jahr für
Kultursponsoring ausgegeben,
für Sportsponsoring ein zwei-
stelliges Vielfaches davon. Das
Sozial- und Umweltsponsoring
konkurriert hart mit dem für
Kultur. Da stellt sich die Frage,
warum im Sport so viel und in
der Kultur so wenig gesponsert
wird. Der Sponsor muss beim
Finanzamt dafür geradestehen,
dass seine Logos auf Sprinter-
hosen oder die Firmenfahne vor
dem Konzertsaal der Steigerung
des Absatzes seiner Produkte

dienen. Wenn das nicht nach-
weisbar ist, soll er wenigstens
eindeutig belegen, dass er damit
eine Erhöhung des betrieblichen
oder unternehmerischen Anse-
hens einfährt. Jede Form von
Altruismus, jede Gemeinwohlre-
gung oder Begabungsbewunde-
rung haben also im Sponsoring-
geschäft nichts verloren – es geht
um weiche Faktoren wie Glanz,
Leistung, Ruhm als Grundlage
von Werbebotschaften gegen
hartes Geld, zu buchen bei den be-
trieblichen Ausgaben. Die kann
man in beliebiger Höhe, sie muss
nur nachweisbar sein, vom
versteuerbaren Einkommen ab-
setzen, bei Spenden oder mäze-
natischem Wirken geht das nicht
– für Kultur, gemeinnützige
Sportvereine oder Sozialver-
bände sind fünf Prozent des zu
versteuernden Jahreseinkommens
die Spendenobergrenze, für wis-
senschaftliche Zwecke zehn Pro-
zent. Sollte Sponsoring in der
Kultur tatsächlich funktionieren,
sollte man dies also nicht an der
Zahl der Dankesreden an den
Sponsor von Kulturleuten nach
der gesponserten Veranstaltung
messen, sondern mit dem (sel-
ten wirklich zu führenden) Nach-
weis von Werbeeffekten durch
entsprechende Absatzzahlen.

Glanz, Leistung, Ruhm – vor
allem der Hochleistungssport
kann diesbezüglich mehr bieten
als die Institutionen und Initiati-
ven der Hochkultur, er ist, um im
Jargon des Sponsoringumfelds
zu bleiben, hier eindeutig besser
aufgestellt. … Davon ist ein
Sponsoringansinnen zum Bei-
spiel der örtlichen Musikschule
beim örtlichen Baustoffmittel-
ständler für die zwei wirklich
Hochbegabten oder gar für den
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ganz normalen Musikschulbe-
trieb des Mittelzentrums him-
melweit entfernt. Denn die
Schnittstelle in der metaphori-
schen und symbolischen Interes-
senlage von Baustoffmittel-
ständler und Musikschule auszu-
machen, um das betriebliche An-
sehen der Firma und den Absatz
ihrer Produkte zu befeuern, ist
eine Aufgabe, die viele Kacheln
und Röhren mit vielen schönen
Tönen und dem Erwerb der Fer-
tigkeit ihrer Hervorbringung zu
verbinden hätte.

Eine solche Arbeit wäre ein
notwendigerweise sehr differen-
zierender Vorgang, für den ein
Firmenlogo als Symbol nie aus-
reichend sein kann. Es ginge ja
darum, musikalische Bildung
und Praxis als gleichberechtig-
ten, konkurrenzfähigen Wert ne-
ben den Absatz erstklassiger
Röhren und Kacheln in einer Ge-
sellschaft zu stellen und aus die-
ser Verbindung zweier Werte ei-
nen gemeinsamen größeren ab-
zuleiten. Mehrwerte haben
immer auch mit Werten zu tun,
und damit mit der Verständigung
über sich selbst, manche nennen
das Bildung.

Diese Verständigung aber mit
einem Firmenlogo über dem
Portal der Musikschule oder auf
den Pullovern ihrer Schüler zu
dokumentieren wäre ihre Reduk-
tion auf eine bekannter werden
wollende Marke, die wiederum
nichts erklärt, sondern Geschich-
ten braucht, um im Gedächtnis
zu bleiben. Das Beispiel der Mu-
sikschule ließe sich übrigens auf
jeden normalen Sportverein,
selbst örtliche Fußballvereine,
übertragen – das Einzige, was für
Sponsoring als hartes Geschäft
wirklich taugt, ist der Bereich

medial vermittelbarer Hochlei-
stung ohne lange Geschichten.
Der Preis dafür sind das mon-
ströse Zupflastern von Kleidung
mit Logos, der Fahnenwald und
die Sponsorenlogobleiwüste im
Festivalprospekt.

Die Bereitschaft vermögender
Menschen oder gut verdienender
Firmen in einer Gesellschaft, für
das kulturelle, soziale, ökologi-
sche, sportliche Gemeinwohl
Geld aus eigenem Einkommen
auszugeben, wird umso eher ge-
geben sein können, wenn eine
Gesellschaft, in welcher dies
stattfinden soll, sich über die mit
diesem Gemeinwohl verbunde-
nen Ziele kollektiv verständigt.
Eine solche Werteverständigung
kann man fiskalisch begleiten –
ob mit niedrigeren Steuersätzen
insgesamt oder einer Erweite-
rung der Gemeinnützigkeits-
obergrenzen, kann man diskutie-
ren. Sponsoring aber ist dafür
nur ein sehr, sehr eingeschränk-
tes Werkzeug.“ (Stefan Opitz in
der SZ vom 24. Juli 2008).

Gemeinsame öffentliche und
private Kulturförderung
Anlässlich der Eröffnung des
,,Allianz Stiftungsforums Pariser
Platz“ am 24. Juni 2008 in Ber-
lin unter dem Motto ,,Kultur der
Nachhaltigkeit“ hat sich Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
für eine noch stärkere Koopera-
tion von staatlicher und privater
Kulturförderung ausgesprochen.
In seiner Rede betonte der
Staatsminister: „Ein wichtiger
Aspekt einer nachhaltigen Kul-
turpolitik ist es, das effektive
Miteinander von öffentlicher
und privater Kulturförderung zu
ermöglichen. Der Bund hat die
rechtlichen Rahmenbedingun-

gen dafür erst kürzlich entschei-
dend verbessert. Rückwirkend
zum Jahresbeginn 2007 ist das
Gesetz zur weiteren Stärkung
des bürgerschaftlichen Engage-
ments in Kraft getreten. Es er-
weitert die bereits im Jahr 2000
geschaffenen steuerlichen Ab-
zugsmöglichkeiten von Zuwen-
dungen an Stiftungen erheblich.“
Bernd Neumann würdigte in die-
sem Zusammenhang das bei-
spielhafte Engagement der Alli-
anz-Kulturstiftung: „Die Allianz
engagiert sich mit ihren Stiftun-
gen für den Erhalt von Kultur-
gütern, für eine nachhaltige kul-
turelle Bildung und den kulturel-
len Dialog in Europa. Hier ver-
folgen wir gemeinsame Interes-
sen. So ist die Allianz eines der
Mitglieder des Kuratoriums Mu-
seumsinsel, das sich vielfältig
für unser wunderbares Unesco-
Weltkulturerbe in Berlin ein-
setzt. Ein Idealfall für das Poten-
zial, das in der Zusammenarbeit
der großen Förderstiftungen und
der öffentlichen Hand liegt, war
der wunderbar gelungene Wie-
deraufbau der Herzogin Anna
Amalia Bibliothek in Weimar,
bei dem die Kulturstiftung der
Allianz 1,4 Mio. Euro und der
Bund 8,5 Mio. Euro zur Verfü-
gung gestellt haben. Ich begrü-
ße es deshalb sehr, dass das Al-
lianz Stiftungsforum Pariser Platz
nicht nur den vier Stiftungen der
Allianz und Dresdner Bank als
Repräsentanz dienen wird, son-
dern auch für andere Stiftungen
offen sein soll.“ Zudem bekräf-
tigte Bernd Neumann, dass Kul-
turförderung sich verstärkt für
eine nachhaltige Entwicklung
der kulturellen Bildung einset-
zen müsse. Sein Haus widme
darum seine besondere Auf-



IM GESPRÄCH Heft 20 - Dezember 2008

91

merksamkeit der professionellen
und zielgruppenorientierten Ver-
mittlung kultureller Inhalte. Dies
realisiere sich beispielsweise
durch das Modellprojekt „Jedem
Kind ein Instrument“, das mitt-
lerweile in ganz Deutschland
große Aufmerksamkeit findet.
Auch im Bereich der Mediener-
ziehung wurden mehrere inno-
vative und nachhaltige Projekte
angestoßen. Dazu gehöre auch
die „Nationale Initiative Print-
medien: Zeitungen und Zeit-
schriften in der Demokratie“, die
Kindern und Jugendlichen den
Wert von Zeitungen und Zeit-
schriften als politischem Leit-
medium vermitteln soll.

Liaison von Kultur und
Kommerz
(Sonderveröffentlichung der An-
zeigenabteilung der ZEIT vom
15. November 2008): Dankes-
reden sind für gewöhnlich eine
eher lästige Pflicht – für Vortra-
gende wie Zuhörer. Im besten
Fall sind solche Monologe un-
terhaltsam, wenn der oder die
freundlich Bedachte sich selbst
zurück- und das Auditorium
ernst nimmt. Bisweilen nutzen
Redner ihre Danksagung aller-
dings, um deutliche Worte zu
finden. So wie Ingo Schulze
Anfang November 2007 in Wei-
mar. Der in Berlin lebende
Schriftsteller war gerade mit
dem alle zwei Jahre vergebenen
Thüringer Literaturpreis geehrt
worden Der Preis wird alle zwei
Jahre von der Literarischen Ge-
sellschaft Thüringen vergeben.
Der mit 6 000 Euro dotierte, vom
Energiedienstleister E.on Thü-
ringer Energie gestiftete Preis
soll gezielt zeitgenössische Au-
torinnen und Autoren würdigen,

die aus Thüringen stammen, dort
leben oder deren Werke einen
Thüringen-Bezug aufweisen.
Die Auswahl der Preisträger er-
folgt durch eine dreiköpfige Jury
unter Vorsitz des Schriftstellers
Wulf Kirsten. Erste Preisträge-
rin 2005 war die Literaturwis-
senschaftlerin und Schriftstelle-
rin Sigrid Damm.

… Preisträger Ingo Schulze
dankte es mit Verbalinjurien. Mit
Blick auf das vom Energiekon-
zern E.on gestiftete Preisgeld,
(6 000 Euro) sprach Schulze von
der „Refeudalisierung“ und kri-
tisierte, warum es nicht möglich
sei, dass ein Bundesland monat-
lich 250 Euro abzweigen könne,
um alle zwei Jahre einen Litera-
turpreis auszuloben. Er beklag-
te die stete „Ökonomisierung al-
ler Lebensbereiche“ und eine
„Kultur der Zahl“. Die enge An-
bindung der Kultur an ökonomi-
sche Kriterien sei fatal, denn so
werde das Geld dorthin geleitet,
wo es größtmögliche Beachtung
erzeuge, so Schulze. Kunst kön-
ne durchaus als „Beitrag zur
Standortattraktivierung“ oder als
„Werbefaktor“ dienen. Doch
Kunst müsse vor allem „um ih-
rer selbst willen“ da sein, „so wie
ein Mensch um seiner selbst wil-
len da ist und sich nicht in erster
Linie über seine Arbeits- und
Kaufkraft definiert“. Das Feuil-
leton nahm die Brandrede dank-
bar auf: „Ingo Schulze hat zwei-
fellos Recht, wenn er (...) dazu
auffordert, das kulturelle Enga-
gement großer Unternehmen kri-
tisch zu beäugen. Aber die von
Schulze beklagte Ökonomisie-
rung der Kultur ist nicht allein
einigen Konzernen anzulasten.
Sie speist sich aus vielen Quel-

len, unter denen der Kulturbe-
trieb selbst längst zu den am hef-
tigsten sprudelnden zählt“, kom-
mentierte die Frankfurter Allge-
meine Zeitung.

Stephan Frucht, Geschäftsfüh-
rer des Kulturkreises der deut-
schen Wirtschaft in Berlin, warnt
indes grundsätzlich vor einer
pauschalen Aburteilung: „Im
Hinblick auf eine kommerzielle
Betrachtung müssen Sie den
Bereich der mäzenatischen Kul-
turförderung ausklammern.“
Denn hierfür gelte das Prinzip
„Geld gegen Gegenleistung“
nicht. Frucht: „Es gilt für den
Bereich des Sponsorings, doch
führt es auch hier nicht zwingend
zur Kommerzialisierung.“ Auch
beim Kultursponsoring gehe es
vor allem um die Qualität der
Kunst, anders ließen sich
Sponsorings von wenig medien-
wirksamer und experimenteller
Kultur auch nicht erklären, so
Frucht. „Natürlich gibt es auch
das Eventsponsoring, dessen Er-
folg hauptsächlich an Besucher-
zahlen gemessen wird.“ Mit
Blick auf die Vielfalt an
Sponsoringformen könne man
jedoch nicht von einer generel-
len Kommerzialisierung reden.
Im Übrigen sei jede Form des
Kultursponsorings besser als
kein Kultursponsoring. Die
größten Ressentiments verortet
Frucht „eigentlich vor allem
noch in den Medien“. Die Öf-
fentlichkeit sei dagegen in stei-
gendem Maße von der unterneh-
merischen Kulturförderung als
mehrheitlich langfristige, part-
nerschaftliche Zusammenarbeit
zwischen Künstlern respektive
Kulturinstitutionen und Privat-
wirtschaft überzeugt. Vor allem
aber hat sich die Erkenntnis
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durchgesetzt, dass das kulturel-
le Leben in Deutschland durch
Zuwendungen aus der Wirt-
schaft deutlich lebendiger ge-
worden ist, ohne dabei Freiheit
oder Qualität der Kultur zu be-
einträchtigen. So interpretiert es
auch Hans-Carsten Hansen, Per-
sonalchef der BASF in Ludwigs-
burg: „Jedes Sponsoring und je-
de Kooperation bedeutet per se
Einflussnahme, denn man ent-
scheidet sich ja dafür, ein be-
stimmtes Projekt zu fördern.“
Weiter gehe diese Einflussnah-
me aber nicht, so Hansen, des-
sen Abteilung Human Resources
neben Sport- und Bildungsspon-
soring auch die Kulturförderung
im Haus verantwortet. „Fest
steht, dass wir uns – und da un-
terscheiden wir uns nicht von
anderen großen kulturfördern-
den Unternehmen – nicht in die
inhaltliche Gestaltung einmi-
schen“, bekräftigt Hansen. Ähn-
lich argumentiert die Deutsche
Bank, einer der diesbezüglich
weltweit engagiertesten Förde-
rer. Nur ein „kontinuierliches
und zielgerichtetes Engage-
ment“ vermittle Unternehmen
die nötige Urteilskompetenz –
mithin „entscheidende Grund-
lage für nachhaltige Partner-
schaften und Glaubwürdigkeit“,
betont Michael Münch, Mitglied
des Vorstands der Deutsche
Bank Stiftung Kultur und Ge-
sellschaft in Frankfurt. Münch:
„Diese Glaubwürdigkeit ist der
Schlüssel zu gesellschaftlicher
Akzeptanz eines unternehmeri-
schen Kunstengagements.“

Kulturkreis-Chef Frucht hält
die Kommerzialisierungsdebatte
ohnehin für scheinheilig. „Im
Sport, der sicherlich eine eben-
so gewichtige gesellschaftliche

Relevanz vorzuweisen hat wie
die Kultur, sind Sponsorings in
der öffentlichen Berichterstat-
tung so gut wie noch nie in die
Kritik geraten. Obwohl es dort
um ganz andere Summen geht,
gehören sie selbstverständlich
zum Alltag: Ein Fußballverein
ohne Trikotwerbung braucht
doch gar nicht erst aufzulaufen.“
Man stelle sich aber ein Orche-
ster vor, welches am Frack-
kragen mit Webelogos aufwarte,
so Frucht. Ganz zu schweigen
von einem Opernhaus, welches
etwa „EnBW-Arena“ hieße. Da-
her gemahnt Frucht: „Die
sponsoring-induzierte ‚Umweg-
rentabilität’ ist jedenfalls kein
Kriterium nachhaltiger Kultur-
förderung. Das rechte Maß setzt
allein die Qualität der Kunst.

Verwertung von Kunstwer-
ken im öffentlichen Raum
vergüten
Anlässlich des Welttages in Ber-
lin des geistigen Eigentums am
26. April 2008 hat der Deutsche
Kulturrat auf die Notwendigkeit
des Schutzes des geistigen Ei-
gentums hingewiesen. Die En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ hat eine langjäh-
rige Forderung des Deutschen
Kulturrates, dass die gewerbli-
che Verwertung von Kunstwer-
ken im öffentlichen Raum ver-
gütungspflichtig werden soll,
aufgegriffen und fordert eine
entsprechende gesetzliche Ände-
rung. Bundesjustizministerin
Brigitte Zypries hat in der aktu-
ellen Ausgabe von politik und
kultur, der Zeitung des Deut-
schen Kulturrates, geschrieben,
dass sie sich dieser Empfehlung
noch in dieser Legislaturperiode
annehmen will.

Dazu der Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates, Olaf Zim-
mermann: „Jeder Postkartenher-
steller verdient selbstverständ-
lich daran, dass Aufnahmen von
Kunstwerken im öffentlichen
Raum verkauft werden. Nur die
Bildenden Künstler, die die Wer-
ke geschaffen haben, gehen leer
aus. Sie erhalten lediglich vom
Auftraggeber einmalig ihr Hono-
rar für die Erstellung des Kunst-
werkes. Von den nachher statt-
findenden Nutzungen wie z.B.
der Erstellung von Postkarten
oder der Abbildung in Reisefüh-
rern sehen sie keinen Cent. Hier
herrscht eine Gesetzeslücke, die
noch in dieser Legislaturperiode
geschlossen werden muss.“

Künstler erwarten deutlichen
Einkommenszuwachs 2008
Fand vom Jahr 2006 zum Jahr
2007 noch ein sehr moderater
Anstieg um 280 Euro im Jahr
statt, steigt die Einkommenser-
wartung von 2007 auf 2008 um
1 522 Euro im Jahr. Insbesonde-
re die Versicherten der Berufs-
gruppe Wort erwarten einen
deutlichen Einkommensanstieg
um 1 987 Euro/Jahr. Sie werden
gefolgt von den Versicherten der
Berufsgruppe Bildende Kunst
mit einem erwarteten Anstieg
um 1 712 Euro/Jahr. Deutlich
geringere Einkommenszuwäch-
se erwarten die Versicherten der
Berufsgruppe Darstellende
Kunst mit einem Plus von 1 102
Euro/Jahr und der Berufsgruppe
Musik mit einem Zuwachs von
1 056 Euro/Jahr.*(s. auch S.124)

Autonomie gewahrt
Als „gute Lösung“ bezeichnet
die FAZ vom 2. Oktober 2008 die
Konditionen, unter denen die
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Deutsche Bank dem Frankfurter
Städel sechshundert Kunstwerke
als Dauerleihgabe überlässt, weil
die Autonomie des Museums
gewahrt bleibe.

Kulturstiftung der Länder:
Mehr Geld
Zum 20-jährigen Bestehen der
Kulturstiftung der Länder hat Hes-
sens Ministerpräsident Roland
Koch (CDU) am 22. September
2008 die Bereitschaft der Länder
erklärt, zusätzlich eine Million
Euro zur Verfügung zu stellen,
sofern der Bund die selbe Sum-
me gebe. Die Kultusministerkon-
ferenz habe ihre Zustimmung sig-
nalisiert; er sei zuversichtlich, dass
die Länder ihren Anteil ab 2009
in ihre Haushalte einstellen.

Fallender Kunstmarkt
Zum abrupten Nachfrageein-
bruch am Kunstmarkt s. auch
den Bericht in der WamS vom
7. Dezember 2008 („Sammler
spüren das Börsenbeben“); Spie-
gel 48/2008: „Der große Höllen-
sturz“.

Weiter Streiks?
Im Dezember 2008 hat die Ta-
rifkommission der Deutschen
Orchestervereinigung den Vor-
schlag des Deutschen Bühnen-
vereins abgelehnt. Beim teilwei-
se gekündigten Orchestertarif-
vertrag streitet man sich seit 3
Jahren, inweit Orchestermusiker
unmittelbar an den Tariferhö-
hungen im öffentlichen Dienst
beteiligt werden.

Mehr Geld für
Welterbestätten
Für die 33 deutschen Sehenswür-
digkeiten des UNESCO-Welt-
kulturerbes stellt die Bundes-

regierubng 150 Mio. Euro für 5
Jahre zur Verfügung; dabei geht
ein erheblicher Teil in die ost-
deutschen Länder (General-An-
zeiger vom 15. Dezember 2008).

Kulturelle Bildung

Kulturelle Initiativen
Die WamS vom 30. Dezember
2007 widmet einen größeren
Beitrag kulturellen Initiativen,
um Kinder wieder mit Theatern,
Musik, Tanz und bildender
Kunst vertraut zu machen.

Eigene Kulturpolitik
für Kinder
Die Kinderkommission im Bun-
destag hat im April 2008 eine
eigene Kulturpolitik für Kinder
gefordert. Es müssten bundes-
weite Standards für die kulturelle
Bildung erarbeitet und diese
auch zum verbindlichen Inhalt in
der Ausbildung von Grundschul-
lehrern und Erziehern gemacht
werden. Außerdem solle Kin-
dern freier Eintritt in alle kultu-
rellen staatlichen Einrichtungen
gewährt werden.

Förderfonds
Der Berliner Senat will die kul-
turelle Bildung von Kindern und
Jugendlichen stärker fördern.
Dazu wird ein Fonds eingerich-
tet, der bestehende Projekte noch
besser vernetzen und neue Initia-
tiven unterstützen soll. Das res-
sortübergreifende Projekt soll
vor allem „bildungsfernere
Schichten und Migranten“ an-
sprechen. Dafür stehen 2008 1,5
Millionen Euro, 2009 zwei Mio.
Euro bereit.

Museum

Besucher gesteigert
Die Museen in Deutschland ha-
ben im Jahre 2006 mit über
102,6 Mio. Besuchern ihre Zah-
len leicht um 1,2% gesteigert. Im
Jahr zuvor waren es 101,4 Mio.
Besucher. Zusammen mit den
Einzelobjekten in den anderen
Ausstellungshäusern wurden
nun 109,7 Mio. Gäste gezählt,
etwa soviel wie 2004. Insgesamt
gibt es in Deutschland mehr als
6 150 Museen mit jährlich über
100 Mio. Besuchern und 488
Ausstellungshäuser mit meist
etwa 7 Mio. Besuchern. Damit
ist seit 1990 eine leicht steigen-
de Tendenz bei den Museums-
besuchen zu beobachten. Siehe
Bonner General Anzeiger vom
22. Dezember 2007. Das Haus
der Geschichte hat 2007 rund
850 000 Besucher angezogen
vor allem mit den Rennern „Das
Boot, Geschichte Mythos, Film“
und „Skandale in Deutschland
nach 1945“. Die Dauerausstel-
lung zählte im Durchschnitt rund
1 700 Besucher täglich; s. auch
DIE WELT vom 22. Dezember
2007.

Deutsches Museum
vor Sanierung
Nach einem Bericht der FAZ
vom 13. September 2008 ver-
kündeten Bundesforschungsmi-
nisterin Annette Schavan und
Bayerns Ministerpräsident Gün-
ther Beckstein (CSU), dass das
Deutsche Museum von 2009 an
saniert werden solle, das mit
rund 1,4 Millionen Besuchern
sicher im Jahr das meistbesuch-
te Museum Deutschlands, mög-
licherweise sogar Europas. Die
Museumsleitung beziffert die
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Sanierungs- und Neubaukosten
auf vierhundert Millionen Euro,
ein Kreis von privaten Gebern
soll einen Grundstock von vier-
zig Millionen zur Verfügung
stellen. Frau Schavan hat einen
„relevanten Beitrag“ des Bundes
zugesagt. Woher die Millionen
tatsächlich kommen sollen, blieb
derweil noch unklar. Das Muse-
um hofft, dass die Zusage ver-
bindlich ist – und dass sich die
beiden Träger die Kosten teilen.
Im laufenden Betrieb zahlt Bay-
ern fünfundachtzig, der Bund
fünfzehn Prozent der Ausgaben.
2019 soll die Sanierung abge-
schlossen sein; dazu s. auch den
Kommentar in der WELT vom
13. September 2008: „Späte Ret-
tung“.

Musik

„Spitzenplätze“
Nach einem Bericht der FAZ
vom 21. November 2008 wurden
bei einem Orchesterranking des
britischen Musikmagazins „Gra-
mophone“ vier deutsche Ensem-
bles unter die zwanzig weltbe-
sten gewählt; so belegten die
Berliner Philharmoniker den 2.
Platz.

Nationalkultur*

Tagung
In einem großen Bericht über die
Tagung Wiedervorlage National-
kultur, eröffnet von Bundesau-
ßenminister Frank-Walter Stein-
meier am 24. April 2008, gibt die
SZ vom 28. April vor: „Der Au-
ßenminister hat gewiss eine quä-
lende Fülle von Terminen zu be-
wältigen. Trotzdem hatte er den

Eindruck, zur Nation müsse er
sich hören lassen: Und so sprach
er lang und mäandernd, über die
Gefahr der Beschränktheit, nicht
über die Notwendigkeit der Be-
scheidenheit, seine Ablehnung
dogmatischer Feststellungen und
die Unvermeidlichkeit des Wan-
dels. Vor allem soll sich ‚die Re-
de von Nationalkultur nicht iso-
liert und in eine eben Abgeho-
benheit’ bewegen. Und damit
hatte er den Ton angeschlagen,
das bei diesem Thema wie von
selbst einzustellen scheint, den
Ton der Sorge. Vor lauter Be-
scheidenheit und Unsicht bei al-
len Beschwörungen der Zugän-
ge und Offenheit bleibt zuletzt
völlig unbestimmt, was es ei-
gentlich ist, das solche Sorgen
verlangt: … Die Ankündigung
sich dem zu nähern ‚was das
Deutsche unserer Kultur ausma-
che’, blieb aber gänzlich unein-
gelöst und wo es mal anschauli-
cher wurde, ging es schief, ein
Außenminister muss sich nicht
mit Riemenschneider oder Witt-
genstein oder der romantischen
Ironie  befasst haben; Aber wenn
er darüber spricht, dann sollten
er und seine Redenschreiben
wissen, worum es sich handelt.
Wissen sie es wiederholt nicht,
dann entsteht der Eindruck, hier
gehe es nicht mehr um eine Sa-
che (‚unsere Kultur’) sondern
allein um den reibungslosen Ge-
schäftsverkehr mit derselben.“
Siehe dazu auch den Beitrag der
türkischstämmigen Journalistin
Myli Kiyak: „Nationalkultur“ ist
ein schönes Wort, in der WELT
vom 26. April 2008.

Nationalkultur
Dazu auch die Zeit vom 30. April
2008: „Die zugehörige Berliner

Konferenz endete so wie sie en-
den musste: heiter und schwer
im Nebel. Es gibt Nationalkultur
nicht, aber das Gegenteil zu be-
haupten wäre auch falsch. Auf
jeden Fall ist sie eine Sehn-
suchtsfigur, die neuen Bürger be-
teiligen sich als Schmuck-
kästlein, die das menschliche
Sein zu Hause. Andere sehen ihr
ganz unverächtlich ein Asyl von
kritischer Weltdeutung und
Selbstbesinnung. Auf jeden Fall
ist die Nationalkultur immer das
was gerade fehlt.“

Unter der Überschrift: „Seid
opulent! Ein Symposion des
Goethe-Instituts sucht die deut-
sche Nationalkultur“ berichtet
DIE WELT vom 26. April 2008:
Ein Symposion des Goethe-In-
stituts sucht die deutsche
Nationalkultur. Auf der Berliner
Museumsinsel konnte man am
Donnerstag die seltene Erfah-
rung machen, dass eine Rede
eine neue Wirklichkeit schafft,
indem sie beim Publikum Blok-
kaden löst, Empathie fördert,
Staunen hervorruft, Vorurteile
ins Wanken bringt und von
Warnschildern umstellte Bezir-
ke der Sprache und des Denkens
öffnet. Solches geschah in der
Basilika des Bode-Museums bei
der Eröffnung des Symposions
„Wiedervorlage: Nationalkul-
tur“. Die 32 Jahre alte türkisch-
deutsche Journalistin Mely
Kiyak sprach zum Thema „Deut-
sche Nationalkultur mit Migra-
tionshintergrund?“ und verwan-
delte dabei das Fragezeichen
souverän in ein Ausrufezeichen
… Mely Kiyak fand im rhetori-
schen Umgang mit den Deut-
schen und dem Nationalen einen
Ton, der in seiner Leichtigkeit
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und Unverkrampftheit in den
einschlägigen Debatten bisher
nicht vorkam. Dort hört man zu
oft ein Tremolo, das entsteht,
wenn trotzig von Nation, Natio-
nalkultur, Nationalstolz die Rede
ist und dem Redner vor Bewun-
derung des eigenen „Muts“ die
Stimme zu zittern beginnt. Und
noch öfter vernimmt man das
routinierte Klappern der poli-
tisch korrekten Floskeln, dass
zum Beispiel Nationalkultur
nichts Abgeschlossenes und Sta-
tisches sei und man im Übrigen
im Zeitalter der Globalisierung
nicht der Illusion verfallen dür-
fe, man könne auf einer natio-
nalen Insel selig werden. Mely
Kiyak sagt: „Als Deutsch-Orien-
talin möchte ich daher manch-
mal all den Bedenkenträgern
zurufen: Seid opulent! Emanzi-
piert euch, und holt euch eure
Worte zurück! Habt keine Angst
vor Verallgemeinerungen, wenn
ihr von der Nation redet!“

Außenminister Frank-Walter
Steinmeier, der nach ihr sprach,
hätte diesen Rat beherzigen sol-
len. Stattdessen führte er den
deutschen Eiertanz um die Na-
tionalkultur – er sprach sogar
von „sogenannter Nationalkul-
tur“ – exemplarisch vor. Kein re-
lativierendes, Vorbehalte setzen-
des Argument ließ er aus. Falsch
sind sie ja nicht. Aber wenn eine
junge Einwanderin, die ihre Lek-
tionen über die deutsche Ge-
schichte gelernt hat, von ihrer
Sehnsucht spricht, Teil der deut-
schen Kultur zu werden, dann
darf der deutsche Außenminister
nicht kühl zu verstehen geben,
dass es das eigentlich gar nicht
gibt. Wahrscheinlich hat Stein-
meier es so nicht gemeint. Er
wollte eine argumentativ nach

allen Seiten abgesicherte Rede
darüber halten, wie wichtig die
Kultur für die Außenpolitik und
wie sehr ihm deshalb an engen
Beziehungen zur Kultur gelegen
sei. Hohle Worte sind das für ihn
nicht. Er hat in seiner Amtszeit
die Auswärtige Kulturpolitik
deutlich aufgewertet und das mit
seinem Auftritt bei der Eröff-
nung des Symposions unterstri-
chen. Der neue Goethe-Präsident
Klaus-Dieter Lehmarm setzt mit
dem Symposion einen ersten
deutlichen Akzent. Die Staatli-
chen Museen zu Berlin, seine
frühere Wirkungsstätte als Prä-
sident der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz, fungieren als Gast-
geber, womit deutlich gemacht
wird, dass künftig zwischen den
Akteuren der Auswärtigen Kul-
turpolitik und den Hütern des
kulturellen Erbes ein enger
Schulterschluss herrschen soll.

Parteien

Kultursalon
Am 23. April 2008 fand im Ber-
liner Reichstag zum ersten Mal
der „Kultursalon“ der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion statt,
dazu der Bericht in der FAZ vom
26. April 2008 und in der SZ
vom 25. April 2008 („Ihr seid in
der Zirkusgruppe“); s. oben S.
25ff.

Unter der Überschrift:
„Merkels Salon. Die Unions-
fraktion lud in Berlin Künstler-
Prominenz zum ersten „Kultur-
salon“ ein - Auch erklärte SPD-
Anhänger durften kommen“ be-
richtet DIE WELT vom 25. April
2008: „Du wählst CDU“, sang
Rocko Schamoni, „und darum
mach ich Schluss.“ Das war da-

mals, in den Achtzigerjahren, als
die Feindschaft zwischen Christ-
demokraten und „Kulturschaf-
fenden“ noch zum guten Ton
gehörte. Die eine Seite erzählte
sich Kohl-Witze, die andere ha-
derte mit dem Untergang des
christlichen Abendlands. 1986
hatte Franz Josef Strauß in einer
legendären Rede noch seinen
Neid auf die Nationalkultur der
anderen Deutschen formuliert:
„Die hellen und festlichen Farb-
töne, mit denen die DDR ihr
Land malt, werden auf Dauer er-
folgreicher sein als die düstere
Götterdämmerungspalette der
Bundesrepublik Deutschland.“
Selbstkritik bis zum Selbsthass
hier, der Traum von der „for-
mierten Gesellschaft“ (Ludwig
Erhard) dort – inzwischen haben
wohl beide Seiten ausgeträumt.
Ein bunter Abend unter der
Reichstagskuppel vor den Frak-
tionsräumen der Union sollte
den Wandel durch Annäherung
manifest machen. Interessanter-
weise waren zum „Ersten
Kultursalon“ der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion am Mitt-
wochabend sehr viele Prominen-
te geladen, die praktisch „SPD“
auf der Stirn stehen haben: Ma-
rio Adorf segelte finster zwi-
schen den weißen und orange-
farbenen Plastiksesseln dahin,
Senta Berger lachte ihr Jung-
mädchenlächeln in die Runde.
Mein Gott, sogar Klaus Staeck
kam zum Händeschütteln – da
war das Déja-vu perfekt. Im
Frühjahr des Unbehagens an der
großen Koalition verschafft sich
die Union den letzten Rest von
Glamour, der die SPD noch um-
weht: das Bündnis mit der
Kunst.

Es war aber Bundestagspräsi-
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dent Norbert Lammert, ebenfalls
am Mittwochabend anwesend,
der schon vor Jahren in ganz
neuem Selbstbewusstsein signa-
lisiert hatte, ein Bündnis strebe
man eigentlich nicht an. „Der
Zweck der Kulturpolitik“, hieß
es in einem Papier Lammerts,
„auch der auswärtigen Kulturpo-
litik, ist Kultur, nicht Politik.“
Schwitzkasten ist also nicht vor-
gesehen.

Hatte speziell die CSU, eifer-
süchtig auf die Kulturhoheit der
Länder pochend, früher das Amt
eines Kulturstaatsministers mit
dem üblichen berlinfeindlichen
Affekt als „Blattgold an der Pik-
kelhaube“ verspottet, begrüßte
die Kanzlerin nun den Amtsin-
haber Bernd Neumann mit ei-
nem kleinen Seitenhieb gegen
die Regionalfürsten: „Deutsch-
land soll auch im Ausland als ein
Land wahrgenommen werden!“
Vielleicht könne man die Liebe
zum Land an der Liebe zu sei-
nen Künstlern ablesen. Zu viele
Komplimente solle man Bernd
Neumann zwar nicht machen,
„sonst nimmt er womöglich
noch ab!“. Aber es sei nun ein-
mal nicht von der Hand zu wei-
sen, dass unter seiner Ägide der
Kulturetat um 400 Millionen
Euro so gesteigert worden sei
wie nie zuvor („Bravo!“ ruft es
eilig aus der Künstlerlounge).
Ein bisschen hüstelnd-krampfig
ging es selbstredend noch zu.
„David und Götz“, die „Show-
pianisten“ an den zwei Flügeln
lassen es sich nicht nehmen, der
Kanzlerin ein „Schatzi, ist dein
kleines Herz für mich noch
frei?“ zuzuhauchen, was diese
nur mit starrem Blick auf ihr
Redemanuskript und vermutlich
beruhigenden Atemtechniken

übersteht. Eine türkische Ge-
schwistercombo gehört auch
zum Kulturprogramm der Uni-
on, sowie eine Arie aus dem
„Freischütz“. „Not bad!“ ver-
setzt die Kanzlerin höflich, und
macht den Anwesenden Mut:
„Im Laufe des Abends wird sich
die Unsicherheit noch mehr ver-
flüchtigen.“

Und so kam es. Bei den Ge-
sprächen am Rande wird mehr-
fach registriert, dass Til Schwei-
ger sehr viel dünner und über-
haupt weniger imposant sei als
allgemein angenommen. „Aber
die Frauen stehen drauf.“ Auch
Christiane Paul sei früher runder
und letztlich auch hübscher ge-
wesen. Dass Staatsminister Neu-
mann die Schauspielerin Nadja
Uhl zunächst als „Sabine“ an-
sprach, konnte rasch korrigiert
werden („Hab ich Hannelore
gesagt?“). Fraktionschef Volker
Kauder, der den Abend über
nach bestem Wissen und Gewis-
sen gelobt, gelächelt und Blu-
men verteilt hatte, wurde gegen
22 Uhr gesehen, wie er kerzen-
geraden, aber eiligen Schrittes
zum Fahrstuhl schoss und ver-
schwand. Der Kultursalon soll
fortgesetzt werden.

CDU MediaNight 2008
Panel 4: Veranstaltungs-
wirtschaft

Die Veranstaltungswirtschaft
stand im Mittelpunkt des Panel
4, unter Moderation von Steffen
Kampeter, Vorsitzender des Dia-
logforums Musikwirtschaft der
CDU Deutschlands. Nicht ohne
Grund. Denn während der deut-
sche Tonträgermarkt in den letz-
ten Jahren rund 40 Prozent sei-
nes Umsatzes eingebüßt hat,

boomt dieser Wirtschaftszweig.
Live-Konzerte sind gefragt wie
nie zuvor, ziehen immer mehr
Menschen an. Von dieser Ent-
wicklung profitieren Konzert-
veranstalter wie Henning Tögel,
Chef der Stuttgarter Veranstal-
tungsagentur ,,Moderne Welt“.
Als Grund für die steigende
Nachfrage nannte er unter ande-
rem die stärkere Kundenorien-
tierung der Veranstalter sowie
eine größere Altersspanne bei
Konzertbesuchern. Zudem
merkten die Künstler, dass sie
mit Konzerten die wegbre-
chenden Einnahmen aufgrund
rückläufiger Plattenverkäufe
wieder wettmachen könnten.
Auch für Bernd Dopp, Chef von
Warner Music Central & Eastern
Europe, sind Konzerte ein Markt
mit Zukunft. Der Trend in den
Tonträgerunternehmen gehe ein-
deutig weg von den klassischen
Geschäftsfeldern wie CD-Pro-
duktion und Vermarktung. Statt-
dessen wolle auch Warner in
Zukunft die gesamte Palette der
Vermarktungsmöglichkeiten
von Konzerten bis hin zu Mer-
chandising anbieten. Ein wich-
tiger Eckpfeiler in diesem Kon-
zept seien auch internetbasierte
Shops, die für Kunden maßge-
schneiderte und exklusive Ange-
bote zu einem Künstler anbieten.
Dopp unterstrich in diesem Zu-
sammenhang noch einmal den
immensen Schaden, den die
Musikindustrie durch illegale
Downloads, aber auch die ille-
gale Verbreitung von urheber-
geschützten Werken auf In-
ternetseiten wie Youtube oder
Myspace verursachten.

Auch Jazz-Trompeter Till
Brönner zeigte sich besorgt über
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die Urheberrechtsverletzungen
im Internet. ,,Vielen Nutzern ist
offenbar gar nicht bewusst, wie
viel Arbeit und Liebe in den
Werken der Künstler steckt“,
sagte er. Es dürfe aber nicht der
Eindruck entstehen, die ganze
Kreativität und geleistete Arbeit
in den Stücken sei gar nichts
mehr wert. Brönner bedauerte,
dass es trotz der vielen Plattfor-
men für Musiker und Bands an
musikalischer Vielfalt mangele.
Es gebe 20 Bands in Deutsch-
land, die Songs in der Qualität
der Beatles schrieben, aber kaum
Chancen auf Karrieren hätten,
weil der Markt fehle.

Jubiläumsfeier
Unter der Überschrift: „Die drei
von der Kulturtankstelle“ wid-
met Andreas Kilp in der FAZ
vom 1. Oktober 2008 folgenden
Beitrag der Jubiläumsfeier der
SPD am 29. September zur Ein-
führung des Kulturstaatministers
vor 10 Jahren.

„Wir haben Kultur und Medi-
en ins Kanzleramt und in den
Deutschen Bundestag geholt.
Wir haben die Kulturlandschaft
Ostdeutschlands erhalten und
gefördert. Wir haben Berlins
weltweiten Ruf als Kulturme-
tropole gestärkt. Wir haben Erin-
nerungspolitik zu neuer Bedeu-
tung verholfen. Wir haben die
Lebensbedingungen für Kultur-
und Medienschaffende verbes-
sert.“ So steht es in einer Erklä-
rung der SPD-Bundestagsfrakti-
on zu ‚Zehn Jahren Kultur- und
Medienpolitik des Bundes’, die
in der vergangenen Woche vor-
gestellt wurde. Und das alles ist
wahr. Die SPD hat, gemeinsam
mit den Grünen, im Herbst 1998
das Amt des  Kulturstaatsmi-

nisters geschaffen und Kulturpo-
litik zur Bundesangelegenheit
gemacht, gegen den Widerstand
vieler Bundesländer und großer
Teile der CDU. Wahr ist aber
auch, dass der Posten des Kultur-
staatsministers seit drei Jahren
von einem Christdemokraten be-
kleidet wird, und zwar mit er-
heblichem und unbestreitbarem
Erfolg. Bernd Neumann hat die
Arbeit seiner Vorgänger in vie-
lem fortgesetzt, etwa beim Ge-
denkstättenkonzept, beim Urhe-
berrecht oder beim Filmförde-
rungsgesetz, aber er hat auch di-
verse eigene Projekte in Gang
gebracht: „Sichtbares Zeichen“,
Staatsopernsanierung, Deutscher
Filmförderfonds, Forschungs-
stelle Restitution. Die Bundes-
kulturpolitik der CDU steht
glänzend da. Und damit hat die
SPD ein Problem erinnerungs-
politischer Art: Der Glorien-
schein, den die Erfindung des
Staatsministeramts auf die So-
zialdemokraten geworfen hat,
löst sich auf. Das Gedächtnis der
Demokratie ist kurz. Im alten
Athen wurde der Sieger von Sa-
lamis ein paar Jahre später zum
Tode verurteilt. Berlin verurteilt
nur zum Vergessen, aber das ist
hart genug.

Zu hart für die SPD. Deshalb
lud sie … zu einer kulturpoliti-
schen Jubiläumsgala ins Jüdi-
sche Museum, Motto „Hauptsa-
che Kultur“. Wie in Berlin üb-
lich, wird zuerst diskutiert und
dann gefeiert. In zwei „Foren“
geht es um Bildungs- und Me-
dienfragen, vor allem aber um
das Amt, das sie bundespolitisch
beantworten soll. Der Kulturmi-
nister von Sachsen-Anhalt erin-
nert daran, dass der Kulturzen-
tralismus Neuberliner Prägung

keine preußische Knute, sondern
dringend notwendige Überle-
benshilfe für die föderalen Ver-
walter des deutschen Welterbes
ist. Und der Präsident der Deut-
schen Filmakademie stellt fest,
dass es ohne die Kulturpolitiker
aus dem Kanzleramt weder eine
Filmakademie noch sonst irgend-
eine zeitgemäße Gesetzesrege-
lung im Medienbereich gegeben
hätte. Der Wind der Kultur,
scheint es, weht in Deutschland
aus den Bundesländern, aber die
Wetterfahnen drehen sich alle
nach Berlin.

Dann beginnt der repräsenta-
tive Teil des Fests. Mario Adorf,
der im April beim „Kultursalon“
der CDU mit der Kanzlerin und
Bernd Neumann posiert hat, lässt
sich mit Franz Müntefering und
Frank-Walter Steinmeier foto-
grafieren. Till Brönner und das
Bundesjugendjazzorchester
spielen Jazz für Fortgeschritte-
ne. Gerhard Schröder hält eine
Begrüßungsrede, in der er über
vieles spricht, nur nicht über
Kulturpolitik. Hubertus Heil be-
grüßt Christina Weiss, Michael
Naumann und Julian Nida-Rü-
melin, die ehemaligen Kultur-
staatsminister der SPD, als „die
drei von der Tankstelle“ (weil sie
dafür gesorgt hätten, „dass die-
ses Land kulturell wieder auftan-
ken konnte“). Günter Grass, der
mit Gesine Schwan, Ingo Schul-
ze und Wilfried Schoeller die li-
terarische Sättigungsbeilage des
Abends bestreitet, warnt vor ei-
nem Spannungsabfall im euro-
päischen Kulturaustausch und
preist den altdeutschen Provin-
zialismus, der dem Land „einen
Wasserkopf wie Paris“ erspart
habe. Der Kanzlerkandidat und
Bundesaußenminister Stein-
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meier schließlich, der als Letz-
ter ans Mikrofon tritt, gibt frei-
mütig zu, dass er die Kultur für
ein kostbares, edles und privile-
giertes Mittel, aber eben doch für
ein Mittel zum Zweck der deut-
schen Außen- und Integrations-
politik hält – nur sagt er es in viel
freundlicheren Worten. Wie ein
Fußballtrainer, der sein Team
von Mann- auf Raumdeckung
umstellt, beschwört Steinmeier
das nahende Ende des amerika-
nischen Jahrhunderts, die neuen,
östlichen Horizonte der Globa-
lisierung und „die vielen jungen
Fatih Akins und Trojanows“, die
das Land brauche, um multikul-
turell auf dem Quivive zu blei-
ben. Die eigentlichen Hauptfigu-
ren des Abends, die drei „Beauf-
tragten für Kultur und Medien“
der Regierung Schröder zwi-
schen 1998 und 2005, kommen
zwischen all den Musik- und
Selbstdarstellernummern nur
kurz zu Wort. Sie reden über
Dinge wie den Hauptstadtkultur-
fonds (Michael Naumann), die
Kulturstiftung des Bundes (Ju-
lian Nida-Rümelin) und die
Spendensammlung nach dem
Brand der Anna-Amalia-Biblio-
thek (Christina Weiss). Kultur-
politik, wir erinnern uns, ist ein
mühsames Geschäft. Bei einem
bunten Abend mit Jazz- und Mo-
raltrompetern wirkt sie wie eine
Anstandsdame auf der Kirmes.
Dafür kann man ihre Erfolge
aber auch anfassen, betrachten
und manchmal sogar verzehren.
Die eigentliche Frage für die
SPD ist nicht, ob ihre Kultur-
kompetenz in die Geschichtsbü-
cher, sondern ob ihr Kandidat bei
der nächsten Wahl ins Kanzler-
amt gelangt. Dann fällt ihm die
Bundeskulturpolitik als Zuge-

winn in den Schoß. Aber nur
dann.

Raub- und
Beutekunst*

Verbesserte Modalitäten für
die Rückgabe von NS-Raub-
kunst
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann hat im Mai 2008 die über-
arbeitete Auflage der Empfeh-
lungssammlung für die Recher-
che nach Raubkunstwerken
veröffentlicht. „Mit der neuen
Handreichung bekräftigt die
Bundesrepublik ihre Verpflich-
tung, NS-Raubkunst aufzuspü-
ren und faire und gerechte Lö-
sungen zur Rückgabe an die ehe-
maligen Besitzer oder deren Er-
ben zu finden“, betonte der
Staatsminister.

Die Neuauflage der „Handrei-
chung zur Umsetzung der Erklä-
rung der Bundesregierung, der
Länder und der kommunalen
Spitzenverbände zur Auffindung
und zur Rückgabe NS-verfol-
gungsbedingt entzogenen Kul-
turgutes, insbesondere aus jüdi-
schem Besitz“ wurde im No-
vember 2007 von einer Arbeits-
gruppe im Bundeskanzleramt
verabschiedet und dann von den
Ländern und kommunalen Spit-
zenverbänden gebilligt. Die Ar-
beitsgruppe zu Restitutionsfra-
gen war im Januar 2007 von
Staatsminister Bernd Neumann
in Folge der Diskussionen um
die Rückgabe des Kirchner-Ge-
mäldes „Berliner Straßenszene“
eingesetzt worden. Ihr gehörten
Vertreter von Bund, Ländern und
Kommunen sowie von Museen
und Kulturstiftungen an.

Zuvor hatte der „Arbeitskreis

Provenienzforschung“ das Vor-
haben von Kulturstaatsminister
Bernd Neumann zur Einrichtung
einer „Zentralstelle Provenienz-
forschung“ begrüßt. Derzeit gibt
es einen Kreis von fast 40 Wis-
senschaftlern, die an Museen, in
Auktionshäusern oder freiberuf-
lich seriöse Provenienzfor-
schung betreiben. Er forderte
aber zugleich, dass auch an den
Museen eine kontinuierliche
langfristige und systematische
Provenienzforschung durch die
Schaffung von entsprechenden
Stellen zu gewährleisten sei. Die
Zentralstelle könne die muse-
umsinterne Forschung nicht er-
setzen, wohl aber unterstützen.
Erst durch diese Verzahnung sei
die Provenienzforschung über-
haupt möglich. (SZ vom 23.
November 2007). Zusammen
mit der neu geschaffenen „Ar-
beitsstelle Provenienzrecherche/
forschung“ am Berliner Institut
für Museumsforschung, für die
jährlich 1,2 Millionen Euro zur
Verfügung stehen, werde die
Handreichung den Einrichtun-
gen helfen, „einen sensiblen
Weg im Umgang mit NS-Raub-
kunst zu finden“. Die Bundesre-
gierung unterstützt mit der
Handreichung für die Museen
die Ziele der Washingtoner Kon-
ferenz aus dem Jahr 1998. Dort
war man übereingekommen,
dass Kulturgüter, die in der NS-
Zeit entzogen wurden, nach in-
dividueller Prüfung den legiti-
mierten früheren Eigentümern
beziehungsweise deren Erben
zurückgegeben werden. Hinge-
gen lehnte es die große Koaliti-
on ab, zehn Jahre nach der Wa-
shingtoner Erklärung eine Nach-
folgekonferenz auf Regie-
rungsebene auszurichten. Statt



IM GESPRÄCH Heft 20 - Dezember 2008

99

um Grundsatzfragen – wie 1998
in Washington – gehe es diesmal
um konkrete Praxisfragen. Die-
se könnten auf Fachebene viel
besser geklärt werden als bei ei-
ner Regierungskonferenz, sagte
die CDU-Politikerin Monika
Grütters am 21. Februar 2008 im
Bundestag und wandte sich da-
mit gegen entsprechende Forde-
rungen der FDP. (S. oben S. 30).

Die WELT vom 4. Oktober
2008 macht darauf aufmerksam,
dass die eine Million Bundesmit-
tel für museale Provenienzfor-
schung jährlich zu wenig seien.
„Trotzdem wird man wieder ju-
beln müssen. Denn ein wenig
Forschung ist besser als gar kei-
ne.“ Die FAZ vom 27. Oktober
2008 bemerkt: „Die Hoffnung
des Bundes sei offenbar, dass
sich auch die Länder stärker be-
teiligen. Immerhin hat Sachsen
für die nächsten 10 Jahre 15 Mil-
lionen Euro zur Verfügung ge-
stellt. Und es hat lange gedau-
ert, bis das Versprechen, die Pro-
venienzforschung zu intensivie-
ren, eingelöst wurde – denn da-
für braucht man nicht nur Sach-
verstand, sondern auch viel
Geld. Das hat die Staatskasse
nun zur Verfügung gestellt und
die Arbeitsstelle für Provenienz-
forschung, erst im Sommer in
Berlin eingerichtet, konnte bei
ihrer ersten Beiratssitzung sechs
Anträge sofort bewilligen, drei
weitere müssen nachgebessert
werden. Sechshunderttausend
Euro vom Bund und von der
Kulturstiftung der Länder stehen
dafür bereit. Das ist die gute
Nachricht. Die weniger gute lau-
tet: Es hätten mehr Museen und
Bibliotheken dabei sein müssen,
denn viel mehr als diese neun
haben weiße Flecken im Be-

stand. Die Schatzhäuser hierzu-
lande sind fast alle unter-
finanziert, viele in prekärem Zu-
stand, es fehlt am Geld für An-
käufe genauso wie an Stellen für
Kuratoren, Restauratoren, ja, gar
für Museumswärter reicht es
mancherorts nicht mehr. Die
Zurückhaltung, Sondermittel für
die Provenienzforschung zu be-
antragen, ist auch darum irritie-
rend. Der Entlastungsreflex, fö-
derale Kofinanziers, Länder und
Kommunen, würden wieder ein-
mal bremsen, kann nicht über-
zeugen. Es liegt wohl eher dar-
an, dass in nur wenigen Schub-
laden von Museumsdirektoren
und Chefbibliothekaren ein
überzeugendes Konzept lag, das
sie hätten hervorzaubern können
für den Fall, das versprochene
Geld stünde endlich bereit.“ Zu
den aktuellen Problemen s. auch
den Beitrag in der ZEIT vom 20.
November 2008: „Zwielichtige
Herkunft“.

Zu einer entsprechenden inter-
nationalen Tagung mit Kultur-
staatsminister Neumann, der
sich erneut zum „moralischen
Verantwortungsbewusstsein“
bekannte, und Kulturbesitz-Prä-
sident Hermann Parzinger am
11./12. Dezember 2008 in Ber-
lin s. den großen Bericht in der
FAZ vom 15. Dezember 2008
(„Der moralische Disput erübrigt
sich“).

Kulturgüterverzeichnis
beschlossen
Ein vom Bundeskabinett be-
schlossenes Kulturgüterver-
zeichnis will den Kunstschmug-
gel erschweren oder unmöglich
machen. Mit dem Verzeichnis
können die Zollbehörden Kultur-
güter beschlagnahmen, wenn be-

gründete Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der Einfuhr bestehen.
„Durch das Kulturgüterverzeich-
nis erreichen wir zusammen mit
der in diesem Jahr in Deutsch-
land wirksam gewordenen
UNESCO-Konvention von 1970
einen deutlichen Fortschritt im
internationalen Kulturgüter-
schutz“, sagte  Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann.

Verjährungsfrist
Der Vorsitzende des Rechtsaus-
schusses im Bundestag, Andre-
as Schmidt (CDU), fordert im
Fall von NS-Raubkunst eine
Änderung der im Schuldrecht
verankerten Verjährungsfrist von
30 Jahren. „Das kann ein Rechts-
staat eigentlich so nicht akzep-
tieren. Wir müssen wirklich über-
legen, welche gesetzgeberischen
Maßnahmen können wir in die
Wege leiten, um hier zu einer
Änderung zu kommen“, sagte
Schmidt am 8. Mai 2008 im
ARD-Politmagazin „Kontraste“.

Sprache

Deutsche Sprache
Über die deutsche Sprache hat
sich auch die vormalige Präsi-
dentin des Goethe-Instituts Jut-
ta Limbach in einem großen Bei-
trag für die FAZ vom 24. April
2008 geäußert. Sie kommt zu-
nächst zu dem resignierenden
Entschluss: „Gäbe es nicht die
Lichtblicke einer brüssel-
deutsch sprechenden Kanzlerin,
und dem Protest des Deutschen
Bundestages für die fehlende
Übersetzung brüsseler Text in
deutsche Sprache, man könnte
schier verzweifeln über die deut-
sche Sprachflucht in der Union.
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Wir können nur hoffen, dass der
Deutsche Bundestag und das
Auswärtige Amt nicht zu spät
erwacht sind, um die Versäum-
nisse künftig wett zu machen.
Eine kluge Personal- und
Sprachpolitik sind gefordert.“
Immerhin hatte Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert Brüssel
gemahnt, wichtige Gesetzes-
dokumente auch in Deutschland
nach Berlin zu leiten, ansonsten
werde er deren Beratung ableh-
nen. Auch 18 europäische Re-
gionen fordern mehr Deutsch auf
EU-Ebene, fordern auf Initiati-
ve von Hessen eine stärkere Be-
rücksichtigung der deutschen
Sprache in der Europäischen
Union (EU). Obwohl Deutsch
die meistverbreitete Mutterspra-
che in der EU sei, werde sie ge-
genüber Englisch oder Franzö-
sisch benachteiligt, sagte der
hessische Europaminister Volker
Hoff (CDU) am 3. April in Wies-
baden. So würden Dokumente
oder Internetseiten oft gar nicht
mehr ins Deutsche übersetzt.
„Wir müssen, was die deutsche
Sprache betrifft, auch etwas
selbstbewusster auftreten“, sag-
te Hoff. Dabei gehe es nicht um
„Deutschtümelei“. Auch der
Vorsitzende der Gesellschaft für
Deutsche Sprache, Rudolf
Hoberg, hält eine stärkere Sen-
sibilität in Sachen Deutsch für
dringend notwendig. „Wir müs-
sen die Deutschen dazu bringen,
sprachbewusst zu werden, ohne
nationalistisch zu sein“, sagte er.
Das müsse schon in der Schule
beginnen. „Fast 100 Millionen
Bürgerinnen und Bürger in Eu-
ropa sind Deutsch-Mutter-
sprachler“, heißt es in der vier-
seitigen Erklärung. Deutsch sei
in der EU die wichtigste Fremd-

sprache nach Englisch. Alle Do-
kumente, Webseiten und sonsti-
ge Veröffentlichungen müssten
daher auch auf Deutsch vorge-
legt werden. Zudem müssten die
EU-Einrichtungen sicherstellen,
dass die Bürger ihre Anliegen
auf Deutsch vorbringen können.
Die Erklärung unterzeichnet ha-
ben bisher sechs deutsche und
einige österreichische Bundes-
länder sowie Regionen in Itali-
en, Rumänien und Belgien. Auch
knapp 50 EU-Parlamentarier
zählen zu den Unterstützern. Die
Erklärung sollte am 10. April in
Brüssel dem rumänischen EU-
Kommissar Leonard Orban
überreicht werden.

Dass Paris das ganze mit der
Sprache anders sieht berichtet
der General-Anzeiger vom 31.
Mai 2008, nach dem Paris seine
Diplomaten angewiesen hat, ab
1. Juli französisch zu sprechen,
gleichgültig ob es eine Überset-
zung gebe oder nicht. Nach ei-
nem Bericht der FAZ vom 12.
Dezember 2007 gilt es in Frank-
reich als chic deutsch zu lernen.
Ursache ist die Band Tokio Ho-
tel. Ein Deutschkurs mit dem
Titel „Ich liebe Tokio Hotel“ hat
bereits eine Auflage von 500.000
Exemplaren erhalten.

Zum Tag der Muttersprache
am 21. Februar 2008 haben Uni-
onspolitiker beklagt, dass
Deutsch auf den hiesigen Flug-
häfen und Bahnhöfen zur „Rand-
sprache“ geworden ist. „Sicher-
lich ist es sinnvoll, Flug- und
Fahrthinweise auch in englischer
Sprache anzubringen“, teilten
die Gründer der „Initiative
Sprachlicher Verbraucher-
schutz“ der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion mit. „Es kann aber
nicht sein, dass vieles aus-

schließlich in Englisch beschrif-
tet und beworben wird!“ Durch
die Verwendung von Fremdwör-
tern, insbesondere von Anglizis-
men, würden zunehmend ganze
Bevölkerungsgruppen ausge-
grenzt. Fremdsprachliche Aus-
drücke und Begriffe im Schul-
unterricht, in der Arbeitswelt, in
der Wissenschaft und in der Öf-
fentlichkeit nehmen laut Union
stetig zu. Zum „Internationalen
Tag der Muttersprache“ will der
Verein Deutsche Sprache ein
Gütesiegel einführen. Das
„Sprachsiegel“ in Form eines
Dreiecks enthält die Worte „klar,
logisch, treffend“. Nach einer
Prüfung sollen damit Produkte
oder Dienstleistungen ausge-
zeichnet werden, die durch gut
verständliche Sprache auffal-
len. Der „Internationale Tag
der Muttersprache“ ist ein von
der UN-Bildungsorganisation
UNESCO seit dem Jahr 2000
jährlich ausgerufener Gedenk-
tag (s. oben S. 36).

Neuer Vorstoß für Deutsch
in EU
SPD, Union und Grüne im Bun-
destag haben im Juni 2008 einen
neuen Vorstoß für mehr Überset-
zungen wichtiger politischer
Dokumente der Europäischen
Union in die deutsche Sprache
unternommen. Da alle bisheri-
gen Bemühungen in dieser Fra-
ge in Brüssel ohne ausreichende
Resonanz geblieben seien, müs-
se jetzt Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel aktiv werden, sagte der
SPD-Europapolitiker Michael
Roth am 5. Juni in Berlin. Nach
seinen Angaben liegen bereits
einige EU-Themen in Ausschüs-
sen des Bundestages auf Eis,
weil die Texte dazu nicht in deut-
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scher Übersetzung vorliegen.
Roth nannte 47 wichtige Doku-
mente, die nur zum Teil oder gar
nicht übersetzt seien. Das
schränke die Transparenz und
Verständlichkeit europäischer
Politik erheblich ein. In einem
von den Koalitions-Fraktionen
und den Grünen eingebrachten
Antrag wird von der EU eine
grundlegende Überarbeitung der
Übersetzungsstrategie verlangt.
Die Ausgaben dafür müssten im
EU-Haushalt extra ausgewiesen
und notfalls auch erhöht werden.
Derzeit gibt die Kommission
etwa ein Prozent ihrer Mittel für
Übersetzungen aus. 2006 waren
das 800 Millionen Euro. 72 Pro-
zent der Ursprungstexte in den
EU-Verwaltungen sind auf Eng-
lisch, 14 Prozent auf Französisch
und nur 2,8 Prozent auf Deutsch.
Offiziell ist Deutsch neben Eng-
lisch und Französisch die dritte
Arbeitssprache der EU. Auch der
Bundesrat hat den Umgang der
EU-Kommission mit der deut-
schen Sprache förmlich miss-
billigt. Sollte sich Brüssel wei-
ter „beharrlich weigern“, die Stra-
tegie für die Übersetzungen der
offiziellen europäischen Doku-
mente zu ändern, verlangten die
Länder am 7. November Konse-
quenzen. Konkret wird in dem
von Baden-Württemberg einge-
brachten Antrag verlangt, die
Berichte der EU über die Bei-
trittsverhandlungen etwa mit der
Türkei auch auf Deutsch vorzu-
legen. Sollte dies nicht gesche-
hen, müsse die Bundesregierung
eine inhaltliche Beratung dieser
Dokumente ablehnen.

Deutsche fürchten Sprach-
verfall
Nach Ansicht von zwei Dritteln

der Bundesbürger (65 Prozent)
droht die deutsche Sprache
„mehr und mehr zu verkom-
men“. Als Ursachen dafür wer-
den in einer am 13. Juni 2008 in
Berlin veröffentlichten Umfrage
unter anderem genannt, dass
weniger gelesen und mehr fern-
gesehen wird, der Einfluss ande-
rer Sprachen auf die deutsche
Sprache stark zunimmt und we-
niger Wert gelegt wird auf eine
gute Ausdrucksweise. Das be-
treffe vor allem das Elternhaus,
die Schule, die Medien und ins-
besondere auch die Kommuni-
kation per SMS oder E-Mail.
Hinzu kämen immer mehr un-
verständliche Abkürzungen. 42
Prozent der Befragten urteilen,
dass sich viele Menschen heute
schlechter ausdrücken können
als noch vor 20 oder 30 Jahren.
Allerdings gibt es dabei deutli-
che Altersunterschiede, jüngere
Menschen sehen auch positive
Entwicklungen. In einer Umfra-
ge für den Deutschen Sprachrat
und die Gesellschaft für deut-
sche Sprache wird von jedem
Dritten angemerkt, dass der
Wortschatz heute größer ist als
früher und dass vor allem durch
die Arbeit am Computer sogar
mehr gelesen und geschrieben
wird als früher. 18 Prozent, dar-
unter vor allem viele Jüngere,
haben sogar den Eindruck, dass
die deutsche Sprache vielseitiger
und lebendiger geworden ist.
Das Institut für Demoskopie
Allensbach befragte im April
2008 ausgewählte Bürger. Viele
der Befragten beklagten, dass
immer weniger Wert gelegt wer-
de auf eine gute Ausdruckswei-
se. So räumten insgesamt 63
Prozent ein, das anstößige Wort
„Scheiße“ selbst zu verwenden –

bei Männern sind es sogar 72 Pro-
zent, bei Frauen nur 56 Prozent.

An die zunehmende Verwen-
dung englischer Ausdrücke wie
Kids, Event oder Meeting haben
sich inzwischen viele Deutsche
gewöhnt, aber 39 Prozent – vor
allem Ältere – stören sich dar-
an. Die Mehrheit fordert aber
auch eine stärkere Verwendung
der deutschen Sprache in der EU
angesichts des stärkeren deutsch-
sprachigen Bevölkerungsanteils
gegenüber Englisch und Franzö-
sisch in Europa. Bei der Frage,
welche Sprache Kinder heutzu-
tage in der Schule vor allem ler-
nen sollten, folgt überraschend
nach Englisch, Französisch und
Spanisch das Chinesische bereits
an vierter Stelle.

Rechtschreibreform ein Jahr
in Kraft
Die Rechtschreibreform löst
auch ein Jahr nach ihrem offizi-
ellen Start Unbehagen und Un-
sicherheit aus. Nach einer Unter-
suchung der Forschungsgruppe
Deutsche Sprache, der einige
Reformgegner angehören, haben
die neuen Regeln das korrekte
Schreiben an Schulen nicht er-
leichtert – im Gegenteil. Die
Fehlerquote sei etwa in freien
Aufsätzen von Viertklässlern um
80 Prozent, bei Diktaten in der
gymnasialen Oberstufe gar um
110 Prozent gestiegen. Die Kul-
tusministerkonferenz (KMK)
sieht dagegen keinen „akuten“
Handlungsbedarf. Vor allem
Schriftsteller, aber auch Institu-
tionen wie die Deutsche Akade-
mie für Sprache und Dichtung
hatten die ihrer Ansicht nach
willkürlichen Änderungen kriti-
siert.
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de, sondern als leiser, moderater
Ergänzungsvorschlag für den
Verfassungstext, sollte er Gehör
finden … Zwar ist kaum zu er-
warten, dass dermaleinst wieder
‚Gabelfrühstück’ statt ‚Brunch’
gesagt wird. Und doch stimmt es
sehr hoffnungsfroh, dass die
Deutschen, gänzlich unabhängig
von Alter und Weltanschauung,
außerinstitutionell längst eine
Lanze für jene Sprache gebro-
chen haben, zu der sich die
CDU-Politiker nun durch eine
überdeutliche Zeichensetzung
bekennen wollen.“

Übersetzer

Neue Vergütungsregelung?
Am 20. Juni 2008 wurde sie vom
Börsenverein des Deutschen
Buchhandels und dem Verband
der deutschsprachigen Literatur-
übersetzer bekannt gegeben; sie
betrifft etwa 2 000 literarische
Übersetzer. Im Kern besteht die
bekanntgegebene Vergütungs-
regel aus einer Umsatzbeteili-
gung für alle Übersetzer von bel-
letristischen Werken und Sach-
büchern ab einer verkauften Auf-
lage von 5 000 Exemplaren so-
wie weiteren Erlösbeteiligungen
an Taschenbuch-, Hörbuch- und
elektronischen Ausgaben. Zu-
sätzlich gibt es eine Beteiligung
an sämtlichen Lizenzerlösen.
Die Beteiligungssätze liegen
nach Auflagen gestaffelt und
getrennt zwischen Hardcover
und Taschenbuch zwischen 0,25
und 1 Prozent. Bei den Lizenz-
erlösen sollen sie mit 7,5 Prozent
beteiligt werden. Die Grund-
vergütung soll für eine übersetz-
te Seite im Mittel bei 17 Euro

Staatsziel Kultur?

Bislang gescheitert
Der Deutsche Kulturrat hat im
Juni 2008 für die Zeitung
„politik und kultur“ Bundes- und
Landespolitiker nach ihrer Ein-
schätzung befragt, ob das Staats-
ziel Kultur noch in dieser Le-
gislaturperiode im Grundgesetz
verankert wird. Von den befrag-
ten Landespolitikern haben sich
Jens Böhrnsen, Bürgermeister
der Freien Hansestadt Bremen
und Senator für Kultur; Karin
von Welck, Kultursenatorin der
Freien und Hansestadt Hamburg
und Eva Stange, Sächsische
Staatsministerin für Wissen-
schaft und Kunst klar für das
Staatsziel Kultur ausgesprochen.
Der Ministerpräsident und Kul-
turminister des Landes NRW
Jürgen Rüttgers und der vorm.
Bayerische Staatsminister für
Wissenschaft, Forschung und
Kunst Thomas Goppel sind ge-
gen das Staatsziel Kultur im
Grundgesetz.

Die Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestags „Kultur
in Deutschland“ hat in ihrem
Zwischenbericht im Sommer
2005 empfohlen, das Staatsziel
Kultur als Art. 20 b im Grund-
gesetz mit dem Satz „Der Staat
schützt und fördert die Kultur“
zu verankern. Diese Empfehlung
wurde im Schlussbericht der
Enquete-Kommission bekräf-
tigt. Der Deutsche Kulturrat hat
an die Union appelliert, ihren
Widerstand gegen ein Staatsziel
Kultur im Grundgesetz aufzuge-
ben. Vor allem die unionsge-
führten Länder befürchten ein
Aufweichen ihrer Kulturhoheit.
Im September 2008 wurde eine
Berliner Gesetzesinitiative pro

Staatsziel im Bundesrat einge-
bracht (Bonner General-Anzei-
ger vom 20. September 2008),
die allerdings gescheitert ist (11.
Oktober 2008). Zwischenzeit-
lich hat sich zwar auch Außen-
minister Steinmeier dafür ausge-
sprochen, aber die Bundesregie-
rung lehnt derzeit ab.

Am 2. Dezember 2008
beschloss der CDU-Bundespar-
teitag, den Art. 22 des GG um
den Satz zu ergänzen: „Die Spra-
che der Bundesrepublik ist
Deutsch.“ Zustimmung bei der
FAZ vom 3. Dezember 2008.
„Man spricht bedrohtes
Deutsch“, titelt dazu die WELT
vom 6. Dezember 2008: „Mit
dem Wunsch, unsere Sprache in
der Verfassung zu verankern,
rennen die CDU-Politiker offe-
ne Türen ein. Die Mehrheit der
CDU hegt den Wunsch, die deut-
sche Sprache im Grundgesetz zu
verankern. ‚Die Sprache der
Bundesrepublik ist Deutsch’,
lautet der entsprechende Passus,
der auf dem Parteitag in Stutt-
gart denkbar griffig formuliert
wurde - und prompt Unmut aus
allen Lagern auf sich zog. Aber
warum eigentlich? Die CDU-
Delegierten rennen mit dem von
ihnen mehrheitlich erwünschten
Verfassungszusatz ja eigentlich
offene Türen ein: Seit einigen
Jahren ist an zahlreichen Initia-
tiven und anderen Indizien ab-
lesbar, dass landauf, landab das
Begehren nach einem solchen
Sprach-Bekenntnis besteht. Un-
geachtet des Umstands, dass dies
nicht mehr sein kann als ein bloß
symbolischer Akt. Aber gerade
weil der Vorstoß von der CDU-
Basis nicht als leitkultureller
Fanfarenstoß vorgetragen wur-
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achtet und umgesetzt wird. So
muss das Übereinkommen auch
bei Themen der gemeinsamen
europäischen Handelspolitik
oder des freien Dienstleistungs-
und Kapitalverkehrs einbezogen
werden, selbst wenn diese erst
auf einen zweiten Blick eine kul-
turelle Dimension offenbaren.
Hierfür alle Akteure auf europäi-
scher Ebene zu sensibilisieren,
halte ich für ein ganz wesentli-
ches Anliegen.“

Hilfe im Kampf gegen
Internet-Raubkopien
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) hat Künstlern Unterstüt-
zung im Kampf gegen illegale
Raubkopien aus dem Internet
zugesagt. In ihrer wöchentlichen
Videobotschaft erklärte Merkel
am 26. April 2008, sie werde sich
auch auf internationaler Ebene
für mehr Schutz des geistigen Ei-
gentums stark machen. Zugleich
rief sie zu einer gesellschaftlichen
Debatte über Urheberrechts-
verletzungen im Internet auf.
„Raubkopien sind kein Kava-
liersdelikt“, sagte Merkel an dem
von der UN initiierten „Welttag
des geistigen Eigentums“.

Zuvor hatten rund 200 promi-
nente Künstler in einem offenen
Brief an Merkel einen besseren
Schutz geistigen Eigentums ge-
fordert. Im Internet würden mil-
lionenfach Musiktitel, Filme
oder Hörbücher illegal an-
geboten. 2007 seien in Deutsch-
land mehr als 300 Millionen
Musikstücke illegal herunter-
geladen worden – zehnmal mehr
als legal verkauft wurden.

„Nehmen Sie sich dieses The-
mas an und machen es zur Chef-
sache“, hatten die Künstler in
Anzeigen gefordert.

beim Hardcover und 13 Euro
beim Taschenbuch liegen, min-
destens aber 12 beziehungswei-
se 10 Euro betragen. Für beson-
ders anspruchsvolle Übersetzun-
gen sollen auch weiterhin über
20 Euro gezahlt werden. Mehr
als 100 Übersetzer haben aber
einer Honorar-Vereinbarung wi-
dersprochen. In einer am 23. Juni
2008 veröffentlichten Erklärung
heißt es, von einer Einigung kön-
ne noch keine Rede sein. „Eine
Vielzahl namhafter Literatur-
übersetzer lehnt diesen Vor-
schlag ab, weil er insbesondere
die Situation für anspruchsvolle
Übersetzungen in den Bereichen
Belletristik und Sachbuch sowie
für Übersetzungen aus kleineren
Sprachen noch weiter ver-
schlechtert.“ Dazu auch der
Kommentar in der WELT vom
20. September 2008: „Der Wert
des Übersetzens“.

Urheberrecht

Folgerechtsabgabe nur für
lebende Künstler
Europas Kunstversteigerer
möchten die Folgerechtsabgabe,
mit der Künstler am Wieder-
verkauf ihrer Werke finanziell
beteiligt sind, auf lebende Künst-
ler begrenzen. Die Harmonisie-
rung des Folgerechtes in den
meisten Ländern der EU auf
rund vier Prozent des Kunst-
preises habe zwar zu besseren
Wettbewerbsbedingungen im
Handel geführt, aber nicht den
erwünschten sozialen Effekt für
die Künstler gebracht, kritisier-
te der Vizepräsident des Europäi-
schen Versteigererverbandes
(EFA), Henrik Hanstein, am 18.
Juli 2008.

Online-Piraterie massiv
bekämpfen
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann hat am im Mai 2008 am
Rat der EU-Kultur- und Medien-
minister in Brüssel teilgenom-
men. Zur Initiative der EU-
Kommission, mehr kreative In-
halte im Internet verfügbar zu
machen, erklärte er im Kultur-
ministerrat:

„Wichtigste Voraussetzung für
mehr kreative Inhalte im Internet
ist, dass die Online-Piraterie
massiv bekämpft wird. Kreative
und Kulturschaffende werden
erst dann Vertrauen in Internet-
Geschäftsmodelle entwickeln,
wenn gegen Urheberrechtsver-
stöße konsequent vorgegangen
und das geistige Eigentum zu-
verlässiger geschützt wird. Ein
guter Weg sind freiwillige Ver-
einbarungen zwischen Provi-
dern, Rechteinhabern und Ver-
brauchern, entsprechende Mo-
delle, wie die ‚Olivennes’-Initia-
tive in Frankreich, sollte man
diskutieren und weiterverfolgen.
Ich begrüße auch die von der EU
geplanten Aufklärungsmaß-
nahmen, um das Bewusstsein
der Verbraucherinnen und Ver-
braucher für den Wert des gei-
stigen Eigentums zu stärken.“

Bernd Neumann betonte auch
die kulturpolitische Bedeutung
des UNESCO-Übereinkommens
zum Schutz und zur Förderung
der kulturellen Ausdrucksfor-
men: „Mit Blick auf die Vorbild-
funktion der EU und zum Schutz
der kulturellen Vielfalt in Euro-
pa kommt es nun darauf an, dass
dieses Übereinkommen nicht
nur bei den EU-Außenbeziehun-
gen wirksam wird, sondern als
Thema auch in sämtlichen Fel-
dern der EU-Binnenpolitik be-
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Kultur im Ausland

EU

„Jahr des Dialogs“
Die Europäische Union hat ihr
„Jahr des Dialogs des Kulturen“
gestartet. Bis Ende 2008 werde
es mit einem Budget von zehn
Millionen Euro nationale Pro-
jekte in den 27 Mitgliedstaaten
und sieben übergreifende euro-
päische Vorhaben geben.
(Internet: www.dialogue2008.eu).

Kulturminister starten
weltweite Förderung
Beim 6. Europatag während des
Filmfestivals in Cannes gaben
die EU-Kulturminister am 19.
Mai 2008 den Startschuss für
eine weltweite Vertriebsförde-
rung europäischer Filme. Der
europäische Film erreichte in
den Mitgliedsländern 2007 einen
Marktanteil von 28,8 Prozent. In
den USA liegt der Marktanteil
der europäischen Filme seit vie-
len Jahren unter einem Prozent.

Verlängerung des Urheber-
rechts
Das Urheberrecht für Europas
Künstler soll künftig 95 Jahre
geschützt werden – fast doppelt
so lange wie bisher. EU-
Binnenmarktkommissar Charlie
McCreevy stellte am 14. Febru-
ar 2008 in Brüssel eine entspre-
chende Initiative vor. Derzeit gilt
der Schutz des Urheberrechts für
Sänger oder Musiker 50 Jahre.

Steffen Kampeter, MdB, be-
grüßte den Richtlinienvorschlag.

Kampeter ist zuversichtlich, dass
die deutsche Bundesregierung
auch im Ministerrat der EU für
eine Zustimmung zur Schutz-
fristenverlängerung werbe.
Ebenso hoffe er darauf, das Eu-
ropäische Parlament von der
Notwendigkeit dieses Schritts
überzeugen zu können. „Auch
im Leistungsschutzrecht müssen
wir die längere Lebenserwartung
zur Kenntnis nehmen und das
Recht den heutigen Gegebenhei-
ten anpassen. Es ist doch aber-
witzig, wenn ein Künstler noch
zu Lebzeiten alle Rechte an sei-
nen eigenen Werken verliert“, so
Kampeter. Der Kommissions-
vorschlag sei so ausgestaltet,
dass die Einnahmen aufgrund
der verlängerten Schutzfristen
auch wirklich den ausübenden
Künstlern, darunter viele Studio-
musiker, zugute kämen. Be-
fürchtungen, die Verlängerung
der Schutzfristen nütze vor allem
den Weltstars und den Platten-
firmen, seien somit unbegründet.

Abgelehnt
Der Bundesgerichtshof hat eine
pauschale Urheberabgabe für
Computer abgelehnt (DIE
WELT vom 4. Oktober 2008).

UNESCO

Neues Welterbe
Die UNESCO hat bei ihrer Ta-
gung vom 2. bis 10. Juli 2008 im
kanadischen Quebec insgesamt
27 Kultur- und Naturstätten neu
als Welterbe anerkannt. Damit
gibt es jetzt 878 Stätten auf der
Schutzliste, 33 davon in
Deutschland. Hier stehen sechs

Merkel verwies darauf, dass die
Bundesregierung das Thema be-
reits im vergangenen Jahr auf die
Tagesordnung der G8-Beratun-
gen der sieben führenden
Industrienationen und Russlands
gesetzt habe. „Und auch in die-
sem Jahr werde ich dieses The-
ma wieder ansprechen“, kündig-
te die Kanzlerin an. Internetpira-
terie sei „eine Sache, vor der
nationale Grenzen nicht schüt-
zen können“. In Deutschland sei
das Urheberrecht novelliert wor-
den. Damit sei deutlich gemacht
worden, was im privaten Rah-
men an Kopien erlaubt sei und
was geschützt werden müsse.
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann (CDU) hatte zuvor kriti-
siert, dass der Respekt vor dem
Wert und der wirtschaftlichen
Bedeutung des geistigen Eigen-
tums im Zeitalter der Digitalisie-
rung zurückgegangen sei.

Urheberrechtsverletzungen
müssten effektiv bekämpft wer-
den. Die illegalen Downloads
von Musik, Film und Hörbü-
chern schadeten der Kreativ-
wirtschaft und bedrohten die
Existenz der Künstler. Er kün-
digte eine EU-Initiative zusam-
men mit seiner französischen
Kollegin Christine Albanel an. S.
auch Berichte im General-An-
zeiger Bonn und der FAS vom
27. April 2008.
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spendeten (die Zahlen für 2007
liegen noch nicht vor), 12,5 Mil-
liarden in den kulturellen Be-
reich, Tendenz steigend.

Zum Vergleich: Das staatlich
finanzierte Förderprogramm
„National Endowment for the
Arts“ ist in diesem Jahr nach
hartem Kampf gerade mal auf
145 Millionen Dollar aufge-
stockt worden.

Personalien

- Wahlversprechen können
also auch gehalten werden, so
Jens Bisky in der SZ vom 20.
November 2007 anlässlich der
Erhöhung des Bundeskultur-
haushalts 2008. „Mit diesem
Coup entzückte der Staatsmini-
ster für Kultur und Medien,
Bernd Neumann, die Kommen-
tatoren und überwältigte selbst
Skeptiker und notorische Nörg-
ler wie den Deutschen Kulturrat.
Es sei ihm gelungen, erklärte der
Geschäftsführer Olaf Zimmer-
mann, ‚die bisherigen Erwartun-
gen an sein Verhandlungsge-
schick und seine Überzeugungs-
kraft’ zu übertreffen: ‚Chapeau:
Kulturstaatsminister Neumann!’
Verwundert reibt man sich über
so viele kulturpolitische Erfolgs-
meldungen die Augen … Der
Bremer CDU-Politiker war vor
zwei Jahren mit Zurückhaltung
und unverhohlener Ablehnung
im Amt begrüßt worden. Ihm
fehlte der Stallgeruch des Kul-
turbetriebes, den er durch orga-
nisatorische Tüchtigkeit erst all-
mählich für sich einnehmen

können“, sagte der Minister am
21. Mai 2008 in Moskau. Gleich-
zeitig müsse Russland aber auch
jene gewaltigen Kunstschätze
zurückfordern, „die von unserem
okkupierten Territorium ver-
schleppt wurden“. Die Verhand-
lungen über die Übertragung der
„Beutekunst“ sind seit langem
festgefahren. Nach dem russi-
schen Beutekunstgesetz werden
die bis 1945 aus Deutschland
von Soldaten ausgeführten
Kunstschätze als Wiedergutma-
chung für Kriegsschäden ange-
sehen. Das ist nach Meinung in-
ternationaler Experten ein Bruch
internationalen Rechts.

USA

Mäzene: Rückgrat der US-
Kultur:
„Ungefähr 65 Prozent der Haus-
halte mit einem Jahreseinkom-
men unter 100 000 Dollar spen-
den“, sagt der Vorsitzende des
Giving Institute in Glenview (Il-
linois), George Ruotolo. Vor al-
lem Kunst und Kultur könnten
ohne die Finanzspritzen aus pri-
vaten Kassen nicht überleben,
und hier spielen auch zahlreiche
große Mäzene eine gewichtige
Rolle.

Jüngstes Beispiel: Der mil-
liardenschwere Blackstone-Chef
Stephen Schwarzman, „König
der Wall Street“, ließ der berühm-
ten New York Public Library für
ihren dringend benötigten Aus-
bau gerade einen Rekordzu-
schuss von 100 Millionen Dollar
zukommen. Insgesamt gingen
von den 295 Milliarden Dollar,
die Amerikaner im Jahr 2006

Berliner Wohnsiedlungen aus
den Jahren von 1913 bis 1934
neu auf der Welterbeliste.

Schweden

Die Wiedereinführung von Ein-
trittsgeldern in die staatlichen
Museen Stockholms hat die Be-
sucherzahl der Museen für mo-
derne Kunst für 2007 um 300 000
gesenkt. Im Naturhistorischen
Museum fiel die Zahl der Besu-
cher von mehr als 700 000 auf
ebenfalls 300 000. Der freie Ein-
tritt galt ab 2005 und hatte in den
ersten beiden Jahren seines Be-
stehens zu einem massiven An-
stieg der Besucherzahlen geführt
(Bonner General Anzeiger vom
11. Januar 2008).

Slowakei

Die slowakische Stadt Kosice
wird Europäische Kulturhaupt-
stadt 2013 (General-Anzeiger
Bonn vom 11. September 2008);
2009 sind Linz und Vilnius an
der Reihe.

Russland

Bereit zu „Beutekunst-
Verhandlungen“
Der neue russische Kulturmini-
ster Alexander Awdejew ist im
Streit um die Rückgabe von
„Beutekunst“ aus dem Zweiten
Weltkrieg zu Verhandlungen mit
Deutschland bereit. „Wir sollten
das zurückgeben, was wir im
Einklang mit den Gesetzen und
dem Gewissen zurückgeben
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sikunterricht gesichert ist? War-
um hat die Rede Horst Köhlers
zur Eröffnung der Herzogin-An-
na-Amalia-Bibliothek in Wei-
mar nicht eine Debatte über Zu-
stand und Zukunft der öffentli-
chen Bibliotheken des Landes
ausgelöst? In den Bibliotheken
auf dem Lande oder in den Pro-
blemkiezen entscheidet sich, ob
das Erbe, das mit viel Geld be-
wahrt wird, künftigen Generatio-
nen noch etwas bedeuten kann
oder ob es nur noch von denen
genutzt werden wird, die im El-
ternhaus ohnehin zum Musizie-
ren und Verselesen verleitet wer-
den. Das Programm ‚Kultur für
Alle’, so gestanden Fachleute
unter den Sozialdemokraten vor
kurzem ein, sei weitgehend ge-
scheitert. Dennoch stehen so-
wohl im SPD-Programm als
auch in dem der CDU wohl klin-
gende Sätze über die staatstra-
gende, Gesellschaft erhaltende
Rolle der Kultur und der Kün-
ste. Diesem Gegensatz wird man
sich stellen müssen, sonst wären
all die Beteuerungen über die se-
gensreichen Wirkungen des
Schönen und Wahren bloß Mas-
ken von Gruppeninteressen. Die
Sparrunden der Neunziger haben
es leicht gemacht, über Kultur-
politik zu reden und sich dabei
auf der Seite der Guten zu wäh-
nen. Nun wäre es an der Zeit,
über die Inhalte, über das Inein-
ander von Bildung und Kunst-
förderung zu streiten“.

In der WELT vom 19. Dezem-
ber 2007 lesen wir: „Es ist für
den Feuilletonisten ein hartes
Brot. Das Loben ist eigentlich
nicht seine Lieblingsbeschäfti-
gung. Lieber wetzt er das Mes-
ser der Kritik. Besonders müh-

sam wird es, wenn dieses Lob
immer wieder an dieselbe Adres-
se gehen muss. Die Rede ist von
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann. Er ist zum Sunnyboy der
Großen Koalition geworden.
Niemand scheint ihm mehr ei-
nen Wunsch abschlagen zu kön-
nen. Und deshalb läuft er mit ei-
nem Füllhorn herum, das die
Kulturlobby in andächtiges Stau-
nen versetzt. Sie hat sich ange-
wöhnt, davor zu warnen, dass
kulturferne Politiker die Kultur
kaputt sparen. Und nun verab-
reicht ihr der Kulturstaatsmi-
nister einen Geldsegen nach dem
anderen. Jedem wunden Kinder-
popo wünscht man solche Ölun-
gen. Am Freitag tagte der Haus-
haltsauschuss des Bundestages.
Als die Abgeordneten sich ins
Wochenende verabschiedeten,
hatte Neumann für die Kultur
zusätzliche 400 Millionen Euro
in der Tasche, Investitionsmittel,
die in den nächsten Jahren ab-
gerufen werden können … Neu-
mann (ist) nicht der Onkel aus
Amerika, der protzig Geschen-
ke verteilt. Er nutzt den von den
Ländern misstrauisch betrachte-
ten Handlungsspielraum der
Bundeskulturpolitik auch dazu,
die Länder an ihre originären
Kultur-Aufgaben zu erinnern.
Das trägt ihm dort nicht immer
Sympathien ein. Als Neumann
als vierter Kulturstaatsminister
nach den Intellektuellen Michael
Naumann, Julian Nida-Rümelin
und Christina Weiss sein Amt
antrat, ging ein spürbares Frem-
deln durch die Kulturszene. Ein
CDU-Landespolitiker aus Bre-
men, Schullehrer von Beruf,
sollte nun ihr Ansprechpartner
sein? Heute ist davon nichts
mehr zu spüren. Neumann hat

konnte. … Auch in der Frage, ob
die Bundeskulturstiftung und die
Kulturstiftung der Länder verei-
nigt werden sollten, bewährt sich
der Pragmatismus, mit dem
Bernd Neumann die von ihm an-
fangs energisch betriebene Fu-
sion abgesagt hat. Beide koope-
rieren hier und da und konzen-
trieren sich ansonsten auf ihre
jeweiligen Förderschwerpunkte.
Die neue kulturpolitische Stille
ist gewiss auch ein Ausdruck der
Erschöpfung nach Jahren des
Jammerns und Klagens, auch ein
Zeichen der Überraschung, dass
sich manches doch zum Besse-
ren wendet. Vernünftig aber ist
sie nicht. Die jetzt verabschiede-
ten Investitionsprogramme die-
nen in erster Linie dazu, sträf-
lich lange Aufgeschobenes zu er-
ledigen: In Berlin, Weimar und
beim Weltkulturerbe der preußi-
schen Schlösser und Gärten geht
es immer noch um die Beseiti-
gung der Teilungsfolgen. An an-
deren Stellen wird nachgeholt,
was in den kargen Tagen um den
Jahrtausendwechsel nicht be-
zahlt werden konnte. Ein kultur-
politisches Programm eine ‚Zu-
kunftsentscheidung’ der Kultur-
nation, wie Bernd Neumann …
sagte, ist damit kaum verbunden.
Darüber wäre jetzt, da die unmit-
telbare Gefahr des unaufhörli-
chen Kaputtsparens abgewendet
scheint, zu streiten. Etwa über
die Methoden und Programme
der kulturellen Bildung. Zwar
gibt es manche vollmundig an-
gekündigten Projekte, denen zu-
folge jedem Kind ein Instrument
in die Hand gedrückt werden
soll. Aber was ist damit gewon-
nen, wenn … etwa in Hamburg
nicht einmal die Grundversor-
gung der Grundschüler mit Mu-
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weil „das verminte Feld der Er-
innerung zum Aufgabenbereich
des Kulturstaatsministers gehört.
In einem kurzen Schlagabtausch
stritten Michael Naumann und
Bernd Neumann, die einander an
Schlagfertigkeit ebenbürtig sind,
um die Kulturarbeit der Vertrie-
benen. Unter Kohl war sie stark
gefördert worden, Naumann
kürzte nach seinem Amtsantritt
die Mittel, Neumann lobte nun
die Vertriebenenmuseen. Ge-
schichtspolitisch setzen die bei-
den großen Parteien deutlich un-
terschiedene Akzente – wir wer-
den das im kommenden Jahr
noch oft genug erleben. …  Ein
Skandal war das Amt anfangs,
weil es den Anspruch nationaler
Kulturpolitik mit sich führte. Der
Streit, was nationale Kulturpo-
litik heute sein könne, ist verebbt
– nicht zuletzt durch den Erfolg
des Bundes in Berlin oder die
Hilfe für die Anna-Amalia-Bi-
bliothek. Entschieden aber ist die
Frage nicht, ob wirklich Thea-
ter, Museen und Gedenkstätten,
Buchpreisbindung und Film-
fonds das ‚einigende’ Band der
Deutschen sind.“

- Mit der Hamburger Kultur-
senatorin Karin von Welck be-
schäftigt sich die SZ vom 7. No-
vember 2008: „Karin von Welck
ist eine sympathische Frau. Sie
lobt viel, streicht gerne die posi-
tiven Dinge heraus, ist um Fair-
ness bemüht und sagt sehr häu-
fig ‚wir alle gemeinsam’. Ob-
wohl sie seit über vier Jahren
Kultursenatorin in Hamburg ist,
konnte sie sich bisher relativ frei
von politischer Oberflächenpoli-
tur halten. Sie nähert sich Men-
schen vorsichtig, spricht für eine
wichtige Person immer noch viel

zu leise und wirkt häufig eher
schüchtern als robust. Nach ih-
rer Vorgängerin, der ehemaligen
BILD-Journalistin Dana Hora-
kova, die von all dem das Ge-
genteil war, kehrten mit der pro-
movierten Ethnologin und vor-
maligen Museumsdirektorin
2004 wieder kultivierte Um-
gangsformen in die Hamburger
Kulturpolitik zurück.“

- Der frühere Direktor des
Frankfurter Städel Museums,
Herbert Beck, ist neuer Ge-
schäftsführer des Kulturfonds
Frankfurt Rhein. Dem nach lan-
gen Kontroversen gegründeten
Fonds gehören der Main-Tau-
nus- und der Hochtaunuskreis
sowie die Städte Frankfurt und
Darmstadt an. Dem Fonds ste-
hen 2008 für Kulturprojekte
nach Angaben der Landesregie-
rung 7,2 Millionen Euro zur Ver-
fügung.

- Gegen die Entlassung des Es-
sener Philharmonie-Intendanten
Michael Kaufmann haben Spon-
soren mit Mittelkürzungen ge-
droht (Bonner General-Anzeiger
vom 2.Oktober 2008; s. auch
FAZ vom 25. September 2005:
„Essen blamiert sich“). Angeb-
lich hatte Kaufmann zunächst
1,5 Mio Euro Schulden aufge-
häuft, insgesamt sollen es 1,7
gewesen sein (FAZ vom 6. No-
vember 2008). Dazu auch die
ZEIT vom 1. Oktober 2008:
Tatsächlich trägt der entlassene
Intendant noch die geringste
Schuld an dem Dilemma. Er be-
diente nur jene Großmannssucht,
der sich Essen ebenso gerne hin-
gibt wie andere Städte auch.“
Dazu auch die FAZ vom 15.
November 2008 („Rettet die

Respekt gewonnen. Das hängt
nicht nur damit zusammen, dass
der Hund die Hand nicht beißt,
die ihn füttert. Neumann ist nicht
nur als Geldbeschaffer für die
Kultur überaus erfolgreich. Er
bewegt sich auch sicher und ziel-
strebig auf politisch hoch brisan-
ten Feldern, etwa bei dem im
Koalitionsvertrag vereinbarten
‚sichtbaren Zeichen’ zur Erinne-
rung an die Vertreibungen. Neu-
mann verfolgt dieses Projekt
hartnäckig aber gesprächsoffen.
Niemand käme auf die Idee, ihn
des ‚Revisionismus’ zu zeihen.
Also sei’s drum: Lob, wem Lob
gebührt.“

- Eine Eloge auf die Leistung
von Kulturstaatsminister Bernd
Neumann wirft in einem aus-
führlichen Artikel der Bonner
Generalanzeiger vom 12. De-
zember 2007: „Er ist ein Macher,
ein ungeheuer aktiver Verhand-
ler, begnadeter Strippenzieher,
beharrlicher Propagandist der
Kultur. Keinem vor ihm ist ge-
lungen, die Kulturbaustellen des
Bundes tatsächlich in die Öffent-
lichkeit zu tragen und zu disku-
tieren. Filmförderung und Ge-
denkstättenkonzept, kulturelles
Erbe und Zukunft der Museen,
Bildung und Medienpolitik,
Denkmalschutz … National-
kultur: Neumanns Terminplan ist
voll, ein Blick auf die Homepage
des Ministers enthüllt das im-
mense Profil dieses Kulturar-
beiters.“

- Anlässlich des 10jährigen Ju-
biläums der Einführung des Am-
tes eines Kulturstaatsministers
bemerkt Jens Bisky in der SZ
vom 30. Oktober 2008: Der kul-
turpolitische Friede täusche,
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derstand gegen die Fusion mit
Erfurt, die Umwandlung in eine
gemeinnützige GmbH und die
Einführung von Haustarifen.“
Mittlerweile wurde bekannt,
dass der Vertrag bis 2015 verlän-
gert wird (General-Anzeiger
vom 8. Oktober 2008).

- Die frühere Kulturstaatsmi-
nisterin Christina Weiss ist neue
Vorsitzende des Vereins der
Freunde der Nationalgalerie in
Berlin. Sie übernahm das Amt
am 11. März in Berlin von Peter
Raue, der den Verein mit seinen
1 400 Mitgliedern seit 1977 lei-
tete. Der Verein fördert wichti-
ge Bildankäufe oder große Aus-
stellungsprojekte wie die
MoMA-Schau oder „Die schön-
sten Franzosen“. Er vergibt auch
einen mit 50 000 Euro dotierten
Preis für Junge Kunst. Die Mit-
glieder unterstützen mit einem
Jahresbeitrag von 600 Euro das
Museum.

- Die bisherige Präsidentin Jut-
ta Limbach des Goethe-Instituts
übergab am 31. März 2008 das
Amt an ihren Nachfolger Klaus-
Dieter Lehmann. Lehmann war
seit 1999 Präsident der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz in Ber-
lin und im September 2007 ein-
stimmig zu Limbachs Nachfol-
ger gewählt worden.

- Im Dezember 2007 wurde
Michael Eissenhauer, vormals
Direktor der staatlichen Museen
Kassel und Präsident des Deut-
schen Museumsbundes als neu-
er Generaldirektor der staatli-
chen Museen in Berlin gewählt
(Die Welt vom 15. Dezember
2007). Udo Kittelmann wird
Chef der neuen Nationalgalerie

(SZ vom 15. Dezember 2007).
- Das Kölner Oberlandesge-

richt hat die Kündigung des frü-
heren Intendanten der Bundes-
kunsthalle Wenzel Jacob für un-
wirksam erklärt (General-Anzei-
ger vom 10. Oktober 2008)

- Der CSU-Landtagsabgeord-
nete und ehemalige bayerische
Wissenschaftsminister Thomas
Goppel wird neuer Präsident des
Bayerischen Musikrates.

Zitate*

Der Staat wird sparen, bis es
knackt! Und er wird besonders
dort sparen, wo er nicht durch
gesetzliche Verpflichtungen zu
einer Zahlung gezwungen wird.
Die Kulturfinanzierung ist eines
dieser Felder, die, weil ja nur
eine sogenannte „freiwillige Lei-
stung“, sich geradezu als Spar-
schein anbietet. Meine Progno-
se für das Jahr 2010 sind globa-
le Minderausgaben für den Bun-
deshaushalt in einen zweistelli-
gen Prozentsatz, die selbstver-
ständlich auch den Haushalt des
Kulturstaatsministers und den
Kulturhaushalt des Auswärtigen
Amtes betreffen werden. In den
Ländern und Kommunen, die
selbst in den Zeiten des Wirt-
schaftsaufschwunges bei der
Kultur, im Gegensatz zum Bund,
kontinuierlich gespart haben,
wird der Einschnitt nochmals
deutlich brutaler ausfallen.

Zusätzlich befürchte ich dar-
über hinaus deutliche Sonderop-
fer bei der mittelbaren Bundes-
kulturförderung, um den Bun-

Kulturhauptstadt“): „Die verhee-
rende Außenwirkung, die sich
Essen leistet, aber droht die
nächste und für viele Jahre letz-
te große Chance des Ruhrge-
biets, sich international darzu-
stellen, zu verspielen. Dabei geht
es auch um den Etat, der mit 52
Millionen Euro auf dem Niveau
von Linz 2009 liegt und mithin
sehr knapp bemessen ist. Mehr-
fach schon, so ist in Essen zu
hören, habe Berthold Beitz in-
tern erklärt, dass sich die Krupp-
Stiftung über die 55 Millionen
Euro hinaus, mit denen sie dem
Museum Folkwang einen Neu-
bau spendiert, nicht an der Kul-
turhauptstadt beteiligen werde,
solange Michael Kaufmann
nicht rehabilitiert ist. Der mäch-
tigste Mäzen in der Stadt ist
Leitwolf für andere Sponsoren:
Auch Thyssen-Krupp, das 2010
von Düsseldorf zurück nach Es-
sen zieht, hat bisher keine Mit-
tel für die Kulturhauptstadt be-
willigt.“

- Der Literaturwissenschaftler
Paul Raabe hat mit der angekün-
digten Rückgabe des ihm 2007
zuerkannten Weimarpreises ge-
gen den von der Stadt geplanten
– „und der Tat fatalen“ – Verkauf
des Hauses der Frau von Stein
an einen spanischen Kunsthänd-
ler protestiert (FAZ vom 7. Ok-
tober 2007).

- Gegen die Entlassung von
Stephan Märki als Intendant des
Nationaltheaters Weimar prote-
stiert die SZ vom 4.Oktober
2008: „Dahinter steckt eine Koa-
lition der Gekränkten – all jene
in Stadt und Land, die Märki
nicht aufhalten konnten und die
sich jetzt rächen, für Märkis Wi-
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gramm in diesem Umfang hat
es in Deutschland noch nie
gegeben.“
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann lt. SZ vom 17. November
2007.

„Mich stört, dass ich über e-
on nachdenken muss, wenn ich
den Literaturpreis annehmen
will.“
Schriftsteller Ingo Schulze über
den von e-on gesponserten Thü-
ringer Literaturpreis, lt. FAZ
vom 7. November 2007.

„Kein Unterrichtsfach fällt in
Deutschland so oft aus wie Mu-
sik. Das liegt daran, dass die Po-
litik zum Opfer der Bürokratie
geworden ist. Bei unseren Pro-
jekten gibt es nur die unvermeid-
bare Bürokratie, wir machen die
Dinge einfach und fertig, Punkt,
aus. Das ist letztlich auch wie in
der Musik: man kann Beethoven
nicht bürokratisch musizieren.“
Daniel Barenboim im Gespräch
mit der FAS vom 11. November
2007.

„Die Steuerdebatten werden in
50 Jahren vergessen sein, Kul-
tur aber ist das, was von einer
Gesellschaft bleibt.“
Gitta Connemann, MdB, Vorsit-
zende der Enquete Kommission
„Kultur in Deutschland“ lt. Ge-
neral-Anzeiger vom 15. Dezem-
ber 2007.

„Dass Günter Grass den No-
belpreis für Deutschland bekom-
men hat, und nicht ich, sagt doch
schon alles über die Welt, wie sie
heute ist“
Der im Juli 2008 verstorbene
Nicolaus Sombart laut FAZ vom

6. Juli 2008.
„Mit der Steigerung des Kul-

turhaushalts des Bundes ist es
Kulturstaatsminister Neumann
wieder gelungen, die finan-
ziellen Rahmenbedingungen für
die Kultur in Deutschland zu
verbessern. Das begrüßen wir
sehr und gratulieren Kultur-
staatsminister Neumann zu sei-
nem Erfolg.“
Der Geschäftsführer des Deut-
schen Kulturrates, Olaf Zimmer-
mann.

„Auf die Kultur (…) kommt
die herausragende Aufgabe zu,
den Prozess der Verzivilgesell-
schaftung zu gestalten. Selbst-
ermächtigung und Engagement
können und müssen als zentrale
Komponenten des Lebens in der
Gesellschaft vermittelt und ein-
geübt werden.“
Rupert Graf Strachwitz,
Maezenata-Institut, Berlin,
Loccumer Protokolle 06/07, S.
22.

„Vielleicht leiten die dramati-
schen Verhältnisse an den inter-
nationalen Märkten einen Pro-
zess der qualitativen Aussiebung
ein, der schon lange überfällig
ist.“
Der Salzburger Galerist
Thaddaeus Ropac über den Ein-
bruch im Kunstmarkt lt. WamS
vom 16. November 2008.

„Vor allem wird fürs erste die
Zeit der richtig großen Deals
vorbei sein. Da ist viel über Kre-
dite zwischenfinanziert wor-
den.“!
Der Frankfurter Museumsdirek-
tor Max Hollein lt. General-An-

deshaushalt zu stabilisieren. Hier
werden wir uns darauf einstel-
len müssen, dass der Finanzmi-
nister der neuen im Herbst ge-
wählten Bundesregierung, wel-
chen politischen Lagers er auch
immer angehört, eine Erhöhung
des ermäßigten Mehrwertsteuer-
satzes und möglicherweise sogar
die Streichung für bestimmte
Kulturprodukte fordern wird.
Auch wird der Bundeszuschuss
zur Künstlersozialversicherun-
gen wieder ein Thema werden.“
Olaf Zimmermann, Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrats,
im Dezember 2008.

„Ich kann kein Haus führen,
das ein geringeres Budget hat als
das kleinste Haus in Frankreich.“
Gerard Mortier über seine Ab-
sage an die New York City Ope-
ra lt. General-Anzeiger vom 10.
November 2008.

„Knapp 130 Goethe-Institute
sollten uns als kulturelle Infra-
struktur in aller Welt durchaus so
viel wert sein wie 12 bis 15 Ki-
lometer Autobahn in Deutsch-
land.“
Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier lt. Tages-
spiegel vom 9. September 2008.

„Wir brauchen die Ermunte-
rung, unser Land zu gestalten, an
der Demokratie mitzuwirken.
Eine Nation wird durch zweier-
lei geprägt: durch die gemeinsa-
me Erinnerung und durch den
Willen zu einer gemeinsamen
Zukunft.“
Bischof Wolfgang Huber zum
Freiheits- und Einheitsdenkmal
lt. SZ vom 2. November 2007.

„Ein Kulturinvestitionspro-
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Marcel Reich-Ranicki über die
Verleihung des Deutschen Fern-
sehpreises lt. FAZ vom 13. Ok-
tober 2008.

„Für uns ist diese Haltung in-
akzeptabel.“
Der für EU-Fragen zuständige
Ländervertreter Wolfgang
Reinhardt (CDU) zur Weigerung
der EU-Kommission, die deut-
sche Sprache stärker zu berück-
sichtigen, am 9. Oktober 2008.

„Ich halte den Corine Buchpreis
und auch den Deutschen Buch-
preis für völligen Schwachsinn.“
Elke Heidenreich lt. General-
Anzeiger vom 11. Oktober 2008.

„Die schwerpunktmäßige
Auslagerung der Kulturförde-
rung auf den privaten Sektor und
die starke Abhängigkeit der Kul-
tureinrichtungen von Spenden
und Sponsoring wie in den USA
ist riskant. Wir stehen mit unse-
rem bewährten Modell von star-
ker öffentlicher Finanzierung
und ergänzender privater Unter-
stützung in Deutschland sehr gut
da. Es ist ein wichtiges Anliegen
meiner Politik, dieses gute Mit-
einander zu fördern und weitere
Anreize zu schaffen.“
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann vor der Mitgliederver-
sammlung des Bundesverbandes
der Fördervereine Deutscher
Museen für bildende Kunst, No-
vember 2008.

„Die Kunstszene wird jetzt
wieder kleiner und ernsthafter.
Es wurde langsam Zeit.“
Klaus Biesenbach, MoMA New
York, angesichts der Wirtschafts-
krise lt. WELT vom 29. November
2008.

Das E-Book wird die Verlags-
welt ziemlich durcheinander-
wirbeln.“
Ronald Schild, Internet-Experte
beim Börsenverein des Deut-
schen Buchhandels in Frankfurt.

GA: Sie selbst haben schon
sehr früh den Bildungsnotstand,
was den Musikunterricht an den
Schulen betrifft, angesprochen.

Mutter: Ja, ich habe nie ge-
jammert, sondern einfach ver-
sucht, früh darauf hinzuweisen,
dass schon in meiner Generati-
on abzusehen war, dass wir in
einen Bildungsnotstand hinein-
geraten.“
Anne-Sophie Mutter im Inter-
view mit dem General-Anzeiger
vom 28. November 2008.

Spiegel: „Sie schlagen vor,
Kultur als Staatsziel ins Grund-
gesetz aufzunehmen. Ist das
nicht reine Symbolpolitik?“

Wowereit: „Ich bin nicht so
naiv zu glauben, dass man durch
so eine Maßnahme die Situation
für die Kultureinrichtungen der
Republik direkt verbessern kann.
Aber eine Diskussion allein über
die Frage, ob dieses als Staats-
ziel ins Grundgesetz hinein-
kommt, ist eine Auseinanderset-
zung mit der Frage der Wertig-
keit von Kultur für eine Gesell-
schaft. Wir bezeichnen uns – zu
Recht – immer als der Dichter
und Denker und sind stolz auf
unsere kulturelle Tradition. Sie
muss jedoch gepflegt werden.
Im ersten Anlauf hat der Bundes-
rat die Initiative abgelehnt, aber
ich bin mir sicher: Dieses The-
ma kommt wieder.“
Der regierende Berliner Bürger-
meister Klaus Wowereit im Ge-
spräch mit dem Spiegel 45/2008.

zeiger vom 13. Oktober 2008.
Süddeutsche Zeitung: „Wer

über Kunst redet, muss leider
auch über Geld reden. Der
Kunstmarkt bewegt enorme
Summen, Museen haben kein
Geld. Sind Sponsoren die Ant-
wort?“

Peter Raue: „Zunächst ein-
mal: der Kunstmarkt ist aus den
Fugen – bis zur Lächerlichkeit.
Nicht wegen der Höchstpreise
für Picasso und Rothko, sondern
im Bereich der Gegenwarts-
kunst. Was sich da abspielt, hat
mit Verstand nichts zu tun.“
Kunstkenner Peter Raue im Ge-
spräch mit der SZ vom 26. Ja-
nuar 2008.

GA: „Kann Musik hören oder
machen ihrer Meinung nach zur
Erziehung des Menschen, wohl-
möglich zur Erziehung zum
„besseren Menschen“ beitragen?

Harnoncourt: „Ich würde
gern die Kunst als Ganzes sehen
und nicht die Musik herausneh-
men aus den Künsten. Musik ist
auch eine Sprache – fast jede
Kunst ist mit einer Sprache zu
vergleichen – Musik ist wie ich
meine absolut unverzichtbar!
Falls es überhaupt möglich sein
sollte, dass der Mensch besser
werden könnte durch irgend-
etwas. Das ist uns ja zehntausend
Jahre lang nicht gelungen …
Aber wenn es für die Mensch-
heit eine Chance gibt, liegt sie
sicher in den Künsten!“
Nikolaus Harnoncourt im Ge-
spräch mit dem Bonner General
Anzeiger vom 5. Januar 2008.

„So ging es den ganzen Abend
und zwischendurch immer wie-
der Köche, nichts als Köche. Es
war schrecklich.“
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Ausgabe: Nr.03/08 Mai/Juni
2008 beschäftigt sich mit der
Kulturpolitik der CSU: Der Vor-
sitzende der CSU Erwin Huber,
der Bayerische Kulturminister
Thomas Goppel, die CSU-Bun-
destagsabgeordnete Dorothee
Bär und der Vorsitzende der
Hanns-Seidel-Stiftung Hans
Zehetmair erläutern die Grund-
lagen der CSU-Kulturpolitik.
Olaf Zimmermann kommentiert.
Weitere Themen: Kultur-En-
quete, Jahresbericht 2007, puk-
Journalistenpreis; Frühkindliche
kulturelle Bildung.

Die Ausgabe: Nr.04/08 Juli/
August 2008 setzt sich u.a. aus-
einander mit dem „Staatsziel
Kultur“, dem neuen Bibliotheks-
gesetz in Thüringen, der Kultur-
landschaft Deutschland und dem
Thema: Kultur und Kirche.

Die Ausgabe: Nr.05/08 Sep-
tember/Oktober 2008 beschäf-
tigt sich u.a. mit der Luther-
Dekade, der Kultur-Enquete: Mu-
seen, der Zukunft der Künst-
lersozialversicherung und der
Kulturlandschaft Deutschland.

Die Ausgabe: Nr.06/08  No-
vember/Dezember 2008 be-
schäftigt sich mit Computer-
spielen, der Bedeutung des
Sonntags und u. a. der Sonntags-
öffnung von  Bibliotheken, der
Kultur-Enquete bezogen auf die
Theater und schließlich mit der
Entwicklung von Buchhandel
und Verlagswesen. Dazu die
neue Beilage „Interkultur“.

Kulturpolitische Mitteilungen
Heft 119 IV/2007: KULTURwirt-
schaft – KulturPOLITIK, hg. von

der kulturpolitischen Gesell-
schaft, widmet sich u.a. den The-
men: Enquete-Kommission
„Kultur in Deutschland“, Frei-
heits- und Einheitsdenkmal in
Berlin, Kulturpolitische Grund-
züge der CDU Sachsen, Von der
„Boom-„ zur „Zukunftsbran-
che“, Wandel durch Kultur-
wirtschaft – Essener Erklärung.

Im Heft 120 I/2008 der Kul-
turpolitischen Mitteilungen ist
Themenschwerpunkt die Aus-
einandersetzung mit dem
Abschlussbericht der Enquete-
Kommission des Deutschen Bun-
destages „Kultur in Deutsch-
land“. Daneben die üblichen
Rubriken wie „Kulturpolitik ak-
tuell“ und „Projekte und Initia-
tiven“ sowie Literaturhinweise
und Nachrichten. Kultur in
Deutschland, u.a. mit Neujus-
tierung der Auswärtigen Kultur-
politik, „Vertriebenenmuseum“
als „Sichtbares Zeichen“?, Zwi-
schen Bestandsaufnahme und
Analyse, Kulturmanagement in
Theorie und Praxis, Kultur-
management als Wissenschafts-
disziplin, 53. Loccumer Kultur-
politisches Kolloquium, Bericht
der Beauftragten für Integration
– Kulturelle Bildung.

Heft 121/ II 2008 enthält ne-
ben einer Hommage auf Her-
mann Glaser Beiträge u.a. zu 20
Jahre Fonds Soziokultur, zu
„Bildung“ und „Lernen“ und
zum Enquete-Bericht „Kultur in
Deutschland“.*

Kulturpolitik der Parteien:
Visionen, Programmatik, Ge-
schichte, Differenzen , hg. v.
Olaf Zimmermann/Theo Geiß-

Zeitschriften und
Publikationen*

Die Ausgabe: Nr.06/07, Novem-
ber/Dezember 2007 von „politik
und kultur“, hg. vom Deutschen
Kulturrat, galt der Kulturpolitik
der CDU: Welche Bedeutung hat
die Kulturpolitik in der CDU?
Damit setzen sich Christian
Wulff, Bernd Neumann, Wolf-
gang Börnsen, Johanna Wanka,
Hans-Heinrich Grosse-Brock-
hoff, Jörg-Dieter Gauger und
Hans-Jörg Clement auseinander.
Gabriele Schulz kommentiert
die Beiträge. Außerdem u.a. Bei-
träge zur Kulturellen Bildung, zu
Kultur und Kirche; Dossier: Ver-
wertungsgesellschaften und die
Beilag: Kultur Kompetenz Bil-
dung.

Die Ausgabe: Nr.01/08 Janu-
ar/Februar 2008 gilt der u.a. der
Kulturpolitik der Grünen – mit
Beiträgen von Claudia Roth,
Katrin Göring-Eckardt, Grietje
Bettin, Uschi Eid, Alice Ströver
und Jan Engelmann. Olaf Zim-
mermann kommentiert die Kul-
turpolitik der Grünen. Weitere
Beiträge zur Kultur-Enquete, zur
schulischen kulturellen Bildung
und dem „Streitfall Computer-
spiele“

Die Ausgabe: Nr.02/08 - März/
April 2008 widmet sich u.a. der
Kulturpolitik der Linken mit
Beiträgen von Oskar Lafontaine,
Lothar Bisky, Lukrezia Jochim-
sen, Thomas Flierl und Birgit
Klaubert, der Kultur-Enquete,
Kultur und Kirche/Religion und
der Kulturellen Bildung.
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Künstlersozialversiche-
rungsgesetz – Hintergründe
und aktuelle Anforderung (2.
erweiterte und aktualisierte Auf-
lage, 2008). Die Autoren Olaf
Zimmermann und Gabriele
Schulz informieren in diesem
Buch über die Entwicklung der
Künstlersozialversicherung. Die
Grundsätze der Künstlersozial-
versicherung und die einzelnen
Reformschritte werden skizziert.
Die Autoren stellen den Arbeits-
markt Kultur vor und bereiten
aktuelle Daten zur wirtschaftli-
chen und sozialen Lage von
Künstlern und Publizisten auf.
Die Sonderstellung der Künstler-
sozialversicherung im Sozialver-
sicherungssystem wird geschil-
dert und die Autoren gehen auch
auf die künftigen Herausforde-
rungen zur Sicherung der Künst-
lersozialversicherung ein. Be-
sonderen Raum nehmen die
Maßnahmen zur Reform des
Künstlersozialversicherungsge-
setzes im Jahr 2007 ein.

Dokumentation des 4. Kultur-
politischen Bundeskongresses:
Im Juni 2007 diskutierten ca.
500 Politiker und Kulturfachleu-
te aus Deutschland und Europa
auf dem vierten Kulturpoliti-
schen Bundeskongress
„kultur.macht.europa –
europa.macht.kultur“ über die
Begründungen und Perspektiven
einer europäischen Kulturpoli-
tik. Die nun vorliegende Publi-
kation enthält Beiträge aus so
unterschiedlichen Bereichen wie
Stadt- und Regionalentwick-
lung, Erinnerungskultur, Öffent-
lichkeit, Vernetzung und Kultur-
austausch. Ferner werden Ansät-
ze einer europäischen (Kultur-

)politik an die regionale und lo-
kale Ebene rückgekoppelt (die
Kulturagenda der EU, Kultur-
hauptstädte Europas, die Kultur-
förderung und die Strukturfonds
der EU etc.).

In ihrer Broschüre Politik und
Kultur Heft 9/2008 bietet das
Institut für Kulturpolitik der
Universität Hildesheim unter
anderen einen Bericht über kul-
turelle Bildung, ein Forschungs-
feld zwischen Theorie und Pra-
xis, in dem darauf hingewiesen
wird, dass es zur Zeit ca. 8% der
Bevölkerung in Deutschland re-
gelmäßig Kulturinstitutionen be-
suchten. Außerdem beschäftigt
man sich mit der auswärtigen
Kulturpolitik, mit dem Thema
Kirche und Kultur und dem
Kulturmanagement, alles unter
wissenschaftlichen Gesichts-
punkten. –

Um „kulturelle Bildung für
alle“ geht es in einer Tagesdo-
kumentation, die die deutsche
UNESCO-Kommission 2008
vorgelegt hat und die die Beiträ-
ge der entsprechenden Tagung in
Lissabon 2006 zusammenfasst.
Dort auch 16 bis 55 der
UNESCO-Leitfragen für kultu-
relle Bildung im Wortlaut.

Einen harten Verriss des von
der Bundeszentrale für politische
Bildung herausgegebenen
„pocket kultur! in der SZ vom
21. November 2008: „Reiht man
nur genügend Wortblasen anein-
ander, wird es schon irgendwie
nach Kultur aussehen. Doch was
kann man von einer Werbebro-
schüre anderes erwarten? We-
nigstens eines: Dass sie nicht aus

ler (2008): Bei viel Überein-
stimmung und Einmütigkeit un-
ter den Kulturpolitikern taucht
die Frage auf, gibt es denn über-
haupt keine Unterschiede? Ist es
für die Kulturpolitik egal, ob
Christdemokraten, freie Demo-
kraten, Grüne, Linke oder Sozi-
aldemokraten für Kulturpolitik
verantwortlich sind?

Streitfall Computerspiele:
Computerspiele zwischen kultu-
reller Bildung, Kunstfreiheit und
Jugendschutz (2. um 32 Seiten
erweiterte Auflage), hg. von Olaf
Zimmermann und Theo Geißler;
mit Beiträgen von 46 Autorinnen
und Autoren (2008): Sind Com-
puterspiele „Kulturgüter“ oder
handelt es sich hierbei um
„Schund“? Sollten Computer-
spiele strenger kontrolliert wer-
den oder reichen die bestehen-
den Jugendschutzbestimmungen
aus? Sollten qualitativ hochwer-
tige Computerspiele von der öf-
fentlichen Hand gefördert wer-
den oder soll es der Markt rich-
ten? Wie soll der neue Deutsche
Computerspielepreis aussehen?

Kultur als Arbeitsfeld und Ar-
beitsmarkt für Geisteswissen-
schaftler, hg. vom Deutschen
Kulturrat: Was brauchen Gei-
steswissenschaftler, um eine
Stelle im Arbeitsmarkt Kultur zu
finden? Welche Anforderungen
werden an sie gerichtet? Was
bringen sie für Qualifikationen
mit? Wie hat sich der Arbeits-
markt Kultur in den letzten Jah-
ren geändert und wie werden
Geisteswissenschaftler darauf
vorbereitet? Wie finden sie eine
Marktlücke im breiten Arbeits-
feld Kultur?
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hält das Jahrbuch einen Beitrag
zur europäischen Kultur-
wirtschaft und Kulturstatistik
von Michael Söndermann, eine
kulturpolitische Chronik und
ausführliche Literaturhinweise.

Jahrbuch für Kulturpolitik
2008 – Kreativwirtschaft und
Kreative Stadt
Viele Tagungen und Publikatio-
nen setzen sich gegenwärtig mit
dem Themenkomplex „Kultur-
und Kreativwirtschaft“ sowie
„Kreative Stadt“ auseinander. In
Landtagen und im Bundestag
wird über Kulturwirtschaftsbe-
richte und die Stärkung der
Kreativwirtschaft debattiert und
auch in Kommunen werden ent-
sprechende Berichte und Förder-
maßnahmen erarbeitet. Der ak-
tuelle Band 8 enthält Beiträge
zum Verhältnis von Kultur und
Wirtschaft, über Kulturwirt-
schaftsberichte auf kommunaler
und auf Landesebene sowie zu
den kulturpolitischen Herausfor-
derungen der Kulturwirt-
schaftsdebatte. Abgerundet wird
das Themenfeld durch Beiträge
zum Arbeitsfeld Kultur, zu den
Arbeitsbedingungen von Künst-
lerinnen und Künstlern und neu-
en Kulturunternehmern, den
Ausbildungsanforderungen und
kulturpolitischen Fördermög-
lichkeiten. Daneben enthält auch
der Band Beiträge zu öffentli-
chen Kulturausgaben (Michael
Söndermann) und zur europäi-
schen Kulturstatistik, eine kul-
turpolitische Chronik, eine Bi-
bliographie, die Neuerscheinun-
gen des zurückliegenden Jahres
auflistet, sowie wichtige Adres-
sen zu Kultur und Kulturpolitik.

Autoren sind u.a. Peter Ben-

dixen, Andreas Wiesand, Karin
von Welck, Max Fuchs, Olaf
Zimmermann.

Auswärtige Kulturpolitik.
Dialog als Auftrag – Partner-
schaft als Prinzip
Wolfgang Schneider (Hrsg.),
232 Seiten Bonn/Essen 2008
Auswärtige Kulturpolitik steht
auf dem Prüfstand. In einer glo-
bal vernetzten Welt, in der ne-
ben den ökonomischen auch kul-
turell und religiös geprägte Kon-
flikte neue Herausforderungen
an die Außenpolitik darstellen,
stehen Konzepte und Program-
me zur Diskussion. Das vorlie-
gende Buch diskutiert Schwer-
punkte der Auswärtigen Kultur-
politik und zeigt Perspektiven
auf. Neben der Überprüfung von
Anspruch und Wirklichkeit der
Programmarbeit bildet die kul-
turelle Zusammenarbeit in den
auswärtigen Beziehungen Euro-
pas sowie die Diskussion um
eine engere Verzahnung von
Kultur- und Entwicklungspolitik
ein Zentrum der Auseinanderset-
zung. Die Etablierung von Netz-
werken und Kooperationsmo-
dellen zwischen Staaten, Mittler-
organisationen und privaten In-
itiativen ist dabei ein wesentli-
cher Faktor, um den Stellenwert
der Kultur in den internationa-
len Beziehungen zu stärken. Die
Publikation vereint erstmals ein-
zelne Studien zur Auswärtigen
Kulturpolitik, die am Institut für
Kulturpolitik der Universität
Hildesheim entstanden sind.

Autoren sind u.a. Wolfgang
Schneider, Felicia Maier, Robert
Peise, Nina Lutz, Claudia
Schneider, Heike Pfingsten.

Steuergeldern finanziert wird.“

Jahrbuch für Kulturpolitik
2007 – „Europäische Kulturpo-
litik“, hg. vom Institut für Kul-
turpolitik der Kulturpolitischen
Gesellschaft (2007)
„Europäische Kulturpolitik“ –
gibt es die? Kann es sie geben?
In den Römischen Verträgen,
deren Ratifizierung sich im
Frühjahr zum fünfzigsten Male
jährte, kam das Wort Kultur
nicht vor. Die Europäische Ge-
meinschaft war zunächst aus-
schließlich als Wirtschaftsver-
bund konzipiert, dem erst all-
mählich eine kulturelle Dimen-
sion hinzugefügt wurde. Mittler-
weile wird die Bedeutung der
Kultur für den europäischen Ei-
nigungsprozess mehr und mehr
erkannt. Seit dem Vertrag von
Maastricht (1992) gibt es einen
Kulturartikel, der die kulturpo-
litische Kompetenz der EU um-
reißt, und damit hat auch die
kulturelle Förderpolitik der EU
an Profil gewonnen. Es gibt in-
haltliche Zielvorstellungen, ge-
setzliche Rahmenbedingungen,
institutionelle Strukturen, politi-
sche Verfahren und ein beschei-
denes Budget.

Das „Jahrbuch“ versteht sich
als Versuch, das Feld der euro-
päischen Kulturpolitik zu ver-
messen. Es will Begründungen
liefern, Kompetenzen, Institutio-
nen und Akteure beschreiben
und damit die Diskussion über
Europäische Kulturpolitik beför-
dern.

Autoren sind u.a. Thomas
Goppel, Ulf Grossmann, Jörn
Rüsen, Oliver Scheytt, Hortensia
Völckers, Johanna Wanka. Zu-
sätzlich zum Schwerpunkt ent-
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samtbevölkerung. Bei den unter
15-Jährigen sind es über 30 Pro-
zent, in Großstädten mit mehr als
200 000 Einwohnern sogar 45
Prozent. Viele leben in Parallel-
gesellschaften, die die unter-
schiedliche Herkunft gegen die
gemeinsame Zukunft nahezu
perfekt abschotten. „Man kann
hier 30 Jahre mitten in einer
deutschen Großstadt leben, ohne
sein anatolisches Dorf im Gei-
ste auch nur einen Tag verlassen
zu müssen“, beschreibt die
türkischstämmige Soziologin
Necla Kelek diese Welt. Wenn
ich seit Jahren ohne missionari-
schen Eifer für eine Leitkultur in
Deutschland werbe, dann meine
ich damit keineswegs den Domi-
nanzanspruch einer Kultur ge-
genüber einer anderen. Einen
solchen Anspruch halte ich im
Gegenteil für absurd und histo-
risch widerlegt. Für vernünftig
und unvermeidlich halte ich da-
gegen den Geltungsanspruch ei-
ner bestimmten Kultur in einer
konkreten Gesellschaft. Leitkul-
tur in diesem Sinne bedeutet,
dass nicht alles, was kulturell be-
gründet oder begründbar ist, in
einer Gesellschaft in gleicher
Weise gelten kann: Der An-
spruch auf Vorrang des Mannes
und der Anspruch auf Gleichbe-
rechtigung der Frau können zum
Beispiel ebenso wenig gleichzei-
tig gelten wie die Religionsfrei-
heit und die Auffassung, der
Abfall vom Glauben sei ein
strafwürdiges Verbrechen.

Es geht im Übrigen nicht um
eine „deutsche Leitkultur“. Es
geht vielmehr um Prinzipien wie
die Unantastbarkeit der Men-
schenwürde, die freie Entfaltung
der Persönlichkeit, die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau,

die Freiheit von Wissenschaft,
Kunst und Kultur sowie die Frei-
heit der Religionsausübung, die
als Grundlage für Demokratie
und Rechtsstaat am treffendsten
wohl als „westlich“ oder euro-
päisch bezeichnet werden kön-
nen. Spezifisch deutsch ist in
diesem Kontext allein die Spra-
che, nicht mehr, aber auch nicht
weniger.

Auch wenn viele der für un-
sere Gesellschaft maßgeblichen
Werte und Orientierungen im
Grundgesetz kodifiziert sind,
reicht der Hinweis auf die Ver-
fassung als Grundlage für das
Zusammenleben einer Gesell-
schaft allein nicht aus. Verfas-
sungen setzen historisch-kultu-
rell gewachsene Werte voraus,
die sie in Rechte und Pflichten
umsetzen. Verfassungen sind
kein Ersatz, sondern Ausdruck
der Kultur einer Gesellschaft.
Nicht die Politik hält eine Ge-
sellschaft zusammen, sondern
die Kultur – in Gestalt von ge-
schriebenen und ungeschriebe-
nen Werten, Normen, Überzeu-
gungen und Orientierungen. Sie
bilden die Grundlage einer Ge-
sellschaft, die sich ständig wei-
terentwickelt im Diskurs ihrer
Mitglieder, der „Einheimischen“
wie der „Zuwanderer“. Diese
Einsicht ist allzu lange durch
eine doppelte Realitätsverweige-
rung blockiert worden: die Be-
streitung der Tatsache, dass wir
in einer multikulturellen Gesell-
schaft leben und die Verwechs-
lung von Befund und Konzept.

Multikulturalität ist ein Be-
fund, eine zutreffende Beschrei-
bung des Zustands moderner
westlicher Gesellschaften – ein
Konzept zur Selbstverständi-
gung und Orientierung solcher

Essay

Wir sind wir
Der Weg von der Migration
zur Integration führt über
Kultur
(SZ vom 20. Dezember 2007)
Es gab Zeiten in Deutschland, da
reichte das fröhliche Bekenntnis
zu einer multikulturellen Gesell-
schaft als Nachweis der Weltof-
fenheit, Toleranz und Moderni-
tät völlig aus. Die Zeiten haben
sich geändert – und die Debat-
ten auch. Dabei geht es nicht um
eine gegen den Islam gerichtete,
„geistige Aufrüstung“, wie kürz-
lich Navid Kermani in dieser
Zeitung geschrieben hat.

Es handelt sich vielmehr um
die kaum noch bestrittene Ein-
sicht, dass unsere Gesellschaft,
wie jede andere Gesellschaft
auch, ein Mindestmaß an ge-
meinsamen Überzeugungen und
Orientierungen braucht, ohne die
sie ihren inneren Zusammenhalt
nicht bewahren und die politi-
sche Legitimation für den Gel-
tungsanspruch ihrer Normen,
ihrer Gesetze, ihrer Entscheidun-
gen nicht aufrechterhalten kann.

Ohne Gemeinsamkeit erträgt
eine Gesellschaft auch keine
Vielfalt. Wie notwendig dies ist,
führt uns der in dieser Woche
veröffentlichte Bericht der Inte-
grationsbeauftragten der Bun-
desregierung vor Augen: 15
Millionen Menschen, die in
Deutschland leben, haben das,
was – nicht sehr integrations-
freundlich – als „Migrations-
hintergrund“ bezeichnet wird,
darunter 3,3 Millionen Muslime.
Diese Menschen stellen inzwi-
schen ein Fünftel unserer Ge-
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tums weder zu erklären noch zu
verstehen – ebenso wenig aller-
dings ohne die Aufklärung und
ihren Beitrag zur Trennung von
Staat und Kirche. Auch der Is-
lam hat unsere Kultur keines-
wegs erst in jüngster Zeit beein-
flusst. Acht Jahrhunderte waren
die Muslime in Spanien; sie ha-
ben bedeutende Teile der Philo-
sophie der griechischen Antike
für das europäische Gedächtnis
bewahrt und tradiert und so ei-
nen wichtigen Grundstein für
das moderne Europa gelegt.

Dessen Kultur zeichnet sich
nach meiner persönlichen Über-
zeugung im Kern durch eine ein-
zigartige Verbindung von Glau-
be und Vernunft, ihrer wechsel-
seitigen Begründung wie Relati-
vierung und, – als Folge dieser
Verbindung – durch den Verzicht
auf absolute Wahrheiten als Le-
gitimation für verbindliche po-
litische Entscheidungen aus. Seit
der Aufklärung steht hinter je-
dem Anspruch auf absolute
Wahrheit nicht mehr der Punkt,
sondern das Fragezeichen. Und
jede Behauptung, etwas sei rich-
tig oder verbindlich, muss sich
mit diesem Zweifel auseinander-
setzen. Diese Verbindung von
Vernunft und Glaube, von Ein-
sichten und Orientierungen, von
Erkenntnissen und Überzeugun-
gen als korrespondierende Prin-
zipien individuellen und staatli-
chen Handelns ist für mich der
unaufgebbare, aber keineswegs
ein und für allemal gesicherte
Fortschritt unserer Zivilisation.
„Wer ist Wir?“ – „Wir!“, möch-
te ich auf diese Frage von Navid
Kermani antworten, wir alle je-
denfalls dann, wenn wir ernst-
haft eine gemeinsame Basis für

unser Zusammenleben entwik-
keln, vermitteln und fort-
schreiben wollen. Dazu bedarf es
des Dialogs. Deswegen ist das
Beste an der aktuellen Debatte
zur Leitkultur, dass sie endlich
stattfindet. Und je länger die
Debatte andauert, desto größer
wird die Übereinstimmung in
der Sache. Nur auf den passen-
den Begriff können wir uns nicht
einigen. Damit, meine ich, lässt
sich leben, besser jedenfalls als
mit dem umgekehrten Befund.

Norbert Lammert, MdB, ist seit
2005 Bundestagspräsident. Er
antwortet auf Navid Kennanis
Essay „Wer ist Wir?“ (SZ vom
7. Dezember 2007).

Gesellschaften ist sie aber ganz
gewiss nicht. Multikulturelle
Gesellschaften bedürfen im Ge-
genteil einer Leitkultur, denn sie
können ihre unvermeidlichen
Konflikte nur bewältigen, wenn
sie verbindlich wissen, was gilt.
Das romantische Missverständ-
nis von Multikulturalismus birgt
sogar die Gefahr einer Verwei-
gerung von Grund- und Men-
schenrechten aus falsch verstan-
denem Respekt vor kultureller
Differenz.

Kulturelle Werte und Orientie-
rungen entstehen nicht im luft-
leeren Raum. Die wichtigsten
Institutionen zur Bildung und
Vermittlung von gesellschaftli-
chen Werten und Orientierun-
gen sind die Religionen. Deren
Funktion wird durch fundament-
alistischen Eifer ebenso gefähr-
det wie durch die Indifferenz
gegenüber religiösen Überzeu-
gungen. Der zweite Irrtum ist in
unserem Kulturkreis zweifellos
weiter verbreitet, jedoch nicht
weniger gefährlich als der erste.
Nicht ohne Grund hat Jürgen
Habermas vor der „Gefahr einer
entgleitenden Modernisierung
der Gesellschaft“ gewarnt und
einen schonenden Umgang mit
den kulturellen Ressourcen an-
gemahnt, aus denen sich das
Normbewusstsein und die Soli-
darität von Bürgern speisen.

Es bleibt das Fragezeichen
Die für unsere Gesellschaft und
ihre Geschichte wichtigsten kul-
turellen Ressourcen sind zwei-
fellos die antike Philosophie, die
christlich-jüdische Tradition und
die Aufklärung. Unsere Kultur
mitsamt unserer Verfassung und
unserem politischen System ist
ohne den Beitrag des Christen-
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Aus der Arbeit
der Konrad-Adenauer-Stiftung

2008 – Bilder, Klänge, Literatur: Das KAS-
Engagement in der Kultur

Das Kulturjahr der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung stand vor allem
im Licht der Konsolidierung des
Trustee-Programms EHF 2010.
Das Programm, das an den Else-
Heiliger–Fonds EHF anschließt
und die Idee bürgerschaftlichen
Engagements für Kunst und Kul-
tur fortsetzt, ist weiter auf Er-
folgskurs. Nicht nur, dass neue
Mitglieder die Runde der mäze-
natisch tätigen Trustees berei-
chern – auch die alljährliche
Benefiz-Ausstellung zugunsten
des Programms endete mit ei-
nem Rekordergebnis. Die viel-
fältigen Aktivitäten stellen unter
Beweis, wie sehr sich die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung inzwi-
schen in der Kulturszene einen
Namen als nachhaltige Förderin
der Kultur gemacht hat, und zei-
gen darüber hinaus die hohe
identitätsstiftende Funktion: Die
Stipendiaten fühlen sich der Stif-
tung verbunden, die Trustees den
ausgewählten Künstlern und
dem KAS-Programm und alle
gemeinsam dem glaubwürdigen
Dialog zwischen Politik und
Kultur; kein Wunder also, dass
alle Trustees der alljährlichen
Einladung des Vorsitzenden,
Professor. Dr. Bernhard Vogel,
zum Dinner folgten.
Eine Selbstverständlichkeit war
es auch, dass sich die engagier-
ten Förderer des Fonds im Rah-
men der Kultur-Soirée anlässlich

des 60. Geburtstages von Bun-
destagspräsident Professor Dr.
Norbert Lammert in der ersten
Reihe des Forums in der Akade-
mie einfanden, um einem ganz
speziellen Ereignis beizuwoh-
nen. Ein exquisites Programm
versammelte Vertreter der bun-
desweiten Kulturszene, der Di-
plomatie und Mitglieder des
Deutschen Bundestages. Ge-
meinsam mit dem Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion, Volker Kauder, würdigte
Professor Dr. Bernhard Vogel in
diesem Kontext das Kulturenga-
gement des stellvertretenden
KAS-Vorsitzenden. Literatur-
Nobelpreisträger Imre Kertész,
die Schauspielerin Jutta Lampe,
der Tänzer Friedemann Kriener,
Countertenor Alex Nowitz und
der Konzertmeister der Kamme-
rakademie Potsdam, Peter Rai-
ner, ließen es sich nicht nehmen,
Lammert mit Lesung, Rezitati-
on, Tanz und Musik zu gratulie-
ren: Ein emotionaler Abend, der
das breitgefächerte Kulturpro-
gramm der KAS zur Begeiste-
rung aller dokumentierte.

Pünktlich zu diesem speziel-
len Anlass zeigte die Stiftung als
Voreröffnung die erste große
Einzelschau in Berlin mit Arbei-
ten der bildenden Künstlerin
Miwa Ogasawara. Zur offiziel-
len Eröffnung am folgenden

Abend, an dem Klangkunst-
Preisträger 2008, Johannes S.
Sistermanns – ebenfalls ein ehe-
maliger EHF-Stipendiat –, die
Künstlerin mit einer speziell
komponierten Klanginstallation
beschenkte, gab es dann kein
Halten mehr: Die Ausstellung
endete mit einem fast komplet-
ten Ausverkauf der ausgestellten
Werke.

Die Vorstellung der aktuellen
Stipendiaten des Else-Heiliger-
Fonds gehört in den festen
Kunstherbst-Kalender der Haupt-
stadt. Mit einer Ausstellung und
einem Programm, das Lesung,
Tanz und Musik umfasste, prä-
sentierte sich der Jahrgang 2008
in seiner ganzen Vielfalt.

Musikfachtagung
Zur festen Tradition ist auch die
Musikfachtagung geworden, die
sich am 29. Mai 2008 unter dem
Titel „Dialog? Integration? Mu-
sik!“ und unter der Regie von
Musikexperte Steffen Kampeter,
MdB mit der Frage der integrie-
renden, zusammenführenden
und identitätsstiftenden Kraft
von Musik beschäftigte. Die
Beauftragte der Bundesregie-
rung für Migration, Flüchtlinge
und Integration, Staatsministerin
Prof. Dr. Maria Böhmer, verwies
in einer viel beachteten Eröff-
nungsrede dabei auch auf das
bürgerschaftliche und bildungs-
politische Potenzial der kulturel-
len Vielfalt des Genres Musik.

Gleich zu Beginn des Jahres
strahlte die Stiftung besonders
glanzvoll. Im Rahmen einer fei-
erlichen Hommage ehrte die
KAS die große Ballerina Birgit
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Keil. Laudator Prof. Dr. h.c. Lo-
thar Späth und Bundestagsprä-
sident Prof. Dr. Lammert zollten
gemeinsam mit 400 Gästen und
standing ovations einer der gro-
ßen Tänzerinnen unserer Zeit
ihren Respekt. Frau Professor
Keil wurde nicht nur für Ihre
aktive Zeit, die Bühnengeschich-
te geschrieben hat, geehrt, son-
dern auch für beispielhaftes En-
gagement im Bereich der Nach-
wuchsförderung.

Literaturpreis in Weimar
Höhepunkt des Literaturjahres
2008 war die Verleihung des mit
15 000 Euro dotierten Literatur-
preises der KAS an Ralf
Rothmann in Weimar durch den
Vorsitzenden der Stiftung, Prof.
Dr. Bernhard Vogel im Weima-
rer Musikgymnasium. Der 1953
in Schleswig geborene und heu-
te in Berlin lebende Autor hat
bislang sechs Romane, drei Pro-
sa-, zwei Lyrikbände und einen
Essayband publiziert. Bei der
Ehrung hob Prof. Dr. Vogel, die
stilistische und kompositorische
Begabung des Erzählers Roth-
mann und seine Sensibilität für
Themen unserer Zeit hervor:
Familie und Autorität, Freiheit
und Verantwortung, Interkul-
turalität, religiöse Grundorien-
tierung. Auch der Ministerpräsi-
dent des Freistaats Thüringen,
Dieter Althaus MdL, würdigte
Rothmanns Überzeugung, dass
„Kultur den Alltag humanisiert“.
In ihren Laudationes hoben Dr.
Thomas Oberender, Leiter des
Schauspielprogramms der Salz-
burger Festspiele, und Matthias
Hartmann, künstlerischer Direk-
tor des Zürcher Schauspielhau-
ses und designierter Burgtheater-

Direktor, Ralf Rothmanns hohe
erzählerische Empathie für so-
ziale Lebenswelten, vor allem in
den Ruhrgebiet- und den Berlin-
Romanen, hervor. Der Preisträ-
ger bedankte sich mit einer Rede,
in der ein persönlicher Bezug zu
dem Namensgeber des Preises
ebenso eine zentrale Rolle spiel-
te wie der Freiheitsgedanke. Mit
Berufung auf Konrad Adenauer
votierte Rothmann entschieden
für eine freie Gesellschaft, zu der
auch „Transparenz des Staatswe-
sens“ gehöre. Musikalisch um-
rahmt wurde das Programm von
Schülerinnen und Schülern des
Musikgymnasiums Schloss Bel-
vedere.

Die Preisverleihung fand in
Anwesenheit zahlreicher Ehren-
gäste aus Politik und Kultur statt:
darunter der Bundestagspräsi-
dent und stv. KAS-Vorsitzender
Prof. Dr. Norbert Lammert, die
Thüringer Landtagspräsidentin
Prof. Dr. Dagmar Schipanski,
Mitglieder des Thüringer Kabi-
netts, MdBs, MdLs. Sie doku-
mentieren ebenso wie das weite
Presse-Echo die große politische
und öffentliche Bedeutung des
Literaturpreises der KAS. Der
Preisträger wird von einer Jury
unter dem Vorsitz von Prof. Dr.
Birgit Lermen (Köln) ermittelt.

„Dialog der Religionen“
Aktuellen Themen widmeten
sich die literarischen Reihen der
KAS: Bei dem V. Bonner „Dia-
log der Religionen“ ging es, u.a.
mit KAS-Preisträger Hartmut
Lange, um Spiritualität und Li-
teratur. In Bonn fand anlässlich
des 60-jährigen Bestehens des
Staates Israel die Soirée „Erin-
nerung ist eine Chance der Be-

gegnung“ (Helmut Kohl) mit
Bundesministerin a.D. Dr. Doro-
thee Wilms, dem Schriftsteller
Robert Menasse und Klezmerim
statt.

Autorenwerkstatt
Die Villa La Collina, Adenauers
ehemaliges Domizil am Comer
See, in der seit 1995 die Autoren-
werkstatt der Konrad-Adenauer-
Stiftung stattfindet, ist eine eu-
ropäische Begegnungsstätte von
Kultur und Politik. An der XIV.
Werkstatt nahmen 12 Schriftstel-
ler teil, zwei Germanisten und
die Literaturkritiker Dr. Sebasti-
an Kleinschmidt (Sinn und
Form), Ijoma Mangold (Süd-
deutsche Zeitung), Andreas
Öhler (Rheinischer Merkur).

Nach einem Vortrag von Prof.
Dr. Wolfgang Braungart (Uni-
versität Bielefeld) über die Hy-
pothek der Schönheit in unserer
Zeit der „Nicht mehr Schönen
Künste“ lasen die Autoren aus
unveröffentlichten Werken und
diskutierten über die Verantwor-
tung der Sprache, die gesell-
schaftliche Funktion der künst-
lerischen Ästhetik im techni-
schen Zeitalter und die kulturell-
literarische Aufwertung ethi-
scher Fragen. Es lasen u.a. KAS-
Preisträger Burkhard Spinnen,
KAS-Stipendiaten wie Jan Wag-
ner sowie eine Reihe erfolgver-
sprechender Debütanten wie
Reinhard Kaiser-Mühlecker, aus
unveröffentlichten Werken. Her-
vorhebenswert unter den Lesun-
gen waren die Deutschland- und
Europagedichte von Dieter M.
Gräf, Nancy Hünger und Uwe
Kolbe, die „Wende“-Geschich-
te von Katja Oskamp sowie die
Novelle von KAS-Literatur-
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preisträger Hartmut Lange, die
sich eindringlich mit dem Ver-
hältnis zwischen Ethik und Äs-
thetik auseinandersetzte.

Europakonferenz in Berlin
Mit 55 Germanistikprofessoren
und Studenten des Fachs aus 15
europäischen Ländern fand vom
12. bis zum 14. September in
Berlin die Auftaktveranstaltung
einer neuen Konferenzreihe
statt. Unter dem Titel „Zukunft
der Erinnerung – Zukunft der
europäischen Bildungsgesell-
schaft“ sprachen die Teilnehmer
drei Tage lang über die ethischen
und historischen Grundlagen
und die kultur- und bildungspo-
litischen Perspektiven deutscher
Sprache und Literatur im „Eu-
ropa der 27“. Und das vor dem
Hintergrund einer nicht nur
quantitativen Verschiebung des
Interesses an der Germanistik
von West nach Ost. Mit dieser
Auftaktveranstaltung, deren
Themen (Europäische Erinne-
rungskultur; Bildungs- und
Wissensgesellschaft in Europa;
Identität und Integration) aus ei-
ner Pilotkonferenz der KAS im
Herbst 2007 erwachsen sind,
schafft die Stiftung ein in seiner
Art exemplarisches Forum für
die europäische Germanistik, in
dem die Zukunftsaufgaben der
deutschen Sprache und Kultur
für eine europäische Identität
und die bildungspolitischen Per-
spektiven einer europäischen
Germanistik erörtert werden. Zu
den Mitwirkenden gehörten
Prof. Dr. Jürgen Barkhoff
(Trinity College), Prof. Dr.
Rüdiger Görner (University of
London), Prof. Dr. Bogdan
Mirtschev (Universität Sofia),
Prof. Dr. Jürgen Mittelstraß

(Universität Konstanz), Prof. Dr.
Barbara Naumann (Universität
Zürich), Prof. Dr. Walter
Schmitz (Dresden, Präsident des
Mitteleuropäischen Germanisten-
verbandes), Prof. Dr. Miroslaw
Ossowski (Universität Danzig)
u.a. In der Abschlussdiskussion
plädierten die Studierenden der
Germanistik für ein aktuelles
Deutschlandbild, das im Germa-
nistikstudium vermittelt werden
soll, um das Deutschland von
heute kennen zu lernen. Zudem
müsse es gelingen, mehr talen-
tierte Studenten für das Studium
von deutscher Sprache und Li-
teratur zu gewinnen. Auch bi-
oder trilinguale Graduierten-
Kollegs wie das deutsch-chine-
sische Kolleg in Göttingen sei-
en wünschenswert. Die Reihe
der KAS wird 2009 im Kreis der
europäischen Germanisten fort-
gesetzt.

Literatursymposium
in Berlin
Am 4. Dezember 2008 fand das
XII. Literarisch-Politisches Sym-
posium der Konrad-Adenauer-
Stiftung zum Thema „Literatur
als Kultur der Freiheit“ in der
Berliner Akademie der KAS
statt. Ausgangspunkt des Sym-
posiums ist Norbert Lammerts
Hinweis darauf, dass sich die
„Stärke der Freiheit“ als Grund-
wert der westlichen Leitkultur
die Frage gefallen lassen muss,
wie sicher sie im Angesicht von
globalem Fundamentalismus
und Terrorismus ist. Im Mittel-
punkt des Symposions stehen die
kulturellen Aspekte der Frei-
heitsidee: Freiheit als politisches
und kulturelles Postulat, als gei-
stiges Ideal, als individuelle und
soziale Verantwortung. Der Bo-

chumer Philosoph Walter
Schweidler sprach über Das
Schicksal der Freiheit in der
postsäkularen Gesellschaft, der
Göttinger Germanist Heinrich
Detering über Die Aporien der
literarischen Freiheit: Ernst
Jünger und Stephan Hermlin. In
einer Podiumsdiskussion wid-
meten sich KAS-Literaturpreis-
trägerin Herta Müller, Christoph
Böhr MdL u.a. der Freiheit des
Wortes als essentieller Voraus-
setzung für den literarisch-poli-
tischen Dialog. Beschlossen
wurde das Symposium mit einer
Lesung von Julia Franck (Ro-
man „Die Mittagsfrau“).

An dem Symposium nahmen
über 30 Studierende der Germa-
nistik teil, darunter Doktoranden
aus der Promotionsförderung der
KAS, mit denen (bis zum 8.12.)
das themengleiche Theatersemi-
nar der Stiftung stattfand.

Information: Dr. Hans-Jörg Clement,
Leiter Kultur der KAS / Prof. Dr.
Michael Braun, Leiter Literatur der
KAS.

8. Potsdamer Gespräch
zur Kulturpolitik
Das diesjährige wieder sehr gut
besuchte 8. Potsdamer Gespräch
zur Kulturpolitik fand unter
Leitung von Prof. Dr. Norbert
Lammert, Präsident des Deut-
schen Bundestages und Stv. Vor-
sitzender der KAS, vom 26. bis
27. September 2008 statt. Zum
aktuellen Stand der Kulturpoli-
tik in Bund, Ländern und Kom-
munen sprachen und diskutier-
ten Bernd Neumann, MdB,
Staatsminister bei der Bundes-
kanzlerin und Beauftragter der
Bundesregierung für Kultur und
Medien, Wolfgang Börnsen,
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MdB,Vorsitzender der Arbeits-
gruppe für Kultur und Medien
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion, Prof. Monika Grütters,
MdB, Mitglied des Ausschusses
für Kultur und Medien im Deut-
schen Bundestag, Prof. Dr. Jo-
hanna Wanka, MdL Ministerin
für Wissenschaft, Forschung und
Kultur des Landes Brandenburg,
Hans-Heinrich Grosse-Brock-
hoff, Staatssekretär für Kultur
des Landes Nordrhein-Westfalen
und Ulf Großmann, Bürgermei-
ster der Stadt Görlitz.

Der inhaltliche Schwerpunkt
lag 2008 auf dem Thema „Bi-
bliotheken. Dazu nahmen  Dr.
Thomas Bürger, Generaldirektor
der Sächsischen Landes-
bibliothek. Staats- und Univer-
sitätsbibliothek Dresden, Barba-
ra Lison, Sprecherin Bibliothek
und Information Deutschland.
Bundesvereinigung Deutscher
Bibliotheks- und Informations-
verbände e.V., Elke Scheid, Di-
rektorin der Stadtbücherei
Wittlich, Ute Schwens, Direkto-
rin der Deutschen Nationalbi-
bliothek und Jörg Schwäblein,
MdL, Kulturpolitischer Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion Thü-
ringen Stellung. Die abendliche
Lesung gestaltete KAS-Lite-
raturpreisträger Ralf Rothmann.

„Der Bericht der Enquete-
Kommission Kultur in
Deutschland: Schwerpunkt
Kulturelle Bildung“
Im Dezember 2007 wurde der
Bericht der Enquete-Kommissi-
on „Kultur in Deutschland“ ver-
öffentlicht. Damit verband sich
nicht nur eine erste umfassende
Bestandsaufnahme der kulturel-

len Landschaft in Deutschland,
damit verband sich auch eine
Fülle von Handlungsempfehlun-
gen für eine nachhaltige und zu-
kunftsgerichtete Kulturpolitik.
Eine zentrale Grundlage für eine
solche Kulturpolitik ist kulturel-
le Bildung. Daher lag auch ein
besonderer Schwerpunkt der Ar-
beit der Enquete-Kommission
auf der kulturellen Bildung, zu
deren Verbesserung sehr konkre-
te Vorschläge entwickelt wur-
den. Denn, so der Kommissions-
bericht, (es) „klaffen Sonntags-
reden und Alltagshandeln dabei
fast nirgendwo so eklatant aus-
einander wie in der kulturellen
Bildung. Führende Akteure aus
allen Gesellschaftsbereichen zö-
gern nicht, sich immer wieder zu
der Bedeutung der kulturellen
Bildung für den Einzelnen und
die Gesellschaft insgesamt zu
bekennen, konkrete Folgen für
die Praxis der kulturellen Bil-
dung bleiben hingegen immer
noch zu häufig aus.“

Dazu verans ta l te te  d ie
Konrad-Adenauer-Stiftung
am 16. Oktober 2008 in der Aka-
demie in Berlin eine Fach-
konferenz, die Gelegenheit bot,
das Thema „kulturelle Bildung“,
ihre Situation und ihre Perspek-
tiven zu erörtern.

Es sprachen und debattierten
Wolfgang Börnsen (Bönstrup),
MdB, Kultur- und medien-
politischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Chri-
stian Höppner, Generalsekretär
des Deutschen Musikrates, Git-
ta Connemann, MdB, Prof. Mo-
nika Grütters, MdB, Prof. Dr.
Max Fuchs, Präsident des Deut-
schen Kulturrates, Josef Kraus,
Präsident des Deutschen Lehrer-

verbandes. Die einleitende
Hauptrede hielt Kulturstaats-
minister Bernd Neumann, MdB:

Über kulturelle Bildung zu re-
den ist wichtig, denn sie ist die
Grundlage dafür, dass sich die
Menschen in Deutschland aktiv
an der Gestaltung unserer Ge-
sellschaft beteiligen können.
Kulturelle Bildung ist eine Schu-
le der Toleranz, indem sie Werte
vermittelt und Verstehen ermög-
licht. Darum begrüße ich die
heutige Veranstaltung der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung sehr.

Über kulturelle Bildung nur zu
reden, ist im gewissen Sinn aber
auch müßig, denn wir haben in
Deutschland bereits zahlreiche
Initiativen, wir haben Gesetze,
Richtlinien und Empfehlungen.
Die kulturelle Bildung krankt in
Deutschland nicht am Mangel an
Theorie, sondern schlicht am
Mangel an ihrer systematischen
Anwendung. Theoretisch haben
alle Kinder in deutschen Schu-
len Kunst- und Musikunterricht,
praktisch aber sieht es so aus,
dass gerade die künstlerisch-
musischen Stunden besonders
häufig ausfallen. An vielen
Schulen müssen sich die Kinder
sogar zwischen Kunst- und Mu-
sikunterricht entscheiden oder
die Fächer werden nur noch
„epochal“, also abwechselnd im
Jahresturnus unterrichtet. Die
bittere, dennoch leider völlig
zutreffende Analyse von Profes-
sor Hans-Günther Bastian, nach-
zulesen im Bericht der Enquete-
Kommission des Bundestages
„Kultur in Deutschland“, lautet
denn auch: „Die Schüler müssen
– ästhetisch gesehen – wählen
zwischen einem Jahr Taubheit
und einem Jahr Blindheit“. Die
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Verkürzung der eit trägt zur Ver-
schärfung der unbefriedigenden
Situation zusätzlich bei.
Sicher wird der eine oder ande-
re unter uns seinen Musikunter-
richt nicht in allerbester Erinne-
rung haben. Notenlesen, Block-
flöte spielen und Singen sind
nicht jedermanns Sache. Doch
dieser Unterricht hat bei vielen
ein Fundament für das Verstehen
von Musik gelegt, auf das man
aufbauen kann. Dieses Funda-
ment zu legen ist auch das An-
liegen des großen Projekts „Je-
dem Kind ein Instrument“, das
die von meinem Haus getragene
Kulturstiftung des Bundes ge-
meinsam mit dem Land NRW
finanziert. Das große Ziel: Alle
200 000 Grundschulkinder im
Ruhrgebiet sollen ein Instrument
erlernen können.

Dafür stellen mein Haus und
Nordrhein-Westfalen insgesamt
jeweils 10 Millionen Euro für
den Zeitraum von 2007 bis 2010
zur Verfügung, dazu kommen
von Seiten des Landes noch über
5 Millionen für den Pflicht-
unterricht der Erstklässler. Wei-
tere 15,6 Millionen kommen aus
Elternbeiträgen, von den Kom-
munen und von privaten Spen-
dern. Das Forschungsministeri-
um hat bis zu 4 Millionen Euro
für die Erforschung der indivi-
duellen und sozialen Auswirkun-
gen des Programms zugesagt.
Ende August konnte ich gemein-
sam mit dem Bundespräsidenten
und mit Ministerpräsident
Rüttgers den ersten Grundschü-
lern in Gelsenkirchen ihr
Wunschinstrument überreichen.
Ein Jahr hatten diese Kinder
Noten gelernt und sich theore-
tisch mit der Musik beschäftigt.

Das hat Ängste und Schwellen
abgebaut, die jeder kennt, der
zum ersten Mal ein Notenblatt
sieht oder ein Instrument in Hän-
den hält.

Projekte wie „Jedem Kind ein
Instrument“ machen Mut – aber
sie zeigen auch die Lücken auf,
die wir leider in Deutschland
beklagen müssen. Die Enquete-
Kommission hat einen ganzen
Katalog an konkreten Hand-
lungsvorschlägen und Maßnah-
men zusammengestellt, auf die
sicher in der heutigen Podiums-
diskussion detailliert eingegan-
gen wird. Naturgemäß – denn
Bildung ist Ländersache – rich-
ten sich die Handlungsempfeh-
lungen in erster Linie an die Län-
der und Kommunen. Doch vor
dem Hintergrund der offenkun-
digen Mängel sieht auch der
Bund seine nationale Mitverant-
wortung für die kulturelle Bil-
dung, die wir wahrnehmen. Pro-
jekte mit Bundesbeteiligung ha-
ben Pilotfunktion und unsere
Einrichtungen können Beispiel
gebend wirken. Nicht zuletzt ko-
operieren wir mit den Bundes-
ländern, um die vielfältigen Ak-
tivitäten im Land besser zu ver-
netzen. Wir benötigen eine fun-
dierte Vermittlungsarbeit schon
deshalb, weil wir auch morgen
ein Publikum, weil wir auch
morgen Künstler und Kreative
brauchen. Es ist doch letztend-
lich so, dass wir für dieses Pu-
blikum, dass wir für die Künst-
ler und kreativen Köpfe von
morgen unsere Museen und Bi-
bliotheken, unsere Theater und
Opernhäuser erhalten. Es ist eine
schreckliche Vorstellung, dass
uns die nächste Generation fra-
gen könnte, wozu man all’ die

teuren Einrichtungen braucht,
weil ihr der Zugang zu unserem
kulturellen Erbe fehlt.

Der Bund kann keine Musik-
schulen fördern oder Kunstschu-
len einrichten und unterhalten.
Für den Bund sehe ich deshalb
im Wesentlichen übergreifende
Aufgabenfelder in der kulturel-
len Bildung. Dabei sind räumlich
begrenzte Pilotprojekte wie
„Netzwerk Neue Musik“ oder
„Jedem Kind ein Instrument“
von großer Bedeutung, denn sie
regen bundesweit zur Nachah-
mung an. Ganz zentral sind auch
die großen, deutschlandweiten
Initiativen wie „Vision Kino“.
Dieses Netzwerk für Film- und
Medienkompetenz organisiert
seit 2005 gemeinsam mit den
Einrichtungen der Länder
Schulkinoprojekte, die in diesem
Jahr über 470 000 Schülerinnen
und Schüler erreicht haben. Be-
gleitet werden die Veranstaltun-
gen von zahlreichen Fortbildun-
gen und Seminaren für Lehrerin-
nen und Lehrer, um das Funda-
ment für die Vermittlungsarbeit
zu legen. Dazu dienen auch die
zahlreichen Lehrmaterialien die
Vision Kino gemeinsam mit
Partnern auf Bundes- und Lan-
desebene für einzelne Spielfilme
erarbeitet.  „Vision Kino“ ist ein
wichtiger Baustein für den Er-
halt des Kinos als Kulturort und
die Vermittlung von kultureller
Filmbildung. Wir unterstützen
diese Arbeit mit rund 500 000
Euro jährlich.

Ohne die Hintergrundinfor-
mationen aus Zeitungen und
Zeitschriften, ohne Reflexion
des eigenen Standorts in der Ge-
sellschaft ist kaum Kulturver-
ständnis möglich. Eine erst kürz-
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lich von Allensbach durchge-
führte Studie  zeigt, dass zwi-
schen den Jahren 2000 und 2008
die Quote der Zeitungsleser bei
den 14- bis 29-jährigen von 54
auf 41 % zurückgegangen ist.
Damit einher geht ein wachsen-
des Desinteresse an kulturellen
und politischen Themen. Das ist
symptomatisch. Die „Nationale
Initiative Printmedien“ meines
Hauses will diesen alarmieren-
den Tendenzen entgegenwirken.
Ich bin überzeugt, dass Zeitung-
lesen grundlegend für die Ent-
wicklung einer reifen, mündigen
Persönlichkeit ist. Um das Be-
wusstsein von Kindern und Ju-
gendlichen für die Bedeutung
des Zeitungslesens zu schärfen,
schreibt die Nationale Initiative
Printmedien jährlich einen gro-
ßen Schulwettbewerb aus. Noch
bis zum 31. Januar 2009 können
sich Schulklassen oder freie Ju-
gendgruppen mit ihren Arbeiten
zum Thema „Mein Land
Deutschland – 60 Jahre Bundes-
republik“ bewerben.

Wir dürfen jedoch auch die di-
gitalen Medien nicht vergessen,
die die Welt  der Heranwachsen-
den heute so stark bestimmen. Es
hat keinen Sinn davor die Au-
gen zu verschließen. Darum
haben wir gemeinsam mit gro-
ßen Medienunternehmen in
Deutschland das „Netz für Kin-
der“ geschaffen, das Kindern ei-
nen sicheren Surfraum bietet. So
können Kinder den Umgang mit
dem Internet lernen, ohne durch
bedenkliche Inhalte gefährdet zu
werden. Auch für die Eltern ist
das eine große Entlastung. Der
„Computerspielepreis“ schließ-
lich, den wir zusammen mit der
Spiele-Branche vergeben wer-

den, soll die Entwicklung päd-
agogisch wertvoller und an-
spruchsvoller Spiele fördern.
Neben diesen Projekten kann
mein Haus aber auch wirksame
Hilfe bei der Vernetzung von
lokalen und regionalen Akteuren
leisten. Wir haben vor knapp ei-
nem Jahr dazu eine Veranstal-
tung im Jüdischen Museum hier
in Berlin durchgeführt. Derzeit
sind wir mit den Ländern im
Gespräch, wie konkrete weitere
Pläne aussehen können.

Wir stehen auch mit unseren
europäischen Partnern und ins-
besondere Frankreich und Polen,
wo kulturelle Bildung derzeit
ebenfalls Priorität hat, im inten-
siven Dialog. Bereits beim vor-
letzten Deutsch-Französischen
Ministerrat 2007 haben meine
französische Amtskollegin Chri-
stine Albanel und ich durch den
Besuch des Jugend-Kunst- und
Kulturzentrums „Schlesische
27“ in Berlin deutlich gemacht,
wie wichtig uns dieses Anliegen
ist. Die Europäische Kommissi-
on hat kürzlich eine Arbeitsgrup-
pe eingerichtet, an der mein
Haus mitwirkt. Mit dem Rats-
arbeitsplan Kultur 2008 - 2010
hatten zuvor die europäischen
Kulturminister das Thema auch
in Brüssel auf die Agenda ge-
bracht. Ich setze mich stark da-
für ein, dass dem Informations-
austausch auch konkrete euro-
päische Projekte der kulturellen
Bildung folgen. Damit den Wor-
ten Taten folgen, arbeiten wir
derzeit daran, die durch mein
Haus geförderte Stiftung Gens-
hagen verstärkt auf dieses Ziel
auszurichten. Die Stiftung, die
bereits bislang im Weimarer
Dreieck deutsch-französisch-pol-

nische Veranstaltungen durch-
führt, wird derzeit reformiert.
Dieser Prozess ist noch nicht
abgeschlossen. Mein Wunsch
ist, künftig aus Genshagen eine
Plattform für kulturelle Bildung
und Kulturvermittlung im
trilateralen und europäischen
Kontext zu machen.

Bewusst nimmt der BKM
auch seine Verantwortung als
Vorbild wahr, das wir mit unse-
ren eigenen Einrichtungen bun-
desweit geben können. In die
Zuwendungsbescheide an die
von uns geförderten Einrichtun-
gen haben wir seit Frühjahr die-
ses Jahres einen Passus aufge-
nommen, der die kulturelle Bil-
dung als ein Kriterium für die
Mittelvergabe fordert. Dies ent-
spricht auch dem Vorschlag der
Enquete-Kommission, Kultur-
einrichtungen, die öffentliche
Mittel erhalten, für die Vermitt-
lung von kultureller Bildung
stärker in die Pflicht zu nehmen.
Ich hoffe, dass viele weitere Zu-
wendungsgeber im ganzen Land
die Vermittlung als conditio sine
qua non bei der Zusage von För-
dermitteln aufnehmen. Doch
Fördern allein reicht nicht, auch
Kontrolle muss sein. Darum set-
ze ich mich dafür ein, dass kul-
turelle Bildungsarbeit regelmä-
ßig evaluiert wird. Im übrigen
denken wir derzeit auch über
eine Auszeichnung für vorbild-
liche kulturelle Vermittlungs-
arbeit nach.

Die Aktivitäten meines Hau-
ses auf dem Gebiet der kulturel-
len Bildung sind also vielfältig.
Ich denke, dass nur eine solche
Vielfalt an Initiativen und kon-
kreten, praktischen Hilfestellun-
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gen die Umsetzung der kulturel-
len Bildung wirklich voran-
bringt. Denn Theorien zur kul-
turellen Bildung haben wir
schon genug. Darum bin ich
auch nicht dafür, einen institu-
tionellen ‚Supertanker’ ‚Bundes-
zentrale für kulturelle Bildung’
zu schaffen, den die Enquete-
Kommission vorgeschlagen hat.
Wir müssen die Praxis der kul-
turellen Bildung in Deutschland
stärken und fördern – doch nicht
zentralisieren.

Dies kann auch nicht im Sin-
ne der Länder und Kommunen
sein, die nach wie vor die kultu-
relle Bildung in Deutschland tra-
gen. Wir können nur helfen, in-
dem wir mit unserer Politik und
unserer Förderung ein Umfeld
schaffen, in dem Kunst Wert-
schätzung erfährt und sich ent-
falten kann.

Wir brauchen Kunst und Kul-
tur für die Gestaltung der Zu-
kunft unseres Landes – ohne kul-
turelle Bildung würden wir Ge-
fahr laufen, dieses Potenzial un-
seres Landes zu verlieren. Kul-
turelle Bildung geht deshalb uns
alle an, sie ist eine klassische
Querschnittsaufgabe. Kompe-
tenzrangeleien bringen uns nicht
weiter. Darum zähle ich auf die
Zusammenarbeit mit den Län-
dern und Kommunen und mit
Kultureinrichtungen im ganzen
Land. Die überaus positiven
Rückmeldungen ermutigen uns,
den eingeschlagenen Weg wei-
ter zu beschreiten.

Jörg-Dieter Gauger, Hermann
Wilske (Hg.),Bildungsoffensive
Musikunterricht (Freiburg 2007)

Die kulturelle Bildung in
Deutschland, so bekannte un-
längst der Bundestagspräsident
Norbert Lammert, sei in einem
„lausigen Zustand“. Für die
Schulmusik gibt es Zahlen, die
diesen Zustand deutlich machen:
Bis zu 90% des Unterrichts an
Grundschulen und 40% an den
Gymnasien dieser Republik fal-
len aus oder werden fachfremd
unterrichtet kein anderes Schul-
fach, das mit derart problemati-
schen Rahmenbedingungen zu
kämpfen hätte. Die vorliegende
Publikation stellt Inhalte und
Voraussetzungen des Musikun-
terrichts in den Mittelpunkt und
bietet damit zugleich ein Forum
für Diskussionen um die zukünf-
tige Ausrichtung des Faches. In
ihr geht es insbesondere um den
Bildungsauftrag des Schulfaches
Musik, um die ureigenen Inhal-
te des Musikunterrichts. Dies er-
scheint um so vordringlicher, als
angesichts reduzierter Stunden-
anteile des Musikunterrichts das
Bewusstsein um die Bedeutung
des musikalischen Erbes zuneh-
mend zu schwinden droht.

Information: Prof. Dr. Jörg-Dieter
Gauger, Koordinator Bildungs- und
Kulturpolitik, HA „Politik und
Beratung“

Letzte Meldungen

Seite 32 / Sichtbares Zeichen
Zum „Sichtbaren Zeichen“ noch
die Würdigung in der FAS
vom7. Dezember 2008:

„Erst Anfang dieses Jahres
setzte sich Bundeskanzlerin An-
gela Merkel damit durch, dass
ein staatlicher Gedenkort zum
Vertreibungsgeschehen selbst-
verständlich nicht ohne Vertre-
ter der Vertriebenenorganisation
eingerichtet werden könne. Seit-
dem kann mit Polen wieder über
Dinge gesprochen werden, die
beide Länder wirklich voran-
bringen: gemeinsame europa-
politische Initiativen, Freizügig-
keit für Arbeitnehmer, die neue
Ostpolitik. Wie schön. Und
Deutschland kann nun zeigen,
dass es auch ohne fremde Hilfe
in der Lage ist, den Verlust des
deutschen Ostens so zu doku-
mentieren, dass die Opfer ver-
söhnt werden und die einstigen
Gegner keinen Grund haben,
Anstoß zu nehmen.“

Seite 62 / Berliner Schloss:
zu teuer
Dass der preisgekrönte Stella-
Entwurf für das Berliner Schloss
den Kostenrahmen von 552 Mio
Euro sprengen könnte, das
scheint man erst nach der Ent-
scheidung vom 28. November
gemerkt zu haben (Tagesspiegel
vom 17. Dezember 2008). Jetzt
muss wieder abgespeckt werden.

Seite 62 / Hamburg
Zur Zukunft der Hamburger
Elbphilharmonie s. auch den
kritischen Bericht im General-
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Anzeiger vom 29. Dezember
2008: „Der Albtraum“.

Seite 63 / NRW
Letzter Stand in der Vorberei-
tung zur Kulturhauptstadt
Ruhrgebiet 2010 im General-
Anzeiger vom 29. Dezember
2008: „Große Pläne, leere Kas-
sen“.

Die Kunststiftung Nordrhein-
Westfalen hat in diesem Jahr
rund 6,7 Millionen Euro für 227
Kulturprojekte ausgegeben. Da-
von flossen rund 2,2 Millionen
Euro in 73 Projekte der Bilden-
den Kunst, teilte die Stiftung mit.
In den Bereich Musik gingen 2,3
Millionen Euro für 66 Projekte.
22 Theatervorhaben erhielten
970 000 Euro, und 36 Tanz-
projekte wurden mit rund 720 000
Euro unterstützt, hieß es als Jah-
resbilanz der Stiftung. Für 30
Literaturprojekte wurden rund
550 000 Euro zur Verfügung ge-
stellt (General-Anzeiger Bonn
vom 24. Dezember 2008).

Seite 71 / Was ist Kunst, was
Kultur?
Unter der Überschrift: „Das ist
ein Flöten und Geigen! würdigt
Klaus Harpprecht in der FAZ
vom 30. Dezember 2008 die
Realität und die die Vitalität der
deutschen Kulturszene:

„Unsere Realität: Seit der Er-
findung der elektronischen Me-
dien werden entgegen allen Vor-
aussagen mehr Bücher geschrie-
ben, gedruckt, gekauft, vielleicht
auch gelesen denn jemals zuvor
- nein, keine E-Bücher, sondern

alte zum Anfassen. … Die fro-
heste Botschaft aber, die unsere
Furcht vor dem vermeintlich
unaufhaltsamen Kulturschwund
zähmen könnte, boten die Stati-
stischen Ämter des Bundes und
der Länder mit einem Dutzend
lakonischer Auskünfte, die in
dürren Worten und nüchternen
Zahlen anzeigen, dass in
Deutschland das kulturelle Le-
ben womöglich niemals üppiger
gedieh als in dieser - am Ende
doch nicht völlig verfinsterten -
Epoche. Wer hätte gedacht, dass
in der Bundesrepublik die 13 700
Bibliotheken im Jahre 2006
nicht weniger als 434 Millionen
Entleihungen verbuchten? Jeder
unserer Mitbürger borgte 5,3
Bücher „oder andere Medien-
produkte“ aus - in Hamburg
neun pro Kopf (im Saarland aber
- Lafontaines Erbschaft – nur
2,1). Im gleichen Jahr 2006 wur-
den insgesamt 102,6 Millionen
Museumsbesuche gezählt - in
Berlin allein mehr als 12 Millio-
nen (dank der Touristen), das
Pergamon-Museum das erste,
das Jüdische Museum immerhin
das zweite in der Rangliste. Die
Theatersaison 2005/2006 ver-
merkte 34,8 Millionen Besucher
(obwohl die Tendenz „leicht
rückläufig“ zu sein scheint, ver-
mutlich dank eines wachsenden
Überdrusses an den so dauerhaft
pubertären Phantasien des soge-
nannten „Regie-Theaters“). Die
Zahl der Kinobesuche (137 Mil-
lionen) stieg nach der langen
Phase des Niedergangs wieder
um zwei Millionen an.

Jeder fünfzigste Deutsche ist
Mitglied eines Chores -1,6 Mil-
lionen Landsleute insgesamt
(davon freilich nicht alle „ak-
tiv“). …  In der gesamten Repu-

blik lernen 900 000 junge Leute
in einer der 924 öffentlichen
Musikschulen ein Instrument. …

Dennoch ist zu vermuten, dass
die Musik des Abendlandes im
Begriff ist, nach Ostasien auszu-
wandern, zumal nach Südkorea
und Japan, wo die Hausmusik zu
blühen beginnt wie einst im
deutschen Bürgertum des neun-
zehnten Jahrhunderts. … Wir
brauchen in der Tat nicht lange
zu rätseln, wo in der Zukunft die
großen Orchester zu Haus sein
werden.
…

Das Bild der kulturellen Un-
ternehmungen könnte im näch-
sten Jahr etwas dürftiger sein,
angesichts des Finanzdebakels
würde das niemand wundern.
Und doch ist die Bundesrepublik
nicht im Begriff, als Kulturwüste
zu vertrocknen. Niemals zuvor
wurde, wenn wir uns nicht irren,
Kunst in solch üppigen und ori-
ginellen Varianten unters Volk
gebracht, oft genug in den ent-
legensten Winkeln der Republik.
Der Kulturföderalismus - das
kostbarste Erbe unserer zerklüf-
teten Geschichte - lebt in unge-
brochener Vitalität fort und fort:
die schöne Hinterlassenschaft
des Feudalismus, die wir in
Wahrheit den Frondiensten der
Arbeiter und den Steuergeldern
der Bürger verdanken. Das Erbe
nährt die Künstler, die Kultur-
arrangeure, die produktiven Gei-
ster zehntausend-, wenn nicht
hunderttausendfach.

Die kulturelle Vitalität ist
überdies ein permanenter Appell
an die Phantasie, an die Lust, an
die Trauer und die Melancholien
(wie es nicht anders sein kann),
vor allem aber an das Verlangen
nach Glück, dem die deutschen
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Kulturpessimisten und intellek-
tuellen Chiliasten so tief miss-
trauen. Die Millionen, die in der
gelebten Kultur Anregung, Trost,
ja Freude und Erfüllung suchen,
kümmern sich nicht weiter dar-
um. Manchmal lachen sie die
Klein-Apokalyptiker einfach
aus. Von denen gilt womöglich
noch immer, was Clemenceau
(ausgerechnet) den Deutschen
nachgesagt hat: dass sie das Le-
ben nicht liebten. Die Mehrheit
unserer Landsleute haben es zu
lieben gelernt: Unsere Nachbarn
atmen auf. Sie halten es für mög-
lich, dass sie Glück mit uns ha-
ben.“

Seite 80 / Freiheits- und
Einheitsdenkmal
Dass uns bei der Umsetzung des
Freiheits- und Einheitsdenk-
mals ein neuer Mahnmalstreit
ins Haus steht, unterstellt der
Spiegel 50/2008: „Wir sind das
Denkmal“.

Seite 94 / Nationalkultur
Zum Verhältnis von Bundesau-
ßenminister Frank-Walter Stein-
meier zur Kultur s. den großen
Beitrag in der FAS vom 21. De-
zember 2008: „Die Kultur des
Kandidaten“, der wie folgt resü-
miert: „Kultur ist eine Frage der
Sprache, und im Grunde ist das
Steinmeiers Problem. Er will
nicht raus aus dem restringierten
Code der politischen Rede. Er ist
ein Mann des Dialogs, aber kein
Jongleur, kein Visionär, kein
Freund der Transgression. …

Kultur interessiert ihn. Aber er
geht in der Begegnung mit ihr
kein Risiko ein, will sich ihr
nicht hingeben, bleibt lieber in

seinem Korsett. Für einen Au-
ßenminister reicht das. Von ei-
nem Kanzlerkandidaten der SPD
will man mehr.“

Seite 98/ Raubkunst
Ein Bericht über die am 12. De-
zember 2008 von Kulturstaats-
minister Bernd Neumann und
Hermann Parzinger eröffneten
Tagung zu 10 Jahre „Washing-
toner Erklärung“ in der FAZ
vom 13. Dezember 2008: „Ber-
liner Tagung über Raubkunst“.

Seite 108 / Zitate
„Das deutsche Modell ist das
absolut beste. Man muss es
rabiat verteidigen“
Pamela Rosenberg, Intendantin
der Berliner Philharmoniker
über die 90-prozentige deutsche
Kulturförderung im Vergleich
zum amerikanischen Sponso-
ring-System, der in der Finanz-
krise wegbricht, lt. ZEIT vom 13.
November 2008 („In der Finanz-
krise droht Amerikas Kulturle-
ben abzustürzen“).

Seite 112 / Zeitschriften und
Publikationen

Heft 122 III/2008 der Kultur-
politischen Mitteilungen wid-
met sich dem Schwerpunkt:
„Aktivierender Kulturstaat und
Kulturwirtschaft“ mit Beiträgen
u.a. von Oliver Scheytt und An-
dreas Wiesand und enthält u.a.
eine Würdigung von „Zehn Jah-
re BKM“ von Bernd Wagner.

Heft 123 IV/2008 geht auf den
Schwerpunkt: „Integration –
Interkultur – Diversity“ u.a. mit
einen Beitrag von Claus
Leggewie, bietet einen Artikel

Hinweis der
Redaktion

Da wir im Rahmen unserer
Presseschau möglichst vie-
le Zeitschriften, Presseer-
klärungen, Resolutionen
etc. auswerten und aufneh-
men wollen, bitten wir auch
in dieser Nummer um ent-
sprechende Zusendung.

Damit verbinden wir unse-
ren herzlichen Dank für die
gute Resonanz auf diese
Bitte in der vorangegange-
nen Ausgabe.

Zugleich möchten wir beto-
nen, dass Meldungen in der
Presse nicht überprüft wer-
den können und Berichte
und Diskussionsbeiträge
nicht mit der Redaktion oder
der Stiftung zu identifizieren
sind.  Vielmehr ist es unser
Ziel, die öffentliche Debat-
te und ihre Themen mög-
lichst umfassend, freilich
auch pointiert zu dokumen-
tieren.

von Bernd Neumann „Kultur
schafft Werte“ und zum Ersten
Kulturbericht des Landes NRW
von Norbert Sievers.

* Heft 4/Dezember n2008 der
„kultur politik“, hg. vom Bun-
desverband Bildender Künstle-
rinen und Künstler, enthält als
Titelthema eine neue Umfrage
zur sozialen und wirtschaftlichen
Situation.


